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FILITIITT 


Mit dem Sturze Bach's treten wir in jene Periode der öſter— 
reichiſchen Geſchichte, auf die Aeſchylus' Vers im „Prometheus“ 
volle Anwendung findet: 

Anjetzt in der That, nicht mehr nur im Wort 

Auf ſchwankte der Grund. 

Gerade ein Jahr iſt verfloſſen, ſeit wir am Tage der Reichs— 
rathseröffnung nach Hohenwart's Sturze das Wiedereintreten in 
verfaſſungsmäßige Bahnen im Vorwort zum erſten Bande mar— 
kiren konnten. Unter dem Zwange, der herannahenden Weltausſtel— 
lung kein Hinderniß zu bereiten, iſt man in den Erblanden wirklich 
zwölf Monate bei der Stange geblieben. Das Programm der 
Thronrede vom 28. December 1871 ward mindeſtens infofern feſt— 
gehalten, als die Wahlreform, die das Parlament von den Land— 
tagen lostrennen ſoll, ſoeben eingebracht iſt. Freilich ſcheint man 
zur Entſchädigung dafür die gleichfalls verheißenen confeſſionellen 
Geſetze einſtweilen zu den Acten zu legen. Aber die Hauptſache iſt 
die Gewitterwolke, die in Ungarn mit dem Sturze Lonyay's ſowie 
der ſichtlichen Zerſetzung der Deakpartei heraufzieht und bei ihrer 
Entladung nicht verfehlen kann, Cisleithanien ins Mitleid zu ziehen. 
Von Peſt her erſchallt diesmal zur Abwechſelung der Mahnruf, daß 
die Zeit der Kriſen noch lange nicht abgelaufen, wir im Gegentheil 
auf neue Umwälzungen gefaßt ſein müſſen, ſobald in Ungarn ein 
Miniſterium der alteonſervativen Jeſuiten durch die erkaufte Oppo— 


VI Vorwort. 


ſition der Radicalen ans Ruder gekommen ſein wird. Die klare 
Erkenntniß des drohenden Verhängniſſes macht es nicht abwendbar. 

Wo aber Menſchen und Dinge ſo jähem Wechſel unterliegen, da 
möge uns geſtattet ſein, zur Rechtfertigung, daß wir es unternehmen, 
eine gleichzeitige Geſchichte zu ſchreiben, ſtatt ruhig abzuwarten, 
bis die Züge der handelnden Perſonen und der Greigniffe genügend 
abgeblaßt ſind, um nur noch künſtlich und nach vergilbten Perga— 
menten reconſtruirt werden zu können, ein Wort Varnhagen's von 
Enſe zu citiren. Als er einige Jahre nach Blücher's Tode deſſen 
Biographie herausgab, ſagte er: „Wenn es vielen dünken möchte, 
es ſei noch zu früh, eine Lebensbeſchreibung Blücher's erſcheinen 
zu laſſen, fo darf ich doch verſichern, daß es ſchon hohe Zeit war, 
ſie niederzuſchreiben: denn nicht lange erhält ſich in unſern 
Tagen ein Ereigniß als Gegenwart, ſondern mit ungewöhn— 
licher Geſchwindigkeit drängt die Flut der neueſten Vorgänge ſtets 
das Kaumgeſchehene in den Hintergrund einer ſchon entlegenen Ver— 
gangenheit. Da gilt es eilig ſein, um ſo viele, bald unwieder— 
bringlich verlorene Züge des Lebens, Eigenthümlichkeiten der 
Geſtalt, der Farbe, der Bedeutung aufzufaſſen und feſtzuhalten. 
Ein Zwiſchenraum von zehn Jahren macht bei Betrach— 
tung dieſer Gegenſtände oft ſchon eine kaum noch recht 
unterſcheidbare Ferne.“ Daß dieſe Worte heute, ein halbes 
Jahrhundert ſpäter, nur um vieles zutreffender geworden ſind, wird 
niemand beſtreiten: oder wer wollte das relative Stillleben der Zeit 
nach den Befreiungskriegen mit unſerer Raſchlebigkeit vergleichen? 

Der dritte Band iſt von dem zweiten nur aus dem rein äußer— 
lichen Grunde bei der Ausgabe getrennt worden, um ein. unförm— 
liches Anſchwellen zu vermeiden. Das Manuſcript iſt vollendet und 
der Druck ſo weit vorgeſchritten, daß dieſer letzte Band dem gegen— 
wärtigen unmittelbar nachfolgen kann. 
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Erſtes Kapitel. 
Das Zerbröckeln des Abſolutismus. 


Aengſtlicher kann der Matroſe im Maſtkorbe nicht das ſchwarze 
Wölkchen am Horizonte, das der Vorbote eines Sturmes ſein mag, 
beobachten, als Bach ein volles Decennium hindurch ſeine Spürkraft 
aufs äußerſte angeſtrengt, um jede Gefahr, die von Ungarn her drohen 
konnte, rechtzeitig zu erkennen und zu beſchwören. Dennoch war der 
Sturm, der ihn wegfegte, endlich dorther, und gerade von jener 
Stelle gekommen, wo er den Schlauch des Aeolus ganz richtig vermuthet. 
Nicht die Liberalen hatte der „Barrikadenminiſter“ gefürchtet: da die 
armen Teufel keine Verbindungen, weder bei Hofe, noch in der Ariſto— 
kratie, noch mit dem Epiſkopate hatten, mochten ſie die Fauſt in der 
Taſche ballen, ſoviel ſie wolllen, ſie konnten kein Portefeuille gefährden. 
Wie er es als Miniſter des Innern ſeine erſte Sorge hatte ſein laſſen, 
gleich im October 1849 die Einführung des Stadion'ſchen Gemeinde— 
geſetzes zu ſuspendiren (ſ. I, 145), und dann ein volles Decennium keine 
Zeit gefunden, die brennende Frage wieder aufzunehmen, ſo wußte er 
noch unmitttelbar vor dem Ausbruche des Italieniſchen Krieges ſeiner 
ſouveränen Verachtung gegen alle, auch die beſcheidenſten Anforderungen 
der gemäßigtſten Freiſinnigen, gar nicht ſcharf genug Ausdruck zu 
geben. Als er nämlich zuletzt doch mit dem Verſprechen von 1854, 
das damals lediglich zur Unterſtützung des Nationalanlehns verpfändet 
ward, Landesſtatute zu geben (ſ. I, 335), Ernſt machen mußte, fielen 
die Entwürfe ſo aus, daß ſelbſt der Reichsrath ſich darüber entſetzte. 


* Bach aber vertheidigte ſein Meiſterwerk mit den ewig denkwürdigen 


Worten: „Sie ſind auch berechnet, nur diejenigen zu befriedigen, welche 
ſchweigen.“ Ganz ein ander Ding aber war es mit der Oppoſition 


*. der Altconſervativen in Ungarn, vor der hatte der Miniſter einen 
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heilloſen Reſpect. Standen nicht ſchon unter der Denkſchrift vom 
April 1850 (ſ. I, 213) die erſten Namen des Landes — zwei Dutzend 
Magnaten vom höchſten blaublütigen Adel, die alle Seitenthüren und 
Hintertreppen bei Hofe aufs genaueſte kannten! Vor ſolchen Gegnern 
mußte der ehemalige „Advocat“ um ſo mehr auf der Hut ſein, als ſie 
auf jenem glatten Parketboden der maßgebenden Kreiſe, wo er doch 
immer nur der geduldete und anrüchige Parvenu blieb, zu Hauſe 
waren und ſich dort mit Sicherheit bewegten, wo er keinen Schritt 
thun konnte, ohne den Boden vorſichtig taſtend zu ſondiren, wenn er 
nicht ſtraucheln und zu jähem Falle kommen wollte. Es wird Bach 
nicht unbekannt geblieben ſein, daß, während er durch das Rundſchreiben 
an die kaiſerlichen Obergeſpane vom Juli 1851 (ſ. I. 223) „genauen 
Bericht über die wahrgenommenen Agitationen unter Benennung der 
betreffenden Agitatoren“ verlangte, dieſelben Alteonſervativen, die er 
auf Schritt und Tritt durch eine Armee von Beamten überwachen 
und ausſpioniren ließ, mit dem Hofe, ja mit Sr. Majeſtät ſelber in 
unmittelbarer Berührung blieben. Zu den angeſehenſten Führern der 
Altconſervativen zählten die beiden letzten Hofkanzler aus dem Vor— 
märz, Baron Joſika für Siebenbürgen und Graf Apponyi für Ungarn. 
Welche Rolle dem erſtern ſein Jugendfreund Stadion bei der Re— 
organiſation Ungarns, ja des Reichs, zugedacht, haben wir (ſ. J 208) 
erzählt. Da Joſika in Wien blieb, wo er vielfach ſeinem Geſinnungs— 
genoſſen, dem geiſteskranken, in der döblinger Heilanſtalt überwachten 
Grafen Szechenyi Geſellſchaft leiſtete, behielt auch der Hof Fühlung 
mit ihm. Apponyi andererſeits wurde, während Bach's Beamte 
förmlich auf ihn fahndeten, auf allerhöchſten Befehl von Dresden nach 
Wien berufen, um dem Kaiſer direct ſeine Anſichten über die Lage in 
Ungarn vorzutragen, ja, Fürſt Schwarzenberg ſelber ging ihm um den 
Bart, ſich doch der conſtitutionellen Grillen zu entſchlagen, ins Mini— 
ſterium zu treten und zuſammen mit Sr. Durchlaucht cavalierement 
das Reich zu regieren. Am ſchärfſten trat dieſer Gegenſatz bei den 
großen Kaiſerreiſen von 1857 hervor, als einerſeits die übermüthigen 
Magnaten ſich mit der Idee trugen, dem Miniſter ſein Portefeuille, 
als wär's eine Advocatenkanzlei, abzukaufen, während andererſeits Bach 
incognito nach Ofen gereiſt ſein ſoll, um dort in Gemeinſchaft mit 
Buol die Annahme der Scitovszki'ſchen Petition (ſ. I 489) durch den 
Kaiſer zu verhindern. Standen doch diesmal unter der Denkſchrift 
mehr als fünfmal ſoviel Namen, an der Spitze die des Primas von 
Ungarn, des Erzbiſchofs von Kaloeſa, der Biſchöfe von Veszprim und 


O 


Cſanad, der beiden unvermeidlichen Hofkanzler a. D., ja ſelbſt eines 


Mitgliedes des ſtändigen Reichsraths, des Herrn von Szögyenyi. 
Wie der Leſer weiß, gelang es, den Streich zu pariren, aber nur 
momentan; der Cardinal mußte das Memorandum in der Taſche be— 
halten, allein ſo oft er zu Hofe ging, verſäumte er nicht, es in Er— 
wartung einer günſtigen Gelegenheit wieder mitzunehmen. Freilich 
kam eine ſolche nicht, wie oft er auch unverdroſſen den Umſchlag er— 
neute; das Document wanderte ſchließlich ins graner Archiv. Auch 
als die Altconfervativen vor dem Ausbruche des Krieges zu liberalen 
Verheißungen in dem Manifeſte an die Völker riethen, wurden ſie 
abgewieſen. Gleich nach dem Tage von Magenta und noch vor der 
Schlacht von Solferino jedoch wurde dem Baron Samuel Joſika von 
einem hervorragenden Mitgliede der ſich damals neubildenden Regierung 
vertraulich das Portefeuille des Innern angeboten.“) Joſika lehnte 
ab, weil es nach ſeiner und ſeiner Parteigenoſſen Ueberzeugung die 
Capacität nicht gebe, die zugleich in die Eigenthümlichkeiten der 
ungariſchen und der deutſchſlawiſchen Kronländer hinlänglich eingelebt 
ſei, um beide auf einmal gut zu regieren. An der Einverleibung 
Ungarns in den Geſammtſtaat indeſſen mochte man bei Hofe denn 
doch noch nicht rütteln. So kam es, daß Graf Rechberg, der wenige 
Tage nach dieſem Zwiſchenfall auf den Kriegsſchauplatz berufen ward, 
erſt nach ſeiner Rückkehr von Villafranca, kaum in Wien angekommen, 
auch ſofort den Baron Bach aufſuchte, um demſelben den Wunſch Sr. 
Majeſtät zu inſinuiren, daß Se. Excellenz ihre Demiſſion einreichen möge. 
Es vergingen nun noch ſechs bis ſieben Wochen, ehe man in dem 
Statthalter Oſtgaliziens, dem Grafen Goluchowski, für Bach einen 
Nachfolger fand, der Joſika's beſcheidene Bedenken nicht theilte. Das 
Miniſterium, das auf dieſe Weiſe am 22. Auguſt zu Stande kam, 
war denn recht eigentlich ein altes Kleid mit neuen Lappen aufgeputzt; 
Bach's und Kempen's Ausſcheiden, andererſeits aber auch Thun's Ver— 
bleiben, waren die einzigen Punkte von principieller Bedeutung; daß 
Graf Rechberg zum Auswärtigen noch die Conſeilpräſidentſchaft über— 


*) Hauptquelle ift hier: „Drei Jahre Verfaſſungsſtreit“ (Leipzig, Brockhaus, 
1864). Die Brochure iſt, ſozuſagen, unter dem Dictate des Grafen Szeeſen 
entſtanden, nur darf man nicht aus den Augen verlieren, daß fie eine altconfer- 
vative Streitſchrift iſt, ganz direct beſtimmt, den Fall Schmerling's vorzubereiten 
und die Altconſervativen von den Vorwürfen rein zu waſchen, die ihnen aus der 
Zeit des Octoberdiploms anhafteten. 


6 Drittes Buch. Erſtes Kapitel: Das Zerbröckeln des Abſolutismus. N 


nahm, war reine Formſache. Das bereits erwähnte Eingehen des 
- Handelsminifteriums war eher ein böſes Omen; ſonſt blieb alles beim 
alten, außer daß Graf Goluchowski Miniſter des Innern wurde und 
der geweſene Botſchafter in Paris, Baron Hübner, die Erbſchaft 
Kempen's antrat — beide noch unbekannte Größen. 

Soweit es ſich um feudale Neigungen und um jene Vorliebe 
für den Ultramontanismus handelte, die am beſten auf dem Boden der 
„hiſtoriſch-politiſchen Individualitäten“ und im Schatten einer rein 
local-patriarchaliſchen Kirchthurmspolitik gedeihen, mochten ſich immer— 
hin mancherlei Berührungspunkte auch zwiſchen dem neuen Miniſter 
des Innern und den ungariſchen Altconſervativen finden. Dennoch 
ſcheint es, daß ſie die reine Wahrheit ſprechen, wenn ſie behaupten, 
dieſer Ernennung durchaus fern zu ſtehen. Daß ſie dieſe Thatſache 
mit einer gewiſſen Entrüſtung, ja mit Erbitterung vorbringen, iſt leicht 
begreiflich, denn unter nichts haben ſie ſo ſehr gelitten, als unter dem 
Verdachte, daß ſie mit dem Grafen Goluchowski Hand in Hand gingen. 
Die ganze Action, die auf das Octoberdiplom gegründet werden ſollte, 
iſt zum großen Theil daran geſcheitert, daß daſſelbe als ein Werk des 
neuen Miniſters angeſehen ward, und der Argwohn, der ſich deshalb 
auch an die Ferſen der Altconſervativen heftete, war um ſo verzeih— 
licher, als die letztern im Verſtärkten Reichsrathe die Bundesgenoſſen— 
ſchaft der böhmiſchen und polniſchen „Herren“ hatten acceptiren müſſen, 
um den eiſernen Reif der Ungarn abſorbirenden Centraliſation zu 
lockern. Ueberdies waren den Modificationen des Miniſteriums ſehr 
ernſte Conferenzen des Grafen Rechberg mit den altconſervativen 
Grafen Emil Deſſéwſſy und Anton Szeeſen vorangegangen, die in einem 
halben Dutzend Theeabenden die von Baron Samuel Joſika ange— 
knüpften Fäden weiter fortſpannen. Daß Hübner's Ernennung ein 
Reſultat dieſer vertraulichen Beſprechungen war, erkannten ſie ſelber 
an; was Wunder, wenn man ihnen auch die Entdeckung Goluchowski's 
in die Schuhe ſchob? Indeſſen die roh ſlawiſch-autokratiſche Manier 
des polniſchen Grafen machte denn doch, bei aller Wahlverwandtſchaft, 
eine politiſche Allianz zwiſchen Goluchowski und ſeinen magyariſchen 
Standesgenoſſen unmöglich. Die wundervolle Suffiſance, mit der 
Se. Excellenz die im Anzuge begriffene polititſche Neugeſtaltung einzig und 
allein vom Standpunkte ſeiner perſönlichſten Intereſſen unter die Lupe 
nahm, zog vollends eine Mauer zwiſchen beiden Theilen, da eine tiefe 
Kluft die ungariſchen Anforderungen an die Situation von denen 
Goluchowski's trennte. Noch im Verſtärkten Reichsrathe hatte er ſo— 
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wenig eine Ahnung von dem eingetretenen Umſchwunge, daß er gerade 
den Altconſervativen gegenüber, die ſchwer genug zur Theilnahme an 
dieſer Körperſchaft zu bewegen geweſen waren, den echten Staroſten 
herauskehrte. Nachdem der Juſtizminiſter Graf Nadasdy „der ver— 
haßteſte Mann Ungarns“, ihnen auf die heftigſten Angriffe höflich ge— 
antwortet, obſchon die Debatte einen Ton angenommen, daß der 
Miniſter erklärte, er habe geglaubt in anſtändiger Geſellſchaft zu ſein 
— polterte nämlich der Miniſter des Innern, als ſein Departement 
an die Reihe kam, los, „die Herren möchten ſich innerhalb ihrer 
Competenzſchranken halten und ſich nicht einbilden, daß er ihnen mit 
derſelben Gutmüthigkeit Rede ſtehe werde, wie ſein College“. Ja, ein 
wahres Urbild ariſtokratiſchen Uebermuths, der ſchon an Dumm⸗ 
dreiſtigkeit grenzte, hatte er noch nach dem Erlaſſe des Octoberdiploms 
und nach Wiederherſtellung des Parlaments in Ungarn die eiſerne 
Stirn, die Deutſchen und Slawen der Erblande durch Octroyirung 
eben der Landesſtatuten abfinden zu wollen, die Bach „für die Schwei— 
genden“ ausgearbeitet. Nicht ein principieller, wohl aber ein thatſäch— 
licher Gegner aller ungariſchen Beſtrebungen war er ſchon aus dem 
einfachen Grunde, weil ihn der Gedanke empörte, daß er als Miniſter 
des Innern, nach Herſtellung der ungariſchen Hofkanzlei, nur über die 
weſtliche Hälfte der Monarchie herrſchen ſollte. So gehe es ihm 
immer, klagte er, kaum ſei er Statthalter Galiziens geworden, da 
habe man der weſtlichen Hälfte in Krakau einen eigenen Landeschef 
am Grafen Clam-Martinic gegeben: lieber als jetzt wieder Ungarn 
abtreten, wolle er ſein Porlefeuille niederlegen. Man nahm ihn beim 
Wort, da Graf Heinrich Jaroslaw Clam-Martinic, der in Ofen unter 
Haynau und Gehringer als blutjunges Bürſchchen von einigen zwanzig 
Jahren ſeine erſten Sporen verdient, auf dem Sprunge ſtand, die 
Erbſchaft anzutreten; die Statthalterſchaft in Krakau hatte er ſofort 
niedergelegt, als ſein Rivale Goluchowski ſein Vorgeſetzter ward. Nun 
aber erklärte der achtundvierzigjährige Miniſter des Innern: „Nein, 
ehe er Clam-Martinie das Portefeuille gönne, wolle er ſich lieber 
damit begnügen, blos die Erblande zu adminiſtriren.“ Die Altconſer— 
vativen waren daher auch dem polniſchen Grafen bald ſo entſchieden 
aufſäſſig, daß ſie laut behaupteten, nach dem Zeugniſſe von Perſonen, 
welche die Ehre hatten, Se. Excellenz näher zu kennen, ſei das Wahr— 
ſcheinlichſte, daß der Statthalter von Galizien ſich bei ſeiner Beförderung 
„gar nichts gedacht habe“. In hohem Grade verwundert war er 
jedenfalls, als Se. Majeſtät perſönlich ihm mittheilte, weshalb er nach 
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Wien berufen ſei. „Aber ich bin ja ein Slawe!“ ſoll er ausgerufen 
und der Kaiſer erwidert haben: „Die Slawen ſind meine treueſten 
Unterthanen.“ Seine Erhebung zum Miniſter verſetzte übrigens auch 
andere Leute, die in unmittelbarer Verbindung mit ihm geſtanden, in 
nicht geringeres Erſtaunen als ihn ſelber und die Altconſervativen. 
„Einer alten Adelsfamilie entſproſſen“, ſchreibt ein Mann der in 
Galizien gedient*), „gehörte Graf Agenor Goluchowski zu den wenigen 
polniſchen Cavalieren, die ſich dem Staatsdienſte widmeten. Als her— 
vorragendes Talent hat er nie gegolten, weder unter ſeinen Mitſchülern, 
noch als Beamter in den Augen ſeiner Vorgeſetzten; doch zeigte er 
Neigung und Eifer für den Dienſt und einen Fleiß am Kanzleitiſche, 
der bei einem polniſchen Cavalier Erſtaunen erregte — von früheſter 
Jugend machte er dagegen den Eindruck eines ſehr feſten abgeſchloſſenen 
Charakters, und behielt dieſes ſcharfe Gepräge auch in ſeiner politiſchen 
Laufbahn. Mit ganzer Seele Pole, war er dem öſterreichiſchen Staate 
mit nicht geringerer Liebe zugethan. Seine Anſichten und Principien 
hatten viel von den altpolniſchen Adelsideen, aber alles in gutöſter— 
reichiſchem Gewande.“ Eng umgrenzt, wie dies Lob iſt, muß es doch 
noch durch die Bemerkung beſchränkt werden, daß Goluchowski, ohne be— 
deutende Glücksgüter, erſt durch den Staatsdienſt Vermögen, ſowie 
infolge deſſen die Möglichkeit einer ſehr vortheilhaften Heirath hatte 
erwerben müſſen. Wie der Mann mit ſeinen ſarmatiſchen Gewohn— 
heiten nun vollends gar erſt dem deutſchen freiſinnigen Bürgerthum 
auf die Nerven fallen mußte, beurtheile man danach, daß ſeine Unter— 
gebenen im Miniſterium von Galizien her erfuhren, Excellenz habe es 
gern, wenn man hochderſelben den Rockzipfel küſſe — mindeſtens 
pantomimiſch, da er in der Regel huldvoll die Scene nicht zu Ende 
ſpielen laſſe. „Das iſt ja kein Europäer, das iſt ja der reine Ta— 
tare!“ jammerte ein hochgebildeter Beamter, der unter Bach die ſehr 
ſchöne Bibliothek im Miniſterium des Innern ſorgfältig katalogiſirt 
hatte und nun ſein mühſames Werk vernichtet ſah, da der Graf die 
betreffenden Zimmer zu Speiſeſalons nahm und deshalb die Bücher 
pele-mele hinauswerfen ließ. 

Als ein nicht glücklicher Griff muß auch die Ernennung Hübner's 
bezeichnet werden, obſchon gerade auf ihn, weſentlich eben wegen ſeiner 

* Sacher-Maſoch, Polniſche Revolution, S. 470, 471. Vgl. auch 
„Unſere Zeit“, Neue Folge, I, 778, den Artikel: „Oeſterreich ſeit dem Frieden 
von Villafranca.“ 
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SE Liaiſon mit den ungariſchen Altconfervativen, die Hoffnungen des 
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Publikums ſich concentrirten und er auch während feiner zweimonat— 
lichen miniſteriellen Thätigkeit redlich beſtrebt war, dieſen Erwartungen, 
namentlich durch eine ſehr merklich freiſinnigere Behandlung der Preſſe 
gerecht zu werden. Hübner's Unglück war, unſerer Ueberzeugung nach, 
Fürſt Schwarzenberg, der ihn, wie wir geſehen, aus rein perſönlicher 
Laune auf einen Platz erhob, wo er entſchieden nicht hingehörte, und 
ihn dadurch für alle Zukunft in eine ſchiefe Richtung brachte. Denn 
wenn Hübner heute durch ſeinen Jeſuitismus eine höchſt antipathiſche 
und durch ſein Auftauchen als Portefeuillecandidat bei jeder Cabinets— 
kriſis eine geradezu komiſche Erſcheinung geworden iſt, ſo hat er doch 
eben erſt durch ſein Buch über Sixtus V., die Frucht ſeines Aufent— 
halts in Rom, bewieſen, daß er ein bedeutender und geiſtreicher Kopf 
von ungewöhnlicher Bildung iſt. Von Hauſe aus mit dem wohl— 
klingenden Namen Hafenbredl betheilt, erhielt er von Kaiſer Franz 
die Erlaubniß, ſich in einen „Hübner“ zu metamorphoſiren, als er 
um die Tochter Pilat's, Hofraths und Redacteurs des „Oeſterreichiſchen 
Beobachters“, des publiciſtiſchen Sprachrohrs von Gentz und Metter— 
nich freite. Auch ſonſt ſoll er zu dem Haushalte des Staatskanzlers 
in näherer Beziehung geſtanden haben, indem er die Möpſe der Frau 
Fürſtin ſpazieren führte. Einen ſolchen Repräſentanten mit dieſen 
Antecedentien dem „Parvenu“ in den Tuilerien zu octroyiren, nach— 
dem er denſelben zum Baron avanciren laſſen, war nun dem Fürſten 
Schwarzenberg ein wahrer Hochgenuß, den er ſich um ſo lieber ver— 
gönnte, als er den Herrn Baron für die Dienſte, die er bei dem 
Thronwechſel geleiſtet, ebenſo wol belohnen, wie aus Wien fortſchaffen 
wollte. Wie Oeſterreich dieſen durchlauchtigſten Spaß dadurch bezahlte, 
daß es vor Ausbruch des Italieniſchen Krieges über die Situation in 
Frankreich völlig desorientirt war, weil fein Botſchafter ganz iſolirt 
daſtand, haben wir erzählt. Nach Villafranca konnte von einer Fort 
ſetzung dieſes Spieles nicht mehr die Rede ſein; nach Paris ging das 
glänzende Metternich'ſche Ehepaar ab — und Baron Hübner war 
vacant. Man gab ihm das Polizeiportefeuille, weil man ſtürmiſche 
Zeiten im Innern vorausſah und beſtimmt erwartete, er werde dem 
napoleoniſchen Régime einiges von feinen Künſten in dieſer Richtung 
- abgejehen haben. Es war eine wunderliche Umdrehung der Verhält— 
niſſe, daß Goluchowski, der ſo viele ſachliche Berührungspunkte mit 
den Altconfervativen gemein hatte, doch aus perſönlichen Gründen ihr 
Widerpart wurde, während Hübner, an den ſich die ungariſchen Herren 


klammerten, mit feinen franzöſiſch-imperialiſtiſchen Ideen eigentlich den 
Schwärmern für die „)hiſtoriſch-politiſchen Individualitäten“ durchaus 
fern ſtand. Er phantaſirte vielmehr im Privatgeſpräche davon, die 
ungariſche Verfaſſung auf das ganze Reich auszudehnen, weil die 
Vorbedingung der vernünftigen Regierung darin beſtehe, daß die 
Königreiche und Länder in Comitate oder Departements zerſchlagen 
würden und ein prager Comitat nicht mehr zu bedeuten haben dürfe als das 
von St.⸗Pölten. Als ihn dann freilich 1865 Belcredi und Eßterhazy, 
theils um ihn für ſeine Aufopferung im Dienſte der Altconſervativen 
zu belohnen, theils um Bach aus dem Staatsdienſte zu entfernen, 
an des letztern Stelle zum Botſchafter in Rom machten, that er dort 
als Jeſuit Profeß und ward nun ein ſo fanatiſcher Römling, daß er 
von da ab zu den zelotiſchſten. und gefährlichſten Conſpiratoren der 
Concordatspartei zählt. Aus dieſem Grunde mußte Beuſt ihn Ende 
1867 Knall und Fall abberufen; zugleich aber ward Hübner auch zur 
poſſenhaften Geſtalt, indem er als ſtehende Figur bei jeder Erledigung 
eines Portefeuille auftauchte, um ſich zur Verfügung zu ſtellen. Immer— 
hin war er im Herbſt 1859 das Bindeglied zwiſchen jenen Männern, 
die in Peſt eine Reform auſtrebten, und denen, die ſie in Wien durch— 
zuſetzen hofften, nur bewies er keine beſonders glückliche Hand. Nach 
altconſervativer Ausſage iſt er geſtürzt, weil er die ungariſchen Deſi— 
derien in ein Memorandum gebracht und von deſſen Annahme ſein 
Verbleiben im Cabinet abhängig gemacht. Wir glauben, daß dem 
nicht ſo iſt. Hübner war, um die in Wien angeknüpften Fäden weiter 
zu ſpinnen, von dem Grafen Karolyi auf deſſen Gut Tot-Megyer 
eingeladen, wo eine große Zuſammenkunft benachbarter Gutsbeſitzer 
ſtattfand. Schon der Zeitpunkt war bedenklich; nicht nur war die 
Spannung und Aufregung im allgemeinen ſeit Villafranca eine fieber— 
hafte, auch die Agitation gegen Thun's Proteſtantenpatent war im 
vollſten Gange. In ſolchen Zeiten iſt niemand weniger geneigt, ein 
Blatt vor den Mund zu nehmen, als der kleine ungariſche Adel. So 
fielen denn in Tot-Megyer Ausdrücke und Anſpielungen, ja, es wurden 
auch Bilder improviſirt, für die im allgemeinen Auge und Ohr eines 
Polizeiminiſters nicht als die paſſendſten Zeugen gelten. Theilnehmer 
ſprachen von einer Zeichnung, ähnlich derjenigen, von der Manteuffel 
1849 im preußiſchen Landtage behauptete, ſie ſei in den Papieren 
d'Eſters gefunden worden. Das ſind Thatſachen, von denen freilich 
die ſtels in „Loyalität“ machenden Altconſervativen nichts wiſſen wollen, 
die aber alle ihre Schönfärberei nicht wegwaſchen kann. Sicher 
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iſt, daß Hübner, als er in die entſcheidende Conſeilſitzung ging, keine 
Ahnung davon hatte, daß er als weggeſchickter Miniſter zurückkehren 
werde, denn er ſprach mit einem ihn begleitenden Journaliſten über 
zukünftige Maßregeln und bat denſelben, nach Schluß der Miniſter— 
berathung, die unter Vorſitz des Kaiſers ſtattfand, ihn zur Fortſetzung 
der Converſation aufzuſuchen. So benimmt ſich niemand in dem Be— 
wußtſein, daß feine miniſterielle Exiſtenz von der Annahme eines 
Programms abhängt, das er ſelber aufgeſtellt und über das eben die 
Würfel fallen ſollen. Es ſcheint im Gegentheil, daß Hübner's gute 
Freunde ſeinen Aufenthalt in Tot-Megyer benutzt hatten, um ihn — 
unter craſſer Uebertreibung der dortigen Vorgänge — als einen Ver— 
ſchwörer zu denunciren, der mit den proteſtantiſchen Rebellen in Ungarn 
direct gegen Thron und Dynaſtie complotire. So erfolgte denn 
die Entlaſſung Hübner's am 22. October 1859 Knall und Fall. 
Wie ein Mehlthau fiel dieſe Scene auf die ſchwachen Hoffnungen, 
die man in Wien unter der Bevölkerung gehegt und die nun ſchon 
bald vier Monate vergebens einer noch ſo beſcheidenen Erfüllung 
harrten. „Hübner's Rücktritt“, läßt ſich die augsburger „Allgemeine 
Zeitung“ unter dem 24. October aus Wien ſchreiben, „erregt über— 
all das tiefſte Bedauern, er iſt das Tagesgeſpräch und bietet den 
abenteuerlichſten Gerüchten Raum, ſo dem von der Rückberufung Bach's. 
Man verbreitet und glaubt dieſelben. Die ängſtliche Stimmung er— 
hält ſich, Muthloſigkeit hat um ſich gegriffen, als ob durch die Ent— 
laſſung des Polizeiminiſters die Zurücknahme alles Gegebenen und 
Verheißenen ausgeſprochen wäre.“ Tags darauf fügt derſelbe Cor— 
reſpondent hinzu: „Die Stadt iſt von finſtern Beſorgniſſen erfüllt; 
man hegt allerlei Befürchtungen, die Curſe der Effecten ſinken, die 
fremden Valuten ſteigen. Die Lage iſt in der That ernſt; die Re— 
gierung wird auf der Bahn der Reformen Schwierigkeiten finden; ſie 
muß gegen den Hemmſchuh des Vorurtheils und gegen die Trägheits— 
kraft des Beſtehenden ankämpfen, ſich das Vertrauen Schritt für 
Schritt erringen.“ In dieſer Richtung war aber bisher noch nicht 
das Geringſte geſchehen, viel eher durch Goluchowski's Berufung und 
durch Hübner's Brüskirung das Gegentheil. Wohl mochte es als 
eine Art Miniſterprogramm gelten, daß die „Wiener Zeitung“ am 
22. Auguſt über die Ergebniſſe der Berathungen unter dem Vorſitze 
des Kaiſers einen Artikel des Inhalts veröffentlichte: „Um in die 
verſchiedenen Zweige der Verwaltung den nöthigen Einklang zu bringen; 
um die Verbeſſerungen, welche das kaiſerliche Manifeſt in Ausſicht 
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ſtellte, ins Werk zu ſetzen, thut vor allen Dingen eine Verſtändigung 
über die Bedingungen einer erfolgreichen Thätigkeit und die erforder— 
lichen Maßregeln noth. Dies war der Zweck, mehrere wichtige 
Fragen waren der Gegenſtand jener Berathungen. Von letztern 
ſeien erwähnt: die finanzielle Lage; das Bedürfniß, die Ausgaben einer 
wirkſamern Controle zu unterziehen; den geſetzlich anerkannten Religions- 
genoſſenſchaften Autonomie und freie Religionsübung zu ſichern; die 
Stellung der Jeſuiten in zeitgemäßer Weiſe mit Berückſichtigung der 
öffentlichen und provinziellen Verhältniſſe zu regeln; das Gemeinde— 
geſetz mit Beiziehung von Vertrauensmännern aus allen Klaſſen in 
den Provinzen ohne Aufenthalt den Zuſtänden der Kronländer anzu— 
paſſen; einen weſentlichen Theil der Geſchäfte, welche jetzt von landes— 
fürſtlichen Behörden beſorgt werden, womöglich autonomen, den Be— 
theiligten ſelbſt angehörigen Organen zu übertragen, und nach Löſung 
dieſer dringenden Aufgaben ſtändiſche Vertretungen ins Leben zu rufen.“ 
Eine ſolche Olla Podrida ganz allgemeingehaltener, völlig vager Ver— 
ſprechungen konnte unmöglich einen andern Eindruck machen, als den, 
daß man in aller Eile etwas Vielſagendes und doch ziemlich Unver— 
bindliches habe zuſammenſtoppeln wollen. Ueberdies guckte trotz aller 
Unbeſtimmtheit der Pferdefuß deutlich genug hervor. Die Vertretungen 
ſollten „ſtändiſch“ ausfallen; bei der Jeſuitenfrage ſollten die „pro— 
vinziellen“ Anſchauungen maßgebend ſein, die dem Orden in Tirol, 
bei den Polen und den meiſten Slawen, vielfach auch in Inneröſter— 
reich auf dem Lande, wo der Klerus herrſcht, günſtig waren; von 
religiöſer Autonomie endlich konnte keine Rede ſein, ſolange die 
katholiſche Kirche ihre, auf alle andern Confeſſionen ſchwer drückenden 
Concordatsprivilegien beſaß. Die Hauptſche aber war, was die Re— 
gierung als das letzte betrachtete, die Einführung von Volksvertretungen, 
das war der Bevölkerung das Wichtigſte — die „Vertrauensmänner“, 
welche das Miniſterium ſich ſelber berief, waren ja nur ein neuer 
Aufputz der gouvernementalen Omnipotenz, die doch gerade jetzt eine 
ſo draſtiſche Illuſtration dadurch erhielt, daß die Herren vom grünen 
Tiſche das Gemeindegeſetz vom April, an dem ſie ein ganzes Decenninm 
gezimmert, ſtillſchweigend einſargten! Ein kaiſerliches Handſchreiben 
aus Laxenburg vom 7. September ſetzte denn auch gleich eine ſolche 
„Immediatcommiſſion für die Reform der indirecten Beſteuerung“ 
unter dem Präſidium des Grafen Hartig ein. Außer einem Sections— 
chef des Finanzminiſteriums, Ritter von Kalchberg, ſaßen noch fünf 
Mitglieder anderer Miniſterien und des Reichsraths darin — daneben 
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acht von der Krone ernannte Repräſentanten der Steuerträger: die 
Grafen Andraſſy, Feſteties, v. Noſtiz, Ritter von Krainski, der Abt 
von Mölk, der Bürgermeiſter von Wien und zwei Advocaten. So 
willkürlich dieſe Zuſammenſetzung war, ſo ſpurlos verliefen die Be— 
rathungen im Sande. Zu einer wahrhaft verblüffenden Entdeckung 
verhalfen die Verhandlungen in Zürich über den definitiven Friedens— 
ſchluß der Bevölkerung. Da die Unterhändler ſich über den Theil 
der Staatsſchuld, den Piemont übernehmen ſollte, nicht einigen konnten, 
appellirten ſie an Napoleon als Schiedsrichter. Dieſer verlangte 
natürlich in Wien genaue Auskunft über den Stand der öſterreichiſchen 
Schulden, und da Bruck gerade auf ſeinen Gütern in Kroatien ab— 
weſend war, wurde in dem betreffenden Ausweiſe der Stand des 
Nationalanlehns mit 611 ſtatt mit 500 Millionen beziffert. Wollte 
man jetzt nicht eine freundliche Ueberraſchung in den Spalten des 
pariſer „Moniteur“ erleben, ſo blieb nichts übrig, als in der „Wiener 
Zeitung“ die beiſpielloſe Thatſache von den 611 Millionen einzuge— 
ſtehen, was denn auch am 10. October geſchah. Bruck perſönlich 
wäre ſonſt am liebſten ſeinen alten Weg in dem Geleiſe des „mundus 
vult decipi, ergo decipiatur“ fortgewandelt. Ließ er doch noch am 
12. November ein kaiſerliches Handſchreiben an ſich richten, worin ihm 
die Abſtellung des Deficits für das Finanzjahr 1860 bis 1861 auf— 
gegeben ward — ein Befehl, der bei der vollſtändigen Unmöglichkeit 
der Ausführung nur zu den bitterſten und höhniſchſten Bemerkungen 
im Publikum Anlaß gab. Gerade die Unerreichbarkeit des vorgeſteckten 
Ziels vernichtete vollends den ſchwachen Reſt von Vertrauen in das 
nunmehr beliebte Syſtem der Vertrauenscommiſſionen, als auch durch 
dies Handſchreiben eine Commiſſion eingeſetzt ward, die mit Unter— 


ſtützung aller Centralſtellen ihre Arbeit bis Ende März 1860 vollenden 


mußte, da dieſelbe dann dem Reichsrathe, unter Zuziehung von Theil— 
nehmern aller Kronländer, zur Ueberprüfung vorgelegt werden ſollte. 
Die Maßregel ſtreute der Börſe ebenſo wenig Sand in die Augen, 
wie der Finanzminiſterialerlaß, der am 13. December verordnete, daß 
von Neujahr ab die Zinſen des 54er Anlehns wieder in Silber be— 
zahlt würden. Bedeutſamer war es, daß am 23. December die Re— 
gierung eine Staatsſchuldencommiſſion, angeblich zur Regelung der 
Schuldentilgung, in Wahrheit zur Ueberwachung des Gebarens, deren 
der Miniſter ſich ſo ſehr bedürftig erwieſen, einſetzte. Sie beſtand 
aus ſieben Mitgliedern und unterftand unmittelbar dem Kaiſer, der 
den Präſidenten und zwei Beiſitzer aus dem Stande der Grundbeſitzer 


und Kapitaliſten ernennt; zwei wählt die Nationalbank, je einen die 
niederöſterreichiſche Handels- und die wiener Börſenkammer. Dieſe 
Commiſſion erhebt den Stand des Tilgungsfonds, trägt neue Schulden 
in das Hauptbuch der Staatsſchuld ein, überwacht die Ausfertigung 
der Obligationen und läßt die eingelöſten Papiere öffentlich vertilgen. 
Auf Grund eines Rapportes, den die Staatsſchuldendirection an die 
Commiſſion zu richten hat, erläßt dieſe halbjährig einen öffentlichen 
Bericht an den Kaiſer über den Stand des Staatsſchuldenweſens. 
Am 10. December kam denn endlich auch als wahre Zangengeburt das 
Gewerbegeſetz zu Stande; es war der alte Toggenburg'ſche Entwurf, 
nur inſofern verballhornt, als es einerſeits die Zahl der, einer be— 
hördlichen Conceſſion bedürfenden Induſtriezweige beträchtlich erweiterte, 
und andererſeits ein Stück Zunftzopf beibehielt, indem es die Mit- 
glieder eines Metiers zu Zwangsgenoſſenſchaften vereinigte. Allein 
die ungemein tiefe Störung, welche Hübner's Entlaſſung hervorgerufen, 
dominirte zu ſehr, als daß ſie auch nur durch die gleichzeitig erfolgte 
Enthebung Grünne's von dem Poſten eines Generaladjutanten ge— 
mildert werden konnte. Er wurde am 22. October zum Oberſtall—⸗ 
meiſter ernannt und erhielt für ſeine „ausgezeichneten und aufopfernd 
treuen Dienſte“ das Großkreuz des Stephansordens; an ſeine Stelle 
trat Graf Folliot de Crenneville. Polizeiminiſter ward der bisherige 
Hofrath im auswärtigen Amte, Baron Thierry, der denn auch die 
Preſſe keinen Augenblick in Zweifel darüber ließ, daß man, wie er 
dem Redacteur des „Peſter Lloyd“ offen erklärte, „von den freiſinnigen 
Ideen Hübner's durchaus wieder abgekommen ſei“. Schon am 25. 
November erſchien eine neue Preßordonnanz. Als captatio benevo- 
lentiae dienten die beiden erſten Paragraphen, welche die Erblichkeit einer 
Zeitungsconceſſion zugaben, „wenn keine Bedenken obwalteten“, 
und eine im Lauf zweier Jahre nicht erneuerte Verwarnung für er— 
loſchen erklärten. Das eine Zugeſtändniß richtete ſich ſelber durch 
die Klauſel; für die Bedeutungsloſigkeit des zweiten nur das eine 
verbürgte Beiſpiel, daß die Statthalterei in Ofen ganz naiv das peſter 
Polizeipräſidium anwies, nachzuſchlagen, wann der „Lloyd“ die letzte 
Verwarnung erhalten und jedenfalls vor Ablauf des zweiten Jahres 
deren Erneuerung zu beantragen. § 3 verordnet die Strafbarkeit 
von Publicationen, die nur durch Verletzung des Amtsgeheimniſſes 
bekannt geworden fein könnten, „wenngleich fie mit Beziehung auf 
ein bloßes Gerücht mitgetheilt würden“. Das Bouquet aber bildete 
§ 4, worin jeder, der eine Feder anders als zum Zahnſtocher zuſpitzte, 
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in die Reihe der Verdächtigen eingetragen ward mit den Worten: 
„ſtrafbar ſei, wer falſche Nachrichten, erdichtete, entſtellte, fälſchlich 
einer beſtimmten Perſon oder Behörde zugeſchriebene Schriftſtücke, 
wenngleich mit Bezug auf ein bloßes Gerücht verlautbare, die geeignet 
erſchienen, jemanden in ſeiner öffentlichen oder ſocialen Stellung 
zu kränken oder lächerlich zu machen; oder die Regierung, 
eine Behörde, das Amtsanſehen eines einzelnen Regierungsorganes 
bloßzuſtellen; oder eine für die öffentliche Ruhe und Ordnung bedenk— 
liche Aufregung zu erzeugen; oder das Vertrauen zur Regierung 
zu ſchwächen“. Da waren denn doch Bach und Kempen glücklich 
überboten! Und daß das keine leeren Worte waren, erfuhr z. B. die 
„Preſſe“, als ſie zu Weihnachten zwei Verwarnungen auf einmal er— 
hielt, weil ſie in ihrer Abonnementsanzeige geſagt hatte, daß ſie ihre 
Haltung nicht verändere, jedoch die Leſer daran erinnern müſſe, wie 
jetzt die Beſprechung jener Fragen ſehr erſchwert ſei, die der Erörterung 
am dringendſten bedürften. Da war es denn nur ein- ſehr gemäßigter 
Ausdruck der öffentlichen Meinung, wenn die augsburger „Allgemeine 
Zeitung“ ſich gerade unter dem Datum des Chriſtfeſtes aus Wien 
ſchreiben ließ: „Wir beſchließen dies verhängnißvolle Jahr in düſterer 
Stimmung; das Gewerbegeſetz wird wenig zur Beſſerung und Be— 
ruhigung derſelben beitragen; mit Abſchlagszahlungen wird heute in 
Oeſterreich nichts mehr ausgerichtet, die Zeit der halben Maßregeln iſt 
vorüber, das empfindet vom Höchſten bis zum Niedrigſten jedermann. 
Aber man ſcheint weder über die Ziele noch über die Mittel einig 
geworden zu ſein; die Anſichten in den leitenden Kreiſen ſtehen ſich 
noch unvermittelt gegenüber. Angeſichts der Vorgänge in Ungarn ſteht 
mancher Patriot rathlos da, der ſich ſeit Monaten nach Autonomie 
heiſer ſchrie; das unbedingte Vertrauen in die ſtrenge Loyalität der 
ungariſchen Actionspartei hat viel von ſeiner Intenſität verloren. Man 
fragt ſich, giebt es überhaupt noch ein Maß von möglichen Conceſſionen, 
welches die Ungarn vollſtändig befriedigen wird? Werden ſie nicht jedes 
Zugeſtändniß der Regierung als neue Waffe gegen dieſelbe benutzen? 
Man darf ſich über die Bedeutung der nationalen Bewegung jenſeit 
der Leitha keiner Täuſchung hingeben: das Volk iſt unzufrieden und 
ſehnt ſich nach Wiederherſtellung ſeiner Autonomie. Die Bewegung 
iſt bis zu dem Grade geſtiegen, daß an eine Fortſetzung des zehn— 
jährigen Scheinſchlafes nicht zu denken iſt.“ 

Graf Goluchowski trat inzwiſchen nur in zwei Richtungen als 
Reformator auf, die beide durch ſeine rein individuellen Intereſſen 
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bedingt waren und deren eine das Publikum völlig theilnahmlos laſſen 
mußte, während die andere nur die verwunderte Frage erweckte, ob 
man im Ernſte glaube, dadurch, daß man die ärgſten Vergewaltigungen 
der Bach-Thun'ſchen Epoche bezüglich der Juden abſtelle, aller Ver— 
pflichtungen gegen die Chriſten los und ledig zu werden? Der 
Miniſter legte in adminiſtrativer Beziehung die bisher geſonderten 
Kronlande zu möglichſt großen Complexen zuſammen, während er gleich— 
zeitig vielfach die Kreisbehörden und ähnlichen Zwiſcheninſtanzen in den 
einzelnen Provinzen beſeitigte. So wurde um Neujahr 1860 die 
Statthalterei in Salzburg aufgehoben und das Land zu Oberöfterreich 
geſchlagen; im April wurden die Landesſtellen in Krakau und Czerno— 
witz caſſirt, ſodaß Weſtgalizien wie die Bukowina unter die lemberger 
Statthalterei kamen; im Juni annullirte Goluchowski die Statthaltereien 
in Klagenfurt und Laibach, um Kärnten der grazer und Krain der 
trieſter Statthalterei zu ſubordiniren; ja noch am 31. October 1860 
ward der Landeschef aus Troppau abberufen und Schleſien der brünner 

Statthalterei einverleibt. Das konnte natürlich nur den Eindruck machen, 
daß jenes ſchwungvolle Hin- und Her-Reorganiſiren, das vor dem Kriege 
ein fo getreues Bild des multum agendo nihil agunt geliefert, nun⸗ 
mehr mit ungeſchwächten Fonds fortgeſetzt werden ſollte. War Bach's 
Organiſation gar ſo „genial“ geweſen, was ſollte ſich dann der be— 
ſchränkte Unterthanenverſtand dabei denken, daß nun alles wieder nach 
der diametral entgegengeſetzten Richtung umorganiſirt ward? Ward 
doch nach Jahresfriſt durch Schmerling alles zurückorganiſirt! Wollte 
man auf dem Grunde dieſer Maßregeln irgendein Princip ſuchen, ſo 
war es ein entſchieden reactionäres. Denn Stadion hatte die Statt— 
halter überhaupt als „überflüſſige Stifte“ aus dem Staatsmechanis— 
mus hinauswerfen und die Landesbehörden direct dem Miniſter unter— 
ordnen wollen. Einen noch weiter gehenden Umſchwung in Bezug 
auf die Eintheilung des Reichs in Departements hatte Hübuer im 
Auge gehabt. Jetzt ward in der direct entgegengeſetzten Richtung weit 
über Bach hinausgegangen, indem die Statthalter durch Vergrößerung 
der ihnen untergebenen Ländercomplexe und durch Beſeitigung jener 
Unterinſtanzen, auf die Stadion und Hübner den Hauptnachdruck ge— 
legt wiſſen wollten, als wahre Vicekönige dem Miniſter gegenüber 
hingeſtellt wurden. Indeſſen, wenn auch Goluchowski ſo nebenbei die 
Herſtellung jener „hiſtoriſch-politiſchen Individualitäten“ im Auge 
haben mochte, die im Verſtärkten Reichsrathe eine ſolche Rolle zu 
ſpielen begannen, die Hauptſache waren und blieben ſeine rein perſön— 


lichen Intereſſen. Er legte Kronländer zuſammen, nur um ſich ſelbſt 
für ſpätere Tage in der Statthalterſchaft von ganz Galizien und der 
Bukowina ein möglichſt umfangreiches Feld ſeiner Thätigkeit zu ſichern. 
Ganz derſelbe Geſichtspunkt war bei den Reformen des Miniſters 
bezüglich der Juden der leitende Gedanke. Auf fie mußte er Rückſicht 
nehmen, da ſie, eine halbe Million ſtark, in dem neuen Vieekönigreich 
Galizien-Bukowina zehn Procent der Seelenzahl bildeten und ihn das 
empfinden ließen. Noch vor ſeiner Abreiſe aus Lemberg war der 
Vorſtand der dortigen iſraelitiſchen Gemeinde bei ihm geweſen, um 
die Beſeitigung der Ausnahmsgeſetze zu erbitten, und Goluchowski 
hatte ſich „im Princip“ für die Judenemancipation ausgeſprochen, die 
Peteuten indeſſen auf die Schwierigkeiten der Frage hingewieſen, da 
die Verſchiedenheit des Bildungszuſtandes z. B. nicht erlaube, an die 
galiziſchen Juden denſelben Maßſtab wie an die wiener zu legen. 
Etwas mußte hier geſchehen. Denn während ſelbſt in Schleſien die 
Juden dringend wurden und direct bei dem Kaiſer um Ordnung ihrer 
ſtaatsrechtlichen Stellung einkamen, wurde in Andrychau noch am 
7. September vom Bezirksamte dem iſraelitiſchen Cultusvorſtande auf— 
gegeben, das Verbot wegen des Haltens chriſtlicher Dienſtboten zu 
republiciren, und zwar mit dem Zuſatze, daß jede fernere Contravention 
an dem iſraelitiſchen Dienſtgeber mit 50 Fl. Strafe und ſofortiger 
Entfernung des chriſtlichen Domeſtiken geahndet werden ſolle. Am 
22. November 1859 meldete denn auch die „Wiener Zeitung“ zunächſt, 
daß den Landesſtellen die nöthigen Vorſchriften wegen Aufhebung dieſes 
Verbotes zugegangen ſeien. Acht Tage darauf wurden durch kaiſer— 
liche Verordnung die Juden der Nothwendigkeit enthoben, vor Ein— 
gehung einer Ehe die kreisamtliche Bewilligung einzuholen und alle 
mit Verletzung dieſes Gebots eingegangenen Judeuehen für gültig er— 
klärt, ſowie alle wegen ſolcher Delicte verhängten Strafen erlaſſen — 
nur in den Kronländern, wo der politiſche Eheconſens beſtand, ſollten 
die Iſraeliten denſelben Vorſchriften unterliegen wie die Chriſten. 
Erſt aus den nachfolgenden „Reformen“ erſah man, welchen Wuſt 
mittelalterlichen Apparats aus der roheſten Hepp-hepp-Zeit der Con— 
cordatsſtaat theils ſorgfältig conſervirt, theils neu erſonnen hatte. 
Am 6. Januar 1860 wurde Juden geſtattet, den letzten Willen eines 
Chriſten zu bezeugen; wurden die für Weſtgalizien, Südtirol und 
Venetien beſtehenden Ordonnanzen aufgehoben, die das Zeugniß eines 
Juden für einen Glaubensgenoſſen und gegen einen Chriſten bedenk— 
lich erklärten. Acht Tage ſpäter wurde den Iſraeliten in Galizien 
Rogge, Oeſterreich. II. 2 
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und der Bukowina der Aufenthalt auf dem platten Lande, ſowie die 
Betreibung des Schank-, Brau-, Müller- und Apothekergewerbes, 
wurde jenen in Böhmen, Ungarn, Kroatien-Slawonien, der Woj— 
wodina, dem Banat und in Siebenbürgen der Wohnſitz in Berg— 
werksorten geſtattet. Eine Verordnung vom 18. Februar 1860 endlich 
ſtellte die Juden in Bezug auf Beſitzfähigkeit in Galizien und der 
Bukowina den Chriſten gleich, wenn ſie das Untergymnaſium oder 
eine adäquate Lehranſtalt abſolvirt; doch ruhe das Patronats- und 
Schulrepräſentationsrecht bei Fortdauer der entſprechenden Laſten, 
könne auch an jüdiſche Pächter nicht übertragen werden. Ifraeliten, 
die jene Bedingung nicht erfüllen, dürfen einſtweilen nur unter den 
vormärzlichen Beſchränkungen Realitäten erwerben; ſie ſind berechtigt, 
landtäfliche Güter zu pachten, nicht aber Ruſticalwirthſchaften, bei 
Strafe der Ungültigkeitserklärung und einer über beide Theile zu ver— 
hängenden Buße. In Niederöſterreich, Böhmen, Mähren, Schleſien, 
Ungarn, der Wojwodina, dem Banat, Kroatien-Slawonien, Sieben— 
bürgen, dem Litorale und Dalmatien ſind ſie zum Beſitz unbeweglicher 
Güter berechtigt unter gleicher Einſchränkung in Betreff des Patronats— 
und Schulrepräſentationsrechts. Wo dort beſondere Vorſchriften über 
bäuerliche Wirthſchaften exiſtiren, können Iſraeliten ſolche nur erwer— 
ben, wenn ſie ſich darauf niederlaſſen und das Land ſelbſt bearbeiten. 
In den Kronlanden alſo, wo es bisher keine Iſraeliten gab — Ober— 
öſterreich, Salzburg, Tirol, Vorarlberg, Kärnten, Steiermark und 
Krain — ließen auch die Goluchowski'ſchen Reformen bezüglich der 
Berechtigung zu unbeweglichem Beſitz die vormärzlichen Verhältniſſe 
intact. 

Inzwiſchen aber hatte Graf Thun bereits mit gewohnter Ge— 
ſchicklichkeit den Punkt ausfindig gemacht, wo man die Lunte anlegen 
mußte, um die Mine zum Explodiren zu bringen, auf welcher der 
Staat ſeit Villafranca ſtand. Wenn ein Preis ausgeſetzt- worden 
wäre, wie das in der wirkſamſten Weiſe geſchehen könne, niemand 
hätte einen andern Vorſchlag zu machen vermocht, als den: nach 
Magenta und Solferino Ungarn jenes Proteſtantenpatent zu octroyiren, 
deſſen Vorlegung drei Jahre früher, als der Abſolutismus in ſeiner 
vollen Glorie daſtand, mitten in der Grabesſtille einen Sturm herauf— 
beſchworen und den Ungarn eine ſo bequeme Handhabe geboten hatte, 
mittels der religiöſen Frage die politiſche wieder aufs Tapet zu 
bringen, daß der allmächtige Concordatsminiſter ſcheu zurückweichen 
mußte. „Das iſt die koloſſalſte Dummheit, welche die Regierung ſeit 
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1848 begangen“, rief Graf Emil Deſſepſſy aus, als er die Octroyirung 
in der „Wiener Zeitung“ ſah — und Deſſewſſy war ein Altconſer— 
vativer, ſchwarzgelb bis in das Mark ſeiner Knochen. Es war das 
ein echtes Thun'ſches Autoritätsſtücklein, in jeſuitiſcher Manier aufge— 
putzt mit einem ſcheinbaren Appell an die öffentliche Meinung. Er 
hatte allerdings den Entwurf von 1856 dem berühmten Kanoniſten 
Richter in Berlin mit der Bitte überſandt, ſich über die Einwürfe 
der Superintendenzen zu äußern. Aber die vom Juni 1859 datirte Antwort 
des preußiſchen Proffeſſors, der denn doch in vielen Punkten den 
Superintendenzen recht gab und namentlich den Gang der Verein— 
barung einzuſchlagen rieth, behagte dem Miniſter und ſeinen geiſtlichen 
Räthen nicht. Sie ward einfach zu den Acten gelegt und ſchlankweg 
jenes Elaborat publicirt, das die berechtigten Vertreter der evangeli— 
ſchen Kirche Ungarns ſchon 1856 einfach als „Vernichtung“ ihres 
Glaubens gebrandmarkt (ſ. I, 453 fg.). Der Miniſter berief ſich ein— 
fach darauf, daß die tüchtigſten Vorkämpfer der freien Kirche in 
Deutſchland ſich meiſtentheils ausnehmend günſtig über den Entwurf 
äußerten; ja erklärten, es überireffe dieſe Verfaſſung weitaus die 
liberalſten Ordnungen der evangeliſchen Landeskirchen in Deutſchland. 
Das war richtig: hellauf würde man in Preußen jubeln, wenn dort 
ein ſolches Proteſtantenpatent verkündet würde; allein das war nicht 
Thun's Verdienſt. Die alte Synodal- und Presbyterialverfaſſung des 
Landes ſollte zum Theil wiederhergeſtellt werden; da kam denn doch 
auf Thun's Rechnung eben nur das Beiwerk, das auf einer Reihe 
hochwichtiger Punkte in dieſe Verfaſſung Breſche legte. In Deutſch— 
land, ſelbſt in Wien mochte man dieſen Umſtand überſehen; für einen 
Miniſter aber war es wol hochkomiſch, auf Anerkennung und Dank 
in Ungarn zu rechnen, weil er dem Lande von der Million, die er 
demſelben mit der rechten Hand genommen, mit der Linken ein paar— 
malhunderttauſend Gulden in Form eines Bettelalmoſens und einer 
reinen Gnadenſpende zuwarf! Die „Oſtdeutſche Poſt“ allerdings 
ſchrieb am 11. September: „Das Proteſtantenpatent iſt ein ruhm— 
würdiger Fortſchritt in der Geſchichte Oeſterreichs. Wir können zum 
Lobe dieſes Geſetzes nichts Höheres ausſprechen, als die ſtolze Wahr— 
heit, daß die proteſtantiſche Kirche, wenn ſie nach dieſer Verfaſſung 
in Ungarn und nach dieſem Vorgange in ganz Oeſterreich lebendig 
organiſirt iſt, eine Selbſtändigkeit und Freiheit genießen wird, wie ſie 
in keinem andern Lande, nicht blos Deutſchlands, ſondern Europas 
vorhanden iſt. In keinem Staate iſt der Grundſatz ſo feſtgehalten, 
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daß nicht nur die Geiſtlichen, ſondern die ganzen Genen die Kirche 
bilden; daß demnach die Gemeinde ſelbſt alle kirchlichen und Schul— 
bien in freier gleichberechtigter Autonomie verwaltet.“ Thun 
aber hätte ſich, nach den Erfahrungen von 1856, dieſen Selbſttäuſchungen 
nicht hingeben dürfen. Er mußte nach ſeinen Erlebniſſen im voraus 
wiſſen, was ihm ſchon am 17. September trotz aller Cenſur das 
größte Proteſtantenblatt Ungarns unter die Naſe rieb: „Das Patent 
kann die Wünſche der Kirche keineswegs befriedigen, vor allem iſt die 
Octroyirung zu tadeln und die directe Anknüpfung an die frühern 
Verhältniſſe unerläßlich.“ Man war eben außerhalb Ungarns that- 
ſächlich außer Stande, alle Fußangeln des Geſetzes zu erkennen. 
Wir heben nur eine hervor. Wenn das Patent ſtatt der bisherigen 
je vier lutheriſchen und reformirten Superintendenzen — dies- und 
jenſeits der Theiß und der Donau — je ſechs, entſprechend den 
Bach'ſchen Verwaltungsgebieten, organiſirt: was kann man ſich Unver— 
fänglicheres denken? Wenn man aber erwägt, daß damit eine neue 
Sanctionirung der politiſchen Zerreißung und der Verkleinerung Un— 
garns um die Wojwodina auf kirchlichem Gebiet ins Leben gerufen 
ward, daß ein weiterer Schritt zur Zertrümmerung der Stephaus— 
krone in territorialer und nationaler Beziehung damit geſchah — denn 
es waren vor allen Dingen die lutheriſchen Slawen, die ſich auf 
Grund des Patents organiſirten; und die presburger Slowakenſuperin— 
tendenz unter Kuzmany bildete bis 1865 einen Pfahl im Fleiſche der 
ungariſchen Kirche, ſowie eine treffliche Operationsbaſis gegen das 
Magyarenthum — dann wird man begreifen, daß dieſer eine Zug genügt, 

um jeden Ungarn in einen Todfeind des Patents zu verwandeln. Doch 
den Ausſchlag in dem Kampfe gab ein principielles Motiv. In ſeiner 
gottbegnadeten Urſprünglichkeit hält der Magyar mit einer Zähigkeit, 
die auch andern Völkern zu wünſchen wäre, an dem Satze feſt, daß 
eine Verfaſſung, die nur einmal im Wege der Oetroyirung unter— 
brochen wird, nicht etwa blos geſchädigt, ſondern ein werthloſer Papier— 
wiſch iſt, weil damit die Maxime anerkannt iſt, daß überall, wo der 
legale Weg den Mächtigen nicht gefällt, der ungeſetzliche eingeſchlagen 
werden kann. Der Ungar iſt Gott ſei Dank! noch nicht ſo weit 
von des Gedankens Bläſſe angekränkelt, um ſich dieſe einfache Wahr— 
heit durch allerhand „ſtaatsmänniſche“ eee verdunkeln zu 
laſſen. Sie bildet das Thema in allen Variationen des Kampfes 
zwiſchen Deak und Schmerling-Beleredi um die 48 er Artikel: „Sobald 

eine Regierung von einem einzigen Geſetze, das der Landtag gebracht 
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3 ein Fidibus und der Reichstag ein Kinderſpiel.“ Um wie viel mehr 
alſo mußte die evangeliſche Kirche von ihrer alten Verfaſſung jede 
Oetroyirung fern halten, da ſie es mit dem „Concordatsvater“ und 
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= dacht auf der flachen Hand: wie die Märzverfaffung den Weg alles 
Fleiſches ging, nachdem fie zur Annullirung der ungariſchen gedient, 


ſo wird man das Proteſtantenpatent aufheben, ſobald es zur Weg— 
räumung der alten Kirchenverfaſſung geholfen! Alſo „principiis obsta“ 
mußte hier die Loſung ſein, denn, wie Deak ſpäter ſagte: „Was die 
bloße Gewalt uns nimmt, mag die Gunſt der Umſtände uns wieder— 
ſchenken, nur was wir ſelbſt preisgeben, iſt für immer verloren.“ 
Am 10. September alſo veröffentlichte die „Wiener Zeitung“ das 
Proteſtantenpatent, welches die innern Angelegenheiten der evangeliſchen 
Kirche in Ungarn, der Wojwodina, Kroatien-Slawonien und der 
Militärgrenze reguliren ſollte. Im nichtamtlichen Theile wurde gleich— 
ö zeitig den Proteſtanten aller Kronländer umfaſſende Gewährung ihrer 
Bitten verheißen; auch angezeigt, daß zum Se des wiener 
Conſiſtoriums bereits ein Proteſtant, der bisherige Miniſterialrath im 
Cultusminiſterium Zimmermann aus Siebenbürgen ernannt ſei, da 
Se. Majeſtät durch Entſchließung vom 1. September verfügt habe, daß 
der Vorſitz in den beiden Conſiſtorien augsburger und helvetiſcher 
Confeſſion fortan nur von einem Manne geführt werden dürfe, der 
einem jener beiden Bekenntniſſe angehöre. Das Proteſtantenpatent 
vom 1. September umfaßt 58, die vom 2. datirte Ausführungsver— 
ordnung 147 Paragraphen. Eine ziemlich dummdreiſte Heuchelei lag 
darin, daß Thun, um den doch offenkundigen Act der Octroyirung zu 
verſchleiern, ſich den Anſchein gab, als ob das Patent an die General— 
ſynode anknüpfe, die beide Confeſſionen 1791 in Peſt und Ofen ab— 
gehalten; ja, als ob daſſelbe nur die verfaſſungsmäßige Erledigung 
der damaligen Synodaloperate — ganz im Sinne des Religionsge— 
ſetzes von 1791 — enthalte. Mit einer Scheinheiligkeit, die niemanden 
täuſchte, behauptete der Miniſter, die Einwürfe der Superintendenzen 
gegen das Elaborat von 1856 berückſichtigt zu haben, obſchon das in 
keinem einzigen weſentlichen Punkte geſchehen war. Ja, die Berech— 
tigung zum Erlaſſe des Patentes ward aus § 4 jenes Artikels XXVI 
über die Religionsangelegenheiten von 1791 hergeleitet, weil derſelbe 
Sr. Majeſtät ein „oberſtes Jnſpectionsrecht“ wahrte — mit völliger 
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blos von den Vorſtehern ihrer Confeſſion abhängen“; daß Se. Majeſtät 
die Kirchenordnung „im Einvernehmen mit den Evangeliſchen“ feſt— 
ſetzen werde; daß endlich „in Glaubensſachen lediglich die auf gehörige 
Weiſe zu Stande gekommenen Synodalbeſchlüſſe“ maßgebend ſein 
ſollen, und „weder durch Urtheile der höchſten Gerichte noch durch 
königliche Reſolutionen abgeändert werden können“. Das Patent ſtellte 
in der Hauptſache die alte Presbyterial- und Synodalkirchenverfaſſung 
wieder her mit ihren Local-, Senioral-, Superintendentialconventen 
und Generalſynoden als legislativen — mit den Presbytern, Senioral— 
und Superintendentialconſiſtorien, ſowie der Generalconferenz als 
executiven Organen der Hierarchie. Das Oberaufſichtsrecht ward 
einer eigenen, aus Glaubensgenoſſen beſtehenden Abtheilung des Cultus— 
miniſteriums übertragen; die Ehegerichtsbarkeit den Conſiſtorien be— 
laſſen. Die Volksſchule ward unbedingt unter die kirchlichen Behörden 
geſtellt; doch ward in jeder Beziehung der Regierung ein ſehr ausge— 
dehntes Aufſichtsrecht vindicirt, mit der einzigen Bürgſchaft, daß es 
nur durch Glaubensgenoſſen geübt werden dürfe. Die Controle ward 
überall der Landesſtelle verliehen und auch dem weltlichen Unter— 
richte ein ſtarr confeſſioneller Charakter aufgedrückt, die Lehrbücher 
beſtimmte der Miniſter, der nur bezüglich der Neligionsbücher an das 
Einvernehmen mit der Generalconferenz gebunden war. Die Gym— 
nafien und Mittelſchulen der Evangeliſchen blieben ſtreng an die 
ſtaatlichen Lehrplane und Prüfungsvorſchriften gebunden, die für die 
Jeſuitengymnaſien nicht exiſtirten, falls ſie nicht des Oeffentlichkeits— 
rechts verluſtig gehen wollten. Die Vermögensverwaltung ſtand nach 
§ 10 des Artikels XXVI von 1791 den Glaubensgenoſſen zu: nach 
§ 23 des Patentes erhielt der Staat ein Oberaufſichtsrecht, das ihn 
zu ſtrengſter Bewachung, ja zu Präventivmaßregeln ermächtigte. 
Schließlich ſubſtituirte $ 26 den alten acht Superintendenzen deren 
zwölf und wies jeder derſelben ganz einſeitig durch landes fürſtliche 
Geſetze die Seniorate zu. Hier war offenbar die Octroyirung an ſich 
die Hauptſache. Sollten die zweimal ſechs Superintendenzen die 
Zerlegung Ungarns in fünf Verwaltungsgebiete und die Wojwoding 
verewigen, ſo ſollten, um ganz mit allen Reminiſcenzen der con— 
ſtitutionellen Vergangenheit zu brechen, auch die Grenzen der Gemeinden, 
wie 1850 die der Comitate, gründlich verſchoben und durcheinander— 
gerüttelt werden. Nur war Thun kein Bach, die Lage 1860 nach 
Solferino anders als nach Vilagos — hinter dieſen SS 11 bis 26 
des Patentes guckte denn doch der Pferdefuß gar zu deutlich hervor. 
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Unter dem Vorwande, den Religionsartikel XXVI, das Grundgeſetz 
der evangeliſchen Kirche Ungarns, auszuführen, ſollte derſelbe beſeitigt, 
ſollten alle jene Mittel, die bisher willkürlich zur Ausrottung des 
Proteſtantismus angewendet wurden, geſetzliche Weihe erhalten. Die 
prächtige Waffe, welche die famoſe „Schulreform“ zur Sperrung der 
evangeliſchen Schulen abgab, ſollte anerkannt, die unabhängige Ver— 
mögensverwaltung arg beſchnitten, der Organismus der Kirche von 
Grund aus zerrüttet — namentlich aber der Octroyirung für alle 
Ewigkeit eine breite Gaſſe gebahnt werden. Die kirchlichen Verſamm— 
lungen blieben, unter Haftung des Präſidirenden, ziemlich frei, doch 
beruft Synoden höchſtens alle ſechs Jahre der Miniſter; die Synodal— 
beſchlüſſe unterliegen der kaiſerlichen Sanction. Auch haben die 
Generalconferenzen, ſowie die Superintendentialconvente genaue Protokolle 
zu führen, die dem Miniſter behufs etwaiger Siſtirung vorzulegen 
ſind. Die Superintendenten und die dem weltlichen Stande ent— 
nommenen Curatoren der Superintendenzen unterliegen nach ihrer Er— 
wählung der kaiſerlichen Beſtätigung. 

Das war die Brandfackel, die Thun mit plump-despotiſcher Hand 
nach Ungarn ſchleuderte — ungewarnt dadurch, daß ſchon 1856 der 
Verſuch einer ſolchen Octroyirung hervorragende Größen der Koſſuth— 
zeit wieder in den Vordergrund gedrängt und ihnen zu officiellen 
Rollen verholfen hatte. Irinyi, der im Reichstage 1848 Lamberg's 
Ermordung vertheidigt hatte und unter dem letzten Schub der Be— 
gnadigten Haynau's geweſen war, ließ 1857 als Mitglied und im 
| Auftrage des Convents helvetiſcher Confeſſion dieſſeits der Donau feine 
E claſſiſche Vorarbeit für die einzuberufende Generalſynode erſcheinen.“) 

Aber obwol Thun in der Verordnung vom 21. Auguſt 1856 „den 
ungehinderten Gebrauch der unbedingt freien Meinungsäußerung“ zu— 
geſichert, hatte der Miniſter das doch nur unter dem ſtillſchweigenden 
| Vorbehalt gethan, von den Nefultaten dieſer Discuſſion auch nicht 
die geringſte Notiz zu nehmen. Es iſt das, wie wir bereits bei 
8 mehrern Anläſſen bemerkt haben, die Sr. Excellenz „eigenthümliche con— 
5 ſtitutionelle Methode“, auf deren Erfindung der Miniſter nicht wenig 
ſtolz iſt — ſie „koſtet nichts und macht ſich gut“, wie man zu ſagen 


*) Geſchichte der Entſtehung des 26. Geſetzartikels von 1790— 91 über die 
Religionsangelegenheit, mit ſtaatsrechtlichen Bemerkungen auf Grundlage des 
wiener und linzer Friedensſchluſſes, zur Erläuterung der geſetzlichen Stellung der 
Evangeliſchen in Ungarn von Joſef Irinyi. 
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pflegt. Das Signal zum Aufſtande gab, noch ehe der September 
abgelaufen, der Superintendentialconvent des theißer Diſtrietes augs— 5 
burger Confeſſion. Die zu Käsmark abgehaltene Verſammlung be— 
ſchloß eine Adreſſe an den Kaiſer, die am 4. October abgeſchickt ward. 
Ebenſo bezeichnend wie drohend war, daß den Antrag hierzu die Alt— 
conſervativen geſtellt und daß es die ſtets an Entſchiedenheit gegen 
die Reformirten zurückſtehenden Lutheraner waren, die den erſten An— 
ſtoß gaben. Die in dieſem Actenſtück aufgeſtellten Anſichten waren 
alſo der Ausdruck der Ueberzeugung, welcher die politiſch und kirchlich Ge— 
mäßigtſten im Lande huldigten. Die Adreſſe bat nun, die Vollziehung 
des Patents bis zur Einberufung einer geſetzlichen Synode zu ſuspen— 
diren, da dieſe allein zu einer neuen Conſtituirung der Kirche compe- 
tent ſei. Sie deckte ſodann mit ſcharfen Worten die Heuchelei auf, 
daß „das k. k. Patent nicht die von der 1791er Synode unterbreiteten 
Geſetzesgutachten, ſondern deren Gegentheil, den vor drei Jahren 
beſeitigten Entwurf des Cultusminiſteriums mit einigen Modifi— 
cationen, in den Hauptprincipien aufgeſtellt habe“. Ueberhaupt 
ſei jetzt eine neue Synode nothwendig, da das Gutachten der vor 68 
Jahren abgehaltenen nicht mehr genügen könne. Der dritte Punkt 
wies energiſch die jeſuitiſche Auslegung des kaiſerlichen Oberinſpections— 
rechts zurück. „Daſſelbe, wie Artikel XXVI von 1791 es definire, 
könne ſich nur auf die Gutheißung oder Verwerfung der proteſtantiſchen 
Kanones und Statuten, ſowie der kirchlichen Conventsprotokolle be— 
ziehen, nie aber dahin ausgedehnt werden, daß die Regierung Geſetz— 
entwürfe ausarbeite und die Evangeliſchen zu deren Annahme zwinge.“ 
Viertens übergebe Artikel XXVI von 1791 die Leitung der öffent 
lichen Schulen den öffentlichen proteſtautiſchen Behörden; und von 
dieſen hänge ſomit die Wahl der Schulbücher, der Lehrſprache, der 
Lehrſyſteme und der Lehrgegenſtände ſowie der Lehrer ſelber ab. Sie 
ſei lediglich zur allerhöchſten Einſichtnahme zu unterbreiten; nie aber 
dürfe das Cultusminiſterium über die geſetzliche Oeffentlichkeit der 
proteſtantiſchen Schulen verfügen, die vielmehr durch den Friedens— 
ſchluß von Wien und Linz verbürgt ſei. Es möge daher 
fünftens „Se. Majeſtät je eher eine Synode einberufen und ihr die Aus— 
arbeitung der Kirchenverfaſſung anvertrauen, bis dahin aber die Kirche 
in den vormärzlichen Zuſtand zurückverſetzen, da das Proviſorium 
nicht angenommen werden könne“. 

Gleich am 6. October trat nach zweitägiger Berathung in Oeden— 
burg der Convent der Superintendenz jenſeits der Donau augsburger 


C in den ki tsmarker Befehfirfen volliuhallich bei. Da aber eine 
e 155 durch und durch autokratiſche Natur wie Thun eher alles andere, 
als den Wahlſpruch: „Nil de nobis sine nobis“ begreift, jo hielt der 
Miniſter es für eine Kleinigkeit, den heranziehenden Sturm mit einem 
auos ego“ zu beſchwören. In olympiſcher Ruhe deeretirte er mittels 

Erlaſſes vom 8. October: „Der in § 4 des Geſetzartikels XXVI 
von 1791 Sr. Majeſtät vorbehaltene, von den Evangeliſchen beider Con— 
feſſionen oft und dringend erbetene und auch durch den ungariſchen 
Landtag im Jahre 1827 in Form einer Beſchwerde urgirte Beſchluß 
iſt erfolgt.“ Wüßte man nicht, daß ſie aus dem Jeſuitenkloſter 
ſtammt, ſo müßte man die Thun'ſche Logik auf das Irrenhaus zurück— 
führen. Weil die Evangeliſchen ſeit 1791 mehrmals den Beſchluß 
urgirt, eine Synode zur legalen Feſtſtellung der ungariſchen Kirchen— 
verfaſſung einzuberufen, ſo war jetzt das Septemberpatent, das ihnen 
einen völlig ungeſetzlichen Act octroyirte, nur eine Erledigung ihrer 
eeigenen Gravamina. Das war genau dieſelbe Sprache wie 1855, 
als die nämlichen Herren durch das Concordat die Sehnſucht nach 
3 einer Verfaſſung für erfüllt erklärten! Der Miniſterialerlaß con— 
fitatirte dann kurzweg, daß durch das Patent der alte Organismus 
der Kirche bereits zertrümmert ſei. Da das Pateut genau die 
Seniorate bezeichne, die jeder der zwölf neuen Superintendenzen zu— 
gewieſen ſeien, ſo dürften nach der bisherigen Eintheilung keine 
Diſtrictualconvente mehr abgehalten werden. Die „unbedingt freie 
Discuſſion“ hatte eben erſt begonnen, und ſchon war der Miniſter bei 
Aauwendung der roheſten Gewaltmittel angelangt. Die Discuſſion 
war „unbedingt frei“, wenn die Verſammlungen auf Grund der neuen 
Eintheilung nach §S 26 des Patentes ſtattfanden — d. h. wenn die 
Evangeliſchen vorher ihre alte Kirchenverfaſſung zerſtörten, das Patent 
| acceptirten und ſich auf Gnade und Ungnade in die Hand des Con— 
BR cordatsgrafen gaben. Sonſt waren Polizei und Militär das erſte 
und letzte Wort Thun's in Sachen der proteſtantiſchen „Autonomie“. 
Denn die Ordonnanz ſchloß mit den unverhüllten Drohungen: „I) die 
Evangeliſchen haben nur unter genauer Befolgung des § 26 das 
Recht, Convente abzuhalten; 2) in den Superintendentialconventen 
dürfen ſich keine andern Seniorate verſammeln, als jene, die jetzt nach 
§ 26 des Patentes die eine oder die andere Superintendenz bilden; 
3) wenn durch die Superintendentialconvente von nun an eine andere 
Sitzung abgehalten werden ſollte, die in ihrer Conſtituirung von der 
neuen Eintheilung, wie § 26 des Patentes ſie feſtſtellt, abweicht, ſo 
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werden die Beſchlüſſe derſelben für nichtig erklärt; und es würde die 
Einberufung von dergleichen unberechtigten Verſammlungen, ſowie die 
Theilnahme an denſelben, eine ernſte Verantwortung nach ſich 
ziehen. Sollte, allen Erwartungen entgegen, irgendwo die Abhaltung 
eines ſolchen unberechtigten Superintendentialconvents ver— 
ſucht werden, ſo ſind die politiſchen Behörden angewieſen, daß ſie 
die Perſonen, die ſich ſo unberechtigter Weiſe verſammeln wollen, 
zum Auseinandergehen auffordern; und falls dieſer Aufforderung 
nicht Gehorſam geleiſtet werden ſollte, denſelben durch polizeiliche 
Maßregeln das erforderliche Gewicht geben und deren genaue 
Erfüllung zu ſichern haben.“ Somit war der Krieg offen erklärt. 


Da aber feudale Staatsmänner es ſtets lieben, ſich durch die Autorität 


der Krone zu decken, ſo extrahirte auch Thun noch am 8. November 
eine allerhöchſte Entſchließung, worin der Monarch ſelber erklärte: 
„daß alle Geſuche der Evangeliſchen beider Confeſſionen um Wieder— 
herſtellung des vormärzlichen Zuſtandes in der Einrichtung und Leitung 
ihres Kirchen- und Schulweſens als durch das Patent erledigt zu 
behandeln ſeien“. Ungarn hatte um ſo mehr Grund zum äußerſten 
Argwohn, es mußte um ſo ſorgfältiger auf ſeiner Hut ſein, als es gleich— 
zeitig für die theoretiſche Wahrheit, daß ein Mann wie Graf Thun, 
der im Concordat der Anſchauung Ausdruck gegeben, wonach das 
Epiſkopat allein der Inbegriff der Kirche iſt, gar kein ehrlicher Freund 
der Presbyterialverfaſſung ſein könne, auch einen praktiſchen Beleg 
erhielt. Im Laufe des November nämlich ſprachen jetzt die beiden 
evangeliſchen Gemeinden augsburgiſcher und helvetiſcher Confeſſion in 
Wien die Ueberzeugung aus, daß für die Reoganiſation des proteſtanti— 
ſchen Kirchenweſens auch in den Erblanden die Presbyterial- und 
Synodalverfaſſung als unabweisbares Bedürfniß, ſowie als Attribut 
der evangeliſchen Kirche anerkannt werden möge. Außerdem bean— 
ſpruchten ſie Gleichſtellung mit den Katholiken und Gewiſſensfreiheit 
in Betreff der Miſchehen, ſowie in Bezug auf die Erziehung der da— 
raus ſtammenden Kinder. Natürlich ignorirte der Miniſter in ſeiner 
Antwort die letztern Punkte vollſtändig, aber auch bezüglich der Pres— 
byterialverfaſſung äußerte er ſich in ſo gewundenen Ausdrücken, daß 
an ſeinem Willen, die Conſiſtorialverfaſſung aufrecht zu erhalten, kein 
Zweifel blieb. Dem Verſprechen, „Verbeſſerungen, ſoweit ſie aner— 
kannten Bedürfniſſeu entſprechen, in dem Kirchenregiment der Con— 
ſiſtorien einzuführen“, folgte die vieldeutige Phraſe, es ſolle „in reif— 
liche Erwägung“ gezogen werden, inwieweit „unter Aufrechthaltung 
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der zu Recht beſtehenden Conſiſtorialverfaſſung den Glaubens— 
genoſſen in der aufſteigenden Gliederung der kirchenregimentlichen 
Organe eine Betheiligung etwa eingeräumt werden könne, und 
welche Veränderungen in der Einrichtung oder Zuſammenſetzung der 
Conſiſtorien ſelbſt wünſchenswerth wären“. Da die Stellung von An— 
trägen ausdrücklich den Conſiſtorien überlaſſen blieb und dieſen als 
Baſis dafür die Berathungen angewieſen wurden, welche im Jahre 
1849 (1) eine Verſammlung von Superintendenten und Vertrauens- 
männern unter dem Regime des Belagerungszuſtandes und der Kriegs— 
gerichte gepflogen, mahnte der miniſterielle Beſcheid an die Wiener 
gewiß die Ungarn zu doppelter Vorſicht. 

Vorderhand aber hatten die Magyaren eine harte Schule 
durchzumachen, denn den ganzen Winter über dauerte die jetzt an— 
hebende Hetze des „Concordatsgrafen“ auf alle Proteſtanten, die ſich 
nicht ſeiner neu erfundenen Kirchenverfaſſung anbequemen wollten. 


In ſolcher Ausdehnung und mit fo roher Brutalität, mit jo impoſanter 


Aufbietung aller bureaukratiſchen, polizeilichen, militäriſchen Gewalt— 
mittel ward dieſe Hetze betrieben, daß man ſich manchmal in die 
Zeiten der Ferdinandeiſchen Aera zurückverſetzt glaubte und deutlich er— 
kannte, wie den Jeſuiten, die Thun als Marionette vorſchoben und 
ſich über ſein Patent ins Fäuſtchen lachten, eben die Verfolgung 
Selbſtzweck und das Patent nur ein Hebel war, dieſelbe in Scene zu 
ſetzen, indem ſie die Evangeliſchen in die Oppoſition jagten. Von 
Peſt ging nach Käsmark der Befehl ab, die Protokolle des käs— 
marker Conventes mit Beſchlag zu belegen; gegen den Adminiſtrator 
der Superintendenz Toperzer aber wurde bei dem kaſchauer Landes— 
gericht das Criminalverfahren eingeleitet. Damit begann die endloſe 
Kette der Proteſtantenproceſſe, die bis tief ins Frühjahr dauerten; 
damit aber war auch, indem man Märtyrer in Maſſe ſchuf, die Be 
wegung von dem religiöſen auf das nationale und politiſche Gebiet hin— 
übergeſpielt. „Der Gang der zahlloſen Angeklagten vor die Gerichtsſchranken 
war ein Triumphzug für ſie, eine weitere Niederlage für die Regie— 
rung. So rief man, ſtatt den Gemüthern einen heilſamen Schrecken 
einzuflößen, einen förmlichen Wetteifer hervor, ſich an der Agitation 
zu betheiligen. Die Leute fingen an ſich zu ſchämen, wenn man ſie 
nicht für gefährlich genug hielt, um ſie mit Gefängnißſtrafen zu be— 
legen.“ !) Als ob es an den lärmenden und aufregenden Scenen in 

*) Oeſterreich ſeit dem Frieden von Villafranca, in „Unſere Zeit“, Neue 
Folge, 1865, S. 772. 


den Conventen noch nicht genug geweſen wäre, 
Tribunal in eine Tribüne verwandelt, die Propaganda weiter und 
weiter bis in den fernſten Winkel des Landes zu verbreiten. So 
hochangeſehene Männer wie die Kirchencuratoren Zſedenyi und Maday 
wurden verurtheilt und von Gefängniß zu Gefängniß herumgeſchleppt. 
Correſpondenzen auswärtiger Blätter, deren Circulation im Inlande 
doch nicht ganz zu verhindern war, wußten dabei gar kläglich und 
beweglich zu berichten, wie dieſe Opfer ihres Glaubens in Ketten ein— 
herwankten, vielfach dem Hohne der escortirenden Soldaten preisge— 
geben; wie den ſchon bejahrten Herren die Kälte des ſtrengen Winters 
und die dürftige Nahrung die Geſundheit zuſehends untergrub — kurz 
wie man fie mit einer Härte behandle, als wären fie bereits ver- 
urtheilte Hochverräther. Man vergegenwärtige ſich die Wirkung von 
dem allen in einer Zeit, wo doch am Ende jedermann an tauſend 
kleinen Zeichen erkannte, daß die Mittel der Repreſſion nicht mehr die 
alten waren, obſchon Erzherzog Albrecht, in der offenkundigen Abſicht 
einzuſchüchtern, Woche für Woche auf den Plätzen und Straßen Peſts 
die ganze Garniſon nebſt aller Artillerie in Paraden und Revuen 
einen finſter drohenden militäriſchen Pomp entfalten ließ. Aber Thun 
bekam auch von anderer Seite Unterſtützung, indem bei der ſteigenden 
Springflut der magyariſchen Bewegung, in welche die kirchliche 
umſchlug, die proteſtantiſchen Slawen anfingen, für das Patent Partei 
zu ergreifen. Am 8. December beſchloß um Mitternacht das neutraer 
Seniorat mit 21 Gemeinden und 53000 Seelen nach zwölfſtündiger 
Debatte, das Patent in einer Dankadreſſe an Se. Majeſtät zu acceptiren. 
Am 12. December beſchloß der Senioralconvent in dem flawifchen 
Szemered desgleichen eine Dankadreſſe an den Kaiſer; gleichzeitig aber 
erſuchte in dem ebenfalls flawiſchen Liptau der Convent um Suspen— 
dirung des Patents bis zur Einberufung einer Synode. Das Kirchen— 
presbyterium von Schemnitz acceptirte das Patent, jedoch nur im 
Sinne des Geſetzartikels XXVI von 1791 als kaiſerliche Propoſition 
für die nächſte Synode. Als das Seniorat in dem ſlawiſchen Sohl 
das Patent annahm, zeigte die Podmanitzki-Beleznay'ſche Familie dem 
Convente ſofort die Aufhebung ihrer Stiftung von 16000 Gulden für die 
dortige Schule an: ſo hoch gingen bereits die Wogen des nationalen 
Fanatismus. Auch in dem peſter Senioralconvent, wo die Be— 
rathungen gegen Mitte December begannen, ſprach ſich die peſter 
ſlawiſche Gemeinde für das Patent aus; ward aber von der ofener, 
der waitzener, ſowie von der peſter ungariſchen und deutſchen Gemeinde 
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iberſtimmt. Man beſchloß den Diſtrictualconvent der Montanſuper— 
intendenz in Peſt nach der alten Eintheilung zu beſchicken, obſchon 
die Behörden ihr Veto dagegen einlegten. Auch der Convent des aus 
80000 Seelen beſtehenden bekeſer Seniorates augsburger Confeſſion 
beſchloß, an dem peſter Superintendentialconvente theilzunehmen und 
in einer Adreſſe um Suspenſion des Patentes, um Aufhebung des 
f gegen das Petitionsrecht gerichteten Verbotes, ſowie um Einſtellung 
2 der von den weltlichen Behörden eingeleiteten Unterfuchungen zu bitten. 
Anfang December rechnete die Regierung, daß kuapp 40000 Seelen 
dem Patente zugeſtimmt; dagegen 2,684000 es verworfen und gegen 
325000 ihr Votum noch nicht abgegeben hätten. Im letzten Drittel 
des December waren dagegen nur noch 42000 im Rückſtande, und war 
ä die Zahl der Renitenten nur auf 2,844000 geſtiegen, während die Ziffer 
5 der Zuſtimmenden ſich bis auf nahezu 163000 gehoben, alſo reichlich 
4 vervierfacht hatte. 
Der Rückſchlag, den der Umſtand, daß Thun um feines Patentes 
2 willen recht eigentlich Nationalitätenpolitik zu Gunſten der Slawen 
gegen die Magyaren trieb, auf die Lage der Dinge ausüben mußte, 
konnte natürlich nicht ausbleiben. Die „Oeſterreichiſche Correſpondenz“ 
| hatte gut predigen, daß „die Zeit der Verſöhnlichkeit und Vermeidung 
8 jeder Störung zwiſchen den einzelnen Theilen und Volksſtämmen des 
3 Geſammtvaterlandes fo ſehr bedürfe“. Auch das wirkte nicht, 
8 daß Anfang December der „Szegedi Hirado“ in! Szegedin auf Be— 
fehl des Erzherzogs eine ſchriftliche Verwarnung erhielt „auf Grund 
wiederholter heftiger, gehäſſiger Agitationen, die ganz geeignet ſeien, 
zb wiſchen den Nationalitäten feindſelige Reibungen hervorzurufen“. Der 
AUunngar hielt ſich an die Thaten und nicht an die ſchönen Worte der 
Regierung, aus deren Munde es doch wirklich urkomiſch herauskam, 
wenn ein Hochofficiöſer am 17. December der augsburger „Allgemeinen 
Zeitung“ ſchreiben mußte: „Die ſogenannte religiöſe Sache iſt nichts 
weiter als eine ſchlecht verſchleierte politiſche Agitation, welche — und 
das führt zu ihrer Kataſtrophe — vorzüglich auf nationalem Boden 
verſucht wird. Der Slawe fühlt das; dafür ſpricht die Oppoſition 
der flawiſchen Nüchternheit gegen die Propaganda der käsmarker 
Adreſſe.“ Der Magyar begriff nur leider ebenfalls, daß das 
Patent nichts weiter war, als eine verdeckte politiſche Agitation mit 
religiöſem Vorwande, zu dem nationale Hebel angeſetzt wurden. 
Schon Ende October hatte die debrecziner Haudels- und Gewerbe— 
klammer in einer Zuſchrift an das Handelsgremium von Gyula die 
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Erwartung ausgeſprochen, daſſelbe werde ſich in Zukunft bei allen 


ſeinen Eingaben als Gremium einer ungariſchen Stadt auch der un— 
gariſchen Sprache bedienen. Und was gar das „Geſammtvaterland“ 
anbetraf, ſo machte eben um dieſe Zeit die populärſte Schauſpielerin 
des peſter Nationaltheaters ſich einfach unmöglich, blos weil eine 
Aeußerung von ihr in die Oeffentlichkeit gelangte, worin ſie von ihrem 
„engern und weitern Vaterlande“ ſprach: „der Ungar habe nur Ein 
Vaterland, das weder enger noch weiter ſein könne“. Schon Mitte 
October hatte eine Studentendeputation in Peſt eine mit 514 Unter— 
ſchriften bedeckte Petition, worin um Einführung der ungariſchen 
Sprache an der Univerſität erſucht ward, dem Adlatus des Gouver— 


neurs, dem General Grafen Haller, überreicht, der ſie an das 


Miniſterium verwies. Der Rector mußte indeſſen gleichzeitig in der 
Aula der Studentenſchaft jedes corporative Auftreten in dieſer Ange— 
legenheit verbieten. Trotzdem kam am 28. October eine Deputation 
von zehn Studenten mit der Bittſchrift in Wien an, um dieſelbe aller— 
höchſten Orts zu unterbreiten, „da der Senat und das Profeſſoren— 
collegium ſich ihrer nicht annähmen“. Sofort erklärte die amtliche 
„Oeſterreichiſche Correſpondenz“, daß gegen die Herren wegen „un— 
befugter Anmaßung“, als Bevollmächtigte der Studentenſchaft aufzu— 
treten, das Disciplinarverfahren eingeleitet worden ſei. Die Deputation 
ward in Wien nirgends vorgelaſſen, und am 10. November beſchloß 
der peſter Univerſitätsſenat, den Weiſungen aus der Hauptſtadt ge— 
horſam, die Anſtrengung einer Unterſuchung gegen ſie. Aber am 15. 


December, als die Montanſuperintendenz nach der alten Eintheilung. 


in Peſt ihren verbotenen Convent abhielt, über deſſen Vorbereitungen 
wir oben berichtet, brach der Sturm in einer Weiſe los, die deutlich 
zeigte, daß es Thun gelungen war, die kirchliche Agitation in eine 
rein politiſch-nationale Bewegung zu verwandeln. In der evangeliſchen 
Kirche am Kohlmarkt war die Verſammlung eröffnet. Da wurden 
die Thüren aufgeriſſen und ein Commiſſar erſchien mit Aſſiſtenz auf 
der Schwelle: „augenblicklich möge man auseinandergehn, ſonſt werde 


der Tempel mit Waffengewalt geräumt“. Daß die Drohung feine. 


eitle war, zeigte ein Blick auf den Platz, wohin der Polizeibeamte 
wies und wo die Bajonnette eines aufmarſchirenden Bataillons in der 
Winterſonne glitzerten, während die ganze Garniſon auf den Beinen 
war, um jeden Verſuch einer Emeute niederzuſchlagen. Da rief der 
präſidirende Superintendent Székaes von der Kanzel in den Convent: 
Herr Jeſu, ſo ſchütze du ſelbſt deine Kirche; denn ihre Grundlagen 
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wanken und ihre Säulen drohen Einſturz!“ Man trennte ſich; aber 
jene, wenn auch bis heute unblutige Revolution, die binnen ſieben 
Jahren aus dem lebendigen Fleiſche Oeſterreichs einen ungariſchen 
Staat herausſchnitt, hatte begonnen. 

Noch war der Convent nicht auseinandergegangen, da erſchien, 
von ungezählten Haufen Neugieriger begleitet, eine Schar von etwa 
hundert Studenten auf dem Platze, die eben aus der Pfarrkirche von 
einem Requiem zu Ehren des Dichters Kisfaludy kam: deun da die 
„Schwaben“ Schiller's Geburtstag gefeiert, ſo mußten auch die Ungarn 
einen „nationalen“ Dichter als Gegentrumpf ausſpielen. Nach langem 
Parlamentiren räumten Militärpatrouillen den Platz; die Studenten 
zerſtreuten ſich erſt, als ſie vergeblich die Freilaſſung eines arretirten 
Commilitonen zu erzwingen verſucht. Tags darauf kündigte zwar ein 
Anſchlag des Rectors am ſchwarzen Brett an, daß alle Anſammlungen 
und Demonſtrationen nach der vollen Strenge des Geſetzes geahndet 
werden würden. Nichtsdeſtoweniger aber nahmen gerade von dieſem Tage 
an die unabläſſigen Straßenkundgebungen mit nationalen Aufzügen, 
Erinnerungsfeſten, lärmenden Manifeſtationen, Abſingen des Szozat 
oder Nationalliedes, wobei die Vorübergehenden zur Entblößung der 
Häupter gezwungen wurden; das Paradiren mit der Nationaltracht 
und der ungariſchen Sprache, wobei denn die Beilſtöcke (Fokos) und 
Morgenſterne (Buzogany) ſehr bald die Dimenſionen ernſthafter 
Waffen gewannen, einen bedrohlichen Umfang und permanenten Cha— 
rakter an. Dem Unbefangenen ſchien Peſt im Handumdrehen in ein 
großes Narrenhaus verwandelt. In allen Geſchäften ward ungariſch 
gemauſchelt, während die biedern Commis in Schnürröcken und mit 
Stiefelhoſen, welche die ganze Pracht der Säbelbeine hervortreten 
ließen, über die ellenlangen Sporen ſtolperten, wenn ſie dem Kunden 
die verlangte Waare „vorreiten“ wollten. Hatte man bisher in Peſt 
kein ungariſches Wort zu hören bekommen, wenn man nicht beſtimmte 
ungariſche Bierhäuſer beſuchte, ſo ward man jetzt in den Läden auf 
ungariſch — freilich, was für ein Ungariſch! — angeredet, und un— 
gariſche Speiſezettel machten ihre Aufwartung in Hotels erſten 
Ranges, deren Kellner ſonſt wol die Zumuthung, ungariſch zu ver— 
ſtehen, mit der Antwort zurückwieſen, daß ſie außer deutſch, nur franzö— 
ſiſch, italieniſch und engliſch ſprächen Jeder ſuchte in der Tiefe ſeines 
Gedächtniſſes ein paar ungariſche Brocken zuſammen — für die Oeffent— 
lichkeit; unter vier Augen war man dann um ſo froher, des Zwanges 
entledigt zu dem geliebten Deutſch zurückkehren zu können. Ueberall 
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ſchlug der Ifraelit den Magyaren um ein paar Pferdelängen Wie 
er die Sporen nicht lang, die Stiefelſchäfte nicht hoch genug bekommen 
konnte, erregte er den Hohn auch des Ungarn, der in ſeinen Witz— 
blättern den Juden perſiflirte, wie er ſich Hoſen beſtellte, aber ja jo 
eng, daß es unmöglich ſei, ſie anzuziehen: „wenn ich hineinkomme, 
nehme ich ſie nicht!“ Die Jüdinnen gar dachten: „doppelt reißt nicht“, 
und trugen oft zum größten Amuſement der Ungarn gleichzeitig die 
Parta (eine Art Diadem), das Abzeichen der Jungfrau, und die un— 
gariſche Haube, das Symbol der Frauenſchaft. Wie manchen Laden— 
jüngling hat der Verfaſſer dieſer Zeilen erſucht: „Ich bitte, wir ſind 
ja noch nicht im Faſching; reden wir deutſch und ſchinden wir nicht 
eine Sprache, von der wir beide gleich wenig verſtehen!“ Der geiſt— 
reiche Redacteur Päkh, noch mit Cylinder und weiten Pantalons, 
muſterte einſt einen iſraelitiſchen Collegen, der ſich bereits ganz als 
Vollblut-Magyare maskirt, und begrüßte ihn dann ironiſch: „Sie auch 
ſchon in dieſer Tatarentracht!“ Aber neben der ſpaßigen Seite 
gingen ſehr ernſthafte Symptome einher. Den lieben Kleinen ward 
ſchon in der Schule eingetrichtert: „Magyar ember (Menſch) hat, 
Courage, nemeth (Deutſche) ember Hundsfott, Bagage!“ Tag und 
Nacht ward das „Hunczfott a németh“ durch die Straßen gebrüllt; 
es wechſelte mit dem „Kalapak 16“ (Hüte herunter), wenn ein 
Studententrupp aus heiſern Kehlen das Szoͤzat intonirte. In öffent— 
licher Verſammlung konnte ein Student ſich erlauben, einen Deutſchen 
aus dem Reiche mit einer Anſprache zu feiern, in der es hieß: „Als 
Kind habe ich von der Mutter gehört, daß der Deutſche ein Hunds— 
fott iſt; jetzt als Mann weiß ich's beſſer, nur der Oeſterreicher iſt 
ein Hundsfott.“ Aber da Soldaten und Offiziere vielfach inſultirt 
wurden, revanchirten ſie ſich, indem ſie den Störenfrieden die langen 
Reiherfedern von den Kalpags und dieſe ſelber vom Kopfe riſſen. Erſt 
einzeln, dann gruppenweiſe kam es zu Angriff und Gegenwehr. Die 
Polizei ward einfach verhöhnt, da ſie nicht ungariſch konnte, und die 
Studenten behaupteten, kein Deutſch zu verſtehen. Die Sprache der 
Bajonnette freilich war verſtändlicher. Aber die Raufluſt der Be— 
völkerung, die Erbitterung des Militärs über die endloſen Hetzereien 
ſtieg auch zu bedenklichſter Höhe, ſeitdem die Garniſon unausgeſetzt auf 
den Beinen war. Starke Patrouillen durchzogen fortwährend die 
Straßen; Bajonnetattaken waren nichts Seltenes mehr. Um die be— 
rühmteſten ungariſchen Bierhäuſer — hatte doch ſogar eine „Deutſche 
Eiche“ ſich über Nacht in eine „Ungariſche Eiche“ umgetauft! — wogte 


jeden Abend derſelbe Kampf, indem die anmarſchirenden Soldaten, die 
von den Studenten verhöhnt wurden, dieſe hinausjagten und in die 
Nachbarhäuſer verfolgten. 

Zu Neujahr war es bereits ſo weit gekommen, daß die Führer 
der Proteſtantenbewegung über dieſe Wendung ängſtlich wurden und 
nach einem Auswege ſuchten; es hätte ſich vielleicht nur darum ge— 
handelt, ihnen eine goldene Brücke zum Rückzuge zu bauen. Aber 
was kümmerte das den großen „Staatsmann“ Thun? Seine Loſung 
war; „Thue, was Pater Beckx befiehlt, und ſcheue die Folgen für 
Oeſterreich nicht!“ Ohne ſich alſo im geringſten aus ſeiner olympi— 
ſchen Ruhe aufſchrecken zu laſſen, goß er durch ſeine Verordnung vom 
10. Januar 1860 friſches Oel ins Feuer. Damit die Synoden bald 
zuſammentreten könnten, ward die Durchführung des Patents in der 
Weiſe urgirt, daß die Coordinirung bis Ende März überall erfolgt 
ſein müſſe, widrigenfalls ſeien alle Organe der betreffenden Gemeinde 
ungeſetzlich und dürfe eine Wiedereinſetzung dieſer letztern in ihre 
corporativen Rechte nur nach erfolgtem Nachweiſe vollſtändigſter 
Coordinirung vor ſich gehen. Alle Laſten dauern trotzdem fort und 
werden im Weigerungsfalle durch die politiſchen Organe eingetrieben. 
Senioralconvente ſeien nur nach der neuen Eintheilung zuläſſig. Wo 
ein Seniorat bis zum 15. April nicht zur Abhaltung des erſten 
Senioralconventes ſich bereit erkläre, ſeien die alten Convente illegal; 
ebenſo erlöſche das Amt der Curatoren und Inſpectoren. Coordinirte 
Seniorate können zu Superintendentialconventen zuſammentreten, um 
Superintendenten und Inſpectoren zu ernennen; erſcheinen in dieſen 
Verſammlungen Vertreter nicht, coordinirter Seniorate, ſo ſind ſie 
nicht ſtimmberechtigt. Alle Beſchlüſſe von Superintendentialconventen 
in anderer Zuſammenſetzung ſeien null und nichtig. Kein Senior 
endlich darf ſein Amt aufgeben, ehe er einen geſetzlichen Nachfolger 
hat: wer hierin ungeſetzlichen Anforderungen nachgebe, verzichte auf 
jede Ausſicht künftigen Vertrauens von ſeiten der Regierung und 
verliere feine Bezüge als Pfarrer. Am 23. Januar nun erſchien 
unter Führung der Freiherren von Vay und Pronay eine zahlreiche 
Deputation ungariſcher Proteſtanten in Wien, um die Zurücknahme 
des Patents direet vom Kaiſer zu erbitten. Zwar ward das Geſuch 
der Deputation um eine Audienz rundweg abgeſchlagen: allein während 
dieſe das Reſultat abwartend nach Peſt zurückkehrte, empfing der 
Monarch am 1. Februar Vay und Pronay jeden für ſich. Als die 
beiden Herren am 3. in Peſt der Deputation Bericht erſtatteten, 
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fand dieſe in dem Erfolge der Audienz Material zur Einleitung eines 8 


Compromiſſes, und Vay fuhr ſofort wieder nach Wien zurück, um 
über denſelben zu verhandeln. Aber ſchon hatte Thun Zeit gewonnen, 
jede Annäherung zu hintertreiben; es war ein Streich der Camarilla 
in aller Form und direct gegen den Kaiſer. Auf unmittelbaren Befehl 
aus Wien wurden in Peſt die beiden Vertrauensmänner der Deputation 
als Lügner an den Pranger geſtellt, indem man dem „Peſter Lloyd“, 
der — ſelbſtverſtändlich aus den Streifen der Abgeſandten ſelber 
— eine Mittheilung über das hoffnungsreiche Ergebniß der Audienz 
gebracht, mit ſofortiger Unterdrückung drohte. Am 5. Februar brachte 
dann die „Wiener Zeitung“ folgenden Erlaß des Cultusminiſters, der 
keines Commentars bedarf, um als ein keckes miniſterielles Desaven 
an die Adreſſe der Monarchen erkannt zu werden. „Se. Majeſtät 
habe, ohne, wie ſich von ſelbſt verſtehe, ſogleich eine Zuſicherung zu 
ertheilen, vertrauliche Beſprechungen darüber angeordnet, ob und wie 
weit dem Bedenken der Evangeliſchen abgeholfen werden könne. Es 
verſtehe ſich jedoch von ſelbſt, daß dies nur in einer Weiſe geſchehen 
könne, die mit den Beſtimmungen des Patents vereinbar ſei. Die 
Vorſtände der Superintendenzen werden daher angelegentlich aufgefordert, 
ſich nicht etwa in der Befolgung des Erlaſſes vom 
10. Januar beirren zu laſſen, vielmehr ihren ganzen Einfluß 
aufzubieten, damit demſelben mit thunlicher Beſchleunigung 
nachgekommen werde. Dadurch werden auch jene Ergebniſſe, zu denen 
die anhängigen vertraulichen Berathungen möglicherweiſe führen 
dürften, jedenfalls nur gefördert werden.“ Damit war denn der 
Kriegszuſtand in ſeiner vollen Schroffheit wiederhergeſtellt; aber auch 
wol eine der in Defterreich chroniſch wiederkehrenden Epiſoden begonnen, 
in welcher der Hof es den Völkern überläßt, einen querköpfigen Diener 
der Krone ad absurdum zu führen. Am 31. März beim Ablauf 
des Coordinirungstermins berechnete Pronay, daß von den lutheriſchen 
559 Muttergemeinden 333 mit 549000 Seelen das Patent abgelehnt, 
und 226 mit 307000 Seelen es angenommen hätten. Die Regierung 
ermittelte andere Ziffern: 247 Gemeinden hätten ſich vollſtändig, 63 
unvollſtändig organiſirt, nur 30 das Patent förmlich abgelehnt, 219 
verharrten im Zuwarten. Schon die Aufſtellung dieſer letztern Ka— 
tegorie verrieth die Verlegenheit des Miniſters, der ja ausdrücklich 
und wiederholt erklärt, nach dem 31. März gäbe es keine „Zuwartenden“ 
mehr, ſondern nur noch coordinirte Gemeinden, da alle nicht coordi— 
nirten ipso facto ihrer corporativen Rechte entkleidet ſeien. Was 


* 77 PP d vr FIN Fr 


= rom jo ſtarken Calviner wie Ein Mann auf dem alten Rechts— 
boden verharrten und in der Zurückweiſung des Patents unerſchütter— 
33 lich blieben? 


Mittlerweile brachte die Entwickelung auf rein politiſchem Ge— 
biete die Kriſis zum Reifen. Zwei Jahrzehnte hindurch hatten, wie 
der hocheonſervative Baron Andrian ſagte, „Mistrauen in das Wollen 
der Regierten als oberſte Staatsmaxime gegolten“. Jetzt plötzlich um 
die Jahreswende entdeckte die Regierung in ihrem Buſen eine uner— 
ſchöpfliche Quelle von Vertrauen zu dem maßlos gemaßregelten Publikum 
und ließ die koſtbaren Fluten ſich mächtig über Städte und Dörfer 
ergießen. „Wie im Gelobten Lande floß in breiten Strömen die Milch 
miniſterieller Vertrauensſeligkeit und der Honig der officiellen Zeitungen 
durch die Gauen Auſtrias. Wie Pilze ſchoſſen die Vertrauenscom— 
miſſionen in allen Theilen des Reichs aus der Erde; es ward ihnen 

die ehrenvolle Aufgabe zutheil, unmaßgebliche Gutachten über die 
wünſchenswerthe Reviſion des Bach'ſchen Gemeindegeſetzes abzugeben.“ 
Wieder einmal trat der Unterſchied zwiſchen beiden Reichshälften be— 
deutſam hervor; es war wieder einer jener Wendepunkte, wo der 
Deutſchöſterreicher leider erkennen muß, wie unendlich viel er auf 
dieſem Gebiete von den Ungarn zu lernen hat. In allen deutſch— 
ſlawiſchen Kronlanden machte man ſich mit breitem Behagen an die 
Arbeit, der Regierung „ſchätzbares Material“ für den Papierkorb zu 
liefern. Nirgends ſpürte man dort eine Anwandlung, unbeſcheidene 
Blicke über die Linien hinauszuwerfen, die den Commiſſionen in ihrer 
Inſtruction gezogen worden. In den Ländern der ungariſchen Krone 
war überall die erſte Sitzung auch die letzte. Die Commiſſionen er— 
klärten, ſie ſeien tief gerührt von dieſem ſchmeichelhaften Vertrauen 
x und müßten um jo mehr bedauern, gar keine Aeußerung abgeben zu 
können, da nur der Landtag zur Ausarbeitung eines Gemeindegeſetzes 
competent ſei.*) Noch keine Stunde Zeit brauchte die peſter Ver— 
trauenscommiſſion, um nach ihrer Einberufung in Ofen die ſchleunige 
Einberufung des Landtags zu beantragen, der allein die Frage in 
angemeſſener Weiſe erledigen könne. Das war doch ein Wink mit 
dem Zaunpfahl, daß mit politiſchen Bonbons Ungarn entſchieden nicht 
mehr beizukommen ſei. So mußte denn die Regierung ſich zu einem 
mannhaften Entſchluſſe aufraffen, der vorläufig freilich nur darin be— 
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ſtand, daß das Patent vom 5. März durch Einſetzung des Verſtärkten 
Reichsraths eine Vertrauenscommiſſion in großem Stile und auf breiter 
Baſis für die ganze Monarchie inaugurirte. Dieſe Körperſchaft, die 
periodiſch zuſammentreten ſollte, beſtand aus den ordentlichen ſtän— 
digen Reichsräthen, aus den Erzherzögen, einigen höhern kirchlichen 
Würdenträgern, ausgezeichneten Capacitäten des Civil- und Militär— 
dienſtes oder der bürgerlichen Geſellſchaft, die vom Kaiſer auf Lebens— 
dauer ernannt wurden — und aus 38 Mitgliedern der Kronlands— 
vertretungen. Für dieſe 38, deren Mandat auf 6 Jahre bemeſſen 
ward, machten die Landtage der Krone nur Ternavorſchläge; bis zum 
Erlaſſe der Landesſtatuten ernannte der Kaiſer alle, anch die 38 
Repräſentanten der Kronlande, ganz nach Belieben. Der Berathung 
des Verſtärkten Reichsraths ſollten die Feſtſtellung des Staatsveran— 


ſchlags, die Prüfung des Staatsrechnungsabſchluſſes, die Vorlagen 


der Staatsſchuldencommiſſion, alle wichtigen Entwürfe der allgemeinen 
Geſetzgebung, endlich die Vorlagen der Landesvertretungen unterzogen 
werden. Die Initiative der Geſetzgebung ward der Körperſchaft aus— 
drücklich abgeſprochen, der Erlaß der Geſchäftsordnung der Regierung 
vorbehalten. Um das Maß voll zu machen, erklärte tags darauf die 


„Wiener Zeitung“, dieſe magere Vertrauenscommiſſion en gros fei 


die „Krone“ der verheißenen Reformen, während man in Ungarn 
lachte und ſelbſt in den Erbländern die öffentliche Meinung das 
Patent höchſtens als den „erſten Schritt“ auf der neuen Bahn gelten 
ließ und feine Bedeutung lediglich in dem „principiellen Bruche mit 
dem abſoluten Syſteme“ ſah. 

War das Reichsrathspatent nicht geeignet, irgendetwas zur Be— 
ſchwichtigung der herrſchenden Aufregung beizutragen, ſo wurde dieſe 
vielmehr umgekehrt weſentlich geſteigert durch eine Kette von Maß— 
regeln, mittelſt deren die herrſchende Militärcoterie den Zorn der 
Armee über die erlittenen Niederlagen von ſich abzuwenden und in 
dem Departement der Heeresverwaltung und der Lieferanten Sünden— 
böcke zu finden glaubte. Am 23. Februar wurde General von Eynatten, 
bisher der Liebling des Grafen Grünne, der ihn an die Spitze des 
Militärverpflegweſens gebracht, unter der Anklage der Unterſchlagung 
verhaftet. Uebrigens entſchloß man ſich zu dieſem Schritte erſt, nach— 
dem Benedek in einer Geſellſchaft erklärt hatte, ſich mit Eynatten nicht 
an einen Tiſch zu ſetzen, ehe derſelbe ſich nicht von den entehrenden 
Vorwürfen, die gegen ihn laut erhoben wurden, gereinigt habe. Es 
muß das wol abſolut unmöglich geweſen ſein, denn Eynatten erhenkte 
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ſich ſchon am 8. März im Gefängniſſe mit den Fangſchnüren ſeiner 
Uniform. Nun aber ein General als Sühne gefallen, brauſte der 
See erſt recht auf, und verlangte Civiliſten als Opfer. Schon am 
6. März war der Director der Creditanſtalt, Richter, arretirt worden, 
weil er den Staat bei den Einkäufen auf Rechnung des Militärärars 
betrogen haben ſollte; und tags darauf wurden in Trieſt mehrere an— 
geſehene Kaufleute, die bei den Lieferungsgeſchichten für Gyulay eine 
hervorragende Rolle geſpielt, als Mitſchuldige Eynatten's eingezogen. 
Unter ihnen befand ſich der Baron Revoltella, ein fanatiſcher An— 
hänger und, irren wir nicht, auch ein Verwandter Bruck's. Als man 
ihn abführte, beruhigte er ſeine jammernde Familie mit dem claſſiſchen 
Zurufe: „Seid doch ſtill Kinder, ſo reich iſt kein Kaiſer von Oeſter— 
reich, daß er einen Revoltella verurtheilen laſſen kann!“ *) Und es 
erwies ſich, daß der trieſter Fugger recht hatte. So präcis und 
ſchlagend die außergerichtlichen Ausſagen, auf Grund deren die Ver— 
haftungen erfolgten, die koloſſalſten Gaunereien aufgedeckt — es waren 
danach z. B. ganze Viehheerden zu Zeiten und an Orten geſtellt, wo 
kein Menſch ſie brauchen konnte; aus Gnade und Barmherzigkeit hatten 
die Lieferanten die Ochſen dann um ein Bettelgeld vom Aerar zurück— 
gekauft und an den Häuten allein das Doppelte und Dreifache dieſes 
Preiſes verdient! — ſo verſchwommen und haltlos lauteten die Zeug— 
niſſe in der Vorunterſuchung. Die Procedur verlief vollſtändig im 
Sande. Ende Juni wurden die trieſter Kaufleute wegen Mangel an 
Inzichten auf freien Fuß geſetzt; einige untergeordnete Mitſchuldige 
Eynatten's hatten ſich geflüchtet, und am 28. Juni erklärte die „Wiener 
Zeitung“ amtlich: „Aus der vom Kriegsgerichte mit größter Sorgfalt 
geführten Unterſuchung bezüglich der Unterſchleife des Generals 
Eynatten habe ſich ergeben, daß außer ſeiner Perſon keinem der ihm 
beigegebenen Dienſtorgane eine Betheiligung an ſeiner treuloſen Amts— 
führung zur Laſt falle.“ Nur den Proceß gegen Richter ſetzte man 
fort, um doch Ein Opfer aus bürgerlichen Kreiſen zu haben. Die 
öffentliche Verhandlung vor dem wiener Landesgericht begann am 
5. November 1860 und endete trotz Berger's brillanter Vertheidigung mit 
einer Verurtheilung zu einer rein nominellen Strafe von wenigen 
Wochen Arreſts. Der Ausgang zeigte ebenſo deutlich, daß auch an 
Richter keine ernſthafte Schuld zu finden war; wie daß die Regierung 
kategoriſch darauf beſtand, nicht auch in dieſem Proceſſe wieder eine 


) Durch) das amtlich aufgenommene Protokoll beglaubigt. 


vollſtändige Schlappe zu 1 Gleich a ſeiner Euntlaſſung aus 
der Haft ſtarb Richter, dem inzwiſchen noch ſeine Spinnerei in 


Böhmen abgebrannt war, am Nervenfieber. Ungleich erſchütternder 
aber als dieſer Abſchluß ſeines Proceſſes war, daß der Anfang 


deſſelben ſchon ſieben Monate früher die furchtbare Kataſtrophe Bruck's 


veranlaßt. 

Eine glückliche Hand hatte Bruck nach dem Friedensſchluſſe, als 
es ſich darum handelte, in die neuerdings zerrütteten Finanzen leidliche 
Ordnung zu bringen, nicht bewährt. Die bereits S. 13 erwähnte 
Wiederaufnahme der Silberzahlungen für die Coupons des National- 
anlehns war keine Maßregel von Belang, auch trotzdem nicht 
haltbar. Die am 22. März 1860 aufgelegte Anleihe von 200 
Millionen aber ſcheiterte ſo koloſſal, daß bei dem Abſchluſſe der Ope— 


ration nur 76 Millionen gezeichnet waren; auffallend wenig hatten 


der hohe Adel und die Kirchenfürſten ſich betheiligt. Es war dies 
das zweite Fiasco in derſelben Sache; denn dieſer Appell an den 
Geldmarkt war zuerſt Ende 1858 nach London gerichtet worden 
(ſ. I 527529). Als er dort gänzlich misglückte, hatte am 24. April 
1859 die Nationalbank im Lombardwege zwei Drittel auf ein ſpäter 
zu begebendes Anlehn von 200 Millionen vorſchießen müſſen. Nun⸗ 
mehr hätte dieſe Begebung wirklich erfolgen ſollen, und zwar in der 
Form fünfprocentiger, durch Verloſung rückzahlbarer, mit zwei jähr— 
lichen Gewinſtlotterien ausgeſtatteter Schuldverſchreibungen, deren 
Erlös zur Abzahlung der auf das erwähnte Anlehn geleiſteten Vor— 
ſchüſſe von 133 ½ Millionen an die Bank und zur ſchließlichen Be— 


deckung der Kriegsausgaben verwendet werden ſollte. Wie geſagt 


elang es kaum, drei Achtel der Schuldverſchreibungen los zu werden; 
9 N 3 ; 


erſt nach drei Jahren placirte das Haus Rothſchild den Reſt, den es 


in einer Großmuthslaune über Pari angenommen. Die Erfolge, die 
ihm auf praktiſchem Gebiete verſagt blieben, ſuchte der Miniſter jetzt 
auf dem Felde der Schriftſtellerei, indem er durch ein Pamphlet) die 
öffentliche Meinung für ſich als für den einzigen wahren Reformer 
in Oeſterreich captiviren wollte. Dieſe Broſchüre ſtellt nun freilich 
alle jene Forderungen des wirthſchaftlichen und politiſchen Fortſchritts 
im Gemeinde- und Staatsleben, für die Bruck zehn Jahre lang bis— 


„) „Die Aufgaben Oeſterreichs“ (Leipzig 1860). Die Autorſchaft Brud’s 
iſt ebenſo unzweifelhaft wie der Wille des Miniſters, als Verfaſſer der Schrift 
angeſehen zu werden. 
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Brud’s Tod. 


weilen tauber als irgendeiner feiner Collegen geweſen, wie unumgäng— 
liche Bedingungen für die Zukunft der Monarchie hin. Wer darin 
eeinen Beweis für die „Genialität“ des Mannes erblicken will, immer— 
hin. Wir können nur wiederholen: die von uns angeführten Belege 
s (ſ. 1, 177), wie Bruck im Frühjahr 1859, als ſelbſt Kempen für eine 
Verfaſſung war, mit aller Gewalt jeden Gedanken daran zurückwies; 
wie er im Herbſt 1859 ſogar Hübner bei deſſen verſchämten Schach— 
zügen gegen den Abſolutismus im Stiche ließ, beruhen auf ganz 
unantaſtbaren Zeugniſſen. Man wird daher ſchon entſchuldigen 
müſſen, daß, wenn Baron Bruck jetzt plötzlich wieder die liberale 
Seite herauskehrte, uns das nur als Beweis für die Richtigkeit 
unſerer Auffaſſung gilt, wie denn doch die Sucht, unter allen Um— 
ſtänden gleich einem Korkholze obenauf zu ſchwimmen, den rothen 
Ariadnefaden in dem ganzen Weſen des Mannes bildet. Ueberdies 
guckt auch aus ſeiner Broſchüre der Pferdefuß gar vielfach deutlich 
genug hervor. Ganz wie Anno 1850 als äme damuée Schwarzen— 
berg's, verlangte er z. B., daß Deutſchland einerſeits eine Zolleinigung 
mit dem bankrotten Oeſterreich eingehe, andererſeits aber auf ſeine 
Einheit verzichte, weil das ſo im Intereſſe ſeiner Präſidialmacht liege. 
Aber allerdings, es geht dem Hiſtoriker mit der Kataſtrophe Bruck's 
wie mit dem 9. Thermidor. Während man ſich dagegen wehrt, Robes— 
pierre zu einem tragiſchen Märtyrer aufputzen zu laſſen, darf man doch 
nicht in den Verdacht gerathen, als wolle man gemeinſame Sache mit 
jenem Geſindel der Tallien und Fouche machen, das ihn ſtürzte. Wirft 
die Geſchichte das Piedeſtal um, auf das Bruck erhoben ward, ſo darf 
ſie doch nicht unerwähnt laſſen, daß er an Talent und Charakter ein 
Rieſe war gegen die Pygmäen von „Staatsmännern“, die ihn zum 
Selbſtmorde drängten, weil ſie in ihm den Proteſtanten, den bürger— 

lichen Parvenu, den Freihändler, den Ausländer bis aufs Meſſer be— 

| kämpften; weil fie in ihm den Einen Politiker beargwohnten, den fie 
1 ſeiner ganzen Anlage nach als den Todfeind der alten Kaſtenwirth— 


N ſchaft mit dem erbittertſten Haſſe verfolgen mußten, wie oft er auch 
a gegen beſſeres Wiſſen und Gewiſſen mit den Klerikal-Feudalen an 
| Einem Strange zog und feine eminenten Fähigkeiten dem Abſolutismus 
zur Eröffnung neuer Geldquellen zur Verfügung ſtellte. Hier liegt 
N die furchtbare, aber nicht unverſchuldete Nemeſis. Dieſelbe Hochtory— 


und Concordatsclique, der Bruck zum guten Theil ihre reichsverder— 
beriſche Wirkſamkeit ermöglicht, dieſelbe Militärcoterie, für deren koſt— 
ſſpielige Launen und Experimente er immer Mittel und Wege gefunden: 


Fir 
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ſchleppte ihn jetzt ſchimpflich nach Golgatha, um der Menge zu be— 
weiſen, daß an dem alten bureaukratiſch-militäriſchen, klerikal-feudalen 
Abſolutismus des byzantiniſchen „Neuöſterreich“ nichts zu tadeln; daß, 
wenn etwas faul geweſen im Staate Dänemark, nur der Fremde, der 
Buchbinderſohn, der Ketzer, der Civiliſt mit ſeinen Neuerungsgelüſten 
ſchuld daran ſei. 

Seit dem Mislingen des Anlehns waren die Stunden Bruck's 
gezählt. Für die Camarilla hatte er nie eine andere Bedeutung gehabt, 
als die einer persona ingratissima, die man duldete, weil und ſo— 
lange ſie den Zauberſtab coulant und wirkſam handhabte, der dem 
unfruchtbaren Geſtein Geldquellen zu entlocken weiß. Aber die einfache 
Entlaſſung Bruck's genügte der Camarilla nicht. Unter der Hand war 
die Nachricht verbreitet, er ſei als Complice Eynatten's und Richter's 
angeſchuldigt, habe zuſammen mit Revoltella, dem er ſchon bei dem 
Bankrotte Arnſtein und Eskeles (f. I, 496) die Stange gehalten, ſich 
an dem Unglücke des Staats bereichert. Unter dieſen Umſtänden 
wirkte denn die am 22. April erfolgende Entlaſſung Bruck's jo nieder— 
ſchmetternd, daß man ihn am 23. früh in den letzten Zügen in ſeinem 
Bette fand; er hatte ſich mit einem Raſirmeſſer die Halsadern durch— 
ſchnitten. Wer aber beſchreibt das Erſtaunen und Entſetzen der Be— 
völkerung, als die „Wiener Zeitung“ dem Dahingeſchiedenen noch den 
Eſelstritt in die Gruft nach verſetzte, indem ſie, die umlaufenden düſtern 
Gerüchte beſtätigend, erklärte: Die angeordnete „Gegenſtellung des 
Zeugen Freiherrn von Bruck mit andern Zeugen und Mitbeſchuldigten“ 
in dem Proceſſe Eynatten-Richter ſcheine den Exminiſter zu dieſem 
verzweifelten Schritte getrieben zu haben. Erſt an dem ſtarren 
Schrecken Wiens bemerkten diejenigen, die ihr Müthchen an Bruck 
kühlen wollten, welch einen Genieſtreich ſie begangen. Gleich Sams— 
tag am 28. wurde das ſeitens des Polizeiminiſteriums der Druckerei 
zugeſtellte Manuſeript mitſammt dem Correcturabzuge, den der Miniſter 
vor dem Drucke geleſen, auf Befehl des Herrn von Thierry abgeholt. 
Nachdem ſo die Beweisſtücke auf Nimmerwiederſehen aus dem Wege 
geſchafft waren, wurde jetzt das Ganze für einen Druckfehler erklärt; 
alle weitern, angeblich zur Aufklärung des unſeligen Misverſtändniſſes 
eingeleiteten Schritte bezweckten nur, den ganzen Thatbeſtand zu einem 
gordiſchen Knoten zu verwirren und die Sache in einem unaufhellbaren 
Dunkel zu begraben. Sonntag 29. April erklärte eine vom Polizei— 
miniſter approbirte Note der „Wiener Zeitung“, durch Schuld der 
Druckerei ſei ein Verſehen vorgekommen, es müſſe heißen: Bruck's 


Be 


Ein Druckfehler der „Wiener Zeitung“. 41 
Vernehmung mit andern Zeugen und „mit Beſchuldigten“ ſei in 
nächſte Ausſicht geſtellt worden. So glatt ging dieſer köſtliche Einfall 
denn aber doch nicht durch. Der Director der Staatsdruckerei Auer 
ließ am 2. Mai in ſeinem Inſtitute ein Protokoll aufnehmen des 
Inhalts, nicht der Druckerei, ſondern dem Manuſcript falle der 
Fehler zur Laſt, deſſen ſie in der ſogenannten officiellen Berichtigung 
ohne Grund beſchuldigt worden ſei; ein Setzer habe gleich bei dem 
Satze einem Collegen ſeine Verwunderung über die gegen Bruck 
erhobene Anklage ausgeſprochen. Daraufhin ließ Plener, der — 
früher Finanzlandesdirector in Lemberg — die Leitung des Finanz— 
departements erhalten hatte, am 4. Mai Auer mittheilen, „die 
Miniſterconferenz habe tags zuvor einſtimmig anerkannt, daß die k. k. 
Staatsdruckerei an jenem Fehler nicht die geringſte Schuld trage; das 
werde ihm zu ſeiner Beruhigung mit dem Bemerken angezeigt, der 
Gegenſtand möge nunmehr auf ſich beruhen“. Selbſtverſtändlich konnte 
dieſe Privatnote indeſſen für Auer unmöglich die öffentliche Beſchul— 
digung des Amtsblattes aufwiegen: er ließ deshalb Samstag den 12. 
und Mittwoch den 16. Mai Ergänzungen des Druckereiprotokolls vor— 
nehmen. Hierbei ſtellte ſich denn ziemlich unwiderlegbar heraus, daß 
die Urheber des Skandals ſich nicht geſchämt, nachträglich einen Druck— 
fehler in das Manuſcript hineinzuſchmuggeln. Der Corrector zwar 
wollte wiſſen, es ſei im Manuſcript eine Bleiſtiftcorrectur von der 
Hand des Redacteurs Schweizer geweſen. Als nun aber Plener dies 
Manuſcript aus der Druckerei verlangte, war es vom Polizeiminiſter 
nicht mehr herauszubekommen: dieſer wies die Leute an Schweizer, 
der es zu beſorgen verſprach, ſein Wort jedoch nicht erfüllte. Dafür 
aber zeigte der Polizeiminiſter dem Oberfactor ein angeblich erſtes 
Concept, worin es hieß: „mit Beſchuldigten“. „In der Abſchrift 
für die Druckerei“, ſagte Thierry weiter, „waren die Bleiſtiftcorrecturen 
m in M und B in b erſichtlich.“ Auf Schweizer's Bemerkung, daß 
das B undeutlich ſei, habe der Polizeiminiſter dieſem, wie er dem 
Oberfactor erzählt, entgegnet, im Manuſeript ſeien m und B deutlich 
geweſen und habe vor Schweizer's Augen (wie immer Thierry dem 
Oberfactor berichtet) das mit Bleiſtift hineincorrigirte b ausgelöſcht, 
worauf das B zum Vorſchein gekommen. Aber dies corrigirte 
Manufeript für die Druckerei tauchte nun einmal nicht mehr auf. 
Jetzt war wol glücklich ſo viel Staub aufgewirbelt, daß niemand mehr 
den wahren Sachverhalt zu erkennen vermochte; indeſſen der Nachweis, 
daß man dieſen letztern abſichtlich verdunkelt, war jedenfalls erbracht 


— und das genügte zur a der piſcde. sa 10. Mai 
brachten noch als Nachſpiel die „Hamburger Nachrichten“ die Meldung, 


ein hannöverſches Blatt melde, „wahrſcheinlich aus Polizeiquellen“, 


Auer ſei flüchtig wegen Couponsfälſchung und Verwickelung in den 
Proceß Eynatten. Am 16. verlangte Auer von Plener eine Wider 
legung in der „Wiener Zeitung“, erhielt jedoch am 24. vom Miniſter 
die Antwort: „Böswillige Gerüchte verdienen nicht die Ehre eines 
amtlichen Dementis.”*) Die Loſung war edonpeiv J. Da machte 
es denn aber, nachdem man erſt zu einem „Druckfehler“ ſeine Zuflucht 
genommen und dann nach Möglichkeit alles todtgeſchwiegen, einen 
doppelt troſtloſen Eindruck, wenn Plener in dem Schreiben, worin er 
am 4. Mai der Witwe Bruck's anzeigte, daß der Kaiſer ihr eine 
lebenslängliche Penſion von 3000 Gulden bewilligt, immer noch die 
Heuchelei feſthielt, als ſei das Verfahren gegen Bruck der Ausfluß 
ſpartaniſcher Tugend und catoniſcher Sittenſtrenge geweſen, die ſelbſt 
vor einem Miniſter nicht zurückgeſchreckt. „Eine ſehr peinliche Ver— 
bitterung“, ſchrieb der Miniſter der Baronin, „iſt dadurch hervorge— 
rufen, daß manche von Mistrauen erfüllte Gemüther das traurige 
Ereigniß mit gewiſſen Gerichtsverhandlungen in Verbindung brachten. 


Die ununterbrochen ihre Wege gehende Juſtiz, die mit 


größter Oeffentlichkeit und ohne jede Rückſicht auf Per— 
ſonen geführten Proceßverhandlungen waren geeignet, die 
öffentliche Meinung vollſtändig aufzuklären und jedem Unbefangenen 
die Ueberzeugung zu verſchaffen, daß die Integrität des Charakters 
und die Reinheit der Amtsführung Bruck's von dem Gegenſtande 
jener Verhandlung gänzlich unberührt geblieben. Als Bruck's Nach— 
folger habe ich mir nach eingehender und genauer Prüfung die be— 
gründete Ueberzeugung von der vollkommen aufrechten und nur durch 
das Intereſſe des Staats geleiteten Amtsführung des Verſtorbenen 
verſchafft. Es war eine Gewiſſenspflicht, Schritte zu thun, damit die 
Makelloſigkeit des Verſtorbenen durch eine thatſächliche Kundgebung 
ſeitens der Regierung wiederhergeſtellt würde.“ 

Auch in die fortdauernde kirchlich-politiſche Aufregung Ungarns 
griffen ähnlich düſtere Ereigniſſe ein. Etwa 500 Studenten in Peſt 
hatten am 15. März, dem Jahrestage der ungariſchen Revolution, 
eine Kirchhofdemonſtration mit Lorberkränzen an dem Grabe Haynau'ſcher 


) Auer, „Mein Dienſtleben“. Zwei, als Manuſeript gedruckte und nur an 
Freunde abgegebene Bände. 


8 e Märtyrer“ geſucht. Die Militärpolizei, die ſie ver⸗ 
= trieb, hatte eine Salve abgegeben und einen der Akademiker, Namens 
ER Forignac, im Schenkel verwundet. Er fiechte einen Monat lang hin 
und ſtarb dann; ſein Leichenbegängniß aber geſtaltete ſich zu einer 
Demonſtration, wie die Stadt ſie ſeit zwölf Jahren nicht geſehen. 
In unabſehbarer Menge folgte die halbe Bevölkerung Peſt-Ofens 
dem Sarge zu Fuße bis auf den Friedhof, der vor der Linie lag; 
die wohlhabendſten und geachtetſten Bürger betheiligten ſich mit ihren 
Frauen und Töchtern; der ungariſche Adel ſchritt mit ihnen in Reihe 
und Glied — ja, unerhört! ſelbſt die Damen der hohen Ariſtokratie 
ſah man in einfachen Trauerkleidern an dem Conduct theilnehmen, 
fie, die doch ſonſt jede Berührung mit der bürgerlichen Crapule fo 
ängſtlich ſcheuen, daß ſelbſt auf Wohlthätigkeitsbällen, die beide Kaſten 
zuſammenführten, die Ariſtokratinnen ſtets in einem beſondern Saale 
tanzten. Der Erzherzog Albrecht hielt ſich zur Zeit dieſes Begräb— 
niſſes in Wien auf; er kehrte nicht wieder auf ſeinen Poſten als 
Generalgouverneur zurück, nachdem die höchſten Spitzen der Geſell— 5 
ſchaft in Sa Weiſe ſich mit der 48er Bewegung und ihren Helden 
identificirt. Da erhielt die nationale Propaganda von Wien aus 
friſche heine. Seit 1848, wo ihn nach Niederlegung feines Porte— 
feuilles aus patriotiſchem Schmerze über die herannahende Revolution 
ein Ausbruch von Irrſinn überfallen, weilte in Döbling, einem Vor— 
orte der Reſidenz, Stephan Szechenyi in einer Maison de santé, 
halb als Kranker behandelt, halb auch zur Rolle eines politiſch Ueber— 
wachten verurtheilt. Dieſer letzte Umſtand legte mithin dem Staate 
eine gewiſſe Verantwortlichkeit auf für alles, was mit dem Grafen 
geſchah. Das ward den Ungarn um fo mehr ins Gedächtniß zurück 
gerufen, als am 3. März eine Hausſuchung bei Szechéuyi ſtattgefunden, 
wobei man es wahrſcheinlich darauf abgeſehen, etwas verſpätet das 
Manuſcript des oft eitirten „Blick auf den Rückblick“ zu entdecken, 
da dies Buch, das ſchon unmittelbar vor Ausbruch des Krieges 
erſchien, doch erſt jetzt anfing Lärm zu machen und in Oeſterreich 
Verbreitung zu finden. Als fo aller Blicke wieder auf Szechenyi ges 
lenkt waren, ſtarb ganz plötzlich der gleichfalls in Wien lebende Baron 
Joſika, der letzte ſiebenbürgiſche Hofkanzler, der ſtändige Freund und 
Geſellſchafter des Grafen. Der Tod raffte ihn am 23. März dahin, 
unmittelbar nach einem Diner bei Szechenyi. So horrend auch der 
Unſinn war, Joſika war vergiftet, darauf ſchwor jeder Ungar: wie? 
warum? wozu? Die nationale Leidenſchaft war längſt über das 


Stadium hinaus, ſich bei Beantwortung jo nebenſächlicher Fragen 
aufzuhalten oder gar dadurch ihre vorgefaßte Meinung corrigiren zu 
laſſen. Nun gar erſchoß ſich am 7. April Szechenyi ſelber, wahr— 
ſcheinlich in einem Anfalle von Schwermuth über das jähe Ende des 
alten Freundes. Jeder Unbefangene mußte zugeben, daß der Regierung 
nicht leicht etwas Unangenehmeres begegnen konnte, zumal ſie mit Recht 
die Mitverantwortung dafür traf, wenn ein ſorgloſer Director einer 
Irrenanſtalt Piſtolen, Pulver und Blei zur freien Verfügung eines 
Geiſteskranken ließ, den das Gouvernement zugleich halb und halb als 
Staatsgefangenen dem Etabliſſement zur Bewachung übergeben. In 
Peſt aber war jetzt die Ermordung beider Männer eine ſo ausge— 
machte Sache, daß es ſelbſt in der gebildetſten Geſellſchaft nicht ge— 
rathen war, auch nur dem leiſeſten Zweifel Raum zu geben, man 
ward dann einfach als Polizeiſpion gebrandmarkt und gemieden. Zu 
dem Begräbniſſe in Wien nun konnten ſich allerdings nur vier bis 
fünf Dutzend Magnaten einfinden, da es auf Polizeibefehl ſchon am 
10. ſtattfinden mußte, nachdem es auf den 11. feſtgeſetzt geweſen war. 
Aber am 26. fand auch in Wien ein großes Requiem für den Ver— 
blichenen ſtatt, obſchon die Polizei in Peſt 500 ungariſche Studenten 
an der Theilnahme hinderte, indem ſie im letzten Momente der Donau— 
dampfſchiffahrtsgeſellſchaft verbot, den jungen Leuten das gemiethete 
Schiff zur Reiſe nach Wien zu überlaſſen. Erreicht ward damit 
freilich nicht viel, denn nun hielt am 30. April der Fürſtprimas 
Cardinal Szitovszki in Perſon ein Requiem in der Pfarrkirche zu 
Peſt ab, dem 80000 Menſchen beiwohnten. Ueberhaupt führte dieſer 
Zwiſchenfall den Studentendemonſtrationen wieder friſche Nahrung zu 
und gab dem nationalen Cultus neuen Aufſchwung. Die Söhne des 
Verſtorbenen überſiedelten nach Peſt, wo man ihnen Tag für Tag 
lärmende Ovationen darbrachte und ihre vom Balkon herab gehaltenen 
Anſprachen mit Abſingung des Szozat beantwortete; bald zog ganz 
Peſt mit Kind und Kegel nach dem nahen Schwabenberg hinaus, um 
ihn zum „Szechényiberge“ feierlich umzutaufen. 

Unter ſolchen Verhältniſſen nahm denn auch die Agitation gegen 
das Proteſtantenpatent einen immer entſchiedenern, ſchon halb revolu— 
tionären Charakter an. Namens einer lutheriſchen Kirchenverſamm— 
lung von 92 Perſonen, der ein Commiſſar mit 4 Soldaten den 
Auflöſungsbefehl am 18. April intimirte, erwiderte der Vorſitzende 
Baron Pronay dem Manne des Geſetzes: „Ja wohl, wir gehen, weil 
wir ohnedies fertig find!” Weit bedenklicher war zwei Tage darauf 
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die Haltung des reformirten Superintendentialeonvents in Debreczin. 


Als der Commiſſar die Verſammlung aufforderte auseinanderzugehen 
und den Präſidenten für alle Folgen des Ungehorſams verantwortlich 
machte, erklärte dieſer ruhig: „Die Sitzung würde auch ohne ihn ab— 
gehalten werden; von ihm allein hänge alſo nichts ab!“ Die Rufe: 
„Wir wollen die Sitzung abhalten“, ertönten ſo allgemein und ſo 
tumultuariſch, daß der Beamte einlenkte: „er werde dableiben und hoffe, 
daß man die Würde ſeines Amtes reſpectiren werde“. Nun wurde 
über das Tagebuch der in Wien geweſenen Deputation verhandelt, die 
bedrängte Lage der Kirche dargelegt und die Gnade Sr. Majeſtät für 
die Wiederherſtellung des Rechts angerufen. Zum Schluß aber ſetzte 
man einen permanenten Ausſchuß von ſechs Mitgliedern ein, für 
die man, den Fall der Verhinderung ins Auge faſſend, gleich Er— 
ſatzmänner ernannte, zur Ueberwachung der kirchlichen Angelegenheiten. 
Der Beſchluß ſollte allen Superintendenzen mitgetheilt werden: das 
war alſo ſchon der Anfang einer förmlichen Gegeuregierung. Am 
1. Mai in Miskolcz gar blieb die Aufforderung des Commiſſars an 
den Superintendentialconvent des reformirten Diſtrictes dieſſeits der 
Theiß, ſich als ungeſetzlich aufzulöſen, nicht blos fruchtlos, ſondern die 
Erklärung aller Anweſenden, daß die Verantwortung jeden einzelnen 
von ihnen, nicht das Präſidium treffe, fiel ſo drohend aus, daß der 
Beamte den Rückzug antrat und die Verſammlung ruhig weiter tagen 
ließ. Man mußte ſich in Wien entſchließen, ob man einlenken, ob 
man zu rein militäriſcher Repreſſion greifen wollte. Oder vielmehr 
man hatte keine Wahl, da man nur durch die Doppelconceſſion — 
Herſtellung der Territorialintegrität Ungarns und Rücknahme des 
Proteſtantenpatentes — hoffen durfte, wenigſtens ein paar ſchwarz— 
gelbe Altconfervative als Vertreter Ungarns in den Reichsrath zu 
preſſen. So brachte denn das Patent vom 19. April, das den General 
Benedek zum Generalgouverneur und commandirenden General Ungarns 
ernannte, auch eine theilweiſe Wiederherſtellung der ungariſchen Ver— 
faſſung, indem es die Zerſtückelung des Landes in fünf Verwaltungs— 
gebiete aufhob und die Statthaltereiabtheilungen von Presburg, Kaſchau, 
Großwardein und Oedenburg mit der einen ofener Statthalterei vereinte; 
ferner die Reſtauration des alten Comitatsweſens mit ſeinen Cougre— 
gationen und den ſelbſtgewählten Beamtenkörpern verhieß; endlich die 
Anträge in Betreff eines Landtages vorzubereiten anbefahl. Benedek 


war damals das Idol des Publikums, hatte er doch am Tage von 


Solferino auf dem rechten Flügel die Piemonteſen bei San-Martino 
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bis zur Vernichtung geſchlagen, und war er och 


lichen Meinung dem Hofe, bei dem er wegen ſehr ſtarker misliebiger 


= Aeußerungen eben über die oberfte Führung in der Mincioſchlacht in 
Ulngnade gefallen, als Nachfolger des greifen Heß in der Leitung 


des Generalquartiermeiſterſtabes mit der Beförderung zum Feldzeug— 


meiſter gewiſſermaßen octroyirt worden! In Ungarn war er doppelt 


populär als Sohn eines ödenburger Arztes, von deutſcher Abſtammung 
zwar, aber des Magyariſchen mächtig, überdies Proteſtaut. In allen 
Kunſtläden Peſts hing ja ſein Bild, wie er die ungariſchen Regimenter 
bei San⸗Martino in den Kampf führte mit gezogenem Degen und mit 
dem Zurufe: „Rajta Magyarok, is En Magyar vagyok — vorwärts 
Ungarn, auch ich bin ein Ungar, und ein Ungar verläßt feinen Lands⸗ 
mann nicht.“ Der Griff erſchien mithin als ein glücklicher; indeſſen 
ſtellten ſich doch auch ſchon damals manche jener Schattenſeiten heraus, 
die ſechs Jahre ſpäter im Deutſchen Kriege ſo verhängnißvoll wurden. 
Benedek's ſoldatiſch-derbe Manier, in Verbindung mit dem Streben 
nach Volksthümlichkeit, wirkte im ganzen nicht übel, ward aber doch 
viel zu wenig von ſeinem Taktgefühl in Schranken gehalten, um nicht 
oft in verletzende Roheit auszuarten. Ziemlich regelmäßig ließ er 
peſter Bürger zu ſich nach Ofen an ſeine Tafel bitten und unterhielt 
ſich mit ihnen aufs eingehendſte über die Lage der Dinge. Die evan— 
geliſchen Pfarrer mußten ihm Aufſchluß über den Kirchenſtreit geben, 
da Se. Majeſtät ihn damit „ſekire“, ſo oft er nach Wien komme, 
„und Sie begreifen, ich hab' mich um das Zeug mein Lebtag nicht 
gekümmert!“ Ein durchaus richtiger Juſtinet ſagte ihm, daß mit dem 
Adel Ungarns nichts anzufangen ſei, den er ſich daher auch, anders 
als Windiſchgrätz und Haynau, vom Leibe hielt, wie er ein Jahr 
ſpäter in einem Armeebefehl von Venedig aus die Altconſervativen, 
die das von ihnen ſelber provocirte Octoberdiplom nicht im Landtage 
zu vertheidigen wagten, als „feige Magnaten“ brandmarkte. Wie er 
ſeine Stellung zu Wien beurtheilte, zeigte er, indem er die Redacteure 
offenherzig bat, ja nicht zu viel Weſens mit ihm zu machen; das 
ſchade ihm droben. An lärmende Studenten trat er wol ſelber auf 
der Straße heran, ſie mit höflichſtem Gruß um etwas Feuer für 
ſeine Cigarre erſuchend. Weniger harmlos war es, wenn er auf 
ſeiner Rundreiſe durch das Land in Kaſchau bei dem officiellen Em— 
pfange laut zum Polizeichef ſagte: „Und wie ſteht es mit den Frauen— 
zimmern? Ich kann's nicht leiden, wenn meine Leute immer die Hoſen 
voll haben; und die Herren hier — auf die anweſenden Domherren 
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en deutend — haben auch gern etwas Gutes!“ Im 


ganzen aber iſt ſo viel gewiß: Benedek war beliebt und wußte ſeine 


Landsleute zu behandeln, denen er ſich am 25. April in einer 


Anſprache als „des Kaiſers unbedingt treuer und alter Soldat und 
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Unterthan, ſowie als Landeskind“ ankündigte. Er verſprach ſtrenge 
Aufrechthaltung der öffentlichen Ordnung, „mit aller Entſchiedenheit 
eines reinen Gewiſſens und feſten Willens“, weil „die Organiſation 
der Verwaltung und Landesvertretung zu ihrer raſchen und gedeihlichen 
Entwickelung des Vertrauens“ bedürfe. Er rechne daher „auf die 
Mitwirkung jedes Ehrenmannes zum Nutzen und Gedeihen des theuern 
Vaterlandes und der großen kaiſerlichen Geſammtmonarchie“. 
Ein zweites Patent vom 15. Mai brachte dann die Zurücknahme des 
Proteſtantenpatents, ſowie volle Amneſtie für alle, die aus Anlaß der 
kirchlichen Wirren in Unterſuchung oder verurtheilt waren — „um 
auch nicht begründeten Befürchtungen die vollſte Beruhigung zu ge— 
währen, daß Gewiſſensbedenklichkeiten auch nicht der geringſte Zwang 
angethan werden ſolle“. Die Calviner wurden einfach in den vor— 
märzlichen Stand zurückverſetzt; bezüglich der Lutheraner hingegen 
ſollten die bereits coordinirten Gemeinden auf Grund des Proteſtanten— 
patents organiſirt bleiben. So war die Genugthuung nur eine halbe: 
die ſlawiſche Superintendenz augsburger Confeſſion unter Kuzmany 
in Presburg ward aufrecht erhalten: „Ja, da kann ich euch nicht 
helfen, den Kuzmany müßt's behalten“, wies Benedek die Klagenden 
ab. Dieſer fremde Körper ſteckte der evangeliſchen Kirche Ungarns 
noch ſieben Jahre lang im Fleiſche, bis ſie nach der Aera Schmerling 
auch mit dem letzten Reſte der Thun'ſchen Fehlgeburt aufräumte. 

Am wenigſten genirte das Fiasco, daß ein im September mit allem 
Aplomb in Scene geſetztes, im Januar unter Androhung äußerſter 
Gewaltmittel aufrecht erhaltenes kaiſerliches Patent im Mai einfach 
caſſirt werden mußte, den Mann, der der Monarchie dieſe beiſpielloſe 
Niederlage bereitet. Ob er deutſch oder czechiſch, mit oder ohne 
Proteſtantenpatent, centraliſtiſch oder föderaliſtiſch regierte, das war 
Thun alles einerlei, wenn er nur am Ruder blieb und die Intereſſen 
Roms wahrnehmen konnte. Das Widerlichſte war, daß er dieſe 
Achſelträgerei nicht mit der liebenswürdigen Frivolität eines Lebemannes 
wie Gentz, ſondern mit der verbiſſenen Sittlichkeit eines grämlich— 
frommen Doctrinärs betrieb, der ſich dabei noch immer als ein Opfer— 
lamm ſeiner eigenen Ueberzeugung drapirt, weil er lieber dieſe letztere 
fahren läßt, als daß er dem Reiche die unerſetzbaren Dienſte des 


5 5 wahren Staatsmannes, des Grafen Leo Thun entzieht. 
Konnte er die Proleſtanten einſtweilen nicht weiter maßregeln, ſo 
konnte er wenigſtens den Jeſuiten noch ſehr weſentliche Dienſte leiſten, 
indem er die Ausführungsverordnungen zu den Arkikeln XXVII und 
XXX des Concordats in Betreff des Kirchenvermögens erließ. Er 
that das am 20. Juni, und zwar einfach auf Grund des päpſtlichen 
Breves vom 3. April 1860, das die betreffende Miniſterialverordnung 
ausführte; gerade ſo wie die Thun'ſche Verordnung vom 7. Februar 
1859 zu Artikel XXXI des Concordats über das geiſtliche Erbrecht 
und das biſchöfliche Tafelgut nur das Breve vom 1. Juni 1847 
executirt hatte (ſ. I. 498). So ſank die öſterreichiſche Legislation mehr 
und mehr auf das Niveau einer bloßen Verordnungsmaſchine zur 
Verwirklichung der päpſtlichen Erlaſſe herab. Und fürwahr, es han— 
delte ſich hier nicht blos um ein theoretiſches, wenn auch principiell 
noch ſo wichtiges Recht; ſondern um höchſt bedeutſame Dinge von 
höchſter praktiſcher Tragweite. Die Frage, die das Concordat noch 
halbwegs im Unklaren gelaſſen, ob alles, wo immer belegene Kirchen— 
gut der Curie in Rom zur freien Verfügung ſteht, ſollte nun unbe— 
dingt im Sinne des Ultramontanismus entſchieden werden. Seit dem 
wormſer Concordate Kaiſer Heinrich's V. im Jahre 1122 war be— 
kanntlich die Verleihung der Temporalien in Deutſchland ein Recht 
der Landesfürſten, und blieb es ſo in Oeſterreich unbeanſtandet 735 
Jahre. Jede Inſtallation ward durch einen Stellvertreter des Kaiſers 
vorgenommen, wobei der Betreffende ſchriftlich erklärte: „Nachdem 
Se. k. k. Majeſtät mir das Beneficium allergnädigſt verliehen haben, 
ſo verpflichte ich mich“ u. ſ. w. Unter Berufung auf das Concordat 
weigerte ſich dann 1857 ein Biſchof, die landesfürſtliche Inſtallation 
vornehmen zu laſſen, und obwol die Landesbehörden Se. Excellenz 
darauf aufmerkſam machten, daß es ſich hier um ein ſorgſam gewahrtes 
Kronrecht handle, entſchied . Thun mittelſt wiederholter Erlaſſe, 
daß von jetzt ab die kirchlichen Organe die Einführung in die Bene— 
ficien vorzunehmen hätten. Das Breve vom 3. April 1860 ging nun 
aber über die Formfrage hinaus direct auf den Kern der Sache mit 
der kurzen peremptoriſchen Behauptung, daß niemand ein Recht habe 
über Kirchengut zu verfügen, als der Papſt allein. Nur auf Grund 
des Concordats werden die Biſchöfe auf die Dauer von zehn Jahren 
ermächtigt, Verpachtungen, Belaſtungen und Veräußerungen des 
Kirchenguts vorzunehmen, jedoch nur innerhalb eng gezogener Grenzen 
und nur unter dem Vorbehalt, daß ſie ſich in jedem einzelnen Falle 
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auf dieſe ſpecielle päpſtliche Ermächtigung berufen. Von einem Rechte 
des Kaiſers iſt nicht mehr die Rede, der hat nur die Pflicht zuzuſehen, 
daß vom Kirchengute nichts abhanden kommt, ohne vorherige Erlaub— 
niß der Curie, und daß bei jeder Gebarung mit Kirchengut die kanoni— 
ſchen Vorſchriften ſtreng beobachtet werden. Dies Breve auszuführen, 
war nun der Cultusminiſterialerlaß vom 20. Juni beſtimmt. Durch 
denſelben wurde feſtgeſtellt, daß die Pfründenbeſitzer ihre Beneficien 
nicht ohne Bewilligung des Papſtes und ohne Zuſtimmung des Kaiſers 
belaſten durften; die Frage aber, iſt der Papſt als Herr des Kirchen— 
gutes, ganz gleichviel, ob daſſelbe an der Tiber oder an der Donau 
belegen, bei deſſen Verpfändung an die Zuſtimmung des Kaiſers ge— 
bunden — eine Frage, die das Concordat im Halbdunkel gelaſſen, wurde 
jetzt ſtillſchweigend im Sinne der Curie und ihrer Anſprüche ent— 
ſchieden. Die Verordnung decvetirte nämlich: bei Veräußerungen 
im Betrage von mehr als 100 Gulden iſt die ſtaatliche Erlaubniß 
nöthig; der Biſchof richtet das Geſuch an die politiſche Landesſtelle, 
welche infolge allerhöchſter Ermächtigung die Bewilligung bis zur 
Höhe von 8000 Gulden ertheilen kann, falls der Biſchof das Geſuch 
unterſtützt; geſchieht dies nicht, oder iſt die Summe größer, ſo geht 
die Sache an den Miniſter, der die Entſcheidung Sr. Majeſtät einholt, 
wo es ſich um mehr als 20000 Gulden handelt. Um ſein Tafelgut 
veräußern zu dürfen, muß der Biſchof dem Miniſter ein Gutachten 
des Metropolitan- und Domlapitels durch die Landesſtelle ſammt dem 
Votum dieſer letztern unterbreiten laſſen. Belaſtungen des Kirchen— 
gutes ſind als beträchtlich anzuſehen, wenn ſie über 2000 Gulden aus— 
machen, oder wenn es ſich um Verpachtungen auf länger als drei 
Jahre handelt, oder wenn der Pachtſchilling auf mehr als Ein Jahr 
vorausbezahlt werden ſoll. Der Biſchof hat die Eingabe mit feinem 
Gutachten der Landesſtelle einzureichen, die bis zur Höhe von 15000 
Gulden oder bis zu einer Pachtdauer von 15 Jahren entſcheidet, wenn 
der Biſchof das Geſuch befürwortet. Im entgegengeſetzten Falle, oder 
bei höhern Ziffern, geht die Eingabe an den Miniſter, der die Ent— 
ſcheidung des Monarchen einholt, wenn über 40000 Gulden oder 30 
Jahre in Frage ſtehen. Der Schluß der Verordnung aber lautet: 
„Zur Eintragung in die öffentlichen Bücher iſt die Beſcheinigung der 
Landesſtelle erforderlich, daß den Vorſchriften über die Veräußerung 
von Kirchengut genügt iſt. Dieſe Beſcheinigung iſt nicht zu ertheilen, 
ehe nicht nachgewieſen ward, daß der heilige Stuhl oder deſſen 
Bevollmächtigter ſeine Erlaͤubniß gegeben, oder daß ſolche 
Rogge, Oeſterreich. II. 4 
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50 Drittes Buch. Erſtes Kapitel: Das Zerbröckeln des Abfolntismus. 
Erlaubniß nicht erforderlich. Veräußerungen oder Belaſtungen, die mit 
Hintanſetzung dieſes Geſetzes erfolgen, ſind ungültig. Die Beſtätigung, 
daß den beſondern Vorſchriften über Veräußerung und Belaſtung des 
Kirchengutes genügt ſei, hat die Landesſtelle nicht zu ertheilen, ehe 
nicht nachgewieſen iſt, daß der Veräußerung oder Belaſtung in 
kirchlicher Beziehung nichts im Wege ſteht.“ Wer die Thun'ſche 
Methode des Vorgehens nur ein wenig verfolgt hat, der weiß, daß 
in der Praxis die geſperrt gedruckten Worte das punctum saliens 
bildeten. Das achthalbhundertjährige Privilegium der Krone war ge— 
opfert, das Kirchengut der Curie ausgeliefert. Die politiſchen Landes— 
ſtellen und das Miniſterium hatten eben nichts zu thun, als jede von 
den Biſchöfen approbirte Gebarung mit dem Kirchengute zu ſanctioniren 
und nur darüber zu wachen, ob derſelben „in kirchlicher Beziehung 
nichts im Wege ſtehe“, ob namentlich „der heilige Stuhl ſeine Ein— 
willigung gegeben“, der jetzt als alleiniger Herr der Temporalien da— 
ſtand. Wie die Curie dieſe Situation ausnutzte, dafür nur ein paar 
unverdächtige Beiſpiele aus den Schriften eines Geiſtlichen“) zu den 
bereits früher citirten (ſ. I, 376, 514). Als Pio Nono bald nach 
Abſchluß des Concordats ein Anlehn ausſchrieb, wurden die Pfründen— 
beſitzer in Oeſterreich einfach im Wege der wiener Nuntiatur 
durch die Biſchöfe zur Betheiligung herangezogen. Als gar nach 
Caſtelfidardo (September 1860) eine zweite Anleihe zur Beſtreitung 
der Kriegskoſten contrahirt ward, ſondirte man die öffentliche Meinung 
durch Verbreitung des Gerüchtes, der Papſt gedenke für dieſe Schuld 
die öſterreichiſchen Kirchengüter zu verpfänden. Die Dinge waren 
nun auch in Oeſterreich mittlerweile ſoweit vorgeſchritten, daß dies 
nur ein Fühler blieb: „aber berechtigt wäre die Curie unbedingt zu 
einer ſolchen Procedur geweſen“, bemerkt der unten angeführte Propſt 
Reichel, nach dem Breve vom 3. April und der Thun'ſchen Ausfüh— 
rungsverordnung dazu vom 20. Juni 1860. Uebrigens was nicht in 
Scheffeln einzuheimſen war, wußte die Curie wenigſtens mit Löffeln 
hereinzubringen, indem ſie fortfuhr, mittels der Kloſterviſitationen das 
reiche Vermögen der Stiftungen für die ſpezifiſchen Zwecke Rom's 
flüſſig zu machen. Nachdem in den Benedictinerklöſtern die Inventars— 
aufnahme durch die Viſitatoren an dem energiſchen Widerſtande der 
Aebte geſcheitert war, verſuchte man es, dem Orden im Wege der 


*) Propſt Reichel, „War Oeſterreich berechtigt, das Concordat außer Kraft 
zu ſetzen?“ 
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ſogenannten Kloſterreformation andere Regeln zu geben. Man wollte 
ihm die Mitwirkung bei der Seelſorge und der Studienanſtalt ab— 
nehmen, damit man die Eine Hälfte der Conventualſtellen eingehen 
laſſen, die andere Hälfte aber mit Ausländern beſetzen könne, da dann 
die öffentlichen Aemter entfallen wären, für deren Verſehung die 
Stifte zu ſorgen hatten und natürlich nur Oeſterreicher berufen konnten. 
Die ſtolzen Benedictiner fanden Mittel und Wege, auch dieſer Falle 
zu entgehen: wo man aber hinauswollte, zeigte das Schickſal der armen 
Dominicaner in Wien. Ihr Kloſter hatte eine hübſche Dotation: da 
kam ein Ausländer mit Vollmachten des Generals aus Rom, eine 
ganz neue aſcetiſche Disciplin einzuführen, nach der niemals Fleiſch 
gekocht werden durfte; den Mönchen, die einfach für ihre Geſundheit 
und ihr Leben fürchteten, ward der Austritt geſtattet. Sie mußten 
davon Gebrauch machen, um dem Tode zu entgehen. Verbitterten 
Gemüths erklärten ſie ihr tiefes Bedauern, den Schutz der weltlichen 
Behörden nicht anrufen zu dürfen, weil ſie ſonſt ſofort excommunicirt 
würden. Sie ſtarben gebrochenen Herzens im Elend. Die Fremden 
aber, die man ins Kloſter geſetzt, wurden jetzt ohne weitern Anſtand 
in Rom von der ſtrengen Aſcetik entbunden: zum Dank dafür wirth— 
ſchafteten ſie mit dem Gute des Kloſters zu Gunſten Roms fo 
verſchwenderiſch, daß deſſen Vermögen vollſtändig zerrüttet wurde, 
worauf ſie es nach Erfüllung ihrer Miſſion wieder verließen. Eine 
ſolche Behandlung öſterreichiſcher Landeskinder durch Ausländer hatte 
Thun ermöglicht, indem er der Doctrin die Wege geebnet, daß über 
öſterreichiſches Kirchengut die Curie ſouverän verfüge. Wahrlich, wer 
von dieſem „Staatsmanne“ sine ira et studio ſprechen kann, der 
beſitzt eine Objectivität, um die wir ihn nicht beneiden. 

Doch die Eine Genugthuung find wir dem Grafen allerdings 
ſchuldig, zu conſtatiren, daß ſeine Concordatspolitik nicht etwa einen 
Gegenſatz zu der Geſammtpolitik des Miniſteriums bildete, ſondern ſich 
mit derſelben im vollſten Einklange befand. Die Erfahrungen des 
italieniſchen Feldzuges hatten an der Haltung Oeſterreichs nicht das 
mindeſte zu verändern vermocht: Italien wie Deutſchland gegenüber 
wandelte Graf Rechberg durchaus, nur weniger provocirend, dafür 
aber deſto verbiſſener, die Wege Schwarzenberg's und Bach's.“) 
Freilich, die Art wie der Züricher Friede am 10. November 1859 
alle Nachtheile der Präliminarien von Villafranca für Oeſterreich 


*) Reuchlin, Italien, III, 378 fg.; Unſere Zeit, Neue Folge, I, 776 fg. 
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noch weſentlich erweitert, war ganz geeignet, das Gefühl tieſter Er— 
bitterung, welches die Unterhändler der wiener Regierung bei der 
Discuſſion zur Schau getragen, in einen krankhaften Rachedurſt gegen 
Piemont zu verwandeln. Wie die Peſt hatten die öſterreichiſchen 
Diplomaten jede Berührung mit ihren ſardiniſchen Collegen vermieden, 
ſodaß es nicht einmal zu einem eigentlichen Friedensſchluſſe zwiſchen 
Wien und Turin kam. Wie Oeſterreich die Lombardei an Frankreich 
und dieſes ſie an Sardinien abtrat, ſo nahm auch Oeſterreich das 
ihm zugeſprochene Geld nur von Napoleon an, der ſich bei Victor 
Emanuel rembourſirte. In einem kurzen Vertrage aller drei Mächte 
wurden blos die Stipulationen des Waffenſtillſtandes recapitulirt; alle 
Einzelheiten wurden in zwei Tractaten zwiſchen Oeſterreich und Frank— 
reich, Frankreich und Sardinien geordnet. Auch nicht die kleinſte 
ſeiner Forderungen ſetzte Oeſterreich durch. Statt des rechten Mincio— 
ufers mußte es den Thalweg des Fluſſes als Grenze anerkennen, 
ſodaß die Anlage von Brücken und Fähren nicht ausſchließlich in 
ſeiner Hand blieb. Der Feſtungsrayon von Peschiera ward auf kaum 
eine halbe, ſtatt der verlangten ganzen Meile feſtgeſetzt. Außer den 
60 Millionen, welche drei Fünftel der ſpecifiſch italieniſchen Schuld 
des Monte Lombardo-Veneto aus der Zeit des erſten Königreichs 
Italien darſtellen, übernahm Piemont von der Geſammtſchuld des 
Reiches nur noch 40 Millionen auf Rechnung des 54er Nationalan- 
lehns, ſodaß Oeſterreich im ganzen nur ein Sechſtel ſeiner Geldfor— 
derung erhielt. Allein die Hauptſache war, die Wiedereinſetzung der 
Verbündeten Oeſterreichs in Mittel- und Oberitalien, des Großherzogs 
von Toscana, der Herzöge von Modena und Parma, dieſe in Villa— 
franca ausdrücklich ſtipulirte Bedingung, ward in Zürich factiſch be— 
ſeitigt. Nur wie Hohn klang der harmloſe Artikel, der die Rechte 
der, entthronten Souveräne vorbehielt, die Anwendung von Gewalt 
zu ihrer Reſtauration jedoch ausſchloß, während Farini in allen drei 
Staaten wie in den Legationen das Werk der Annexion rüſtig fort— 
ſetzte und Oeſterreich in einem bindenden Separatprotokolle auf ſein 
Beſatzungsxrecht in Piacenza, Ferrara, Commacchio ausdrücklich verzichten 
mußte, damit es ja der Einverleibungsarbeit nichts in den Weg legen 
könne. Nur Eins ſetzten die öſterreichiſchen Unterhändler durch: die 
charakteriſtiſche Beſtimmung, daß „alle von Piemont geſetzlich auf— 
gehobenen Orden frei über ihre Beſitzungen verfügen dürfen“, ſo— 
daß der Reiſende in der herrlichen Karthauſe bei Pavia noch heute 
veritable Karthäuſer ſehen kann. Das war die ſchwarzgelb- klerikale 
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Verſion des Wahlſpruchs, der Franz I. bei Pavia unſterblich gemacht: 
„Tout perdu, sauf Ihonneur.“ Rechberg's gar nicht ungeſchickt 
combinirter Racheplan war daher auch förmlich mit Weihwaſſer durch— 
tränkt und lag Anfang 1860 vollkommen fertig da. Eine katholiſche 
Liga unter dem offenkundigen Patronat der Curie ſollte dem Reſtau— 
rationskreuzzuge den Stempel eines religiöſen Actes aufdrücken und 
Napoleon aus Rückſicht auf den franzöſiſchen Klerus zwingen, neutral 
zu bleiben. Ein mit dem Cardinal-Staatsſecretär Antonelli bereits 
vereinbarter Aufruf des Papſtes hätte Oeſterreich und Neapel zum 
Kriege gegen Piemont aufgerufen. Die Armee Franz' II. war durch 
„Baiern“, die man in Oeſterreich geworben, zu einer einigermaßen 
zuverläſſigen Macht geworden und ihr bereits der Durchzug durch den 
Kirchenſtaat vertragsmäßig geſichert. Eine Contrerevolution in Florenz 
hätte das Signal zum Losſchlagen gegeben. Die Neapolitaner wären 
von den Abruzzen herangerückt, um dem heiligen Vater im Vereine 
mit den Päpſtlern die Romagna und die Legationen zurückzuerobern. 
Von den Toscanern gerufen, wäre Oeſterreich über den Mincio und 
Po gegangen, um die mittelitalieniſchen Fürſten zu reſtauriren und 
Sardinien auf, vielleicht noch unter das Niveau des Züricher Friedens 
herabzudrücken. Da alles unter der Aegide des Papſtes, als Aus— 
fluß einer katholiſchen Liga vor ſich ging, hätte Napoleon mit einer 
Gegenintervention, dem Klerus zu Hauſe gegenüber, vielleicht wirklich 
einen ſchweren Stand gehabt. Da warf am 11. Mai 1860 Gari— 
baldi's Landung in Marſala das ganze Kartenhaus um. Im eigenen 
Lande hart bedrängt, mußte Franz II. in Turin um ein Bündniß 
werben, ſtatt ſich an die Spitze eines katholiſchen Kreuzzuges zu ſtellen: 
nicht durch den Papſt gedeckt, nicht von den Reactionären Toscanas 
gerufen, hätte Oeſterreich nicht blos Frankreich auf ſeinem Wege ge— 
funden, nein, ſelbſt Neapel gegen ſich gehabt, das Victor Emanuel 
einmal über das andere ſeine conſtitutionelle Geſinnung, ſeine redliche 
Abſicht gegen Piemont betheuern ließ. 

Dieſelbe ſtationäre Politik befolgte Rechberg in Deutſchland, wo 
er Preußen ebenſo gehäſſig entgegentrat, wie in Italien Piemont. Es 
war ein echter Pyrrhusſieg, als Oeſterreich am 24. März 1860 in 
Frankfurt den Proteſt Preußens gegen die Annahme des Präſidial— 
vertrages in der kurheſſiſchen Frage, daß die Verfaſſung von 1831 
rechtskräftig abgeſchafft ſei, niederſtimmen und die Majorität hoch— 
müthig erklären ließ, die Beſchlüſſe des Bundestages ſeien für all 
Staaten in gleicher Weiſe verbindlich. In ganz Deutſchland fand 
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ch. E 
jetzt das Votum des berliner Abgeordnetenhauſes ein Echo, das die 
Haltung der Regierung am 21. April billigte und die kurheſſiſche Ver— 
faſſung von 1831 für rechtmäßig fortexiſtirend erklärte. Wie redlich 
auch Manteuffel ihm mitgeholfen, Schwarzenberg hatte das Odium 
des achtjährigen Kriegszuſtandes, der auf Kurheſſen gelaſtet, auf 
Oeſterreich geladen (ſ. I. 173). Ja, recht als ſollte es der Welt ein- 


dringlichſt veranſchaulicht werden, daß Oeſterreichs Niedergang mit der 


Reſpectirung der Volksrechte und des Nationalbewußtſeins in Deutſch— 
land und Italien zuſammenfalle, ſo war es noch nicht genug, daß 
Villafranca das den Kurheſſen aufgeladene Joch, an dem Rechberg 
perſönlich ſo eifrig mitgezimmert, erleichterte. Nein, es mußte noch 
von Wien aus dem preußiſchen Miniſter von Schleinitz die prächtige 
Gelegenheit auf dem Präſentirteller entgegengebracht werden, vor aller 
Augen zu jubeln: „Wir danken dir, Gott, daß wir nicht find wie dieſe 
Sünder da.“ Natürlich griff Schleinitz mit beiden Händen zu; er decla— 
mirte von dem „Standpunkte der karlsbader Beſchlüſſe“, den Oeſter— 
reich eingenommen, und über die „Unvereinbarkeit dieſes Standpunktes 
mit dem Gewiſſen und den Rechtsüberzeugungen Preußens“. Wie 
ſehr man auch über ſolche Phraſen die Achſeln zucken mochte, für die 
Maſſe war es eine handgreifliche Lehre, daß — wenn auch in beiden 
Staaten ausſchließlich die dynaſtiſchen Intereſſen zur Geltung kamen 
— dieſe bei den Hohenzollern den Volksrechten und den nationalen 
Bedürfniſſen mindeſtens nicht in fo unabwendbar-verhänguißvoller 
Weiſe ſchroff entgegentraten. Für die Thätigkeit des Nationalvereins, 
der eben nach dem Italieniſchen Kriege entſtand, für ſeine Bemühungen, 
die Augen auch der Süddeutſchen auf Preußen, als die einzige Macht 
zu lenken, die berufen ſei, die Geſchicke Deutſchlands zu erfüllen, und 
die Solidarität zwiſchen Piemont und Preußen zu conſtatiren — für 
die Aufnahme, die drei Jahre ſpäter Rechberg's Project, Oeſterreich 
an die Spitze des deutſchen Einigungswerkes zu bringen, bei der 
Maſſe fand, war die wiener Politik dieſer Periode entſcheidend. Aber 
auch der momentane Rückſchlag blieb nicht aus. Die Souveräne 


der Klein- und Mittelſtaaten, die Oeſterreich zu dem unſeligen Siege 
in Frankfurt verholfen, fanden ſich faſt ausnahmslos in Baden-Baden 


Mitte Juni zu einem Fürſtentage ein, der dort um den Prinzregenten 
von Preußen Cercle bildete. So empfand in Wien ſelbſt die Börſe 
es als einen neuen Echee, als nach dem Vorangegangenen Kaiſer 
Franz Joſeph am 26. Juli den Prinzen von Preußen in Töplitz be- 
grüßen ging. 


R = 
Der Verſtärkte Reichsrath. 


Trotz der Conceſſionen an Ungarn hätte daſſelbe dem Verſtärkten 
Reichsrathe doch bei Einem Haare das Schickſal der Vertrauenscom— 
miſſionen bereitet. Am 1. Mai veröffentlichte die „Wiener Zeitung“ 
nämlich die Ernennung der außerordentlichen Reichsräthe. Von den 
ſechs ungariſchen Herren aber, die ſich darunter befanden, gaben die 
drei populären Celebritäten, die Barone Eötvös und Vay, ſowie Paul 
von Somſſich, der öffentlichen Meinung nach, die den Eintritt von 
Magyaren in dieſe Körperſchaft ganz entſchieden perhorreſcirte, und 
lehnten das ihnen übertragene Mandat ab. Ihnen folgte denn auch 


der zum Vertreter Siebenbürgens auserſehene Graf Bauffy. Nur 


die drei Altconſervativen, die Grafen Apponyi und Barkoczy nebſt 
dem jüngern Majlath, dem Sohne des ehemaligen Judex Curiä oder 
Landesoberrichters, acceptivten bedingungsweiſe, wenn es der Regierung 
gelänge, für Eötvös, Vay und Somſſich andere Perſönlichkeiten aus— 
findig zu machen, die das Mandat, Ungarn im Verſtärkten Reichs— 
rathe zu vertreten, aus den Händen des Kaiſers übernähmen. Die 
Grafen Georg Andraſſy und Szeefen zuſammen mit dem bäcſer 
Biſchofe Korizmics entſprachen dieſem Rufe. Allein dem Lande gegen— 


über war damit nicht viel gewonnen. Georg Apponyi, als letzter 


Hofkanzler bis zur Märzrevolution, war durch ſeine Affiliirung mit den 
Jeſuiten und beſonders wegen ſeines ſtarr autokratiſchen Auftretens, 
durch das er Conflict über Conflict gehäuft, bis im Vormärz kein 
einziges Comitat mehr ſeinen gewählten politiſchen Beamtenkörper 
hatte, ſondern jedes von einem königlichen Adminiſtrator als Regierungs— 
commiſſar verwaltet ward, eher eine verhaßte, als eine beliebte Größe. 
Andraſſy und Barkoczy waren zwei Typen jener Magnatenklaſſe, die 
durch die Bruck-Bach'ſchen Hausmittelchen bis zu einem gewiſſen 
Grade captivirt war. Mit Verwaltungsrathsſinecuren bei der Theiß— 
bahn, der Creditanſtalt und andern Inſtituten begnadigt, Barkoczy 
überdies Virtuos in der Kunſt der Steuerrückſtände, konnten fie der 
Aufforderung aus Wien kein ſchroffes Nein entgegenſetzen. War doch 
gegen Barkoczy eben erſt die Executionsordre nach Kaſchau abgegangen, 
dann aber Knall und Fall zurückgenommen worden, da man aus dem 
Manne einen Reichsrath ſchnitzen mußte. Bei ſeinen Landsleuten 
als Schwarzgelber in Miseredit, rächte Barkoczy ſich dann freilich in 
Wien wieder dadurch, daß er den tricoloren Magyaren herausbiß und 
als Quer- und Brauſekopf dem Miniſterium ſoviel patriotiſche Prügel 
in den Weg warf, wie nur irgend möglich. Immerhin war nun nach 
dieſer Seite hin das Zuſtandekommen des Reichsrathes geſichert; eine 
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Conceſſion an die Venetianer ſollte auch die Italiener zum Eintritt 
in die neue Körperſchaft williger ſtimmen. Ein Decret vom 31. Mai 
nämlich verlieh der Centralcongregation ſtatt des bisherigen berathen— 
den Votums ein entſcheidendes Votum in Verwaltungsſachen, inſofern 
dieſelben nicht Rechte des Staats berühren oder mit Gegenſtänden in 
Verbindung ſtehen, die der Beſtimmung dieſes Repräſentativkörpers 
fremd ſind — die Jahresvoranſchläge und die Rechnungsabſchlüſſe 
bezüglich des Landesfonds blieben der Beſtätigung der Regierung vor— 
behalten. Paßte doch dieſe Congregation (ſ. I, 425) um ſo vortreff— 
licher zu dem Verſtärkten Reichsrathe, als ja die Mitglieder beider 
Körperſchaften der Kaiſer aus den ihm vorgelegten Ternapropoſitionen 
ernannte. Nun erſcheint es auch um ſo verſtändlicher, daß in Venedig ö 
die große Maſſe ſich nicht einmal über die Frage, ob ihre berufenen 
Vertrauensmänner nach Wien gehen ſollten, echauffirte, wie in Ungarn, 
ſondern die ganze Haupt- und Staatsaction vollſtändig ignorirte. 
Das waren die Auſpicien, unter denen Erzherzog Rainer als Prä— 
ſident am 31. Mai „die erſte Seſſion des Verſtärkten Reichsrathes“ 
mit einem Hinweis auf „die ernſte Lage des Vaterlandes“ und „die 
Wichtigkeit der vorliegenden Aufgaben“ eröffnete, als deren „größte“ 
er die Abgabe eines Gutachtens über die Mittel und Wege zur 
Regelung des Staatshaushalts bezeichnete. Fünf Tage vorher war 
eine Geſchäftsordnung octroyirt worden, der zufolge der Kaiſer das 
Bureau der Verſammlung ernannte und die Oeffentlichkeit der Sitzungen 
unbedingt ausgeſchloſſen war. Nur die Ergebniſſe der jeweiligen Be— 
rathungen ſollte der Präſident in dem Amtsblatte bekannt geben; den 
Reichsräthen aber die Verpflichtung obliegen, keinerlei Privatmit— 
theilungen zu machen. 

Der Reichsrath ſelber nun verrieth ſchon durch ſeine äußere 
Phyſiognomie und die Art ſeiner Zuſammenſetzung hinlänglich ſeinen 
ganzen Charakter. Außer den Erzherzogen, von denen übrigens neben 
dem Vorſitzenden nur die beiden Prinzen Wilhelm und Leopold hier 
und da erſchienen, beſtand die Verſammlung aus ordentlichen und 
außerordentlichen, lebenslänglichen oder zeitlichen, Reichsräthen. Die 
ordentlichen waren mit dem Erzherzog Rainer zwölf Köpfe ſtark — 
lauter Excellenzen, die wie Krauß, Salvotti, Gehringer in der 
böſeſten Zeit der Reaction zu dieſem Poſten ernannt waren. In ihrer 
Geſammtheit und als Körperſchaft, wenn auch nicht ganz ohne jede 
individuelle Ausnahme, repräſentirten fie die ſtationärſten und rückhalt— 
los contrerevolutionärſten Elemente, denen Bach ein halber Radicaler 
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war, weil er an der Grundentlaſtung nicht rühren ließ; die Bruck als 
Neuerer tödlich haßten und denen Thun viel zu langſam bei der 
Auslieferung von Schule und Staat an die Jeſuiten vorging. Die 
Bevölkerung hatte vollkommen recht, in dieſer Kategorie der Reichs— 
räthe das Grab aller halbwegs freiſinnigen Geſetze zu erblicken, welche 
in dem abgelaufenen Decennium ſonſt allenfalls, aus Rückſicht auf 
die materiellen Bedürfniſſe, zu Stande gekommen wären. Dieſer 
Senat hatte das Gemeindegeſetz, die Abſchaffung der Wucherpatente, 
die Gewerbefreiheit glücklich eingeſargt. Wenig unterſchied ſich von 
dieſer Kategorie diejenige der außerordentlichen lebenslänglichen Reichs— 
räthe: Cardinal Rauſcher, mehrere Generale und Geheimräthe aus 
den ariſtokratiſchſten Geſchlechtern, zuſammen zehn Perſonen. Und 
hätten nun wenigſtens die 38 auf ſechs Jahre als Vertreter der 
Kronländer ernannten außerordentlichen Reichsräthe Erſatz dafür ge— 
leiſtet; aber auch hier kamen auf 13 Magnaten, d. h. Fürſten und 
Grafen, die Barone nicht mitgezählt, und vier Biſchöfe, nur 21 andere 
Mitglieder. So ſtanden in einer Verſammlung 39 Herrenhausmit— 
glieder höchſtens 21 ſolchen Mitgliedern gegenüber, die anderwärts 
ihren Sitz im Unterhaus einnehmen würden, wobei wir Aebte und den 
ganzen niedern Adel bis zum Freiherrn einſchließlich ſchon zu den 
Gemeinen rechnen, auch von den Erzherzogen ganz abſehen. Allein 
noch ſchwerer fiel ein anderes Moment in die Wagſchale. Selbſt 
von den 21 Commoners war auch auf die Ungarn, die nicht zu den 
Magnaten gehörten, kein Verlaß in eigentlichen Reformfragen. Sie 
vertheidigten in letzter Inſtanz doch nur die Nationalität und Selb— 
ſtändigkeit Ungarns. Freilich war damit zugleich gegeben, daß ſie für 
die Verfaſſung ihres Vaterlandes, für deſſen Integrität und ſomit 
für die Wiederherſtellung eines einheitlichen Landtages im Bereiche 
des ganzen Königreichs eintreten mußten. Inſofern hatten ihre Be— 
ſtrebungen unzweifelhaft einen conſtitutionellen Nimbus. Aber dieſer 
Nimbus wurde arg geſchwächt dadurch, daß ſie denn doch die Ver— 
faſſung Ungarns ſo vormärzlich ſtändiſch wie nur irgend möglich haben 
wollten und ſich überdies, weil ſie mit dem böhmiſchen und polniſchen 
Feudaladel im Reichsrathe Hand in Hand gingen, um ihrer Anſicht 
die Majorität zu ſichern, in den Ruf brachten, als ob es auch ihnen 
am Ende, wie den Clam-Martinic, den Noſtitz- Rieneck, den Go— 
luchowski u. ſ. w. nur um die Wiederherſtellung ihrer Kaſten- und 
Sonderprivilegien, um die Wiedereinführung der Herren- und Patri— 
monialrechte, der Robotte und Frohnden zu thun ſei, während ſie ſich 
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den Anſtrich gaben, gegen den Abſolutismus einer centraliſirenden und 
nivellirenden Bureaukratie zu Felde zu ziehen. Mit den magyariſchen, 
böhmiſchen und polniſchen Hochtories und Römlingen nun zogen auch 
die paar ſlawiſchen Mitglieder aus Galizien und der Bukowina, 
Dalmatien und Kroatien an Einem Strange, die nicht zu dem Stande 
der Magnaten und Prälaten zählten. Der eigentliche fortſchrittliche 
Kern, das deutſche Bürgerthum, blieb alſo in einer ganz verſchwindend 
kleinen Minorität; außer den wenigen Bürgerlichen, welche bei der 
Vertretung der eigentlichen deutſchen Bundeslande nicht zu umgehen 
geweſen, gehörte dazu nur noch der Eine Vertreter des ſiebenbürger 
Sachſenlandes Maager, Präſident der kronſtädter Handels- und Ge— 
werbekammer. Der Ungar wie der Deutſche wurde daher in ſeiner 
Stellung zu den beiden großen Parteien des Reichsrathes von einem 
ganz richtigen Inſtinet geleitet. Für den Ungarn waren die Altcon- 
ſervativen nur Mauerbrecher, die ihm den Landtag zurückerobern ſollten 
und mit deren feudal- klerikalen Velleitäten dann eben dieſes echte und 
rechte Vollparlament, die Vertretung einer Bevölkerung von zwölf 
Millionen Seelen, ſchon fertig werden würde. Vortrefflich paßte zu 
allen ganz gerechten Aſpirationen des Magyarenthums die Lehre, daß 
„die hiſtoriſch-politiſchen Individualitäten“ der Monarchie ſowol gegen 
centraliſtiſche Attentate, wie gegen einen Zerſetzungsproceß auf Grund 
des „Garibaldiſchen Nationalitätendogmas“ geſchützt werden müßten. 
Damit hielt man ſich auf dem Gebiete der Stephanskrone einerſeits 
den wiener Abſolutismus vom Leibe, und andererſeits die flowakiſchen, 
rumäniſchen, ſüdſlawiſchen Seceſſionsgelüſte nieder. Gerade den um— 
gekehrten Erfolg hatte die Theorie von den „)ſiſtoriſch-politiſchen Indi— 
vidualitäten“ in ihrer Anwendung auf die Erblande. Sobald Salz— 
burg und Vorarlberg für Organismen galten, die in jeder ihrer 
„berechtigten Eigenthümlichkeiten“ geſchützt werden ſollten, war es mit 
aller Ausſicht auf eine ernſthafte Volksvertretung vorbei. Dürftige 
Poſtulatenlandtage mit der ganzen Miſere kleinſtaatlicher Krähwinkelei 
war das Aeußerſte, was erreichbar ſchien. Dieſe Verſammlungen 
mochte man drehen und wenden, wie man wollte, es konnte nichts 
anderes daraus werden, als vormärzlich ſtändiſcher Raritätenkram; 
ſchon der Mangel jeden friſchen Luftzuges bürgte dafür, daß ſie zu 
nichts dienen konnten, als jeden Spießbürgerzopf in Spiritus aufzube— 
wahren. In dieſem idylliſchen Daſein mochten die echten Rothfrackſtände 
ihre Wiederauferſtehung in der vollen Pracht ihres Moders feiern. Da 
mochte, mit Hülfe der chineſiſch abgeſperrten Bevölkerung, im „glaubens— 
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einheitlichen“ Tirol, in Salzburg und anderwärts das Regiment des 


Krummſtabs in ungetrübter mittelalterlicher Herrlichkeit reſtaurirt und 
das Concordat durch Zuſtimmung der Landtage viel feſter begründet 
werden, als der Abſolutismus es jemals zu thun im Stande geweſen. 
Anderwärts, wie namentlich im Gebiete der Wenzel- und Jagellonenkrone, 
hätte das Gaugrafenthum ſeine wüſteſten Orgien gehalten. Cavaliere 
im Bunde mit Römlingen, die „nationalen“ Leidenſchaften der Maſſen 
als Rückendeckung, hätten alle noch aufrecht ſtehenden materiellen Er— 
rungenſchaften der Revolution ausgerottet. Die Menge wäre ihnen 
gefolgt, weil man ihr vorgeredet, es gelte die Abſchüttelung des wiener 
Bureaukratenjoches, und weil die Magnaten und Prälaten ihrem 
Fanatismus das deutſche Bürgerthum, dieſes eigentliche Pirſchwild der 
böhmiſchen „Herren“, als wolfeile Beute hingeworfen. Wo aber die 
Deutſchen ſich inmitten dieſer Nationalitätenhetze um Schutz nach Wien 
gewendet, da hätte man ſie abwechſelnd als Reactionäre und als 
Rothe verſchrien, wie denn ſchon im Verſtärkten Reichsrathe Szecſen 
und Clam-Martinic mit großer Virtuoſität die widerlich-heuchleriſche 
Phraſe handhabten, daß jeder Deutſche, der gegen die Slawen, jeder 
Slawe, der gegen die Magyaren Schutz ſeiner Nationalität begehrt, 
„den Boden Garibaldi's betrete“, weil er den „hiſtoriſch-politiſchen 
Individualitäten“ mit den Nationalitätsideen zu Leibe gehe. 

Wäre die Sache nicht ſo tief ernſt, es hätte einen unwiderſtehlich 
komiſchen Eindruck gemacht, wenn der griechiſch-orthodoxe Rumänen— 
biſchof aus Siebenbürgen, Geheimrath Baron Saguna, ſich von Maj— 
lath als ein halber Rothhemdler denunciren laſſen mußte, weil er deſſen 
grotesker Lüge, daß in Ungarn von gar keinen Nationalitätsſchwierig— 
keiten die Rede ſei, da jedermann ſich nur als Ungar fühle, die 
energiſchſte Abtrumpfung angedeihen ließ. Man hätte lachen können, 
wie der 72jährige, im Staatsdienſte ergraute Geheimrath und 
Kämmerer, emeritirte Staats- und Conferenzminiſter Graf Hartig 
einem 33jährigen Jüngelchen wie Clam den Kopf waſchen mußte, 
weil der böhmiſche Cavalier ſich unterfangen, alle, die nicht auf das 
Syſtem der „)hiſtoriſch-politiſchen Individualitäten“ ſchworen, für 
ſchlechte öſterreichiſche Patrioten zu erklären. Was die Deutſchen 
von dieſer Szeeſen-Clam'ſchen Zwickmühle, dieſem Baſtard böhmiſchen 
und ungariſchen Feudalismus und Jeſuitismus zu erwarten hatten, 
darüber wurden ihnen vollends die Augen geöffnet, als ſogar die un— 
gariſchen Herren mit fabelhafter Energie für das Concordat eintraten, 
von Schmeicheleien für deſſen Urheber Thun und Rauſcher überfloſſen, 
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ja, ſogar Maager ſchmählich im Stiche ließen, als dieſer, nebſt dem 
General Degenfeld der einzige Proteſtant in der Verſammlung, eine 
ebenſo beredte wie wahre Schilderung von der Störung des religiöſen 
Friedens in Siebenbürgen durch den unſeligen Vertrag mit Rom ent— 
warf und deſſen Reviſion und die Proclamirung der Gleichſtellung 
aller Confeſſionen verlangte. Die Anſtrengungen der ungariſchen 
Herren galten nur dem magyariſchen Chauvinismus; jo die gemeine 
Scene, wo Barkoczy in der roheſten Weiſe mit Schimpfworten den 
Juſtizminiſter beleidigte, weil Graf Nadasdy den ſlawiſchen Gemeinden 
Ungarns nicht Grundbücher in magyariſcher Sprache octroyirt; oder 
der combinirte Angriff der ungariſchen „Herren“, der Nadasdy zu 
der Erklärung nöthigte, er habe geglaubt ſich in anſtändiger Geſell— 
ſchaft zu befinden, wo man gegen Injurien ſicher ſei, wenn man die 
Wahrheit ſage. Excellenz hatte ſich nämlich erlaubt, von den „auto— 
nomen“ Juſtiz- und Prügelzuſtänden Ungarns ein Bild zu entwerfen, 
das ausnehmend treu, aber gar nicht ſchmeichelhaft war. Reſumiren 
wir, denn hier liegt der erſte Anſtoß zu allen den Convulſionen, die 
nun zwölf lange Jahre den eigentlichen Inhalt der Geſchichte Oeſter— 
reichs ausmachen. Für Ungarn bedeutet die Theorie von den 
„hiſtoriſch-politiſchen Individualitäten“: Aufhebung der Zerklüftung des 
Landes in fünf Statthaltereien, Wiederannexion der Wojwodina, Ein- 
fügung Kroatiens und Siebenbürgens in das Gebiet der Stephans— 
krone — Unterſtellung des ganzen Complexes unter die peſter Ceutral— 
regierung und den ungariſchen Landtag — ſtrenge Niederhaltung alles 
dem Magyarismus unbequemen Nationalitätenſchwindels, Anerkennung 
des Magyariſchen als der alleinigen politiſch-diplomatiſchen Sprache, 
Abwehr jedes wiener Einfluſſes, der die Autonomie des ungariſchen 
Parlaments hätte ſtören können. Für die Deutſchen hieß jene Theorie: 
Zerſplitterung der Erblande in 17 Landtage, unter denen nur der 
böhmiſche, galiziſche, mähriſche irgendeine Bedeutung gehabt hätten. 
Alſo erſtens der ganze Jammer der erbärmlichſten Kleinſtaaterei und 
definitive Vernichtung jeder Hoffnung auf eine ernſthafte Vertretung. 
Sodann aber Preisgebung des deutſchen Bürgerthums an eine feudal— 
klerikal-ſlawiſche Liga, die wirthſchaftlich wie politiſch und kirchlich ins 
finſterſte Mittelalter zurückſteuerte. Die Reſtauration des Vormärz 
wäre blos der erſte Anfang geweſen. Man vergegenwärtige ſich nur 
die Situation: in Ungarn ein ernſthaftes Parlament — in Prag, 
Lemberg, Brünn impoſante Landtage, wo mit Hülfe der Czechen und 
Polen Magnaten und Römlinge das große Wort führen — das 
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Deutſchthum einerſeits in Ständevertretungen von der Bedeutung der 
vorarlberger und ſalzburger zerſplittert, andererſeits an Nord- und 
Südſlawen förmlich zur Entnationaliſirung aufgetheilt, in den rein— 
deutſchen Provinzen aber mit Hülfe des Concordats und ſolcher „ge— 
rechtfertigter Eigenthümlichkeiten“, wie die tiroler Glaubenseinheit eine 
iſt, rettungslos der Verwelſchung überliefert — von jedem Succurs 
gegen die präpotenten „Herren“ aber vollſtändig abgeſchnitten: denn 
ein Appell an Wien und des Kaiſers Macht, das wäre ja Hochverrath 
gegen die ariſtokratiſche Oligarchie geweſen, die ſich „Autonomie“ zu 
ſchimpfen beliebte. Wer durch Berufung an die Centralgewalt die 
Märzerrungeuſchaften gegen die Einführung von mecklenburger Zuſtänden 
hätte ſicherſtellen wollen, der wäre ein Reactionär im Solde der 
Bach'ſchen Bureaukratie geweſen, und wer in der Hauptſtadt Schutz 
geſucht hätte für die bedrohte deutſche Nationalität, der wäre als 
Rother denuncirt worden, weil er Garibaldi's nationale Schwärmereien 
theilte. Nochmals, es iſt hochwichtig für die ganze weitere Entwickelung, 
einen klaren Einblick in die ſchäbige Lüge von dem Dogma der 
„hiſtoriſch-politiſchen Individualitäten“ zu gewinnen, das ſich ſo vor— 
trefflich mit dem der „Unfehlbarkeit“ verträgt. Das war das Saat— 
korn, das Beleredi zur Reife bringen wollte und dem Hohenwart die 
monſtröſe Frucht der Fundamentalartikel entlockte. Haben wir doch 
Clam auch ſchon mit der Hohenwart'ſchen Erfindung des „wahren 
Oeſterreicherthums“ paradiren ſehen! Die Deutſchen wußten daher 
ſehr wohl was ſie thaten, als ſie für Maager, den Einen Mann, der 
kühn und offen für eine Reichsverfaſſung eintrat, eine Ehrengabe 
ſubſcribirten und ſich mit tiefſtem Ekel von einer Intrigue abwandten, 
die ihnen unter ſchönen Phraſen das jämmerlichſte Helotenthum auf— 
laden wollte. Der Succurs aber, den die ungariſchen „Herren“, 
auch andere als blos die Altconſervativen, den Feudalklerikalen der 
Erblande angedeihen ließen, um die Deutſchen in einen Zuſtand politi— 
ſcher, kirchlicher, ſocialer Knechtſchaft zu ſtoßen, gegen den die funfziger 
Jahre ein wahres Paradies geweſen wären; dieſer Succurs, der es 
wirklich durchſetzte, daß im Octoberdiplom den Deutſchen, während 
Ungarn alle ſeine Wünſche befriedigt ſah, der freche Hohn der Go— 
luchowski'ſchen Rothfrackſtände geboten wurde — er blieb ebenfalls 
unvergeſſen. Das erklärt die Leichtigkeit, mit der unter Schmerling 
nachher die Deutſchen ſich bereit finden ließen an Ungarn Revanche 
zu üben, das ſie in die Hände der Philiſter hatte geben wollen. Der 
Verſtärkte Reichsrath und die ungariſchen Herren waren es, die den 
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Keim zu dieſer Verbitterung zwiſchen Deutſchöſterreichern und Magyaren 
legten zu der Zeit, da die höchſte Einigkeit noththat, und die Ver— 
giftung der gegenſeitigen Wechſelbeziehungen gerade am Ausgangs- 
punkte der conſtitutionellen Laufbahn hat die Siſtirung Beleredi's er- 
möglicht und den ganzen Proceß auf ein Luſtrum hinaus geſchädigt. 
Dieſe verſäumte und in unfruchtbaren Experimenten verpaßte Epoche 
aber hat zum nicht geringſten Theil den Hader großgezogen, der heute 
faſt jeden Rettungsverſuch als „zu ſpät“ erſcheinen läßt. 

Dagegen zeigte ſich allerdings von vornherein, daß alte parla— 
mentariſche Uebung und Sicherheit des Auftretens den ungariſchen 
Herren die unbeſtrittene Führerſchaft im Verſtärkten Reichsrathe zu— 
wieſen. Wenn dieſe Körperſchaft ſich von dem Niveau einer großen 
Vertrauenscommiſſion, als welche ſie beabſichtigt war, zu dem Range 
einer würdevollen Repräſentanz erhob, ſo dankte ſie es lediglich den 
Apponyi, Szecſen, Majlath, in zweiter Linie auch den Andraſſy und 
Barkoczy. Gleich in der Eröffnungsſitzung am 31. Mai machten ſie 
ihr Verbleiben davon abhängig, daß das zu leiſtende Angelöbni der 
Mitglieder ſich nicht auch auf die octroyirte Geſchäftsordnung erſtreckte, 
wie die Regierung es verlangt; und man mußte ihnen willfahren. 
Schrieb doch § 9 dieſes denkwürdigen Reglements vor, daß die 
Würdenträger ſich nach ihrer Rangordnung, die andern nach der 
alphabetiſchen Reihenfolge zu ſetzen hätten! Und die Nichtvereidigung 
war keine bloße Form: denn infolge davon wurden gleich in der erſten 
wirklichen Sitzung am 3. Juni die Finanzvorlagen einem Ausſchuſſe 
von 21 Mitgliedern überwieſen, während das Reglement nur fünf- 
bis ſiebenköpfige Commiſſionen geſtattete. Auch das mußte nachträg— 
lich ſanctionirt werden. Viel ſchärfer aber noch trat das weltmänniſch— 
coulante, an eine freie Atmoſphäre gewohnte Weſen der Herren in 
dem Verhalten zur Preſſe hervor. Ganz offen erklärte Majlath, er 
würde den Antrag auf Zulaſſung von Berichterſtattern ſtellen, wenn 
nicht, ſetze er mit feiner Ironie hinzu, „uns ſelber Licht, Luft und 
Raum ſo überaus knapp zugemeſſen wären“. Jedenfalls aber gebe er 
zu bedenken, ob es nicht beſſer wäre, in dieſer Richtung etwas zu thun, 
als „die Reichsräthe zu Berichterſtattern für die Journale preſſen 
zu laſſen“, — fo ohne Umſchweife andeutend, woher, trotz des Geheim— 
haltungsparagraphen in der Geſchäftsordnung, die Mittheilungen in 
der Tagespreſſe ſtammten. Natürlich blieb Majlath's Anſpielung in 
dieſer Richtung indeſſen ohne praktiſche Folgen. Miniſter Thierry 
pflegte ſolche Dinge anders zu arrangiren. Er ließ am 10. Auguſt 


Die „ungariſchen Herren“. 


den wiener Redactionen jede Berichterſtattung über die Verhandlungen 
des Reichsrathscomités verbieten. Dieſer Ukas wurde am 9. September 
dahin verſchärft, daß allen Journalen in Wien, Prag, Peſt, Graz, Linz 
u. ſ. w. die Publicirung und Beſprechung der Berichte des Einundzwan— 
ziger-Ausſchuſſes unterſagt wurde, nur die Schlußanträge der Majorität 
und Minorität kamen durch „Indiscretion“ zur Kenntniß der Bevölkerung. 


»Mit bitterm Hohne bemerkte ein wiener Blatt zu der Ordonnanz: 


„Die öſterreichiſche Preſſe iſt verhindert, von dem Nächſtliegenden, 
dem Dringendſten, kurz davon zu reden, was uns ebenſo ſehr intereſſirt, 
als eine Rede Perſigny's und neben den Berichten über den Zug 
Garibaldi's wol auch eine Stelle in unſern Blättern verdiente.“ Frei— 
lich wol war's ein ander Ding, als Excellenz Majlath, mittlerweile 
zum Tavernicus geworden, im December auf der graner Conferenz 
den Journaliſten aufs zuvorkommendſte ſeine Haiducken zur Dispoſition 
ſtellte, um ihre Depeſchen rechtzeitig nach dem Telegraphenamte von Gran— 
Nana auf dem andern Donauufer zu befördern, als damals, wo die 
Redacteure der peſter Journale ihre Zeitungen auf der Polizei einſehen 
und die mitgenommenen Ausſchnitte dem Commiſſar vorweiſen mußten! 
(ſ. I, 542.) Geſchult durch vielhundertjährigen Conſtitu— 
tionalismus iſt der reactionärſte Altconſervative Ungarns 
immer noch ein radicaler Reformer gegenüber dem liberal— 
ſten Bureaukraten; umgekehrt aber iſt die echteſte Polizei— 
ſeele immer noch ein Demokrat vom reinſten Waſſer, im 
Vergleich mit einem böhmiſchen Hochtory, der die ganze 
ſociale Aufgeblaſenheit des Latifundienbeſitzers mit dem 
politiſchen Dünkel und der geiſtigen Nullität des abſolu— 
tiſtiſchen Höflings verbindet. Das iſt eine Thatſache, an der 
nichts zu drehen und zu deuteln iſt. Daß man ſie auf beiden Seiten 
der Leitha nicht begreifen wollte, iſt mit ein Hauptmotiv zu der 
Miſere des Jahres 1861, während deren der Weizen des bureaukratiſch— 
militäriſchen und dann des feudal-klerikalen Regiments gar prächtig in 
die Halme ſchoß, blos weil die Liberalen ſich miteinander verfeindeten, 
weil ſie ſich gegenſeitig nicht verſtanden. 

Nicht minder folgenſchwer war es, daß die ungariſchen Herren, 
zunächſt Apponyi und Andraſſy, allen Ermahnungen und Bitten der 


Camarilla zum Trotze, die ſich hinter den Couliſſen bis in den Sitzungs— 


ſaal erſtreckten, gleich in der Eröffnungsſitzung am 31. Mai in einer 
ſehr präcifen Erklärung ihre Stellung dem Reichsrathspatente gegen— 
über wahrten. Im Widerſpruch mit der Anſicht vieler ihrer Lands— 
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leute und Geſinnungsgenoſſen ſeien fie dem Rufe Sr. Majeſtät gefolgt, 
aber feierlich müßten ſie ſich dagegen verwahren, daß ſie auf ihrem 
gegenwärtigen Poſten als Repräſentanten Ungarns betrachtet würden. 
Nur ſich ſelbſt ſeien ſie verantwortlich, wenn ſie, im Gegenſatze zu 
den meiſten ihrer politiſchen Freunde, geglaubt hätten, durch den 
Erlaß vom 19. April, der Ungarn die weſentlichſten Bedingungen 
ſeiner Exiſtenz zurückgegeben, ſei das Eis ſo weit gebrochen, daß ſie 
die hiſtoriſchen Rechte des Landes geltend machen könnten. Nur 
als einen Aus weg hätten fie mit Rückſicht auf den Ausnahmszuſtand 
den Verſtärkten Reichsrath acceptirt, um dort zu zeigen, daß die 
legitimen Anſprüche Ungarns dem Geſammtſtaate und den 
übrigen Kronländern keinerlei Gefahr brächten; aber auf der Bahn, 
welche die ungariſchen Herren betreten, ohne auf irgendein Princip 
verzichten zu müſſen, hielten ſie ſich verpflichtet, die hiſtoriſchen 
Rechte feſtzuhalten. Auf dieſem Satze fußend, vereitelten die 
Herren das Project, den Reichsrath, der kein Geſetzgebungsrecht 
hatte, zur Abgabe von Gutachten zu verleiten, welche die Miniſter 
ohne Zweifel als „ſchätzbares Material“ in den Papierkorb geworfen 
hätten, und die Körperſchaft gewiſſermaßen als populären Aufputz einer 
fortdauernd abſolutiſtiſchen Legislation zu misbrauchen. Die Vorlagen 
der Regierung waren überdies, wenn man Rückſicht auf die öffentliche 
Stimmung nimmt, ſo ſinnreich ausgewählt, daß der Reichsrath durch— 
aus nicht in Gefahr gerieth, ſich durch ſeine Weigerung dem Vorwurfe 
auszuſetzen, er verzögere den Erlaß volksthümlicher Geſetze. Die Be— 
völkerung jubelte Majlath zu, wenn er die Berathung der Entwürfe 
zu einem neuen Ausgleichgeſetze, zu einer neuen Grundbuchordnung, zur 
Aufhebung des Wucherpatents mit den zündenden Worten ablehnte: 
„Geſetz, das weiß bei uns jedes Kind, iſt was der Landtag beſchloſſen 
und der legitim gekrönte König ſanctionirt hat.“ Unter Hinweis auf 
die Incompetenz der Verſammlung verbat ſich Graf Szecſen in der 
Sitzung vom 21. Juni geradeheraus die Einbringung weiterer Geſetz— 
vorlagen, und als am Ende der Seſſion Maager mit einer Bitte um 
Bahnconceſſionen für Siebenbürgen kam, fuhren die ungariſchen Herren 
ihn heftig an, weil ſie im Reichsrathe keine Geſetze berathen wiſſen 
wollten, ſowol wegen deſſen rein conſultativer Natur, als um den 
Rechten des ungariſchen Landtags nicht zu präjudiciren — es aber 
keineswegs wünſchenswerth erachteten, daß die Regierung ſpäter den 
Reichsrath als Schuldtragenden für die Verſchleppung nothwendiger 
Bahnprojecte denunciren könne. 


Das Patent vom 19. Juli. 

So gelang es den Ungarn, den Reichsrath faſt aufs Trockene 
zu ſetzen. Am 1. Juni hatte ihn der Kaiſer, umgeben von ſeinem Cortege, 
vom Thron herab mit einer Rede eröffnet, die den Hauptaccent darauf legte, 
daß „die Geſchicke der einzelnen Theile des Reichs miteinander aufs innigſte 
verflochten ſeien“, daß „tauſend Fäden ein ſtarkes Band um die ge— 
ſammte Monarchie geſchlungen“. Von dieſem Standpunkt aus hätten 
die Herren wichtige Fragen der Geſetzgebung und der Regelung des 
Staatshaushaltes, die man ihnen zur Prüfung vorlegen werde, ihrer 
„Begutachtung“ zu unterziehen. Zwar ward „die Herſtellung des 
Gleichgewichts zwiſchen Erforderniß und Bedeckung mit Zuverſicht an— 
gehofft“, indeſſen ſolle „die Machtſtellung des Kaiſerſtaates“ gewahrt 
bleiben — und was man unter dieſer Deutſchland wie Italien gegen— 
über verſtand, haben wir ja eben erſt geſehen. Bis zum 21. Juni 
aber fanden, außer der erſten rein formellen Zuſammenkunft, nur vier 
Sitzungen ſtatt, und dann gerieth die Sache vollſtändig in Stagnation. 
Um wieder Leben hineinzubringen, berief Erzherzog Rainer am 19. Juli 
die Mitglieder ein, nur um ihnen mitzutheilen, daß Se. Majeſtät ein 
Handſchreiben erlaſſen, welches „die Einführung neuer Steuern und 
Auflagen ſowie die Erhöhung der beſtehenden Steuer- und Gebühren— 
ſätze, endlich die Aufnahme neuer Aulehen“ an die Zuſtimmung des 
Verſtärkten Reichsraths knüpfte. Damit hatte dieſe Körperſchaft 
wenigſtens auf Einem Punkt feſten Boden unter den Füßen gewonnen, 
ſodaß ſie doch nicht mehr vollſtändig in der Luft ſchwebte. Da man 
von der Verſammlung Rettung von dem drohenden Bankrott erwartete, 
konnte man eben nicht umhin, ihr wenigſtens in pecuniären Augelegen— 
heiten eine Art von Relief zu geben, damit ſie im Stande ſei, einen 
moraliſchen Einfluß zu Gunſten des Staatsſeckels auszuüben und den 
öffentlichen Credit zu heben. Welchen Illuſionen und weitſichtigen 
Erwartungen man ſich in den officiellen Kreiſen noch immer hingab, 
zeigten die Berichte Plener's vom 9. und 15. Auguſt über die Finanz— 
lage, die auf Befehl des Kaiſers dem Reichsrathe vorgelegt wurden. 
Danach hatte der Krieg Oeſterreich 200 Millionen gekoſtet; Militär 
und Marine allein hatten in jenem Jahre 301 Millionen gefordert, 
was ein Deficit von 280 Millonen verurſacht. Demgemäß hoffte die 
Regierung, den Abgang des laufenden Jahres mit 56, den des kom— 
menden mit 34 Millionen decken zu können — ja, ſie wollte heute 
ſchon berechnen, daß man 1862 nur 19 Millionen Deficit haben werde! 
Erſt am 10. September konnten die Plenarſitzungen des Reichsraths 
beginnen, die nunmehr Schlag auf Schlag folgten und ſich um freie 
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Vorträge von Deſiderien zu den einzelnen Kapiteln des Budgets ſowie 
um eine Discuſſion der Reſolutionen, wie ſie aus dem Schoſe der 
Einundzwanziger-Commiſſion hervorgegangen, drehten. Gleichzeitig legte 
das Finanzminiſterium am 12. September dem Monarchen einen Bericht 
über die Verhältniſſe der Nationalbank vor, worin anempfohlen ward, 
die Maßregeln zur Herſtellung der Valuta bis zu dem „möglichſt zu 
beſchleunigenden Augenblicke“ zu verſchieben, „wo das Inslebentreten 
zeitgemäßer politiſcher Inſtitutionen für das Geſammtreich 
die allein mögliche Bürgſchaft der Feſtigung des öffentlichen 
Vertrauens und der Begründung einer dauerhaften Ordnung ge— 
währen werde“. 

Am 27. September endlich kam es nach fünftägiger Debatte 
über die Schlußanträge der Commiſſion zur Abſtimmung. Es lagen 
zwei Reſolutionen vor, von ſeiten der Majorität, die Graf Clam— 
Martinie, und ſeitens der Minorität, die Dr. Hein, Advocat und 
Vicebürgermeiſter von Troppau, vertrat. Da Hein das Verbrechen 
begangen, dem Reichstage anzugehören, konnte er nämlich ſeine Be— 
ſtätigung als Bürgermeiſter ſeit zwölf Jahren nicht erhalten. Mehr— 
heit und Minderheit waren darin einig, „daß eine gedeihliche Zukunft 
der Monarchie durch das jetzt beſtehende Syſtem der innern Organi— 
ſation weder geſichert noch gefördert erſcheint; daß innerhalb dieſes 
Syſtems ſich keine erheblichen Erſparungen erzielen laſſen, daß dazu 
vielmehr die Selbſttheilnahme der Länder an der Verwaltung ihrer 
Angelegenheiten nothwendig; daß auch nur auf dieſem Wege jener 
Erſchlaffung des öffentlichen Geiſtes begegnet werden kann, welche die 
moraliſche Kraft der Staaten lähmt und vernichtet“. Dann aber 
ſchloß die Majorität, ohne zu irgendeiner beſtimmten Concluſion zu 
gelangen, mit einem Hymnus auf die „Anerkennung der politiſch— 
hiſtoriſchen Individualitäten“, auf die „Begründung der Länderautonomie“, 
auf die „möglichſte Anknüpfung an die früher beſtandenen Inſtitutionen 
und Rechtszuſtände“. Das hieß für Ungarn Verfaſſung und Landtag, 
für die Erblande Vernichtung der wohlthätigen Seiten des Abſolutis— 
mus durch „möglichſte Rückkehr zum Feudalismus und den vormärz— 
lichen Rothfrackſtänden“. Die Minderheit erklärte vollkommen richtig: 
wenn das Phraſengewirre den einzelnen Kronlandsvertretungen irgend— 
eine ernſthafte Competenz zuſprechen ſollte, könne das nur auf Koſten 
der Reichseinheit und einer ſtarken einheitlichen Reichsgewalt geſchehen. 
Daher, lautete das Concluſum, „wolle Se. Majeſtät aus eigener 
Machtvollkommenheit jene Inſtitutionen ins Leben rufen, durch die bei 
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möglichſter Entwickelung freien Selbſtverwaltungsrechts in allen Kron— 
ländern und bei vollſtändiger Wahrung der Einheit des Reiches und 
der Legislation ſowie der Executivgewalt der Regierung, dann bei 
wirkſamer und unabhängiger Controle des Staatshaushalts, alle 
Intereſſen der Bevölkerung in der Commune, im Landtage und im 
Reichsrathe ihre geeignete Vertretung fänden“. Man ſieht, auch die 
Minorität vermied es, gleich der Majorität, das entſcheidende Wort 
auszuſprechen; wie dieſe ſich nicht traute, um Wiederherſtellung der 
Rothfrackſtände zu petitioniren, ſo blieb jener das Wort „Reichsver— 
faſſung“ in der Kehle ſtecken, mit dem nur Maager aus Kronſtadt 
ſich offen hervorgetraut. Ja, den ungariſchen Herren und den Feu— 
dalen gegenüber, die — namentlich Sceeſen und Clam —es an den bös— 
artigſten Anfpielungen nicht fehlen ließen, als ob das Minderheits— 
votum das Programm irgendeiner rothrepublikaniſchen Barrikadenhorde 
ſei, hatte ſich Hein leider in der vorletzten Sitzung am 26. September 
zu der Entſchuldigung verſtanden: „Ich habe nur im Namen derjenigen, 
die das Minoritätsvotum unterzeichnet, ein für allemal zu erklären, 
daß keiner derſelben je beabſichtigt hat, auch nur im entfernteſten 
auf eine Repräſentativverfaſſung in modernem Zuſchnitte 
und nach franzöſiſchen Grundſätzen hinzudeutenz; ich glaube, 
dieſe Erklärung wird genügen, dergleichen Recriminationen (J), 
wie ſie ſchon einige male vorgekommen ſind, ein für allemal ein Ende 
zu machen.“ *) Damit war denn glücklich auch das Minoritätsvotum 
bis zur Weſenloſigkeit verwaſchen. Graf Hartig hatte vollkommen 
recht zu ſagen, „er wäre in der peinlichſten Verlegenheit, wenn ihm 
die Ausführung des einen oder andern Votums übertragen würde; 
über das was wirklich darin enthalten ſei, hege jeder eine ver— 
ſchiedene Meinung; unbeſtimmter und unklarer als dieſe beiden 
Gutachten ſei ihm nicht leicht etwas vorgekommen“. Bei der Ab— 
ſtimmung waren zwei Reichsräthe abweſend, die Generale Degenfeld 
und Banus Sokcevic; für das Minoritätsvotum ſtimmten 16, Maager 
und der banater Großgrundbeſitzer Mocſonyi jedoch nur bedingungs— 
weiſe, weil der Deutſche und der Rumäne allerdings eine Reichs— 
verfaſſung haben wollten — für das Majoritätsvotum ſtimmten 34 
— beide Anträge wurden von ſechs Mitgliedern abgelehnt, von "ven 
beiden anweſenden Erzherzogen Leopold und Wilhelm, vom Cardinal 
Rauſcher, dem griechiſch-orthodoxen Biſchof in Hermannſtadt, Baron 
*) Stenographiſche Berichte (Wien, Manz), II, 283. 
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Saguna, vom Grafen Harlig und dem einen bürgerlichen Vertreter 
Galiziens, dem Advocaten Polanski, rutheniſcher Abſtammung. Von 
den 38 Mitgliedern aber, welche die Stelle der aus den Kronländern 
gewählten vertraten, waren 25 in der Majorität, 13 in der Minorität. 
Allein unter den erſtern befanden ſich 13 Mitglieder des hohen Adels, 
Grafen und Fürſten, ſowie drei Biſchöfe, jedoch nur neun Stimmen, 
die weder Prälaten noch Magnaten angehörten — unter den letztern 
war kein Fürſt, kein Graf, es waren 12 Bürger und nur ein 
griechiſch-nicht-unirter Biſchof Maſchierevic aus Temesvar. Nennt 
man alſo Magnaten und Prälaten das Oberhaus, ſo gehörten von 
den 38 kronländiſchen Reichsräthen 17 Oberhausmitglieder ſämmtlich 
mit einer Ausnahme, von 21 Unterhausmitgliedern aber nur neun 
dem Majoritätsvotum an. Noch klarer ergibt die Stellung des 
deutſchen Bürgerthums folgende Liſte: Steiermark, Kärnten, Trieſt, 
Salzburg, Schleſien nebſt der Wojwodina gehörten ganz dem Mino— 
ritätsantrage; ebenſo alle bürgerlichen Stimmen aus Tirol und 
Vorarlberg, aus Böhmen, Mähren, aus dem Erzherzog Oeſterreich 
und aus dem ſiebenbürger Sachſenlande, ſelbſt der eine bürgerliche 
Repräſentant Galiziens enthielt ſich wenigſtens der Abſtimmung. Nur 
Venetien, Iſtrien, Krain, Dalmatien, Kroatien, die Bukowina befanden 
ſich mit Ungarn ganz und gar im Lager der Majorität. Am 28. 
September verabſchiedete der Kaiſer in Perſon den Verſtärkten Reichs— 
rath mit dem Verſprechen: „Ich werde Ihr Gutachten ungeſäumt in 
Erwägung ziehen und eine Entſchließung in kürzeſter Friſt erlaſſen.“ 

So ſchnell indeſſen, wie die ungariſchen Herren gehofft, kam die 
Sache doch nicht vom Flecke. In Wien fühlte man ſich von Ungarn 
aus nicht mehr allzu ſehr gedrängt, da Benedek dort leidliche Ruhe 
erhielt, allerdings hauptſächlich dadurch, daß er jede Politik des Wider— 
ſtandes aufgab und die Demonſtrationen im Sande verlaufen ließ. 
Wohl hatten ſich im letzten Drittel des Juli die Straßenunruhen in 
Peſt erneuert, ja, für den Stephaustag, den 20. Auguſt, war eine 
Erhebung in großartigem Stile förmlich im ganzen Lande angeſagt. 
Schon ging die Albernheit jo weit, daß nicht nur der Gemeinderath 
von Peſt Mitte Auguſt, ſondern gleich darauf auch der Magiſtrat des 
mik Ausnahme der ſerbiſchen Raizenſtadt rein deutſchen Ofen die Erhebung 
des Magyariſchen zur Amtsſprache beſchloß. Wohl deeretirte der General— 
gonverneur um dieſelbe Zeit, daß alle Fackelzüge, Ovationen u. ſ. w. 
im Bereich des ganzen Königreichs verboten ſeien; wohl unterſagte er 
den Gebrauch der Beilſtöcke und Morgenſterne, jedoch beides ohne 
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ſtadt aus den fernſten Comitaten eine niegeſehene Menge kleiner Guts— 
beſitzer herbei, deren gar viele, in Erwartung der Dinge die da 
kommen ſollten, ihre Waffen bei ſich führten; auch die Magnaten 
tagten faſt in Permanenz im Hötel de l'Europe. Indeſſen da Primas 
Szitovszki ſelber die Feier abhalten kam und Benedek das Fernbleiben 
aller Poliziſten und Soldaten angeordnet, ſetzte die Menge eine Ehre 
darin, ſich ſelber im Zaune zu halten, ſodaß der gefürchtete Tag, wenn 
auch lärmend und ſehr bewegt, ſo doch ohne jede ernſte Ruheſtörung 
verlief. Dagegen machten ſich gegen Ende des Hochſommers bedenk— 
liche Anzeichen von Verſchwörungen, die mit der Emigration im Aus— 
lande zuſammenhingen, geltend. In Galacz wurden Waffentransporte 
aufgefangen, die durch die Fürſtenthümer nach Ungarn gehen ſollten; 
in Temesvar und mehrern andern Städten wurden Verhaftungen von 
Bürgern vorgenommen, die mit jenen Sendungen in Verbindung ſtehen 
ſollten; in Salzburg ward ein junger ungariſcher Magnat arretirt, ſowie 
er bei ſeiner Heimkehr aus Deutſchland und Italien die öſterreichiſche 
Grenze überſchritten. 

Die Altconſervativen kamen eben in Wien mit ihren Verhand— 
lungen nicht vom Flecke, weil ſie — wie aus allem, was ſie ſelber 
darüber veröffentlicht, deutlich hervorgeht — an Rechberg einen höchſt 
zweideutigen Bundesgenoſſen, au Goluchowski aber einen offenen Gegner 
fanden. „Die Verachtung alles deſſen, was nicht neben oder über ihm 
ſtand, war ein Grundzug in dem Weſen des Grafen Goluchowski — 
klagten ſie jetzt — man erzählte ſich darüber in Wien hundert empörende 
Anekdoten; das Publikum fühlte die Verachtung heraus und die Stimmung 
fing an, eine gereizte zu werden.““) Sehr wahr! allein die Herren 
hätten nicht vergeſſen ſollen, daß ja der edle Staroſt der Typus, ja 
recht eigentlich die Incarnirung jener feudalen Kaſte war, deren 
Maximen gerade die Ungarn im Verſtärkten Reichsrathe zum Siege 
verholfen. Ja, Goluchowski war noch lange nicht ſo ſchlimm wie 
jene böhmiſchen Hochtories, bei deren bloßem Anblick ſich jeder Tropfen 
deutſchen Blutes „empörte“ und mit denen die Szecſen, Apponyi, 
Majlath Ein Herz und Eine Seele waren, das deutſchliberale Bür— 
gerthum nach Kräften abweiſend, ja verdächtigend, auch wenn es in 
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ſo jämmerlich zahmer Geſtalt wie in der Perſon Hein's auftrat. Die 
Altconſervativen mögen ſich drehen und wenden wie ſie wollen, ihr 
Haß galt nicht dem Feudalen, ſondern dem Centraliſten Goluchowski, 
der ſich mit ebenſo bemerkenswerther wie zäher Energie dem ungariſchen 
Beſtreben widerſetzte, aus ſeinem Miniſterium des Innern die ganze eine 
Reichshälfte auszuſcheiden. Die Deutſchliberalen aber hatten an dem 
Grafen Szecſen einen noch viel tödlichern Feind zu bekämpfen, als an 
Goluchowski, der — wie ſein Vorgehen gegen die Juden bewieſen — 
immerhin den Zeitideen, wenn ſie nur ſonſt in ſeinen Kram paßten, 
nicht mit der doctrinär-verbiſſenen Feindſeligkeit eines Feudalklerikalen 
gegenüberſtand. Graf Szecſen aber, das geſtehen die Altconſervativen 
ſelber zu, gedachte bei Goluchowski's endlichem Falle gar den Erblanden 
zwei der ſchönſten Gaugrafen und der extravaganteſten Römlinge aus 
Böhmen und dem glaubenseinheitlichen Tirol, die Grafen Noſtiz— 
Rieneck und Wolkenſtein-Troſtburg, zu octroyiren, die ſich beide im 
Reichsrath in gehäſſigſter Weiſe gegen jede „moderne“ Repräſentativ— 
verfaſſung ausgeſprochen.“) Wer auf ein derartiges Attentat ſann 
zu einer Zeit, wo in Ungarn längſt ein echter Achtundvierziger, Baron 
Vay, das Regiment führte, ja, die Anwendung des 48er Wahlgeſetzes 
für den nächſten Landtag bereits feſtſtand, der darf dann wenigſtens 
nicht die eiſerne Stirn haben, den Leuten einreden zu wollen, es habe 
ſich bei den altconſervativ-feudalen Conventikeln in Wien um die 
principielle Gleichſtellung der Erblande mit Ungarn gehandelt. Nein, 
darauf kam es den Herren an, in den Erblanden eine Baſis zu ge— 
winnen, wo ſie ihre Hebel anſetzen konnten, um zu bewirken, daß die 
Wiederherſtellung der Selbſtändigkeit Ungarns nach Möglichkeit nur 
den privilegirten Ständen, nicht der Sache der Freiheit zugute komme. 

Die Conferenzen der Altconſervativen und Feudalen in Wien 
mußten, eben wegen des ruhigen Unterminirens von ſeiten Goluchowski's, 
noch einmal reſultatlos abgebrochen werden. Mehrere Wochen ver— 
floſſen, da wurden plötzlich die Grafen Apponyi, Deſſéwffy, Georg 
Andraſſy, Baron Sennyey, Herr von Majlath wieder nach Wien 
berufen, wo ihnen Graf Szeeſen mit der Mittheilung entgegenkam, 
„daß es nun ernſt werde“. Es war denn in der That auch ſo ſehr 
ernſt, daß nunmehr der Regierung das Feuer auf den Nägeln brannte 
und alles in der furchtbarſten Eile überſtürzt werden mußte. Am 
21. October reiſte der Kaiſer zu dem Fürſtencongreſſe in Warſchau 
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ab und vorher ſoll alles in Ordnung gebracht ſein. So kam es, daß 
Szecſen in 24 Stunden einige zwanzig kaiſerliche Handſchreiben ent— 
werfen mußte; daß eine Conferenz bei Rechberg, der auch Graf 
Barkoczy beiwohnte, ohne Unterbrechung von 9 Uhr abends bis 7 Uhr 
morgens dauerte; daß Baron Vay, auf allerhöchſten Befehl nach Wien 
beſchieden, im Hotel noch nicht einmal Zeit hatte, ſich von Sennyey 
und Majlath die bereits definitiv feſtgeſtellten Octobererläſſe vorleſen 
zu laſſen, ſondern gleich nach ſeiner Ankunft durch einen Adjutanten 
des Kaiſers zu dieſem geholt wurde, der ihm ſeine Ernennung zum 
ungariſchen Hofkanzler mittheilte. Den Primas Szitovski, der gleich— 
zeitig in die Hofburg befohlen war, empfing der Monarch mit den 
Worten: „On a nyertés — Sie find der Sieger!” Die ungariſchen 
Magnaten aber geriethen außer ſich, als ihnen Rechberg nach Aus— 
fertigung der Erläſſe auf ihre Bemerkung, ſie würden jetzt gleich nach 
ihrer Heimat abreiſen, um dort die öffentliche Meinung allmählich zu 
capacitiren und für die Veröffentlichung vorzubereiten, erſtaunt entgegnete: 
„Ja, morgen früh ſteht ja bereits alles in der «Wiener Zeitung»! 
Umſonſt war ihr Proteſt, daß dieſe Haſt das ganze Werk gefährde, 
und einen eigenen Eindruck machte es wirklich in Peſt, daß von Acten— 
ſtücken, die doch in erſter Linie Ungarn betrafen, ein paar Tage lang 
nur die, unter dem Drucke der Concurrenz ſeitens der deutſchen Blätter 
ſchleuderiſch und mühſam von den Journalen zuſammengeſtoppelte 
Ueberſetzung zu haben war. Es war für eine authentiſche Herſtellung 
des ungariſchen Textes abſolut gar keine Vorkehrung getroffen; ſo über 
Hals und Kopf ging alles her, daß der erſte Ueberſetzungsverſuch, der 
auf der Statthalterei gemacht ward, als unbrauchbar in den Papier— 
korb geworfen werden mußte. Sonntag den 21. October in der Frühe 
alſo brachte die „Wiener Zeitung“ eine Reihe kaiſerlicher Handſchreiben 
und Erläſſe, die an den Grafen Rechberg, den zum Staatsminiſter 
ernannten Grafen Goluchowski, den neuernannten ungariſchen Hofkanzler 
Baron Vay und den Banus Kroatiens General Baron Sokeevie ge— 
richtet waren und ſämmtlich das Datum des 20. October trugen. 
Ein Manifeſt ſprach die Freude darüber aus, daß jetzt die Zeit vor— 
über ſei, wo nach den Kämpfen des Jahres 1848 „vor allem das Be— 
dürfniß nach ſtrengerer Concentrirung der Regierungsgewalt“ maß— 
gebend ſein mußte. Demgemäß habe Se. Majeſtät beſchloſſen, in 
Erwägung der Wünſche, die der Verſtärkte Reichsrath ausgeſprochen, 
nachfolgendes Diplom zur Regelung der innern ſtaatsrechtlichen Ver— 
hältniſſe der Monarchie zu erlaſſen. Dies Diplom ſetzte als „beſtän— 
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diges und unwiderrufliches Staatsgrundgeſetz“ feſt, daß das Recht der 
Geſetzgebung in Zukunft nur unter Mitwirkung der Landtage und des 
Reichsraths ausgeübt werden ſolle. Vor den Reichsrath, der im Wege 
der Deputation aus dem Landtage zu bilden ſei, gehöre die Legislation 
über das Münz-, Credit- und Bankweſen, die Poſt-, Telegraphen- und 
Eiſenbahnangelegenheiten, die Militärpflicht, Steuern, Anlehen, Con— 
trahirung und Convertirung von Staatsſchulden, ſowie die Entwerfung 
der Staatsveranſchläge, die Prüfung der Rechnungsabſchlüſſe und 
überhaupt die geſammte Finanzeontrole. Alle andern Gegenſtände 
werden unter Zuziehung der Landtage, in Ungarn nach der frühern 
Verfaſſung, in den übrigen Königreichen und Ländern im Sinne der 
zu entwerfenden Landesordnungen erledigt. Solche Fragen jedoch, die 
ſeit langen Jahren allen Erblanden gemeinſam waren, ohne darum zu 
der Competenz des Geſammtreichsraths zu gehören, ſeien von dem 
Reichsrath mit Ausſchluß der ungariſchen Mitglieder zu behandeln. 
Die Handſchreiben erhöhten die Zahl der Reichsräthe auf hundert; 
hoben die Miniſterien der Juſtiz, des Cultus und des Innern als 
Centralbehörden auf, und ordneten dafür die Reſtauration der Hof— 
kanzleien für Ungarn und Siebenbürgen, ſowie des Amtes eines 
Judex Curiä oder Landeroberrichters in Peſt an. Thun's Portefeuille 
hatte ſich damit verflüchtigt; der Mann, der ſich noch für einen 
Miniſter gehalten, als er es längſt nicht mehr war, gerieth geradezu 
außer ſich vor Erſtaunen und wollte geraume Zeit nicht daran glauben, 
daß man es wirklich für möglich halte, Oeſterreich ohne ihn zu re— 
gieren. Goluchowski dagegen — ein neuer Beweis, was das October— 
diplom für die Erblande bedeutete — fiel zum zweiten male treppauf: 
das Staatsminiſterium, dem die adminiſtrativ-politiſche Leitung der 
Erblande ſowie die Verwaltungsangelegenheiten des Cultus- und 
Unterrichtsdepartements zufielen, ward dem Staroſten verliehen! Für 
die wiſſenſchaftlichen und didaktiſchen Aufgaben ſollte ein Unterrichts— 
rath gebildet werden, der dem neuen Staatsminiſter zur Seite zu 
ſtehen habe. Ein anderes Handſchreiben beauftragte Goluchowski mit 
der Ausarbeitung der Landesſtatuten — alſo ein Goluchowski, dieſer 
Repräſentant der feudalen Sippe, Verfaſſungs-, Verwaltungs-, Cultus⸗ 
und Unterrichtsminiſter, kurz ſouveräner Paſcha für die Erblande. . .. 
das war das Geſchenk vom 20. October für die Deutſchen! Unter 
einem halben Dutzend Handſchreiben an Vay forderte das erſte ihn 
auf, durch den Primas eine Conferenz von Vertrauensmännern nach 
Gran zu berufen, welche ein proviſoriſches Wahlgeſetz für den nächſten 
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Landtag entwerfen ſolle: jene Geſetzartikel von 1848, die ſich auf die 
Heranziehung der Nichtadelichen und auf deren ſociale Gleichſtellung 
bezogen, wurden ſofort beſtätigt, alle andern der landtäglichen Reviſion 
vorbehalten. Zur Reorganiſation des Tavernikates, deſſen Inhaber 
die eigentliche Verwaltung oblag, und der königlichen Curie oder 
oberſten Juſtizbehörde (ſ. I, 208) ſollte der Hofkanzler die erforder— 
lichen Anordnungen treffen; desgleichen für die Wiederherſtellung der 
Comitate und die Einführung des Ungariſchen als Amtsſprache — mit 
dem Vorbehalte jedoch, daß während der Uebergangsperiode alle Ge— 
ſetze, Behörden, Aemter und Gerichte in voller Wirkſamkeit blieben. 
Ein Handſchreiben an den Banus wies den Baron Sokeevic an, eine 
Vertrauenscommiſſion einzuberufen, die Vorbereitungen für einen 
froatifchen Landtag zu treffen habe. Ganz daſſelbe Vorgehen ſollte 
Siebenbürgen gegenüber beobachtet werden, und beide Vertretungen 
ſollten ſich über das Verhältniß dieſer ehemaligen Nebenländer Ungarns 
zur Stephanskrone ausſprechen. Nach Temesvar endlich ſollte Feld— 
marſchall-Lieutenant Graf Mensdorff-Pouilly, früher Bevollmächtigter 
Oeſterreichs in den Elbherzogthümern, als Commiſſar abgehen, um 
dort Vertrauensmänner über den Wunſch Ungarns nach einer Wieder— 
einverleibung der vor zwölf Jahren losgeriſſenen und mit dem Banat 
als eigene Provinz conſtituirten Wojwodina anzuhören. Der derzeitige 
Gouverneur Feldmarſchall-Lieutenant Baron Bigot de St.-Quentin 
ward ſeiner Stellung in Temesvar ſofort enthoben, damit alſo die 
Löſung der Frage im voraus angedeutet. Wie Vay als Hofkanzler 
zugleich Mitglied des Miniſterraths war, ſo trat auch Graf Szeeſen 
als Miniſter ohne Portefeuille in das Conſeil. Mit Thun zugleich 
fiel auch Thierry, deſſen Polizeidepartement Baron Meeſery übernahm. 
Laſſer von Zollheim, bisher Sectionschef unter Goluchowski, erhielt 
proviſoriſch die Leitung der Juſtiz in den Erblanden. Die Hauptſache 
aber war, daß das Kriegsminiſterium wiederhergeſtellt und dem 
General Grafen von Degenfeld anvertraut ward; mit einem Armee— 
Obercommando, deſſen Forderungen außerhalb jedes Connexes mit den 
übrigen Mitgliedern des Conſeils ſtanden, fanden es nach der Kataſtrophe 
Bruck ſelbſt die Altconſervativen und Feudalen nicht mehr geheuer 
zuſammen zu amtiren. Die entlaſſenen oder durch Aufhebung der 
Centralſtellen beſeitigten Miniſter, die Grafen Thun und Nadasdy, 
ſowie Baron Thierry wurden zu lebenslänglichen Reichsräthen ernannt. 

Gleich am 21. October nahm auch Benedek von Ungarn Abſchied 
in einer Proclamation, die mit den Worten anhob: „Die Wünſche 
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des Landes ſind erfüllt; Se. Majeſtät hat die Herſtellung der geſetz— 
lichen, verfaſſungsmäßigen Einrichtungen anbefohlen“, und mit dem 
lange verpönten ungariſchen Nationalruf: „Eljen a Kiraly“ — es 
lebe der König! — ſchloß. Vay's Erhebung zum Hofkanzler war 
ein ganz vortrefflicher Griff. Es lag darin eine Anknüpfung an das 
Jahr 1848, wo Vay als Regierungscommiſſar des ungariſchen Mi— 
niſteriums in Siebenbürgen mit großer Energie, ja mit drakoniſcher 
Härte die Vollziehung des Geſetzes über die Einverleibung des Groß— 
fürſtenthums in Ungarn durchgeführt. In fortwährendem Kampfe 
mit den Militärbehörden, welche die Befehle aus Wien, ſich der 
peſter Regierung unterzuordnen, nicht acceptiren wollten, hatte er viele 
widerſpenſtige Rumänen kriegsrechtlich füſiliren laſſen und durchweg 
ebenſo viel Thatkraft wie magyariſchen Chauvinismus entwickelt. Drei— 
mal hatte er deshalb vor Haynau's Kriegsgerichten geſtanden; zweimal 
freigeſprochen, war er zum dritten male verurtheilt worden und hatte 
zwei Jahre in der Feſtung Thereſienſtadt geſeſſen, die ſein Vater er— 
baut. Ganz neuerdings war die Erinnerung an ſein politiſches Mar— 
tyrium dadurch aufgefriſcht worden, daß er, als Führer der proteſtanti— 
ſchen Oppoſition gegen das Thun'ſche Septemberpatent, neue Lorbern 
um ſeine Schläfe gewunden. Er war ſchlechthin der volksthümlichſte 
Mann Ungarns, was die Altconſervativen bewog, ihn Sr. Majeſtät 
in Vorſchlag zu bringen; jedoch mit dem Ausdrucke des Zweifels, ob 
er annehmen werde. Franz Joſeph, mit jener herzgewinnenden Liebens— 
würdigkeit, die ihm alle nachrühmen, welche jemals perſönlich mit ihm 
zu thun gehabt, empfing ihn mit der Frage, ob er ſeinem Lande einen 
großen Dienſt erweiſen wolle? und theilte ihm auf ſeine Ergebenheits— 
betheuerungen mit, daß er zum ungariſchen Hofkanzler ernannt ſei. 
Vay erklärte ſich bereit, Namen und Kräfte dem Werke zu weihen, 
das die Wiedergeburt des Reichs herbeiführen ſollte, und die ganz 
kurze Audienz hatte ein Ende. Daß Vay der alten Kampfgenoſſen 
gedachte, bewies er ſofort, indem er als erſten Hofrath in die Kanzlei 
jenen Zſedenyi (recht Pfannenſchmidt) berief, der eben noch ſeinen 
Widerſtand gegen Thun's Angriffe auf die proteſtantiſche Kirche in 
Gefängniß und Ketten gebüßt. Zſedenyi iſt eine eigenthümlich quer— 
köpfige Natur, die Energie mit wetterwendiſchem Weſen verbindet und 
deren feſter Halt vielleicht einzig und allein ſtarres, faſt fanatiſches 
Proteſtantenthum ausmacht, ſodaß man bald einen bigotten Altconſer— 
vativen, bald einen rothen Radicalen, immer aber evangeliſcher Sorte 
vor ſich zu haben glaubt. Damals zählte er jedenfalls zu den Alt— 
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conſervativen, denn die wüthendſten Artikel in peſter und wiener 
Blättern, in deutſcher und ungariſcher Sprache, gegen die 48er Ge— 
ſetze, die bald den Zankapfel der Parteien bildeten, rühren aus Zſe— 
denyi's Feder her. Er erklärte ſie ſelbſt als bloßen Ausgangspunkt 
der neuen Entwickelung für abſolut unannehmbar, brandmarkte ſie als 
reine Ausgeburten der Revolution, mit denen auch nicht einmal ein 
Compromiß denkbar ſei. Aber er hatte eben auch den Muth, gegen. 
ſie aufzutreten, während die eigentlichen Altconſervativen der Magnaten— 
kaſte nicht Ein Wort zur Vertheidigung ihres Werkes fanden, ſobald 
die Nation dem Octoberdiplom den Rücken kehrte. Vier Jahre ſpäter 
unter Belcredi war dagegen Zſedenyi mit Sack und Pack ins Lager 
der 48er übergegangen. Ihn unterſchied von den Altconſervativen der 
evangeliſche Glaube und im engen Zuſammenhange damit das Naturell. 
Von Haus aus ein Kampfhahn, ein animal disputax, dem der Streit 
um feiner ſelbſt willen Freude macht, ein „Proteſtant“ im echten 
Sinne des Worts, konnte er auf die Dauer nicht viel gemein haben 
mit jenen katholiſchen Magnaten, die alle durch die Bank an tauſend 
ultramontanen Fühlfäden mit dem Jeſuitismus zuſammenhängen. 
Gewohnt auf und durch das Volk zu wirken, mußte er von vornherein 
ſchon durch den modus procedendi vielfach in Gegenſatz treten zu 
den hochgeborenen Herren, die all ihr Leben lang hauptſächlich auf ihre 
Kenntniß ſämmtlicher Hintertreppen und Seitenthüren bei Hofe den 
Hauptaccent gelegt; denen die Leiſetreterei zur zweiten Natur geworden. 

Wer ſich nur zag vom breiten Fluſſe tragen läßt, begreift den nicht, 
dem es Vergnügen macht, gegen den Strom zu ſchwimmen. Wer wie 
die altconſervativen Herren immer und ewig, 1848 wie 1861 und 
1865, beim erſten Signale des Widerſtandes die Flinte ins Korn 
wirft, dünkt ſich, zumal wenn er ein Hochtory iſt, wol gar erhaben 
als Staatsmann über den, der ſich Schrammen im Kampfe holt. Die 
Altconſervativen wußten ſtets des Tages Laſt und Hitze auszuweichen: 

den Kopf glaubten ſie ſich dann um ſo höher zu tragen, um ſo gra— 
vitätiſcher glaubten ſie ſich einherzuſchreiten berechtigt, als ſie glücklich 
das Rencontre mit allem Gemeinen vermieden. 

Vay ſollte den Herren als Mauerbrecher dienen; im übrigen 
waren fie wahrlich nicht blöde, ſogleich das amerikaniſche Sprüchwort 
zu illuſtriren: „The spoils to the victor.“ Graf Szeeſen war, wie 
wir geſehen haben, mit 41 Jahren Miniſter geworden. Daß die 
Erblande an ſeine Freiſinnigkeit nicht glauben wollten, war ihnen kaum 
zu verdenken; hatte er doch im Anfange der funfziger Jahre Aphorismen 
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geſchrieben, die ganz im Tone der „Kreuzzeitung“ auf das Jahr 1848 
und alle Ideen jener Zeit lospaukten, ja ſelbſt der Cenſur als einer 
vortrefflichen Inſtitution das Wort redeten. Der ein Jahr ältere 
Majlath übernahm noch vor Jahresſchluß das Tavernikat. Er hat 
ſich allerdings das Verdienſt erworben, allein von allen Octobermännern 
während der nächſten Landtagsſeſſion, wenigſtens im Oberhauſe, freilich 
erſt in deſſen letzter Sitzung, ein Wort zur Vertheidigung des Diploms 
gewagt zu haben — ein weißer Rabe, der die Ehre ſeiner Standes— 
genoſſen wahrte. Den Charakter des adelsſtolzen Mannes kennzeichnet 
übrigens wol zur Genüge, daß er, acht Jahre ſpäter zum Judex Curiä 
ernannt, ſich geradezu weigerte, dem ungariſchen Juſtizmiſter Balthaſar 
Horvath, als ſeinem Vorgeſetzten, den erſten Beſuch zu machen, weil 
derſelbe nur der Sohn eines Cſizmenmachers war; ja, daß nach der 
Reconſtruction der Curie der Conſeilpräſident Graf Andraſſy durch 
beſondere Vollmacht des Kaiſers deſignirt werden mußte, dem hochge— 
borenen Landesoberrichter den Eid abzunehmen, da Herr von Majlath 
es für durchaus unzuläſſig erklärte, daß ein Cavalier ſeiner Extraction 
den Eid in die Hand eines bürgerlichen Juſtizminiſters ablege. Der 
zehn Jahre ältere Graf Georg Apponyi, der um die Jahreswende das 
Amt eines Judex Curiä erhielt, hatte bereits als vormärzlicher Hof— 
kanzler breite Spuren in der Geſchichte feines Valerlandes hinterlaſſen. 
Ganz richtig ſchildert der Hiſtoriker Horvath), der Cultusminiſter 
von 1849, Apponyi bei ſeinem erſten Auftreten als einen Politiker 
von bedeutenden Gaben, aber auch von ungeheuerer Selbſtgefälligkeit 
und Eigenwilligkeit. Als Hofkanzler war er feſt entſchloſſen, Ungarn 
nur nach ſeiner Methode zu beglücken; wo die Fiasco machte oder ſich 
für den Moment unanwendbar zeigte, da konnte und ſollte das Land 
geduldig warten, bis Graf Apponyi Neigung und Gelegenheit habe, 
als ſein Meſſias aufzutreten. Von der Unfehlbarkeit ſeiner Methode 
war er ebenſo feſt überzeugt, wie der Arzt, den Moliere ſagen läßt: 
„Es iſt beſſer, der Kranke ſtirbt nach den Regeln der Kunſt, als daß 
er gegen dieſelben geneſe.“ Bei dieſer Hartköpfigkeit hatte er es denn 
glücklich dahin gebracht, daß im März 1848 auch nicht Ein Comitat 
mehr ſeine Congregationen und gewählte Beamten hatte, ſondern 
jedes, ſtatt unter dem Vicegeſpan, unter einem königlichen Commiſſar 
ſtand, der die Adminiſtration beſorgte, Steuern und Rekruten einzog. 


) Michael Horvath, Fünfundzwanzig Jahre aus der Geſchichte Ungarns 
(1823-1848), überſetzt von Novelli (Leipzig, Brockhaus, 1867). 
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Aber genau wie bei Thun und bei dieſer ganzen hochkirchlichen Hoch— 
torypartei, jo ging auch bei Apponyi mit der Rechthaberei nach 
unten die unbedingteſte Fügſamkeit nach oben hin Hand in Hand und 
ſetzte die erſtere in ein noch zweideutigeres Licht. Kein Feind, ſondern 
der Leibpubliciſt der Altconſervativen *), rühmt Apponyi in den Be— 
ziehungen zum Hofe „die Feinheit eines Cartouche“ nach. Als Bei— 
ſpiel, wie ſehr er den Verhältniſſen Rechnung zu tragen wußte, 
erzählt derſelbe Journaliſt, daß Apponyi anfangs mit Schmerling auf 
dem beſten Fuße ſtand, jedoch ſein wüthendſter Gegner wurde, als der 
Staatsminiſter einmal den faux pas beging, ihn eine Stunde anti— 
chambriren zu laſſen. Allerdings verdecken dann die Thun, die Apponyi 
ſolche menſchliche Schwächen immer hinter hochtrabenden ſittlichen 
Motiven, ſodaß, was ſonſt verzeihlich wäre, gerade bei ihnen immer 
doppelt unausſtehlich herauskommt. Ergeiz, Selbſtſucht, das ſind bei 
„Staatsmännern“ zu alltägliche Eigenſchaften, als daß ſie verletzen 
könnten; aber wo ſie ſich in den Mantel ganz ſpecifiſcher Tugend und 
Religioſität hüllen, da erzielen ſie das möglichſt hohe Maß von Anti— 
pathie. Trotz aller hochtrabenden Principienreiterei mußten ſich bei 
Apponyi ganz wie bei Thun die zur Schau getragenen Maximen ſtets 
unbedingt den perſönlichen Rückſichten unterordnen. Den Ruhm, eine 
neue conſervative, aber conſtitutionelle Politik in Ungarn zu begründen, 
hatte der Graf als Hofkanzler ernten wollen; 1860 wie 1865 war 
es das dritte Wort der Altconſervativen, daß ſie und nur ſie ihr 
Vaterland aus den Banden des Mittelalters herausreißen, mit den 
zahlreichen Reſten einer avitiſchen Kirchthurmspolitik aufräumen könnten. 
Offenbar auch mußten Reformen dieſer Art zunächſt auf dem Gebiete 
der materiellen Intereſſen ein Fundament für weitere Thätigkeit ſchaffen. 
Aber nicht mit Einem Worte wagte der Tavernicus, wagte der Judex Curiä 
ſich dem Strome der hirnloſeſten Leidenſchaft zu widerſetzen, als man die 
Gewerbefreiheit, das deutſche Wechſelrecht in Ungarn aufhob. Einem Deak 
blieb es überlaſſen, wenigſtens dem wahnwitzigen Antrage Szilagyi's in der 
peſter Stadtrepräſentanz auf ſofortige Abſchaffung aller öſterreichiſchen 
Geſetze zu wehren. Ein Deak hatte den Muth zu mahnen: „Mit Pulver 
kann man wol ganze Feſtungen in die Luft ſprengen, aber nicht die 
kleinſte Hütte aufbauen.“ Apponyi ſah ruhig zu, wenn die Comitate 
die Grundbücher, als eine Bach'ſche Erfindung, auf die Straße warfen, 


) Ketskemethy, Charakterſkizzen aus dem Jahre 1861 und 1866, in ver— 
ſchiedenen Feuilletons. 
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und wenn die peſter Kaufmannſchaft gegen die vollſtändige Rechts— 
unſicherheit proteſtirte, wenn ſie um Wiedereinführung des deutſchen 
Wechſelrechts immer dringender petitionirte, ſo war der höchſte Richter 
des Landes taub, bis er aus Wien den wiederholten Befehl erhielt, die 
Sache in Angriff zu nehmen, worauf dann „der Leiſetreter mit der 
Feinheit des Cartouche“ eine Commiſſion, angeblich zur Unterſuchung 
der etwa vorhandenen Uebelſtände einberief, in Wahrheit um die An— 
gelegenheit zu begraben. Ganz natürlich iſt es daher auch, daß 
Apponyi anderthalb bis zwei Jahre länger als ſeine altconſervativen 
Collegen, bis zum April 1863, im Amte blieb, als in Ungarn längſt 
das Schmerling'ſche Proviſorium mit dem zahmen Belagerungszuſtande 
eingeſetzt war. Ganz den normalen Abſchluß hat dieſer Charakter 
denn auch darin gefunden, daß Apponyi heute wie Thun, von ver— 
biſſenem Ehrgeiz gequält, als deklaſſirter Staatsmann den Pantoffel— 
kuß bei Sr. Heiligkeit zum Zielpunkt ſeiner irdiſchen Wünſche erhoben 
hat. Zur Zeit, wo ſein Vaterland am Vorabend der Neuwahlen 
von 1872 durch die Radicalen und Nationalen ernſtlich bedroht iſt, 
hat Graf Apponyi kaum andere Schmerzen, als die „rein katholiſche 
Politik“ in Ungarn triumphiren zu ſehen, erfindet er die Lehre von 
der „bedingten Vaterlandsliebe“, ſoweit nämlich der Ultramontanismus 
den Patriotismus geſtattet. Freilich haben dieſe ſeraphiſchen Tendenzen 
einen ſehr irdiſchen Beigeſchmack: nur durch den Triumph der Jeſuiten— 
politik könnte Apponyi nochmals ans Ruder kommen, deshalb ver— 
ſchmäht er es ſogar nicht mehr, mit Thun und den Czechen an Einem 
Strange zu ziehen. Der Präſidentſchaft der Statthalterei in Ofen 
endlich bemächtigte ſich Baron Sennyey — ein Partiſan der aller— 
äußerſten Rechten in ſtaatlichen wie in kirchlichen Dingen. Die Baronin 
Sennyey iſt — und das will viel heißen — eine der e Frauen 
Ungarns. Sie hatte ihre zarten Händchen 1866, als ihr Mann Ta— 
vernicus war, tief in dem Gewebe des ungariſchen Ausgleichs ſtecken 
und wurde von der Keaiſerin, die fie öffentlich umarmte und küßte, 
auf jede Weiſe ausgezeichnet. Der Gemahl dieſer Dame zu ſein, hat 
Baron Sennyey, wie geſagt, das Glück. Wenn aber heute im peſter 
Oberhauſe Apponyi, Szécſen, Sennyey mit dem finſtern Erzbiſchof 
Haynald um die Wette alle Hebel anſetzen, um dem theokratiſchen 
Regimente, das ſich in dem Unfehlbarkeitsdogma verkörpert, zum Siege 
zu verhelfen, ſo wird doch wol niemand mehr leugnen, daß die Deutſch— 
liberalen vor zwölf Jahren einen ganz richtigen Inſtinet hatten, als 
ſie ſich vor den Octobermännern ſegneten und kreuzigten. 
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Eine Hauptſtütze hatten die Altconſervativen an dem Fürſten— 
Primas von Gran, Erzbiſchof Szitovski, der bei ſeiner Heimkehr aus 
Wien am 25. October die zu ſeiner Beglückwünſchung Verſammelten 
mit den Worten zur Ruhe und Geduld mahnte: „Gott ſei Dank! der 
Ungar hat nun gewonnen, wonach wir uns ſeit Jahren geſehnt; wenn 
wir das Kreuz bisher tragen können, warten wir noch einige Monate, 
bis die Angelegenheiten ins rechte Geleis gebracht werden; denn das 
koſtet viele Mühe!“ Uebrigens wurde dem alten Herrn, als er ſich 
gar zu lebhaft in den ungariſchen Chauvinismus hineinraiſonnirte, von 
ſeinen eigenen ſlowakiſchen Stammesgenoſſen in Gran eine Reprimande 
zutheil, die ihn nicht wenig verdroß. „Was ſoll das heißen“, ſchrieben 
ſie ihm, „daß jetzt überall auf uns geſchimpft wird, als gälte nur der 
Magyare etwas, und du biſt doch ſelber ein Slowake, ſo gut wie 
wir?“ Seine zweite Mahnung faßte der Prälat daher am 1. November 
in deutſcher, ungariſcher und ſlawiſcher Sprache ab: „Ungarn lebt 
alſo wieder! Der bisherige proviſoriſche Zuſtand geht gottlob zu 
Ende; ſeine Angelegenheiten ordnet und verwaltet das Land ſelbſt; 
ſeine Klagen, Beſchwerden und Wünſche kann es wieder im Wege der 
Hofkanzlei, und zwar in der ſüßen Mutterſprache (d. h. wenn 
dieſe eben die ungariſche war) ſeinem König unterbreiten. Da aber 
ſelbſt die heiligſte Sache Widerſacher findet, müſſen wir uns darauf 
gefaßt machen, daß ſich auch gegen die wiedergegebene Verfaſſung 
einzelne Stimmen erheben werden — laſſet euch durch dieſe nicht 
irreführen.“ Nun, die „einzelnen Stimmen“ bildeten bald einen ſo 
imponirenden Chor, daß der große Kampf zwiſchen den ATer Munici— 
paliſten und den 48er Miniſterialiſten ſchon heftig entbrannt war, als 
der Primas am 1. December eine Notabelneonferenz zur Feſtſetzung 


des Wahlgeſetzes für den Landtag berief, und daß der Streit im Grunde 


ſchon entſchieden war, als jene Conferenz einen halben Monat ſpäter 
zuſammentrat. Nur eine kurze, kaum nach Tagen zählende Friſt war 
die Stimmung dem Detoberdiplom gegenüber in Pet eine undefinir— 
bare geblieben, gleich darauf hatte man Stellung genommen, und zwar 
in entſchieden feindſeliger Weiſe, ſodaß man in den Conceſſionen aus 
Wien nur eine Waffe, um für Ungarn ohne die geringſte Rückſicht 
auf das Reich alles zurückzuerobern, und in der verſpäteten Nach— 
giebigkeit der Regierung nur ein Symptom dafür erblickte, wie man 
jetzt den wiener Herren nur entſchloſſen zu Leibe zu gehen brauche, 
um auch alles zu erhalten. Den Abend und die ganze Nacht des 
21. auf den 22. October hindurch hatte man in den Straßen Peſts 
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die nachmittags ankommende „Wiener Zeitung“ ſowie die ſchnell 
angefertigten und ſtückweis ausgegebenen Extrablätter der Localjournale 
verleſen; überall fanden ſich Freiwillige, die von einem Prellſtein her— 
unter der lauſchenden Menge das Manifeſt, das Diplom und die 
kaiſerlichen Handſchreiben recitirten. Vielfach hörte man den freudigen 
Ruf: „Ezen az u] constitutio — das iſt die neue Conſtitution!“ 
— und darauf zurück die mahnende Antwort: „Nem, ezen az 6 
alkotmäny — nein, es iſt die alte Verfaſſung!“ In dieſer Rede 
und Gegenrede ſprach ſich die öffentliche Meinung aus, die ſich aber: 
in kürzeſter Zeit dahin orientirt hatte, daß man durchaus nicht gewillt 
ſei, ſich von Wien aus eine „neue“ Verfaſſung octroyiren zu laſſen; 
was in dem Diplom von der alten Landesverfaſſung ſtand, das nahm 
man als fein gutes Recht zurück; das Weitere werde ſich finden. Zuerſt 
wußte man nicht, ſollte man beleuchten, oder denen, die illuminirten, 
die Fenfter einwerfen. Aber ſchon am zweiten, dritten Abend war 
man im Reinen. War das ein Landtag Ungarns, der das Recht der 
Rekruten- und Steuerbewilligung an einen nebelhaften „Reichsrath“ 
in dem verhaßten Wien abtreten ſollte? „Sem so, sem ver — nicht 
Salz, nicht Blut“ bleibt dem Landtage zu votiren, deſſen unter 
Metternich arg herabgedrücktes Steuerbewilligungsrecht in der Be— 
ſtimmung der Salzmonopolpreiſe gegipfelt — war die Loſung. Da— 
raus folgte, daß wer nach Wien ging, ein Landesverräther, haza-arulö 
ſei. Nun war man im Klaren; wo ſich am dritten, vierten Abend 
noch beleuchtete Scheiben zeigten, da flogen ſie klirrend ein — denn 
dort wohnte ein „Schwarzgelber“, ein Spitzel. Der Straßenſport 
hatte friſche Nahrung erhalten. Die Polizei ſagte Beleuchtungen an, 
wie der techniſche Ausdruck lautet, und die Studentenrotten warfen die illu— 
minirten Feuſter ein. Wieder wie in der böſeſten Zeit der Demonſtrationen 
mußte die Garniſon in ſtarken Patrouillen Plätze und Gaſſen mit 
dem Bajonnet räumen. Selbſt Benedek ward es zu arg: noch ehe 
er nach Italien zur Uebernahme des Commandos abging, ließ er 
peſter Bürger zu ſich beſcheiden und mahnte fie, dem Unfuge Einhalt 
zu thun — „denn“, fügte er drohend hinzu, „das nächſte mal frage 
ich nicht, wie viele fallen!“ Der tiefe Haß gegen das zehnjährige 
Proviſorium wollte und mußte ſich Luft machen auf jede Weiſe, wenn 
er auch oft genug in reine Wuth gegen das Deutſchthum als ſolches, 
ja in offene Narretei umſchlug, an der man eben nur die conſequente, 
vor nichts zurückſchreckende Methode bewundern konnte. Ueberall 
mußten die kaiſerlichen Adler weichen; wo ſie nicht willig oder nicht 
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ſchnell genug von den Tabacktrafiken und ſonſt entfernt wurden, da 
ward rückſichtslos Gewalt gebraucht. An allen Firmen mußte das 
„k. k.“ übertüncht werden; wo die ſchwarzgelben Farben waren, wurden 
ſie durch die nationalen tricoloren erſetzt. Kein kaiſerliches, kein öſter— 
reichiſches Symbol durfte ſich mehr in dem „Apoſtoliſchen König— 
reich“ blicken laſſen — ja, man ſtrich das Decennium des Bach'ſchen 
Proviſoriums einfach aus der Geſchichte. Der Gemeinderath von 
Ofen wollte kein in dieſer Zeit verliehenes Bürgerrecht anerkennen; 
der von Klauſenberg ließ die Bäume der einzigen Promenade um die 
Stadt niederhauen, weil ſie in jener Periode angepflanzt waren. Wie 
unter Haynau auf den Ladenſchildern die ungariſchen Namen und 
Aufſchriften durch deutſche hatten erſetzt werden müſſen, ſo begannen 
jetzt die Umtaufungen ins Magyariſche. Allen voran waren dabei 
natürlich wieder die Juden: es gehörte die ganze Gutmüthigkeit der 
magyariſchen Exaltation dazu, um zu vergeſſen, daß oft dieſelben 
Namen, die man heute an der Spitze jedes, mit ungariſchem Patriotismus 
radſchlagenden Actenſtücks erblickte, vor zehn Jahren alle Ergebenheits— 
adreſſen an Haynau geziert. Nicht alle Quidproquos liefen indeſſen 
je harmlos ab. Gleich in den erſten Novembertagen floß Blut in 
der Handelsſtadt Ketskemet an der Peſt-Szegediner Bahn, da die 
Bauern der Umgegend ihren Taback wie im Vormärz frei zu Markte 
bringen wollten. Sie hatten von dem Diplom eben nur begriffen, 
daß jetzt die alte Freiheit Ungarns wiederhergeſtellt und den wiener 
Neuerungen ein Ende gemacht ſei. Die Finanzbeamten wollten die 
verbotene Waare auf dem Markte des Orts confisciren; die Landleute 


vertrieben Gewalt mit Gewalt — die Douaniers ſchoſſen, und es gab 


mehrere Todte und Verwundete. 

Wohl hat man hinterdrein im Wege des Treppenwitzes gemeint, 
Vay ſelber habe die Anarchie heraufbeſchworen, indem er die Comitate 
wiederherſtellte, ſtatt nur eilig durch königliche Commiſſare die Wahlen 
für den Landtag ausſchreiben und vorbereiten zu laſſen, damit dieſer 
zuſammenkommen und das Heft in die Hand nehmen könne. Das 
ging im Herbſt 1865 an, nachdem ein vierjähriges Proviſorium 
Schmerling's Ordnung im Lande geſchaffen und die Armee durch den 
däuiſchen Krieg gehoben und gefeſtigt daſtand. Aber im Herbſt 1860 
war es einfach unmöglich, den angerathenen Weg einzuſchlagen, nach— 
dem man anderthalb Jahre lang die Autorität hatte zerbröckeln laſſen 
und auf dem Heere die Reminiſcenzen an den italieniſchen Feldzug 
lajteten. Die Austreibung der fremden Beamten und Lehrer begann 
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ſofort im großartigſten Maßſtab und in brutalſter Weiſe; die Grund— 
bücher wurden auf die Straße geworfen, die Gerichtsacten, wo man 
ihnen beikommen konnte, folgten hinterdrein — Acten und Proceß— 
ſtücke wurden den Tribunalen und Behörden von den Parteien, ja 
ſelbſt von magyariſchen Unterbeamten uneröffnet zurückgeſchickt. Unter 
ſolchen Umſtänden war alſo die Wiederherſtellung der Comitats— 
autonomie nicht die Vollendung der Anarchie, ſondern das einzige 
Palliativ, um wenigſtens das Hereinbrechen des Chaos zu vermeiden. 
Mindeſtens ward ſo eine Art „autonomen“ Regiments geſchaffen, das 
einen Reſt von Ordnung im alltäglichen Leben bewahren half — aller— 
dings jedoch drückten eben dieſe Comitate mit ihrer abſolut reichsfeind— 
lichen Tendenz zugleich das letzte Siegel auf die Unmöglichkeit einer 
Verſtändigung zwiſchen Wien und Peſt in ſtaatsrechtlicher Beziehung. 
Ohne den Landtag und ohne eine ſtramme Regierung mußten die 
Comitate ſich in ein halbes hundert Winkelparlamente umgeſtalten: 
als nach halbjährigem Interregnum der Congregationen endlich im 
April die Volksvertretung zuſammenkam, da war ihr längſt der Weg, 
von dem ſie nicht abweichen durfte, vorgezeichnet, und der Beamten— 
körper jedes Comitats unterſtützte ſie eben nur, ſolange ſie ſich ſtreng 
in dem vorgezeichneten Geleis hielt. Klar hat ſich die Lage nur 
Szecſen gemacht, der den Belagerungszuſtand verhängen und unter 
dieſer Preſſion die Landeswahlen ſchnell vollziehen laſſen wollte. Ohne 
die auf der Hand liegenden Uebelſtände dieſes Plans zu berühren; 
ohne die Frage zu discutiren, ob die materiellen Mittel ausreichten, 
ob die eingeborenen Beamten ſich dazu hergegeben, oder die fremden, die 
ihre Zukunft bereits preisgegeben ſahen, noch Energie in dieſer Richtung 
entwickelt hätten, iſt Ein Moment entſcheidend. Was die Lage in 
Ungarn ſo bedenklich machte, war, daß einer kleinen rührigen Agitations— 
partei, deren Ziel der Abfall von Oeſterreich war, eine apathiſche 
Maſſe gegenüberſtand: um ein moraliſches Gegengewicht gegen jene 
zu erhalten, mußte man dieſe aus ihrer ſtumpfen Lethargie aufwecken. 
Das aber konnte nur geſchehen, indem man die „autonomen“ Inſtitu— 
tionen, die Comitate und Municipien, ſofort ins Leben rief. Auch 
dem Befangenſten mußte das klar werden, als im December bei der 
Reſtauration des peſter Municipiums und Comitates die Stadt in 
einem Lichtmeer ſchwamm, die das Octoberdiplom ſo gleichgültig ge— 
laſſen — diesmal waren es die Juraten geweſen, die von Haus zu 
Haus die Beleuchtung „angeſagt“ hatten. 

Verhängnißvoll, wie der Schritt war, ließ er ſich doch unmöglich 
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weder umgehen, noch hinausſchieben; aber freilich die Vorſichtsmaß— 
regeln, die der Hofkanzler getroffen, um die verderblichen Folgen zu 
mildern, die ſich von der Wiederherſtellung der Comitate vorausſehen 
ließen, blieben abſolut wirkungslos. Schon am 30. October hatte der 
Kaiſer die Obergeſpäne aus den verſchiedenen Parteien des Landes 
ohne Rückſicht auf die politiſche Vergangenheit der Einzelnen ernannt. 
Am 26. November ertheilte ihnen Vay nun ſeine Inſtructionen in 
einem Rundſchreiben, worin er der Autonomie der Comitate eine 
wichtige Grenze zu ſtecken befahl: die Congregationen ſollten den ganzen 
herkömmlichen Beamtenkörper ernennen, bis auf diejenigen Behörden, 
die in übertragenem Wirkungskreiſe die Aufträge des Staats zu voll— 
ziehen hatten; namentlich alſo bei der Steuereintreibung und Rekruten— 
aushebung fungirten. Dieſe Geſchäfte ſollten in den Händen des 
Staats verbleiben und deshalb keine Oberfiscale und Fiscale ernannt 
werden. Das wäre gewiß das Verſtändigſte geweſen und hätte die 
Comitate im wejentlichen auf jene Rolle beſchränkt, die fie 1865 ſpielten, 
auf die Vorbereitung und Ueberwachung der Wahlen für den Landtag: 
allein es waren völlig in den Wind geſprochene Worte. Der vom 
Kaiſer ernannte Obergeſpan iſt überhaupt nur ein Schauſtück der 
Repräſentation, der ſelten im Lande, am allerwenigſten im Comitate 
weilt; der Chef des hauptſtädtiſchen tonangebenden Comitates Graf 
Stephan Karolyi z. B. reiſte gleich nach ſeiner Inſtallirung noch vor 
Weihnachten nach den Hyeriſchen Inſeln ab. Die wirkliche Gewalt 
liegt in den Händen des erſten Vicegeſpans, den die Congregation 
erwählt. Allerorten nun traten die Generalcongregationen zuſammen, 
um, ohne jede Beachtung der Vay'ſchen Inſtructionen, die vollen 
Beamtenkörper zu ernennen und dieſe ohne weiteres an Stelle der 
k. k. Behörden zu inſtalliren. Zur Feſthaltung der Rechtscontinuität 
wurden auf dieſen „Reſtaurationen“ allerwärts die alten Mitglieder 
der Ausſchüſſe und Behörden von 1848 ernannt. Oft genug freilich 
erſcholl bei der Verleſung der Namen ein ominöſes „meg hält“ (iſt todt) 
aus den Reihen, was nicht immer den phyſiſchen, ſondern ſehr oft 
den moraliſchen Tod des Betreffenden bedeutete, weil derſelbe unter 
Bach ein Amt angenommen. So war denn bald die eigentliche 
Gewalt faſt überall in dem Beſitz ſtrammer 48er — wie im Peſt— 
Pilis-Solter Comitat in dem des handfeſten Revolutionärs Nyary, 
der wiederum als ſouveräner Dictator oder erſter Vicegeſpan eines 
Holſtein-Lauenburg an Größe bedeutend übertreffenden Territoriums 
ſeine Stellung aus der Revolutionszeit einnahm. Denn ein wirk— 
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lich populärer Vicegeſpan, gleich Nyary, iſt in einem Lande, wo 
Freiheitsdrang und Autoritätsglaube ſo eigenthümlich verſchmolzen ſind, 
wie in Ungarn, ein vollſtändiger Autokrat. Er läßt die Leute ſich vom 
Herzen ſchwatzen, was fie darauf haben: dann ſtellt er feine Anträge 
und „elfogadjuk“ (angenommen) tönt es durch den Comitatsſaal. 
Auch Peſt erhielt am 4. December ſeinen alten 48er Bürgermeiſter 
Rottenbiller wieder, der ſofort 175 noch lebende Mitglieder der 48er 
Stadtrepräſentanz zur Berathung eines proviſoriſchen Gemeindeſtatuts 
einberief. Schon Stephan Karolyi hatte als Adminiſtrator des peſter 
Comitates, deſſen geborener Obergeſpan nach vormärzlichem Rechte der 
Palatin ſelber iſt, am 30. November in dem Circular an die Gemeinden, 
die er auf den 10. December zur Generalcongregation nach der Haupt— 
ſtadt einlud, die Vay'ſchen Inſtruetionen ignorirt, weil „es zu den 
wichtigſten Principien des ungariſchen Municipalſyſtems gehöre, mis— 
liebige Reſeripte der Regierung unausgeführt zu laſſen“. Auf dieſer 
Generalcongregation in Peſt kam denn aber auch einerſeits der längſt 
unterirdiſch wühlende Kampf zwiſchen den 48ern und den 47ern zum 
offenen Ausbruch, während andererſeits zugleich das Land den durch das 
Octoberdiplom reſtaurirten Behörden einen paſſiven Widerſtand ent— 
gegenſetzte, der hart an Rebellion grenzte, um die Wiederherſtellung 
der 48er Artikel gewaltſam zu erzwingen. Schon in der Eröffnungs— 
ſitzung am 10. plaidirte Karolyi für die Anerkennung der 48er Ge— 
ſetze. Nachdem das Comitat ſich reſtaurirt hatte, wurde am 11. auf 
Antrag des nunmehr präſidirenden Vicegeſpaus Nyary Pal beſchloſſen, 
„an die ungariſche Hofkanzlei eine Eingabe zu machen, in der zunächſt 
die baldige Einberufung des Landtages auf Grund der 48er 
Geſetze urgirt und ſodann bis dahin die Siſtirung der Ein— 
treibung von Steuerrückſtänden gefordert werden ſollte“. Dieſe 
Reſolution ward allen andern Comitaten mitgetheilt, und wie ein Lauf— 
feuer durchflog nun das Land das Loſungswort: „Die Hofkanzlei wird 
nur als factiſche Behörde anerkannt; zur Einhebung der ungeſetzlichen 
Steuern und zu den illegalen Rekrutenſtellungen müſſen die Comitats— 
behörden, die doch nach Beſeitigung der kaiſerlichen Aemter die 
einzige Macht im Lande bildeten, jede Beihülfe verweigern, ſolange 
nicht der Reichstag und ein ungariſches Miniſterium im Sinne der 
48er Verfaſſung die Abgaben und Mannſchaften bewilligt haben 
werden.“ Das war der Wendepunkt, wo die ungariſche Bewegung 
eine feſte Richtung erhielt. 

Der ſachliche Gegenſatz, um den es ſich bei dem Streite zwiſchen 
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den 47ern und den 48ern handelt, läßt ſich kurzweg wie folgt defi— 
niren: Die Altconſervativen, die Octobermänner wollten das alte 


Dikaſterial- und Municipalſyſtem, wobei der Landtag mit ſeinen jeder— 


zeit abberufbaren Ablegaten nur das Mundſtück der Comitats— 
congregationen abgab. Die beiden Sendboten Eines Comitats hatten 
zuſammen nur Eine Stimme, die ſie einfach nach der Inſtruction der 
Generalcongregation abgeben mußten. Die Hofkanzlei in Wien regierte 
ziemlich abſolut, da ſie das Rekruten- und Steuerbewilligungsrecht 
des Landtages durch Metternich's Erfindung, daß indirecte Abgaben 
keiner Bewilligung bedürften und durch die neben der Conſcription 
einherlaufende freie Werbung nahezu paralyſirte. Was von ernſthafter 
Macht vorhanden war, ſtand bei den Comitaten; und mit denen wurde 
man dann eben wohl oder übel fertig, indem man ſich das Recht an— 
maßte, ſie unter Adminiſtration zu ſtelleu, wenn ſie ſich weigerten, 
geſetzwidrige Befehle auszuführeu, ihre Congregationen und Beamten— 
körper auflöſte, die letztern durch ernannte Behörden erſetzte. Dieſer 
Miſchung eines dürftigen Scheinconſtitutionalismus mit urwüchſigen 
revolutionär- und ſtaatsſtreichartigen Zuſtänden hatten nun die 48er 
Artikel den modernen Parlamentarismus ſubſtituirt. Ein aus directen 


Kopfzahlwahlen hervorgehender Reichstag ſollte einem verantwortlichen 


ſelbſtändigen ungariſchen Miniſterium gegenüberſtehen, das in Peſt 
reſidirte. Schon im Laufe des November hatte „Peſti Naplo“ 
das Panier der 48er Artikel aufgehißt, und nunmehr kamen zu den 
ſachlichen auch noch perſönliche Gegenſätze, da „Naplo“ das Organ 
der Partei Deak-Eötvös wurde, deren einflußreiche Mitglieder ſchon 
Ende October vielfach die ihnen zugedachten Obergeſpan-Stellen abge— 
lehnt hatten, weil ſie der ganzen altconſervativen Politik nicht über den 
Weg trauten. Wohl hatte Eötvös im Herbſt 1859 nach Villafranca 
in der Broſchüre „Die Garantien der Macht und Einheit Oeſter— 
reichs“ für ein Centralparlament plaidirt. Wenn er ſich aber ſchnell 
überzeugte, daß er fausse route gemacht, ſo lieferte ihm das October— 
diplom doch auch jetzt den Beweis, daß den Altconſervativen der 
zärtliche Reſpect für die „Autonomie“ der „ſiſtoriſch-politiſchen Indi— 
vidualitäten“ blos ein Vorwand war, um mit ihrem oligarchiſchen 
Reichsrath in den vormärzlichen, nur feudal verbrämten Abſolutismus 
zurückzukutſchiren und ſelbſt mit den materiellen Errungenſchaften der 
Revolution im Intereſſe der Latifundienbeſitzer nach Möglichkeit auf— 
zuräumen. War alſo die Idee des Geſammtparlaments undurchführ— 
bar, ſo drang nunmehr, dem Octoberdiplom gegenüber, Eötvös im 
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Winter 1860 in ſeiner Broſchüre „Die Sonderſtellung Ungarns vom 
Standpunkte der Einheit Deutſchlands“ um ſo energiſcher auf die reine 
Perſonalunion zwiſchen Ungarn und den Erblanden, damit wenigſtens 
in der öſtlichen Reichshälfte der volle Conſtitutionalismus, wie die 
48er Artikel denſelben vorgezeichnet, verwirklicht werden könne. Das 


regte denn die Octobermänner ſo auf, daß ſie vor einem heftigen An- 


griff auf Deak und Eötvös nicht zurückſcheuten, den dieſe im „Naplo“ 
ebenſo derb zurückwieſen: von da ab war Deak das verkörperte Symbol 
der 48er Artikel, wie dieſe die Fahne der Liberalen Ungarns geworden. 
Wie Graf Emil Deſſewffy laut erklärte: das Geſchrei nach den 48er 
Geſetzen komme ihm vor, als wenn in einem Friedenscongreß ein 
Diplomat vorſchlagen wollte, den erſten Paragraphen des Vertrages 
dahin zu formuliven: „Die Feindſeligkeiten dauern fort“ — fo ent— 
gegnete Deak auf die Offerte, das Amt eines Judex Curiä zu über— 
nehmen: „Wie kann ich Judex Curiä ſein? ich habe auch heute noch 
nicht eine ordentlich contraſignirte Demiſſion als Juſtizminiſter von 
1848 in Händen!“ Alle Wunden wurden wieder aufgeriſſen, ſodaß 
der verbiſſene Hader zwiſchen Liberalen und Altconſervativen dieſelbe 
Höhe erreichten, wie vor zehn Jahren, als alles Elend des Landes ihn 
nicht zu erſticken vermochte. Zum größten Amuſement Bach's hatte 
Deſſewffy 1850 dem Baron Eötvös mit ſolchem Hochmuthe vorge— 
worfen, er ſei ſchon als Romanſchreiber für die Politik verdorben, 
daß dieſer ihn endlich im „Budapeſti Hirado“ abtrumpfte: „Was hat 
denn der geehrte Graf gethan, während ich Romane ſchrieb? Außer 
ſeiner eigenen Wirthſchaft hat er noch die Wirthshausgerechtigkeit in 
einer großen Gemeinde des Alföld in Pacht genommen. Wollte ich 
ſpitzkindig fein, jo könnte ich ſagen, daß ja auch zu einer ſolchen 
Pachtung ein nicht geringes Maß poetiſcher Begabung gehört, da der 
Pächter einen höhern Pachtſchilling zu entrichten nur dann ſich ver— 
pflichten kann, wenn er mit ahnungsvollem Gemüthe die hunderttauſend 
Seidel Wein und Pfiff Schnaps vorherſieht, die in feinem Wirths— 
haus getrunken werden, ſodaß man ihn nicht blos einen Dichter, ſondern 
geradezu einen Propheten nennen kann. Da ich indeſſen den Grafen 
Deſſewffy nicht für einen Propheten, nicht einmal für einen Dichter, 
ſondern für einen ganz proſaiſchen Menſchen halte, will ich ihm nur 
erwidern: Macchiavelli hat Luſtſpiele geſchrieben, Richelieu verfaßte 
Trauerſpiele, Friedrich der Große und Canning machten hübſche Verſe, 
das letzte Whigminiſterium, das England gar nicht ſo ſchlecht regierte, 
beſtand beinahe ausſchließlich aus Dichtern — und nun möge der 
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Herr Graf Deſſewffy nur ebenſo viele Beiſpiele von Leuten anführen, 
die große Staatsmänner geworden ſind, nachdem ſie ſich mit Wirths— 
hausarenden befaßt haben.“ *) So war denn die graner Conferenz 
am 18. December in einer Stunde mit ihrer Arbeit fertig — der 
Primas ſchlug die einfache Wiederherſtellung des 48er Wahlgeſetzes 
vor und die Beiſitzer nahmen den Antrag einſtimmig an, nachdem der 
altconſervative Graf Barkoczy der Form wegen einige Ausſtellungen 
daran gemacht. Auch Eötvös hatte ſich in Gran eingefunden — nur 
Deak nahm den 48er Standpunkt, demzufolge es gar nichts mehr zu 
berathen gab, ſondern die Rechtscontinuität von 1848 einfach wieder 
auflebte, mit ſo puritaniſcher Starrheit ein, daß er die Einladung ab— 
lehnte. Die letzte Spur des Bach'ſchen Zerſetzungsproceſſes wurde 
rückgängig gemacht, als am 27. December die ſerbiſche Wojwodina 
mitſammt dem temeſer Banat dem Königreich Ungarn wieder einver— 
leibt wurde, und zwar „auf Grund der ſtaatsrechtlichen Anſprüche 
dieſes Königreichs auf jene Gebiete“. Die nach Temesvar einberufene 
Notabelnverſammlung hatte ſich am 24. November für die Annexion 
erklärt unter der Bedingung, daß „die Sprachen ſämmtlicher Nationa— 
litäten in Ungarn und im Banat gewahrt blieben“. Dagegen erfuhren 
die aus den 48er Artikeln hergeleiteten Forderungen, daß auch die 
frühern partes adnexae der Stephanskrone Uugarn incorporirt und 
direct der Landesregierung untergeordnet werden müßten, keine Berück— 
ſichtigung. Ein kaiſerliches Handſchreiben vom 5. December an die 
Banalconferenz in Agram führte für Kroatien-Slawonien den Gebrauch 
der Landesſprache als Amts- und Geſchäftsſprache ein, drückte die 
„Geneigtheit“ aus, auf die Wünſche wegen Herſtellung des „dreieinigen 
Königreichs“ durch Einverleibung Dalmatiens einzugehen, behielt jedoch 
die Erledigung der Frage einer „erſchöpfenden Prüfung“ durch eine 
Conferenz kroatiſcher und dalmatiniſcher Abgeordneter vor und errichtete 
bis zur Regelung der Beziehungen zur Stephanskrone für Kroatien— 
Slawonien ein eigenes Hofdikaſterium, an deſſen Spitze Mazuranic 
berufen ward. Desgleichen erhielt noch im Laufe des December 
Siebenbürgen ganz wie im Vormärz ſeine eigene Hofkanzlei in Wien 
unter Baron Kemeny, und in Klauſenburg ein Gubernium, an deſſen 
Spitze Graf Miko ſtand. Die 48er Artikel hatten jede Sonderver— 


) Cſengery, Ungarns Redner und Staatsmänner. Ueber Eötvös vgl. 
auch den trefflichen Vortrag des Reichstagsdeputirten und Publieiſten Dr. Falk, 
abgedruckt in der Oſternummer 1872 des von letzterm redigirten „Peſter Lloyd“. 
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waltung wie jede Sonderrepräſentation Siebenbürgens aufgehoben, um 
das einfach mit Ungarn verſchmolzene Großfürſtenthum dem peſter 
Miniſterium und Reichstage zu unterſtellen. Balſam auf dieſe Wunden 
goß die vollendete Liebenswürdigkeit, mit der am letzten Tage des 
alten Jahres der Kaiſer den aus Paris über Dresden zurückkehrenden 
und von dort aus durch Herrn von Beuſt an Oeſterreich ausgelieferten 
Emigranten Grafen Ladislaus Teleky zu ſich in die Hofburg führen 
ließ und ihm perſönlich ohne jede Recrimination oder Bedingung an— 
kündigte, daß ſeiner Abreiſe in ſein langentbehrtes Vaterland A 
mehr im Wege ftehe. 

In den Erblanden hatte inzwiſchen Goluchowski alles gethan, was 
irgend in ſeinen Kräften ſtand, um die Poſition der Octobermänner 
vollends unhaltbar zu machen und durch ſchamloſe Mishandlung wie 
Verhöhnung der Deutſchen allen Völkern der Monarchie anſchaulichſt 
zu zeigen, daß man in Oeſterreich nichts erlange, ohne der Regierung 
die Fauſt zu weiſen. Vom 30. October ab bis zum 13. November 
fing der neue Staatsminiſter an, ſeine Landesſtatute zu veröffentlichen. 
Es waren die alten Arbeiten, die Bach „zur Befriedigung für die 
Schweigenden“ hatte entwerfen laſſen; bei dem für Kärnten ſoll ſogar 
College Laſſer dem Grafen ein Kukuksei ins Neſt gelegt haben, indem 
er den urſprünglichen Entwurf, ſelbſt ohne die von Goluchowski zu— 
geſtandenen Verbeſſerungen, in die Staatsdruckerei ſchickte. Vier 
Statute erſchienen im ganzen: für Kärnten, Steiermark, Tirol und 
Salzburg. Man denke ſich den Aufſchrei der Wuth, wenn neben den 
ungeheuern Conceſſionen, die Ungarn geboten und von dieſem mit Hohn 
zurückgewieſen wurden, den Erblanden Folgendes offerirt ward: ein 
Landtag, der gleichviel Prälaten, Edelleute, Bürger und Bauern zählte 
— in Tirol z. B. 56 Deputirte, 14 aus jedem der vier Stände — 
und deſſen bürgerliche Abgeordnete die Gemeinderäthe aus ihrer Mitte 
wählten, während für das Land gar Wahlmänner aus dem Schoſe 
der Gemeindevertretungen zuſammentraten, die aus den Reihen der in 
die Gemeindevertretung Wählbaren ihre Vertreter entnahmen. Ja, 
um den feudalen Schlag ins Geſicht auch äußerlich für das Bürger— 
thum ſo recht zu markiren, ward den mit dem Mandat betheilten 
adelichen Beſitzern landtäflicher Güter die alte ſtändiſche Uniform 
geſtattet. Alſo in aller Form eine Wiederbelebung der alten Roth— 
frackſtände! Dieſe Landtage hatten dann die Wahlen in den Reichs— 
rath in der Art vorzunehmen, daß ſie — ganz wie es ſchon unter 
Franz für die Congregation in Lombardo-Venetien geſchehen — dem 
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Kaiſer Ternavorſchläge unterbreiteten, aus denen er die Abgeordneten 
ſelbſt ernannte. Bei der Landesordnung für Kärnten war ſogar das 
Unerhörte paſſirt, daß es hieß: „Der Landtag iſt berufen, bei den in 
Abſicht auf beſondere Landesverhältniſſe zu erlaſſenden Geſetzen den 
Beirath zu üben.“ Da hier denn doch der Widerſpruch ſelbſt gegen 
den Buchſtaben des Octoberdiploms gar zu eraß hervortrat, mußte 
wiederum ein „Druckfehler“ als Retter in der Noth auftreten. Die 
„Wiener Zeitung“ verwandelte am 28. October den conſultativen in 
einen beſchließenden Landtag, indem ſie berichtigte: ſtatt den „Beirath 
zu üben“ ſei zu leſen „mitzuwirken“. Sonſt aber ſchritt der polniſche 
Staroſt ſeinen ſtelzbeinigen Weg einher, indem er gegen alle Mah— 
nungen der ungariſchen Miniſter taub blieb. „Er habe ſich nicht um 
ihre Angelegenheiten, ſie aber hätten ſich auch nicht um die ſeinen 
zu kümmern; überdies verkennten ſie vollſtändig die Situation — Un— 
garn habe gewiſſe Rechte, die berückſichtiget werden müßten, in den 
Erblanden dagegen würden gar keine tiefgreifenden Aenderungen beab— 
ſichtigt, weil die Regierung die vollgültigſten Beweiſe dafür in den 
Händen habe, daß dieſelben mit dem bisherigen Régime ganz zufrieden 
ſeien.“ Mit dieſem Raiſonnement glaubte Goluchowski alle ungebühr— 
lichen Zumuthungen abwehren zu können und das Aeußerſte gethan zu 
haben, als er am 13. November die Preßverwarnungen, die bis dahin 
ergangen waren, aufhob. Indeſſen regte es ſich doch auch in den 
deutſchen Bundesländern. In Graz, Salzburg und andern Landes— 
hauptſtädten beſchloſſen die Gemeinderäthe, abzutreten, da ſie ihre 
Stellen längſt nur noch im Widerſpruch mit den Ortsſtatuten be— 
haupteten, denn unter Bach liebte das Miniſterium es, wie erzählt 
(1. J, 289), überall die im Beginn der Reaction den Städten octroyirten 
Repräſentanzen, die nur als ebenſo viele Regierungscommiſſionen 
fungirten, in alle Ewigkeit fortamtiren zu laſſen. So blieb denn ſelbſt 
Goluchowski nichts übrig, als am 26. November in den deutſchen 
Kronländern das Stadion'ſche Gemeindegeſetz vom 17. März 1849, 
das Bach am 29. October deſſelben Jahres ſiſtirt hatte (ſ. I, 86 und 
145), wieder in Wirkſamkeit zu ſetzen und auf Grund deſſelben Neu— 
wahlen anzuordnen. 

Trotzdem nahte Goluchowski's Stunde. Garibaldi war am 7. 
September in Neapel eingezogen, die päpſtliche Armee unter Lamoriciere 
am 18. September von den Piemonteſen bei Caſtelfidardo bis zur 
Vernichtung geſchlagen. Die Hoffnung, dieſer revolutionären Propa— 
ganda eine neue heilige Allianz im Intereſſe Oeſterreichs entgegenzu— 
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ſetzen, war auf der warſchauer Conferenz, welche vom 22. — 26. 
October den Czaren Alexander, den Kaiſer Franz Joſeph und den 
Prinzregenten von Preußen vereinte, vollſtändig verpufft. Oeſterreich ſah 
ſich nicht nur nach wie vor auf ſich ſelber angewieſen, es ſchien auch als 
Opfer auserſehen, den Zorn Napoleon's über den warſchauer Verſuch 
zu tragen, der Frankreich wieder hatte iſoliren ſollen. Um die Jahres— 
wende 1860 hatte bekanntlich die pariſer Broſchüre „Der Papſt und 
der Congreß“ die Eröffnung des Congreſſes vereitelt, der in Villa— 
franca und Zürich für die Neugeſtaltung Italiens in Ausſicht genommen 
war, und damit die Chance einer föderativen Organiſation der Halb— 
inſel unter Oeſterreichs Präſidium ſowie die Ausſicht auf eine Ein— 
dämmung aller piemonteſiſchen Annexionsgelüſte für die wiener Regierung 
befeitigt. Zu Neujahr 1861 erſchien nun abermals ein officiöſes 
franzöſiſches Pamphlet „Franz Joſeph I. und Europa“, das nach An— 
ſicht der Börſe den Krieg wegen Venetiens ſignaliſirte. Die Folgen 
davon machten ſich im Winter auf 1861 in einer Finanzmiſere geltend, 
wie ſie kaum die Jahre 1849 und 1850 geſehen. Wiederum ſtieg 
das Silberagio bis auf 40 ja 50 Proc. und darüber. Wieder ver— 
ſchwand alles Kleingeld aus dem Verkehr; da die Einſchmelzung der 
Scheidemünze ſich ſchon bei 33 ½ Procent Agio verlohnte, fo wanderten 
die Silberſechſer maſſenweiſe über die Grenze. Wieder mußte man 
ſich im Kleinverkehr mit Briefmarken, mit geviertelten Guldennoten, 
mit Privatgeld, das in Marken von Cafetiers und Zahlkellnern be— 
ſtand, behelfen. Endlich am 17. November wurde die Ausgabe von 
12 Millionen Münzſcheinen à 10 Kreuzer (2 Sgr.) angeordnet, um 
der Calamität wenigſtens äußerlich zu ſteuern; dieſe Zettel ſollten nur 
außerhalb Venetiens Geltung haben. Aber am 27. December geſchah, 
was man ſelbſt 1849 unterlaſſen und was ſich auch bald genug als 
völlig unpraktiſch erwies: die Banknoten erhielten, auf den unweiſen 
Rath des Finanzpräfecten von Holzgethan in Venedig, auch in Italien 
Zwangscurs. Gleichzeitig ward decretirt, daß die Coupons des 
Nationalanlehns wieder ſtatt in Silber, in Papier mit einem natür— 
lich immer knapp bemeſſenen Aufgeld eingelöſt werden ſollten. 

Da ward die Situation denn doch ſo zwingend, daß am 13. 
December Schmerling an Goluchowski's Stelle trat. Zehn Tage 
darauf publicirte der neue Staatsminiſter ſein Programm in Form 
eines Rundſchreibens an die Statthalter. Die in dieſem Document 
aufgeſtellten „weitern Grundzüge für die Verfaſſungsarbeit“ proclamirten 
folgende Principien: „Die Landesſtatute müſſen die Landtage auf der 
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Baſis der Intereſſenvertretung durch unmittelbare Wahlen mit aus— 
gedehnterm activen und paſſiven Wahlrecht zuſammenſetzen und ihnen 
Oeffentlichkeit der Verhandlungen, ſowie das Recht der Initiative zu— 
ſprechen. Davon darf nicht Umgang genommen werden, weil 
die Gleichartigkeit und Harmonie zwiſchen den Erblanden und dem 
was Ungarn gegeben ward, es offenbar und einleuchtend erfordert 
und weil auch die Befriedigung der Zeitbedürfniſſe dieſe Conceſſionen 
jedenfalls erheiſcht. Die natürliche und unvermeidliche 
Folge davon iſt, daß der Reichsrath ähnlicher, ſeine Bedeutſamkeit 
erhöhender Qualitäten bedarf. Er muß ſeitens der Landtage durch 
freie Wahl, nicht durch Ternavorſchläge beſchickt werden, muß gleich— 
falls Oeffentlichkeit und geſetzgeberiſche Inititative erhalten und in 
Bezug auf die Zahl ſeiner Mitglieder jenes erforderliche An— 
ſehen und geiſtige Gewicht erhalten, das er zu den nur ihm 
allein vorbehaltenen, höchſt wichtigen Functionen bedarf“. 
Damit war der Weg gegeben, auf dem die Befriedigung der Deutſch— 
liberalen möglich erſchien. Nicht minder klar aber war, daß Schmer— 
ling mit der Umwandlung des Verſtärkten Reichsraths in ein ernſt— 
haftes Parlament, welches er mit dem „erforderlichen Anſehen und 
geiſtigen Gewicht“ ausſtatten und bezüglich der nur dieſer Körperſchaft 
allein vorbehaltenen „höchſt wichtigen Functionen“ über den ungariſchen 
ſo gut wie über den vorarlberger Landtag ſtellen wollte — daß er 
hiermit aus den Geleiſen des Majoritäts- in die des Minoritäts— 
votums einlenkte. Der Staatsminiſter mochte ſich immerhin auf den 
„Geiſt des Octoberdiploms“ berufen: es war klar, daß die Regierung 
in die entgegengeſetzte Richtung einbog. Deshalb warf der erſte helle 
Lichtſtrahl, der in das Elend der Erblande fiel und ſie vor dem 
Jammer der „)hiſtoriſch-politiſchen Individualitäten“ bewahrte, zu— 
gleich umgekehrt den breiten Schatten des Argwohns und der Ver— 
bitterung auf Ungarn. Man begann die Probe des traurigen Rechen— 
exempels zu machen, daß in Oeſterreich die gleichmäßige allgemeine 
Unzufriedenheit aller auf die Dauer der einzig mögliche Zuſtand 
der Gleichberechtigung, die einzig denkbare Grundlage leidlicher Ord— 
nung und Ruhe iſt, während das Siſyphusexperiment, alle befriedigen 
zu wollen, nur zu wüthenden Reecriminationen der einen gegen die 
andern über Bevorzugung und Zurückſetzung, über Herrſchſucht und 
Unterdrückung führt, bis das Chaos und mit ihm der gordiſche Knoten 
fertig iſt, den wieder nur der Säbel zu durchſchneiden vermag. 
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Vielleicht niemals iſt, von revolutionären Zeitläufen natürlich 
abgeſehen, ein Miniſter mit ſo lautem und einſtimmigen Jubel begrüßt 
worden, wie er Schmerling zutheil ward. Das galt ausnahmslos 
für die Erblande, denen er als Repräſentant des Liberalismus galt, 
ſeitdem er dreiviertel Jahre vor Aufhebung der Märzverfaſſung aus 
dem Miniſterium Schwarzenberg getreten war, und in den erſten 
Wochen miſchte ſich in das Jauchzen der Bevölkerung auch kein Mis—⸗ 
klang aus Ungarn, da er dort ebenfalls von ſeinem Juſtizminiſterium 
her in guter Erinnerung ſtand (ſ. I, 141, 215, 243). Daß dieſe 
Beliebtheit ſich binnen kürzeſter Friſt bei den Ungarn in tödlichen 
Haß, bei den Slawen in arge Erbitterung verwandelte, war nicht des 
Miniſters Schuld. Wenn aber Schmerling es verſtanden, ſeine wahr— 
haft unerhörte Popularität, auch den Deutſchen gegenüber, in dem 
Zeitraum von fünftehalb Jahren bis zur Fadenſcheinigkeit abzunutzen, 
ſodaß er heute ſich gerade den Fuß verſtauchen oder die öffentliche 
Meinung durch einen parlamentariſchen Hymnus auf den Fürſten 
Windiſchgrätz herausfordern muß, um überhaupt von ſich reden zu 
machen, iſt an dieſem Misverſtändniß nicht nur er ſelber, ſondern 
auch das Publikum ſchuld, das ſich über den Mann ein durchaus ver— 
kehrtes Urtheil gebildet; oder vielmehr jenes Syſtem, welches durch 
Niedertretung alles ſtaatsbürgerlichen Lebens einerſeits die Heranbildung 
politiſcher Charaktere gehindert, andererſeits dem Volke jedwede Ge— 
legenheit abgeſchnitten, ſich über die etwa vorhandenen zu orientiven, 
Das ſeit Schmerling's Rücktritt verfloſſene Decennium hatte ſeine 
Fehler nicht gebeſſert, dieſelben hatten ſich mit dem zunehmenden 
Alter — er ſtand im 56. Jahre — nur ſchärfer herausgebildet. 


e MR 


Schmerling Staatsminifter. 95 


Nicht ehrgeizig im edlern ſtaatsmänniſchen Sinne des Worts, verzettelte 
er ein Luſtrum, indem er ſich im Glanze ſeiner miniſteriellen Allmacht 
ſonnte. Ohne ſchöpferiſche Ideen, wie ſie außerhalb der alten bureau— 
kratiſchen Schablonen lagen, hielt er Hartnäckigkeit für Selbſtändigkeit 
und fand es bald am bequemſten, mit den herkömmlichen Mitteln des 
Beamtenſchlendriaus weiter zu regieren. Mit einem großen Maße 
von Eitelkeit begabt, war er wenig fähig ſich eine feſte Partei, ſei es 
im Abgeordnetenhauſe, ſei es im Cabinet zu bilden, ſodaß er bald 
den Reichsrath in derſelben ſchroffen Manier behandelte, wie ſeine 
Collegen im Miniſterrath — eine Methode, die erklärlich nur ſo lange 
anhalten konnte, als er an dem Monarchen einen unbedingten Rückhalt 
hatte. Kleinlich empfindlich bis zum Exceß, war er im Stande, 
einem Abgeordneten der eigenen Partei den Gruß nicht zurückzugeben, 
wenn derſelbe ſich einmal erlaubt hatte, gegen ihn zu ſtimmen, oder 
das Geſuch eines politiſchen Flüchtlings um Erlaubniß zur Rückkehr 
abſchlägig zu beſcheiden, weil es ihm nicht demüthig genug abgefaßt er 
ſchien. Kein großer Freund der Arbeit, erhob er in allen Richtungen 
das berühmte „Wir können warten“ zur politiſchen Maxime, und jeder 
galt ihm bald für einen Aufſäſſigen, der da meinte, Oeſterreich könne 
nicht warten, wo Herr von Schmerling erklärt hatte, keine Eile zu haben. 
Selber ohne Initiative, duldete er ſie auch nicht von dem Reichsrathe, 
ja, er nahm keinen Anſtand, der liberalen Partei, wenn ſie ihn an— 
ſpornen wollte, im offenen Haufe „Regierungsunfähigkeit“ vorzuwerfen. 
Daß er ſich mit den ungariſchen „Herren“ nicht auf guten Fuß ſtellen 
mochte und einen Mann von Apponyi's blaublütiger Gravität aus dem 
Häuschen brachte, indem er den Judex Curiä, wie erzählt, anticham 
briren ließ, war gewiß nicht klug, aber verzeihlich. Die Altconſerva— 
tiven rächten ſich an ihm, indem fie ein altes franzöſiſches Quatrain 
auf ihn anwendeten: „Mit dem Herrn wäre ein gutes Geſchäft zu 
machen, wenn man ihn kaufte für das, was er werth iſt, und verkaufte 
um das, wofür er ſich hält.“ Unverantwortlich aber für einen Staats— 
mann war die brüske Art, in der er auch die ungariſchen Liberalen 
zurückſtieß, ohne zu beachten, daß ihm dann als einziger Rückhalt die 
Bach'ſche Bureaukratie blieb, in deren Netze er ſo tiefer und tiefer 
verſtrickt werden mußte. Es iſt unzweifelhaft, daß Vay ihm für ſeine 
erſte, mit lautem Jubel begrüßte That, die Caſſirung der Goluchows— 
li'ſchen Landesſtatute, die Wege geebnet und ſich dennoch ganz neidlos 
und beſcheiden im Hintergrunde hielt. „En ültettem a rozsät és mäs 
szakasztotta” — ſummte der Hofkanzler ein ungariſches Volkslied 
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vor ſich hin — „Die Roſe, die ich pflanzte, ein andrer pflückte ſie.“ 
Dazu paßte denn ſchlecht das herriſche Weſen, womit der Staats- 
miniſter ſeinen ungariſchen Collegen entgegentrat, als man — anfangs 
mit friſchem Muthe, beſtem Vertrauen und wahrer Cordialität — daran— 
ging, das Statut für den Reichsraths zu entwerfen, das im October— 
diplom vorgeſehen war. Ja, als ſpäter in einer ſpeciell ungariſchen 
Angelegenheit Baron Eötvös den Miniſter aufſuchte, redete dieſer den 
kleinen Mann de haut en bas mit „lieber Eötvös“ an. Eötvös re— 
plicirte ſofort mit „lieber Schmerling“ und als der letztere darauf 
einlenkend „Euer Excellenz“ ſagte, entgegnete ihm der Ungar: „Ich 
bin ebenſo wenig Excellenz, wie ich Ihr lieber Eötvös bin.“ 

Aber trotz alledem wäre es im höchſten Grade unbillig, Schmer— 
ling allein dafür verantwortlich zu machen, daß man von dem Reichs— 
rathsſtatut, das unter dieſen Verhältniſſen aus den Miniſterberathungen 
endlich hervorging, mit vollem Rechte ſagen konnte: „Alle Welt be— 
trachtete den 20. October als einen Ungarn dargereichten Oelzweig, 
und alle Welt faßte den 26. Februar als den erſten Kanonenſchuß 
gegen Ungarn auf.“ In vielen Punkten iſt dem Staatsminiſter ſeine 
Täuſchung wahrlich nicht übel zu nehmen und jedenfalls nicht als 
böſer Wille auszulegen, da — ſelbſt nach altconſervativen Zeugniſſen 
— ſogar ein Vay ſich in jenen Tagen noch einem „koloſſalen Mis— 
verſtändniß“ hingab. Der Kanzler in Perſon war es, der bei Feſt— 
ſtellung der Principien für das Reichsrathsſtatut erklärte, nur eine große, 
mit parlamentariſchen Befugniſſen verſehene Körperſchaft werde bei der 
die öffentliche Meinung Ungarns beherrſchenden liberalen Partei des 
Landes Sympathien begegnen, und ſo ward urſprünglich gerade das 
Februarpatent als eine wichtige, unfehlbar gewinnende Conceſſion an 
die Magyaren in Angriff genommen.“) Wenn die Stimmung jenſeits 
der Leitha mit ſo kaleidoſkopiſcher Schnelligkeit wechſelte, daß ſelbſt 
ein Vay ihr nicht zu folgen vermochte; wenn ein Eötvös, wie erwähnt, 
im Handumdrehen das Centralparlament fahren laſſen und die reine 
Perſonalunion proclamiren mußte, um nicht jede Fühlung mit der 
Nation zu verlieren; wenn jene Partei, die ſich in Ungarn abſolut 
nicht mehr um Oeſterreich kümmern wollte, den Leitern der Bewe— 
gung über den Kopf wuchs: wie wollte man dann Schmerling an— 
klagen, daß er desorientirt ward, oder ihm gar einen Vorwurf daraus 
machen, daß er es für ſeine Schuldigkeit hielt, auf ſein Oeſterreicher— 
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thum doppeltes Gewicht zu legen? Gerade heraus geſagt, hätte er 
ſelbſt eine andere Politik einſchlagen wollen, er hätte es nicht ge— 
konnt, nicht gedurft. Auch in den Erblanden fing eine öffentliche 
Meinung an, ſich zu condenſiren, und dieſe öffentliche Meinung be— 
gann den Verlauf der Dinge in Ungarn ſo ernſt zu nehmen, daß 
kein Staatsminiſter im Stande war, ſie zu ignoriren. Früher, wie 
ſchon bemerkt, verhallten die ungewaſchenen Reden der Comitatsſchreier 
innerhalb der vier Wände jedes Comitatsſaales, heute trug die Preſſe 
ihr Echo durch das ganze Reich und über deſſen Grenzen hinaus. 
Früher functionirten die Centralorgane ganz unberührt durch jene 
Tiraden fort, heute drohten die letztern die ganze Staatsmaſchine zum 
Stillſtand zu bringen. Ueberall dieſſeits der Leitha machten die 
Manifeſtationen der Comitate den Eindruck, daß Ungarn mit vollen 
Segeln anf die Revolution und die Losreißung von der Monarchie 
losſteuere. Da erinnerte man ſich denn natürlich, daß die heilloſe 
Zerrüttung der öſterreichiſchen Finanzen, die erdrückende Laſt der Staats— 
ſchuld von der ungariſchen Rebellion herrühre, und allgemein ertönte 
der Ruf: „Die Ungarn bedrohen das Reich, es muß gerettet werden.“ 
Schon am 20. Januar 1861 hatte die Regierung ein Anlehn von 
30 Millionen zur Deckung des Steuerausfalles in Ungarn ausſchreiben 
müſſen, weil „die Vorausſetzungen des Präliminars durch das Zurück— 
bleiben der Einnahmen aus dem Königreich Ungarn eine Aenderung 
erfahren“. Miniſter Plener ſagte jedem, der es hören wollte: „Nun 
ja, Ungarn gehört noch zu Oeſterreich, aber nur in der Weiſe, wie 
Neapel zu dem Königreich Italien gerechnet wird — zu befehlen oder 
zu fordern haben wir dort ebenſo wenig, wie Victor Emanuel ſüdlich 
von Garigliano.“ Umſonſt hatte Majlath am 3. Januar den reorganiſir— 
ten Statthaltereirath mit einer Anſprache eröffnet, worin er auf die 
Nothwendigkeit hinwies, „die Wiedereinnahme des conſtitutionellen 
Bodens mit jener Mäßigung zu vermitteln, ohne welche eine lebhafte 
Erſchütterung des Credits wie der privatrechtlichen Verhältniſſe unver 
meidlich iſt, da in dieſer kritiſchen Uebergangsperiode öffentliche Ange— 
legenheiten und Privatintereſſen, rechtmäßige Anfprüche und unbegründete 
Schwärmereien, begründete Klagen und unmotivirte Ausbrüche viele 
Jahre hindurch unterdrückter Leidenſchaften wechſelweiſe miteinander 
ſtreiten“. Das ofener Landesgericht mußte ſeine Thätigkeit einſtellen, 
weil man ihm allſeitig die Acten uneröffnet zurückſchickte, im neutraer 
Comitat legte die Kongregation ihr Siegel an die Gerichtsſäle und 
confiscirte die Acten, bis Militär einſchritt und die kaiſerlichen Juſtiz— 
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beamten wieder einſetzte. Kaum war die alte 48er ſtädtiſche Reprä⸗ 
ſentanz in Peſt wieder conſtituirt, da beſchloß ſie auch ſchon, zwar mit 
der Hofkanzlei in Verkehr zu treten, aber lediglich weil kein geſetzliches 
Regierungsorgan, wie es nach den preßburger Aprilartikeln beſtehen 
müſſe, vorhanden ſei; der ſtändigen Centralcommiſſion aber — denn 
ſolch eine Municipalrepräſentanz war 800 bis 1000 Köpfe ſtark — ward 
ausdrücklich unterſagt, von der Hofkanzlei irgendwelche Juſtructionen 
entgegenzunehmen. Dies alles geſchah in der erſten Januarhälfte. 
Da nur mit genauer Noth und durch energiſches Eintreten Deak's der 
Antrag Virgil Szilagyi's — eines Agitators, der alle Stadien vom 
radicalen Verſchwörer bis zum ultramontanen Hetzer durchlaufen — 
auf ſofortige Abſchaffung aller öſterreichiſchen Geſetze in der peſter 
Stadtrepräſentanz verworfen ward, berief der Landesoberrichter Graf 
Apponyi auf den 23. Januar nach Ofen eine Judex-Curialconferenz, 
um proviſoriſche Beſtimmungen für die Uebergangsperiode aus dem 
octroyirten öſterreichiſchen in das zeitgemäß zu amendirende ungariſche 
Recht zu vereinbaren. Da drei Tage vorher auch die ungariſche Ab- 
theilung des Oberſten Gerichtshofes in Wien aufgehoben und die 
Septemviraltafel als Nevifions- und Caſſatioushof für Ungarn in 
Peſt reorganiſirt war, hatten die Magyaren nunmehr alſo auch die 
Juſtiz factiſch ausgeliefert erhalten, was ſie ſofort dazu benutzten, 
gegen die ſlawiſchen und deutſchen Bevölkerungen einen Sprachenzwang 
auszuüben, der denjenigen der Bach'ſchen Periode faſt noch übertraf. 
Allein geholfen war auch damit nichts, nicht einmal für die Zurück— 
führung leidlicher Ordnung, geſchweige denn für die Sache der Frei— 
heit, im Gegentheil, der Veitstanz wurde immer toller. Am 9. Fe— 
bruar beſchloß die peſter Stadtrepräſentanz die Aufhebung der 
„öſterreichiſchen“ Gewerbefreiheit, der eine urreactionäre Zunftordnung 
des Handelsminiſters Klauzal von 1848 ſubſtituirt ward, und erfolg— 
los blieb das Memorandum, welches das Gremium der peſter Groß— 
händler bei der Judex-Curialconferenz zu Gunſten der Gewerbefreiheit 
und des „öſterreichiſchen“ (deutſchen) Wechſelrechts einreichte. Letzteres 
ward natürlich ebenfalls abgeſchafft; denn jetzt erſah jeder Vollblut— 
magyare ſeinen Vortheil — und wenn die Erneuerung des Zunftzwangs 
gegen den deutſchen Handwerkerſtand gemünzt war, ſo bot die Reſtau— 
ralion des ungariſchen Wechſelrechts, nach dem z. B. ein intabulirter 
Wechſel ſeine Wechſelkraft verlor und der Einkläger eines Wechſels 
tauſend Chicanen zu überwinden hatte, ehe er zu einer Execution ge— 
langte, die dann regelmäßig erfolglos blieb, die herrlichſte Handhabe, 
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dem deutſchen Kapital feindſelig entgegenzutreten. Ganze Vermögen haben 
damals den Herrn gewechſelt: denn jetzt konnte man wieder den Juden, 
der dem Cavalier ſein Wechſelchen am Verfallstage zu präſentiren 
wagte, more patrio mit Fußtritten regaliren; jetzt ſtanden auch die 
fetten und endloſen Proceſſe wieder auf, von denen eine Advocaten— 
familie drei Generationen hindurch leben konnte, bis der letzte Kreuzer 
der ſtreitigen Summe in Expensnoten daraufgegangen war. 

In Wien gedrängt, mußte Vay ſchließlich wenigſtens einen Ver- 
ſuch machen, in das drohende Chaos einige Ordnung zu bringen. Er 
that es in dem Reſeript vom 16. Januar an alle Comitate, das er 
mit Zſedenyi zuſammen contraſignirte. Die Hofkanzlei ließ den Kaiſer 
klagen, daß „ſeine Erwartung, offenes Entgegenkommen werde bei 
einem edeln und politiſch gereiften Volke gerechte Würdigung, wahres 
Verſtändniß, redliche Unterſtützung finden, nicht vollſtändig in Erfüllung 
gegangen“. Wo die Comitate aus eigener Machtvollkommenheit die 
ganze Staatsgewalt an ſich reißen, ja ſogar die Nationalgarde wieder— 
herſtellen und bewaffnen, da werde es „unerlaßliche Pflicht, dieſen 
frevelhaften Uebergriffen, die durch den Umſturz der öffentlichen Ord— 
nung zur Revolution führen, entſchieden entgegenzutreten“. Dem— 
gemäß ward verordnet: 1) Alle Wahlen, bei denen man ſich vermeſſen 
hat, im Auslande lebende Hoch- und Landesverräther in die Comitats— 
ausſchüſſe zu ernennen, ſind null und nichtig (man hatte nämlich außer 
Koſſuth und vielen andern Emigranten auch vielfach Garibaldi, Cavour, 
Ludwig Napoleon, den Prinzen Napoleon u. ſ. w. zu Ausſchußmit— 
gliedern erwählt); 2) bei ſtrengſter Ahndung ſind augenblicklich alle 
Beſchlüſſe aufzuheben, die darauf abzielen, die Einhebung der Steuern 
zu hemmen oder neue Abgaben ſelbſtändig auszuſchreiben; 3) null 
und nichtig ſind alle Beſchlüſſe, welche die Wirkſamkeit der beſtehen— 
den Juſtizbehörden oder Geſetze ſtören; 4) jedem Verſuche, die 48er 
Artikel, deren Reviſion dem Landtage vorbehallen bleibt, auf eigene 
Fauſt ins Leben zu rufen, wird mit den ernſteſten Mitteln begeguet 
werden, da eine einſeitige und überſtürzte Löſung die Intereſſen auch 
der Erbländer gefährden müßte. Wo die Comitatsausſchüſſe Wider— 
ſtand leiſten ſollten, ſind die Sitzungen zu ſuspendiren, die Congrega— 
tionen aufzulöſen und iſt nöthigenfalls zur Anwendung materieller Ge— 
walt zu ſchreiten. Vay wußte, daß von dem Exfolge dieſes Schritts 
für ihn nicht weniger als alles abhing. Szeeſen hatte im Rathe der 
Krone die Anſicht vertreten, mit äußerſter Schärfe gegen die Comi- 
tate einzuſchreiten, Vay dagegen die Ueberzeugung verfochten, daß nach 
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dem, was das Land ausgeſtanden, die äußerſte Milde und ſelbſt mehr 
als dieſe am Platze ſei, damit das Toben und Lärmen als ein Sicher— 
heitsventil diene, durch welches ſich das Volk der aufgeſammelten 
Galle entledigen könne. Der Kanzler hatte daher auf dieſe Eine Karte 
alles geſetzt. Gelang es ihm, mit dem Reſcript die hochgehenden 
Wogen zu glätten, ſo war er Herr der Situation: wirkte daſſelbe aber 
nicht wie ins Waſſer, ſondern wie ins Feuer gegoſſenes Oel, ſodaß 
die Flammen nur noch höher emporſchlugen, dann ſpielten die „deut— 
ſchen“ Miniſter entſchieden die erſte Violine. Vay wendete ſich daher auch 
am 19. Januar in einem Briefe an den Cardinal-Primas mit der Bitte, 
„er möge mit ſeinem bekannten Patriotismus dahin wirken, daß die väter— 
lichen Abſichten Sr. Majeſtät anerkannt, die Anordnungen des Reſcripts 
mit geziemendem Gehorſam aufgenommen und pünktlich erfüllt würden“. 
Rechtspflege, Verwaltung, Unterricht ſeien ungariſch; die „Integrität“ 
des „Reichs“ ſei wiederhergeſtellt. „Was noch übrig iſt zur gänzlichen 
Reſtauration unſers Rechtszuſtandes, iſt durch den unabänderlichen 
Zwang vergangener Zeiten und die Erforderniſſe einer Uebergangs— 
periode uns nur auf kurze Friſt entzogen worden“, ſchloß das Schrei— 
ben. Gleich am 20. Januar entſprach Szitovski dem Wunſche Vay's 
durch ein Circular an alle Comitate, welches die Tendenz des Re— 
ſcripts mit beredten Worten unterſtützte. „Entfremden wir uns nicht“, 
hieß es darin, „erneuert den Monarchen, der ſich uns mit dem Frie— 
denszweige naht, von den reinſten Abſichten beſeelt iſt und das beſte 
Herz hat.“ Aber ſchon drei Tage ſpäter unterzeichnete dieſer biederſte 
aller Slowaken, der es mit jedem Raſtelbinder an Schlauheit auf— 
genommen hätte, als Erbobergeſpan des graner Comitats eine ful— 
minante Repräſentation der Generalcongregation auf das Reſeript, 
welche den Reigen der Niederlagen Vay's eröffnete. Das langathmige 
Document begann mit den Sätzen: „Ew. Majeſtät! In Beſtürzung 
haben wir das Schreiben Ew. Majeſtät vom 16. in Empfang genom— 
men, die drohend ernſte Mahnung des Königs fordert uns auf, unſern 
Empfindungen Ausdruck zu geben, und das freie Wort wird nicht un— 
gehört verhallen.“ Dann hieß es weiter: „Möge Ew. Majeſtät ſagen, 
Volk, deine Wünſche ſollen erfüllt, die Geſetze von 1848 hergeſtellt, 
allen Verurtheilten ſoll die Erlaubniß zur Rückkehr geſtattet werden — 
ſagen dies Ew. Majeſtät geradezu ohne Vorbehalt und mit Vermei— 
dung aller halben Maßregeln, und die ſtrahlende Sonne wird die 
Verſöhnung zwiſchen Fürſt und Volk beſcheinen.“ Das Octoberdiplom 
wird rundweg verworfen, weil es der Pragmatiſchen Sanction wider— 
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ſtreite, „die als bilateraler Vertrag ebenſo ſehr den König zur Auf— 
rechthaltung der alten und verfaſſungsmäßigen Rechte des Volks, ſeiner 
Freiheit und Unabhängigkeit verbindet, wie ſie die ungariſche Nation 
zur Treue gegen die Dynaſtie und zur Anerkennung ihres Erbrechts 
verpflichtet“. Man möge die deutſchen Steuerbeamten entfernen, dann 
werde die Nation, wie ausgeſogen ſie auch ſei, alles bieten, was ſie 
noch in ihrem Säckel finde. Unerträglich ſeien die Bedrückungen durch 
Gensdarmerie und Finanzwache: die fremden Richter aber betrachte 
das Volk mit ſolchem Widerwillen, daß es lieber darauf verzichte, 
ſein Recht zu ſuchen. Den Schluß bildete eine pathetiſche Aufforde— 
rung an den Monarchen, nach Ungarn in die Mitte ſeiner Kinder zu 
kommen, da es das weitaus größte Land der Krone und ſein Glanz 
erloſchen ſei, ſeitdem die Fluten des Cſelebaches den letzten ungariſchen 
König verſchlungen, der zu Hauſe gelebt, und Ungarn zum Stiefkinde 
ſeines Königs geworden — „das wäre groß und königlich; der große 
Corvin modert ſeit vierhundert Jahren, und jetzt noch lebt er im 
dankbaren Sinne des Volks“. Nachdem ſo der Fürſt-Primas des 
Landes das Signal zum Widerſtande gegeben, folgten natürlich aus 
allen Comitaten die ſchneidendſten, herausforderndſten Antworten auf 
das Nefeript, das von allen Congregationen, und zwar ohne beſon— 
dere Achtung, beiſeite gelegt ward. Im peſter Comitat ließ Vice— 
geſpan Paul Nyary faſt einen Monat verſtreichen, da das Reſcript 
nicht ſo wichtig ſei, um die Einberufung einer außerordentlichen Ver 
ſammlung zu rechtfertigen. Dann ward am 12. Februar eine Reprä— 
ſentation des Inhalts votirt: „Die düſtere Schilderung von den Ueber— 
griffen der Comitate zerfließt gleich einem Nebelbilde, wenn wir die 
Sache vom conſtitutionellen Geſichtspunkt aus betrachten; die Comi— 
tate klammern ſich an das Geſetz und nehmen keine Verordnungen an, 
die mit demſelben im Widerſpruche ſtehen. Im Staatsorganismus iſt 
der Dualismus des Conſtitutionalismus und der Willkür unvereinbar 
und muß den Staat ſtürzen. Von der Eintreibung der geſetzwidrigen 
Steuern und von der illegalen Rekrutenſtellung entheben wir uns nicht 
ſelbſt, ſondern das Geſetz verbietet uns dieſelben. Solange die 48er 
Artikel nicht durch den Landtag modifiecirt find, erkennen wir fie als 
aufrecht ſtehende Geſetze, deren Effectuirung zu betreiben wir nicht 
unterlaſſen werden. Von dieſem Standpunkte kann uns wol die Ge— 
walt vertreiben; allein ſie kann uns nicht zwingen, mit eigenen Hän— 
den die Baſis unſerer Verfaſſung abzutragen.“ Noch einen letzten 
Verſuch machte Bay, indem er ſämmtliche Obergefpäne zu einer Con— 
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ferenz nach Peſt auf den 14. Februar einlud, um gegenſeitig „ins 
Reine zu kommen und die möglichen Ausgleichsmittel mit Schonung 
der Gefühle des Landes zu berathen“. Das Einladungsſchreiben vom 
30. Januar betonte übrigens ſchon reſignirt: „Die Verhandlungen 
der Comitate über das Reſcript bieten wenig Hoffnung, daß meine 
diesfälligen Erwartungen in Erfüllung gehen werden.“ Und wirklich, 
als von dem Hötel de l'Europe, wo der Hofkanzler Quartier genommen, 
am 14. Februar die ungariſche Tricolore wehte, war die Conferenz 
im Umſehen zu Ende, da ihre Nutzloſigkeit ſofort conſtatirt war. 
Die Obergeſpäne ſagten dem Baron Vay alles Liebe und Schöne in 
Betreff ſeiner werthen Perſönlichkeit: im übrigen aber könnten ſie ab— 
ſolut nichts thun, da ſie nichts anderes zu ſein prätendiren dürften, 
als die Mundſtücke der Comitate, die ihren Willen ſchon kundgegeben. 

Mit angehaltenem Athem, kann man faſt ſagen, und in äußer— 
ſter Spannung hatten die deutſchen Miniſter dem Ausgange der Cam— 
pagne eutgegengeſehen, die Vay mittels des Reſcripts eröffnet. Als 
die erſten tumultuariſchen Repräſentationen der Comitate in Wien an— 
langten, erkundigte man ſich bei dem Kanzler, was ſeiner Meinung 
nach nun zu thun ſei? „Wir müſſen abwarten, was die andern ſagen“, 
antwortete Vay. „Jetzt iſt das Terrain unſer!“ rief darauf der greiſe 
Baron Lichtenfels triumphirend aus: und Lichtenfels war unter jenen 
Staatsmännern, die alle Hebel anſetzten, um Schmerling immer mehr 
in die centraliſtiſch-bureaukratiſche Richtung hineinzudrängen, der her— 
vorragendſte und einflußreichſte. Nicht nur Sympathie zog beide zu— 
einander: der Staatsminiſter fand auch an dem ehemaligen Lehrer des 
Kaiſers, dem tiefſten Kenner öſterreichiſchen Staatsrechts, die werth— 
vollſte Unterſtützung, deren er unmöglich entbehren konnte. Der Frei— 
herr, der 63 Jahre zählte, aber noch ungemein rüſtig war, fungirte 
damals als Sectionschef im Juſtizminiſterium. Von Schmerling zum 
zweiten Präſidenten des Oberſten Gerichtshofs, ſowie zum Vorſitzenden 
des neuereirten Staatsraths und in das Herrenhaus berufen, war 
Lichtenfels während der ganzen Aera Schmerling der zuverläſſigſte par— 
lamentariſche Adlatus des Miniſters im Kampfe gegen Feudale und 
Föderaliſten. Die diametral entgegengeſetzte Beurtheilung gerade die— 
ſes Mannes von deutſch-liberaler und ungariſcher Seite zeigt aufs 
neue, wie abſolut unmöglich es war, in der erſten Zeit des conſtitu— 
tionellen Lebens aus der freiſinnigen Partei dies- und jenſeits der 
Leitha Eine compacte Phalanx zu bilden: der Gegenſatz in allem und 
jedem war ſo ſchroff, daß erſt lange und ſchmerzliche Erfahrungen 
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einen nothdürftigen Compromiß ermöglichen konnten. Der Ungar ſah 
in Lichtenfels nur den Mitſchuldigen der Bach'ſchen „Germaniſirung“ 
und Centraliſation; und er hatte von ſeinem rein nationalen Stand— 
punkt aus ſo unrecht nicht. Der Deutſche aber wäre von ſeinem 
Joſephiniſchen Standpunkt aus ein blöder Thor geweſen, wenn 
er die Bundesgenoſſenſchaft des Mannes, der nach Stellung und Ein— 
fluß, nach Kenntniſſen und Rednergabe wie kein zweiter Willen und 
Kraft verband, der präpotenten Jeſuitenariſtokratie wahre Keulen— 
ſchläge zu verſetzen, um deswillen hätte zurückweiſen wollen, weil 
Lichtenfels das allerdings nicht aus liberalen Neigungen, ſondern in 
dem echtöſterreichiſchen Intereſſe that, die Staatsidee gegen Römlings— 
und oligarchiſche Adelscliquen zu wahren, die ſich durch „intereſſaute 
Nationalitäten“ die Kaſtanien aus dem Feuer holen laſſen wollten. 
Von dem, was der Deutſche unter Freiheit, ja unter Civiliſation und 
Cultur verſteht, kann nun einmal nicht die Rede ſein, ehe nicht mit 
dieſer Rotte Korah aufgeräumt iſt. So zeigte denn die nächſte Zu— 
kunft, daß auch die Deutſch-Liberalen von ihrem Standpunkt aus 
vollkommen recht hatten, einem Lichtenfels ihre Sympathien zuzuwen— 
den, der — jedenfalls ein anderer Charakter als die altconſervativen 
Waſchlappen drüben — trotz aller Bitten ſeines kaiſerlichen Exzöglings 
reſignirte, ſowie Beleredi ſeine ultramontan-feudalen Kreuz- und Quer— 
fahrten begann, und der nach dem Sturze der Siſtirungsſchwindler 
mit wahrhaft jugendlicher Friſche die Fehde gegen das Thun'ſche Ge— 
lichter in der großen Herrenhausdebatte über die Concordatsreviſion 
zur Entſcheidung brachte. Die Deutſchen wußten alſo ſehr wohl, was 
ſie wollten, wenn ſie immer beſtimmter und ausgeprägter ihre Zu— 
neigung auf die Seite wendeten, wohin die Ungarn ihren böfeften 
Haß warfen. Hätten ſie es nicht ohnedies gewußt, ſo fehlte es nicht 
an Symptomen, die ihnen die Situation klar machen mußten. Gleich 
nach Neujahr hatte der Finanzminiſter die Handelskammern aufge— 
fordert, Gutachten über die Herſtellung der Valuta abzugeben. Alle 
im Laufe des Monats Januar aus ſämmtlichen Theilen der Mon— 
archie eingehenden Memoranden antworteten mit der Bitte um ſofor— 
tige Einberufung eines erweiterten Reichstags, da nur ein wirklich con— 
ſtitutionelles Regiment zur Beſeitigung des Agio führen könne. Alſo 
auch auf dem Gebiete der Stephanskrone dachte und fühlte das in den 
Handelskammern vertretene bürgerliche und gewerbliche Element genau 
ſo wie die Deutſchen der Erblande. Kaum hatte eine Verordnung 
Schmerling's vom 5. Januar feſtgeſetzt, daß bei den Landtagswahlen 
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faſt alle Wähler der Gemeinderäthe, nicht aber, wie Goluchowski ge— 
wollt, blos die Communalvertretungen ſelbſt ſtimmberechtigt ſein ſoll— 
ten, da regten ſich an allen Ecken und Enden jene Nachteulen, welche 
die ganz richtige Witterung hatten, daß ſie aus ihren warmen Neſtern 
aufgeſtört werden ſollten, die fie Decennien hindurch boecupirt. Allen 
voran natürlich die Biſchöfe, mit denen das Thun'ſche Régime das 
Land geſegnet und deren argwöhniſche Furcht vor dem leiſeſten Luft— 
hauche das böſe Gewiſſen ſchärfte, den Staat durch Entreißung uner— 
hörter Privilegien förmlich ausgeplündert und ſich ſelbſt als Todfeinde 
jeder Bildung und Freiheit proclamirt zu haben. Dieſes Bewußtſein 
verlieh den Herren, die ſonſt ſo taub ſein können, eine wunderbare 
Feinhörigkeit. Schon am 16. Februar hatte der Fürſt-Biſchof von 
Brixen glücklich herausgebracht, daß der theokratiſche Staat mit dem 
geringſten Einlenken in verfaſſungsmäßige Bahnen unverträglich jei, - 
und erließ deshalb einen Hirtenbrief gegen die Gleichſtellung der Con— 
feſſionen. „Ein Kampf um Chriſtenthum und Kirche“, ſei es, was 
bevorſtehe; das „zeige ſich beſonders in den Schmähungen gegen das 
Concordat“. Das bewieſen auch „die Schlagwörter, welche die Parole 
des Tages bilden“, ſo die von der „Gleichſtellung aller religiöſen Be— 
kenntniſſe, der Katholiken, Lutheraner, Calviner . . .“ nicht in Form 
eines „traurigen Nothbehelfs, um durch Duldung eines kleinern Uebels 
einem größern zu entgehen, ſondern als eine Forderung der Neuzeit 
und des Fortſchritts in der Aufklärung“. Wo man hinauswollte, zeigte 
fünf Tage darauf eine Adreſſe der alttiroliſchen Partei an den Kaiſer, 
in der um Aufrechthaltung der Goluchowski'ſchen Landesſtatute und 
der ſtändiſchen Gliederung gebelen ward: „Die Goluchowski'ſche Ver— 
faſſung ſei von der weitaus überwiegenden Mehrzahl der Bevölkerung 
mit Dank und Beifall aufgenommen worden; um ſo ſchmerzlicher be— 
rühre der jüngſte Umſchwung, daß der Staatsminiſter von der ſtän— 
diſchen Vertretung Umgang zu nehmen und ihr eine Vertretung der 
Intereſſen auf breiteſter Grundlage der Wählbarkeit und der Wahl— 
fähigkeit zu ſubſtituiren beabſichtige. Tirol wolle ſeinen heiligen 
Glauben bewahren und die Geſinnungen, die es mit ſeinem Blute 
beſiegelt, unbeſudelt von dem Peſthauch einer ſchlechten Zeit auf die 
Nachkommen vererben. Als Vertreter ſeiner Geſinnungen aber — 
die es niemals ſeine Intereſſen nennen könne, denn die habe auch der 
gemeinſte Charakter — erkenne es nur die nach der althergebrachten 
Verfaſſung zum Landtage berufenen Prälaten, Edelleute, Bürger und 
Bauern an.“ Wohl legte zur Unterſtützung dieſes Geſuchs der ultra— 
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montane Graf Wolkenſtein die Stelle eines Landeshauptmanns (Land— 
tagspräſidenten) nieder, die Goluchowski ihm verliehen, allein chen 
vierzehn Tage ſpäter hatte die Stadt Bozen eine fulminante Gegen— 
adreſſe an Se. Majeſtät abgeſchickt. „Mit tiefer Entrüſtung“, hieß 
es darin, „nahm die Bevölkerung von einer Adreſſe Kenntniß, worin 
eine dem Volke feindliche, im Geheimen wirkende Partei die Meinung 
der Tiroler fälſcht. Eine Verfaſſung, die nur feudalen Einrichtungen 
ihre Entſtehung verdankt, ging mit ihnen auch zu Grunde. Die Gegen- 
wart erfordert feſtere Stützen als die Träger der Privilegien, die nur 
dem Eigennutze der Standesintereſſen dienen. Eine Partei, die dem 
lauten Verlangen des Volks, der nothwendigen Bedingung zum Fort— 
beſtande des Staats frech und heimtückiſch entgegentritt, verdient keine 
Schonung. Sie ſoll nicht fürder Unwiſſende berücken, Zwietracht und 
Mistrauen ſäen in einer Zeit, die vor allem Eintracht heiſcht.“ 

Mit alledem ſoll indeſſen natürlich nicht das offenkundige Factum 
geleugnet werden, daß es auch ſeine ſehr misliche Seite hatte, wenn 
Schmerling durch die gereizte, bald offen feindſelige Stellung, in die 
er zu den ungariſchen Staatsmännern gerieth, immer mehr und mehr 
in die Arme der Bureaukraten gedrängt ward. Das zeigte ſich ſo recht 
deutlich bei den Berathungen über das Reichsrathsſtatut, das im 
Octoberdiplom vorgeſehen war und das ſich durch die angedeutete 
Wendung zu einem neuen Hebel, die Bach'ſche Centraliſation unter 
ſcheinbar conſtitutionellen Formen durchzuführen, in den Händen der 
Beamten geſtaltete. Das deutſche Element im Cabinet war ſchon 
vorher verſtärkt worden, indem am 4. Februar der vierunddreißig— 
jährige Großvatersbruderſohn des Kaiſers, Erzherzog Rainer, früher 
Präſident des Reichsraths ſowie des Verſtärkten Reichsraths, den 
Vorſitz im Conſeil übernahm. Gleichzeitig wurde das Handelsmini— 
ſterium unter dem Grafen Wickenburg wiederhergeſtellt; die Juſtiz 
übernahm Schmerling's perſönlicher Freund, Freiherr von Pratolevern; 
Laſſer übernahm mit dem Titel eines Verwaltungsminiſters die Rolle 
eines Miniſters des Innern, während Schmerling als Staatsminiſter 
alle auf die Verfaſſungsfrage bezüglichen Maßregeln zufielen. Bei 
den Berathungen über das Februarpatent, in denen das Reichsraths— 
ſtatut ſich als ein ganz neues Staatsgrundgeſetz entpuppte, drangen 
nun die ungariſchen Miniſter Bay und Szeeſen in richtiger Würdi— 
gung der Situation auf die Beibehaltung des Transactionsgedankens, 
der ihnen beſonders durch zwei Beſtimmungen des Patents ſchwer ver— 
letzt ſchien. Erſtens ſollte die Anzahl der von Ungarn zu entſendenden 
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Reichsräthe, die Schmerling auf 85 fixirte, offen gelaſſen und landtäg— 
lichen Verhandlungen vorbehalten bleiben; zweitens der §. 7 geſtrichen 
werden, der die Regierung zur Ausſchreibung directer Reichsraths- 
wahlen ermächtigte, wo ein venitenter Landtag die Beſchickung des 
Parlaments verweigerte. Wenn die Altconſervativen ſich einbilde— 
ten, die hochgehende Brandung in Ungarn beſchwichtigen zu können, 
indem ſie dieſen Tropfen Roſenöl hineingoſſen, ſo bewieſen ſie nur, 
daß ſie noch ganz die Alten waren, die 1849 genau mit denſelben 
Hausmittelchen der octroyirten Märzverfaſſung hatten auf die Beine 
helfen wollen (ſ. I, 206, 205). Aber wenn Schmerling in bei— 
den Punkten auf ſeinem Willen beſtand und denſelben durchſetzte, war 
das ein nicht minder überflüſſiger und durch die Verbitterung der 
Stimmung auch gefährlicher Eigenſinn. Das Erſte war ein Streit 
um Kaiſers Bart, da niemand damals mehr zweifelte, daß der peſter 
Landtag nicht daran denke, den Reichsrath zu beſchicken. Auch bei 
dem zweiten Punkte hätte ſich, wenn man überhaupt wünſchte, mit 
den Ungarn erſt eine Vereinbarung zu treffen, ftatt ihnen eine voll— 
endete Thatſache zu octroyiren, wol ein Mittelweg finden laſſen: 
denn die ungariſchen Herren beſtritten nicht, daß die Regierung dieſen 
Pfeil gegen andere Landtage im Köcher haben müſſe; und Schmerling 
gab zu, daß man dieſe Drohung gegen Ungarn niemals zu erfüllen 
beabſichtige. Aber der Slaatsminiſter beharrte ſchroff auf feiner Faſ— 
ſung, denn er war ſchon damals von den Geiſtern beherrſcht, die ihm 
zu dienen ſchienen — mit dem deutſchen hatte er auch das bureaukra— 
tiſche Element in der Regierung verſtärkt. Wäre er allein ſeinen 
ungariſchen Collegen gegenüber geſtanden, er hätte ſich gewiß zu der 
gewünſchten Modification bequemt; denn da es ihm wirklich um den 
Sieg des conſtitutionellen Gedankens zu thun war, mußte er die Ver— 
ſtändigung mit Ungarn anſtreben. Der Bureaukratie umgekehrt, die 
mit dem Centralparlament eben nur die Centraliſation retten wollte, 
war die Beſchleunigung des Bruchs mit Ungarn eher angenehm als 
unlieb. So wurden die Amendements abgelehnt, und alle ungariſchen 
Staatsmänner ſtellten ſich möglichſt oſtenſibel ſeitwärts von der Februar— 
verfaſſung. Vay, um der Unterzeichnung aus dem Wege zu gehen, 
nahm, nach feiner Konferenz mit den Obergeſpänen, Urlaub, um ſeine 
Güter zu beſuchen und verfiel auf der Rückreiſe zu Peſt in eine 
Schulkrankheit — ein überhaupt bei allen ungariſchen Staatsmännern 
ſehr beliebtes Auskunftsmittel. Da man ihm das Februarſtatut nach— 
ſchickte, lehute er die Unterzeichnung ab, weil er Sr. Majeſtät noch— 
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mals über ſeine unterwegs geſammelten Erfahrungen Vortrag zu hal— 
ten wünſche. Der erbetene Aufſchub in der Promulgirung nun konnte 
zwar nicht bewilligt werden, denn ganz wie im October herrſchte auch 
jetzt wieder in den letzten Tagen die äußerſte Haſt, da das neue 
Statut, in Erinnerung der Tage von 1849, um keinen Preis wieder 
eine Märzverfaſſung werden durfte. Aber da auch Apponyi, Majlath 
und Sennyey von Ofen aus ihre Entlaffung anboten, falls man 
dem Transactionsgedanken ganz untreu werden wollte, wurde dem 
ungariſchen Hofkanzler die Unterzeichnung des Februarpatents erlaſſen. 
Allein die Eintracht war damit nicht ins Miniſterium zurückgekehrt. 
Von jenem Tage ab ſpielten beide Parteien im Conſeil nur au plus 
fin gegeneinander, wem es gelingen werde, den Widerpart zu über— 
liſten und hinauszuwerfen. So waren es einen Monat ſpäter die 
deutſchen Miniſter, die in corpore ihre Demiſſion einreichten, weil 
Hofkanzler Kemeny hinter ihrem Rücken mit dem Beiſtande Vay's 
und Szecſen's den Kaiſer bewogen hatte, durch Handſchreiben vom 
27. März die Ausdehnung der peſter Judexcurial-Conferenzbeſchlüſſe, 
alſo auch die Aufhebung der öſterreichiſchen Geſetze auf Siebenbürgen 
auszudehnen. Damit wäre der erſte Schritt geſchehen geweſen, um 
das Großfürſtenthum in den Bereich der Stephanskrone einzuſchließen, 
eine nahezu entſcheidende Wendung vom Centralismus zum Dualismus. 
Um daher die deutſchen Miniſter zum Bleiben zu bewegen, mußte 
man das kaiſerliche Handſchreiben als non avenue betrachten. 

Das Februarpatent nun, am 26. von den deutſchen Miniſtern 
und vom Grafen Szecjen unterzeichnet, hob mit einem Manifeſt 
an, welches unter Caſſirung der vier Goluchowski'ſchen Statute, das 
Octoberdiplom, das nachfolgende Reichsrathsſtatut und die gleichzeitig 
erlaſſenen Landesverfaſſungen — kurz „dieſen ganzen Inbegriff von 
Grundgeſetzen als die Verfaſſung des Reichs“ proclamirte. Die Schluß— 
ſtelle lautete: „Wir werden dieſe feierlich verkündeten Normen nicht 
nur unverbrüchlich halten, ſondern verpflichten auch unſere Nachfolger, 
ſie unverbrüchlich zu befolgen und dies bei ihrer Thronbeſteigung in 
einem eigenen Manifeſt anzugeloben. Wir erklären den feſten Ent— 
ſchluß, ſie mit all unſerer kaiſerlichen Macht gegen jeden Augriff zu 
ſchirmen und darauf zu ſehen, daß ſie von jedermann befolgt und ge— 
halten werden.“ Das Grundgeſetz über die Reichsvertretung ordnete 
in 20 magern Paragraphen eigentlich nur die Zuſammenſetzung dieſer 
Körperſchaft an. Dieſe Repräſentanz — „Reichsrath“ genannt, wie 
eine ausdrückliche, aus dem kaiſerlichen Cabinet ſtammende Correctur 
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die Benennung „Reichstag“ in dem Schmerling'ſchen Entwurfe ver— 
ändert haben ſoll — beſtand alſo aus einem Herren- und einem Abgeord— 
netenhauſe. Zu jenem gehörten die Erzherzoge und Fürſt-Biſchöfe; 
ſodann erbliche Mitglieder, die der Kaiſer aus den großjährigen Häup— 
tern der durch ausgedehnten Grundbeſitz hervorragenden Adelsgeſchlech— 
ter ernennt; endlich Mitglieder auf Lebensdauer, wozu die Krone um 
Staat oder Kirche, Wiſſenſchaft oder Kunſt verdiente Männer beruft — 
beides ohne an eine ziffermäßige Beſchränkung gebunden zu ſein. Das 
Abgeordnetenhaus zählte 343 Deputirte, von denen die 17 cisleitha— 
niſchen Landtage 203, die Provinzialcongregationen Venetiens 20, die 
Landtage Ungarns, Kroatiens, Siebenbürgens 120 zuſammen — ein— 
zeln 85, dann 9 und 26 — entſenden ſollten. Die Vertheilung zwi— 
ſchen Reichs- und Landtagsangelegenheiten blieb gerade ſo wie im 
Octoberdiplom, nur ward viel ſchärfer zwiſchen dem Geſammt- und 
dem engern Reichsrath unterſchieden, und der letztere weit beſtimmter 
als ein Centralparlament der Erblande hingeſtellt, das aus den 203 
nicht zum Gebiete der Stephanskrone gehörigen Abgeordneten zu be— 
ſtehen und alle der Geſammtheit der nichtungariſchen Länder gemein— 
ſamen, aber nicht zu den Reichsangelegenheiten zählenden Fragen zu 
entſcheiden habe. Lakoniſch konnte dieſes Statut ſein, weil es auch 
nicht Ein Freiheitsrecht enthielt. Präſidenten und Vicepräſidenten bei— 
der Häuſer ernannte der Kaiſer; doch hatte auch der Reichsrath die 
Initiative in der Geſetzgebung und war ihm die jährliche Einberufung 
zugeſichert. Da die Abgeordneten nur als Delegirte der Landtage 
fungirten, konnte auch ihre Mandatsdauer nur ſechs Jahre währen, 
wie die Legislaturperiode der Landtage ſelbſt. In Finanzfragen ſtand 
dem Parlament nur ein Budgetirungsrecht zu, das durch die Gleich— 
berechtigung beider Häuſer bei Feſtſetzung des Präliminars beſchränkt 
war: denn „die Steuern, Abgaben und Gefälle werden nach den be— 
ſtehenden Geſetzen erhoben, inſolange dieſe nicht verfaſſungsmäßig 
(d. h. mit Zuſtimmung der Krone) geändert werden“, beſagt §. 10. 
Die laufenden Staatseinnahmen, ja, wie die Regierung es auffaßte, 
auch jeder einzelne Budgetpoſten, waren alſo ein Rührmichnichtan für das 
Parlament: nur neue Ausgaben, Abgaben und Anleihen bedurften einer 
wirklichen Bewilligung. Nur das traurige Motiv, daß dieſe Conſtellation 
eben Jahr für Jahr eintrat, ſicherte dem Reichsrath eine wenig reelle 
Macht. Sonſt übte er wol die Controle der Rechnungsabſchlüſſe, 
aber ohne dieſelbe durch irgendeine Verantwortlichkeit der Miniſter 
wirkſam machen zu können. Das Schlimmſte jedoch war die Formu— 
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lirung des Octroyirungsparagraphen 13, mittels deſſen ſich jede geſetz— 
geberiſche wie finanzielle Competenz des Parlaments lahmlegen ließ. 
Denn hier ward beſtimmt, daß das Miniſterium bei „dringenden Maß— 
regeln“, die es in den Reichsrathspauſen getroffen, nur verpflichtet 
ſei, „dem nächſten Reichsrathe die Gründe und Erfolge der Verfügung 
darzulegen“. Schmerling ſelbſt geſtand ſpäter eyniſch genug ein, daß 
mittels dieſes Artikels die ganze Verfaſſung abrogirt werden könne — 
obwol er dann ſpäter ausweichend hinzuſetzte, er halte jenen Para— 
graphen nicht für den Sohn, der beſtimmt ſei, die eigene Mutter zu 
verſchlingen. Einen ſchärfern Eingriff noch, als der Reichsrath in 
die Legislative, bildete das folgende Statut für den Staatsrath in die 
Selbſtändigkeit der Executive Ungarns. Dieſe Körperſchaft, zu deren 
Vorſitzenden Baron Lichtenfels auserſehen war, ſollte die letzten Spuren 
des Dualismus verwiſchen, die noch von der Wiederherſtellung der 
ungariſchen Verfaſſung übriggeblieben waren; denn dem Staats— 
rathe lag es ob, alle Geſetzentwürfe für den Geſammt- oder Engern 
Reichsrath oder für die Landtage vor der Sanctionirung zu begut— 
achten. Alſo wieder eine Centralbehörde für das ganze Reich, in der 
neben deutſchen Staatsmännern der Bach'ſchen Schule ein Graf Almaſy, 
ein Baron Ozegovie, ein Ritter von Andreanszky ſaßen. 

Die 17 Landesordnungen für Niederöſterreich, Oberöſter— 
reich, Salzburg, Tirol, Vorarlberg, Kärnten, Steiermark, Krain, 
Görz, Iſtrien, Trieſt, Böhmen, Mähren, Schleſien, Galizien, die 
Bukowina und Dalmatien entſprachen bezüglich der Rechte, die ſie 
den Landtagen zuwieſen, genau der für den Reichsrath bemeſſenen 
Competenz in finanziellen und Geſetzgebungsfragen. Dieſe Körper— 
ſchaften ſtanden dem Landesbudget und der Landeslegislation genau ſo 
gegenüber, wie das Parlament dem Reichsbudget und der Reichslegis— 
lation. Sie durften aber auch Anträge ſtellen über die Rückwirkung 
von Reichsgeſetzen auf das Wohl des Landes und auf Erlaſſung all— 
meiner Geſetze, welche die Landeswohlfahrt erheiſcht. Ein ungemein 
wirkſames Organ für die „Autonomie“ war aber der vom Landtag 
erwählte und dieſem „ Landesausſchuß, der das Landes— 
vermögen, die Landesfonds und Landesanſtalten verwaltete, das Pa— 
tronats- und Präſentationsrecht der Stände ausübte und die Landes- 
vertretung in allen Rechtsangelegenheiten repräſentirte. Da wir ge— 
ſehen haben, wie die Bach'ſche Bureaukratie mit den Landesgeldern, 
namentlich den Grundentlaſtungsfonds umzuſpringen gewohnt war, 
wurde auf dieſem Punkte ein wirkliches Stück reeller Macht an eine 
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Volksvertretung ausgeliefert. Hier fanden deshalb auch die erſten Con— 
flicte ſtatt, da die Landesausſchüſſe ihre Competenz ſehr ernſthaft nah— 
men und die politiſchen Behörden keine Luſt hatten, ihr angemaßtes 
Recht aufzugeben. Gleich Ende Juli ſprach ſich das Abgeordneten— 
haus in zwei Interpellationen ſehr energiſch gegen die Verkümmerung 
des den Landesausſchüſſen eingeräumten Wirkungskreiſes aus, und Au— 
fang Auguſt reclamirte der böhmiſche Landesausſchuß bei dem Staats- 
miniſter die Uebergabe des Grundentlaſtungsfonds. Im Jahre dar— 
auf brach ein heftiger Streit zwiſchen dem Statthalter Oberöſterreichs 
Bach, dem Bruder des geweſenen Miniſters, und dem linzer Landes— 
ausſchuß über die Benutzung eines Tracts in dem Gtatthalterei- 
gebäude aus, den das Land als fein Eigenthum beanfpruchte. Die 
Zuſammenſetzung der Landtage, die 20 (in Vorarlberg) bis 100 (Mäh⸗ 
ren), 150 (Galizien) und 241 Mitglieder (Böhmen) zählten, erfolgte 
nach Intereſſegruppen: flaches Land, Städte und Handelskammern, 
Großgrundbeſitz, wozu dann überall noch einige Virilſtimmen der Bi— 
ſchöfe, Aebte und eventuell Univerſitätsrectoren kamen. Gegen dieſes 
Curienſyſtem ließ ſich kaum etwas einwenden: es entſpricht der Be— 
deutung des Großgrundbeſitzes in Oeſterreich; es iſt nothwendig, um 
die gewerblichen Intereſſen den ländlichen gegenüber zur Geltung zu 
bringen; es gewährt dem Deutſchthum die feiner Culturmiſſion gebüh— 
rende Berückſichtigung. Auch die Anwendung des Curienſyſtems auf 
das Abgeordnetenhaus iſt kaum zu tadeln, wenn ſie gleich die Abnor— 
mität einer „Grafenbank“ in der zweiten Kammer mit ſich bringt. 
Dieſe Methode ſichert die numeriſchen oder qualitativen Minoritäten 
in den Ländern mit gemiſchter Bevölkerung, wie die Ruthenen in Ga— 
lizien, die Deutſchen in Mähren, Böhmen, Krain gegen Vergewalti— 
gung; ſie ſchützt das Bürgerthum gegen die vollſtändige Ueberflutung 
durch eine klerikal-feudal-nationale Ligue, die es ſonſt mit Hülfe der 
bäuerlichen Elemente förmlich hinwegſchwemmen würde. Ein ſolches 
Wehr iſt um fo unentbehrlicher, da der Wahleenſus ſehr tief greift: 
nur mit Wien war, aus kleinlicher Rancune wegen des Revolutions— 
jahres, eine Ausnahme gemacht — es ward unter einer Art von Be— 
lagerungszuſtand, d. h. unter einem doppelt fo hohen Cenſus gehalten, 
als irgendeine andere Stadt. Dagegen war es nach drei Richtungen 
hin ein ganz unverzeihlicher Fehler, ja der Todeskeim der Verfaſſung, 
den Reichsrath aus Delegationen der Landtage ſtatt aus directen 
Wahlen hervorgehen zu laſſen. Zunächſt die rein techniſche Frage: 
wie ſollten denn gewöhnliche Staatsbürger ihren Geſchäften die Zeit 
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abgewinnen, alljährlich zwei bis drei parlamentariſche Seſſionen im 
Landtage, im engern und weitern Reichsrathe mitzumachen? So— 
dann: welch ein trauriges Zerrbild einer „Volksrepräſentanz“ wurde 
durch dieſes unſelige Delegationsſyſtem geſchaffen, welches jeden Zu— 
ſammenhang zwiſchen der Bevölkerung und ihren Repräſentanten ab— 
ſchneidet, da die Reichsrathsabgeordneten aus einer zwei- bis drei— 
fachen Durchſeihung hervorgehen und überdies noch nach Intereſſen, 
Ständen und Localgruppen zerklüftet ſind: denn auf dem Lande wäh— 
len Wahlmänner in den Landtag, und jede Handelskammer iſt ja ſelbſt 
ſchon eine aus Wahlen hervorgegangene Körperſchaft. Wie ſoll der 
Deputirte ſich im Contacte mit dem Volke fühlen, der die Wähler— 
ſchaft nur als erſte Stufe braucht, um in den Landtag zu gelangen; 
dann aber, um in den Reichsrath zu kommen, lediglich darauf bedacht 
ſein muß, innerhalb dieſer Körperſchaft alle perſönlichen Anſchauungen 
zu menagiren, damit die Wahl in dem engbeſchränkten Kreiſe gerade auf 
ihn und nicht auf einen ſeiner Collegen falle? Man vergegenwärtige 
ſich nur, was es heißt, daß z. B. der niederöſterreichiſche Landtag 
ein Wahlcollegium von blos 66 Stimmen bildet, die ihrerſeits wieder 
in Großgrundbeſitzer, Vertreter der Handelskammern, Abgeordnete der 
Städte und des platten Landes nach feſtgeſetzten Ziffern curienweiſe 
geſpalten ſind, und daß dieſe 66 Leute nun 4 Reichsrathsſitze an die 
12 Deputirten Wiens, 5 an die 18 Prälaten und Großgrundbeſitzer, 1 
an die 4 Handelskammerrepräſentanten zu vergeben und unter den übri— 
gen Abgeordneten gruppenweiſe aus 8 Landtagsboten 2, aus 4 Ti 
aus 11 3, aus 9 2 „Volksvertreter“ in den Reichsrath zu entſenden 
haben. Man wird zugeben, wenn ein Preis darauf geſetzt wäre, das 
parlamentariſche Princip zu dem kleinlichſten Cliquen- und Coterie— 
weſen zu degradiren, ſo würde dieſe Aufgabe durch die Zuſammen— 
ſetzung des Abgeordnetenhauſes mit Glück gelöſt erſcheinen. Die Haupt— 
ſache und der Keim aller der Convulſionen, die das Reich ſeit elf 
Jahren durchgemacht, blieb indeſſen der heilloſe Widerſinn, das Par— 
lament, dieſes Symbol der Centraliſation, auf die Landtage, die Eck— 
ſteine des Föderalismus, zu pfropfen, ſodaß das Zuſtandekommen des 
Reichsraths geradezu von dem guten Willen der letztern, die vielfach 
ſeine principiellen Gegner waren, abhing. Die Abſurdität iſt ſo hand— 
greiflich, daß ſie kaum anders erklärlich erſcheint, als durch den An— 
haltspunkt, den das in gut unterrichteten Kreiſen verbreitete Gerücht 
gewährt: Schmerling habe die poſitive Weiſung erhalten, der Reichs 
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Hofe abhänge. Das war nun durch das Delegationsſyſtem allerdings 
erreicht. Der Großgrundbeſitz in Böhmen und Mähren ernennt in 
Einem Wahlgange 70, reſp. 30 von 241 und 100 Deputirten: auf 
dem Lande und in den Städten nun ſtehen die ſlawiſchen und deutſchen 
Candidaturen unerſchütterlich feſt; je nachdem alſo in dem Großgrund— 
beſitze die czechiſch-feudale oder die deutſch-liberale Lifte durchdringt, 
gehört der prager und brünner Landtag zur einen oder andern Partei. 
Daſſelbe gilt daher auch von den 76 Abgeordneten, die beide Ver— 
ſammlungen in den Reichsrath entſenden; und damit iſt die Majo— 
rität in dem Hauſe vor dem Schottenthor entſchieden, wenigſtens in 
dem engern Reichsrathe, der ja nur 203 Mitglieder zählt und in. 
dem die Böhmen mitſammt den Mährern den Ausſchlag zwiſchen den 
Deutſchen einerſeits, den Polen, Südſlawen, Glaubenseinheitlichen 
andererſeits geben. Bei der Abſtimmung des Großgrundbeſitzes aber 
entſcheiden anderthalb Dutzend Stimmen, die in dieſer Curie natürlich 
dem Hofe immer zur Verfügung ſtehen. Das Zünglein der Wag— 
ſchale in ihrer Hand, war alſo die Krone ſicher, ſich unter allen Um— 
ſtänden die Majorität des Parlaments nach ihrem Belieben zuſammen— 
zuſetzen; und daß die Rechnung ganz genau ſtimmte, zeigten die Wah— 
len unter Beleredi und Beuſt, dann wieder unter Hohenwart und 
Adolf Auersperg, wo im Handumdrehen, im Zeitraume von zwei bis 
drei Monaten verfaſſungstreue Majoritäten zu Prag und Brünn in 
verfaſſungsfeindliche und umgekehrt verwandelt wurden. Ja, das Facit 
übertraf hier noch die Erwartungen der Camarilla: nicht nur die Ma— 
jorität im Parlament konnte ſie mittels des Delegationsſyſtems be— 
liebig miſchen; nein, auch den ganzen Reichsrath chronisch immer aufs 
neue in Frage ſtellen, indem ſie in Prag und Brünn Landtage her— 
ſtellte, welche die Wahlen nach Wien verweigerten und denen dann 
die Landtage Galiziens, Krains, wol auch Tirols und der ſüdſlawi— 
ſchen Länder ſich anzuſchließen ſtets bereit waren. 

Ein um ſo glücklicherer Griff Schmerling's war dagegen das 
Proteſtantenpatent vom 8. April für alle Erblande mit Ausnahme 
Dalmatiens, wo übrigens auch ſo gut wie gar keine Evangeliſchen 
exiſtiren. Daſſelbe „ſetzt außer Kraft und Wirkſamkeit und erklärt 
für null und nichtig alle Beſchränkungen in Abſicht auf die Errichtung 
von Kirchen mit oder ohne Thurm und Glocken, auf die Begehung 
religiöſer Feierlichkeiten, die der Glaubenslehre eutſprechen; auf die 
Ausübung der Seelſorge — ſoweit dieſe Beſchräukungen noch in Wirk— 
ſamkeit ſein ſollten“. Der Miniſter hatte recht, der Deputation der wiener 


Schmerling's Proteſtantengeſetz. 111 


Proteſtanten, die ihm den Dank für das Geſetz darbrachte, zu ſagen: 
„Sie müſſen uns, meine Herren, die verloren gegangenen Sympathien 
der Deutſchen im Reiche zurückerobern helfen!“ Hatte nichts ſo ſehr 
wie das Concordat beigetragen, Oeſterreich zu einem Gegenſtande der 
öffentlichen Antipathie zu machen, ſo war dies der richtige Weg, ihm 
wieder Zuneigung zu erwerben. Das Patent und die vom 9. April 
datirte Verordnung über die innere Verwaltung der evangeliſchen 
Kirche verlieh den Evangeliſchen in den Erblanden jene Presbyterial— 
und Synodalverfaſſung, um die ſie unter Thun mit ſo wenig Aus— 
ſicht auf Erfolg petitionirt — allerdings mit dem Zuſatze, daß die 
Executive in dem Oberkirchenrathe gipfelte, der die Conſiſtorien beider 
Confeſſionen umfaßte und deſſen Vorſitzenden wie Mitglieder der Kaiſer 
ernannte. Immerhin bildete die Betheiligung des weltlichen Elements 
ſowie die Generalſynode, die neben dem Oberkirchenrath als legislative 
Körperſchaft functionirt, einen ungeheuern Fortſchritt. Wohl ward auch 
in dieſem Decret dem Geiſte der Bigoterie mannichfacher Vorſchub ge— 
leiſtet, indem z. B. der confeſſionelle Charakter der Schulen mit größter 
Schroffheit in den Vordergrund gerückt und für die nächſte Zukunft 
bereits die Auslieferung der Ehegerichtsbarkeit an die Kirche in Aus— 
ſicht geſtellt ́ward. Wohl konnte, ſolange das Concordat aufrecht ſtand, 
von einer factiſchen Gleichberechtigung kaum die Rede ſein, da ja der 
Schlußparagraph 25 des Patents ausdrücklich betonte, daß „den geſetz— 
lich anerkannten Rechten einer andern Confeſſion nicht nahe getreten 
werden dürfe“. Und ſeit 1855 gehörte ja die Unterdrückung der 
Evangeliſchen eben zu den „geſetzlich anerkannten Rechten“ des Ultra— 
montanismus, der denn auch bald genug bewies, wie wenig er ſich 
um die Zuſicherung „principieller Gleichheit vor dem Geſetze“ küm— 
merte, die das Patent „in unzweifelhafter Weiſe nach ſämmtlichen 
Richtungen des bürgerlichen und politiſchen Lebens gewährleiſtete“. 
Das Patent hatte gut behaupten: „Die Verſchiedenheit des chriſtlichen 
Glaubensbekenntniſſes kann keinen Unterſchied in dem Genuſſe der 
bürgerlichen und politiſchen Rechte begründen.“ Die Kirche blieb dabei, 
daß z. B. die Conſtituirung einer Proteſtantengemeinde in Tirol ihr 
Recht auf die Erhaltung der Glaubenseinheit gefährden würde — und 
die Kirche behielt das letzte Wort. Indeſſen bei alledem war die Ver— 
leihung unbedingteſter Autonomie in ſämmtlichen Kirchen- und Schul— 
ſachen, ſowie die Zuſicherung, daß das ſtaatliche Beaufſichtigungsrecht 
nur durch Confeſſionsgenoſſen geübt werden ſolle, eine rieſengroße Re 
form. Jetzt hatte die evangeliſche Kirche wenigſtens Waffen, um ſich 
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mit dem Sturze des Concordats ihre Freiheit zu erringen! jetzt war 
wenigſtens die Möglichkeit gegeben, daß die „Autonomie“ der Cvan— 
geliſchen nicht, nach Thun'ſchem Sinne, dahin führte, dem Jeſuiten— 
fanatismus proteſtautiſch-orthodoxes Muckerthum an die Seite zu ſtellen 
und ſo den byzantiniſchen Abſolutismus durch eine zweite Säule zu 
ſtützen! 

Natürlich aber war es nunmehr, nach zwölf ſchmählich verzet— 
telten Jahren, keine leichte Arbeit, in conſtitutionelle Geleiſe einzulen— 
ken. Ueberall wo der eiſerne Reifen gelockert worden, durch den die 
Nationalitäten Oeſterreichs in Eine Maſſe zur Begründung des gro— 
ßen ſlawo-germaniſchen Siebzigmillioneureichs hatten zuſammengepreßt 
werden ſollen, machten dieſelben ſich nun nur um ſo ſtürmiſcher, um 
ſo ungebührlicher auf Koſten des Ganzen Luft. Eine beſſere Vor— 
bedingung als das Bach-Thun'ſche Regiment läßt ſich nicht denken zur 
Erhärtung des Dahlmann'ſchen Satzes, daß Oeſterreich wol Sitten 
und Volksthum patriarchaliſch reſpectiren, nie aber ſeinen Völkern 
eigentlich politiſche Freiheit verleihen darf, ohne ſich ſelbſt in die Luft 
zu ſprengen. Die Vorbereitungen zu den Landtagen der nichtungari— 
ſchen Reichshälfte und die Seſſion ſelbſt, die am 6. April eröffnet 
ward, zeigten das zur Genüge. Als völlig fremder Körper ſtellte ſich 
zunächſt Venetien dem Reiche gegenüber. Da die Centralcongregation 
gleich nach Neujahr die Einführung des Papiergeldes misbilligt und 
alle Zahlungen aus den Territorialfonds in Silber zu leiſten beſchloſ— 
ſen, hatte die Regierung ſchon am 2. April den Zwangscurs der Bank— 
noten für Italien wieder aufgehoben. Allein ſie irrte ſich, wenn ſie 
gehofft, damit die Gemüther für die centraliſtiſche Action zu gewinnen, 
die Schmerling eingeleitet. Der Staatsminiſter hatte Ende März 
angeordnet, daß, da ein eigentliches Landesſtatut für Venetien noch 
nicht erlaſſen war, die Provinzialcongregationen die Wahlen für den 
Reichsrath vornehmen und die Centralcongregation das Stimmenſeruti— 
nium ſowie die Proclamirung der Abgeordneten vornehmen ſollten. 
Die Centralcongregation aber lehnte am 24. April die ihr zugewieſene 
Rolle ab, weil von 844 Gemeinden blos 410 regelmäßig gewählt hätten 
und die Beſchlüſſe der Provinzialcongregationen ſo verſchiedenartig 
lauteten, daß der wahre Wille des Landes ſich nicht daraus erkennen 
laſſe. Schmerling verfügte darauf, daß am 1. Mai die Statthalter 
in öffentlicher Sitzung die Prüfung der eingelaufenen Wahlacten zu 
vollziehen und jedem ein Wahleertificat auszuſtellen habe, der die ab— 
ſolute oder relative Stimmenmehrheit erhalten. Dem Befehle gemäß 
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wurde das Reſultat der directen Minoritätswahlen in das wiener 
Parlament verkündet; aber alle Gewählten ohne Ausnahme lehnten ab, 
weil ſie in dieſer Procedur den Landeswillen nicht zu erkennen ver— 
möchten. Dies war der letzte Verſuch, Venedig an den Körper des 
Reichs zu ketten, bis ein Luſtrum ſpäter das geniale Siſtirungs— 
Triumvirat Beleredi-Lariſch-Eſterhazy die heikle Frage in kindlich— 
einfacher Weiſe durch Verſchenkung des Königreichs an Frankreich 
löſte. Denn daß einige wenige Mitglieder des italieniſchen e ee 
und der venetianiſchen noblesse de robe die Berufung ins Herren— 
haus ohne Proteſt über ſich ergehen ließen, hatte doch weiter keine 
Bedeutung. Auch in Südtirol, in Iſtrien, in Trieſt machten die Ita— 
lianiſſinmi dem Miniſterium zu ſchaffen, während es in Dalmatien um— 
gekehrt das italieniſche Element war, das durch engen Anſchluß an 
Wien und den Reichsrath Schutz gegen die Annexionsgelüſte des ſüd— 
ſlawiſchen Stammes zu erhalten hoffte. An der Etſch und an der 
Nordküſte der Adria war die italieniſche Propaganda entſchieden 
Oeſtereich feindſelig, weil die Annexion an Turin ihr als Ziel vor— 
ſchwebte; weiter ſüdwärts kam ihr autonomiſtiſcher Charakter der 
Action Schmerling's zu ſtatten, weil in Zara eine der Zahl nach ver— 
ſchwindend kleine Minorität ſich der Aufſaugung von Agram aus er— ; 
wehren mußte. Schon hierin lag das Kriterium, weshalb die Phan- 
taſterei Garibaldi's, der in dieſem Frühjahre die Inſurrection der 
Rajahs in der Herzegowina, den Krieg der Pforte mit ee 
die Unruhen in Hellas ausnutzen wollte, um über das Adriatiſche 
und Joniſche Meer eine Brücke zwiſchen der italieniſchen und ſüd— 


ab mit dem Trentino den eigentlichen Herd der Italianiſſimi bildete, 
begnügte der Landtag ſich für diesmal noch, am 22. April die Ein— 
führung der italieniſchen Unterrichtsſprache in allen ſtädtiſchen und 
ſtaatlichen Schulen zu decretiren. Aufſäſſiger war der Landtag von 
Parenzo, der am 11. April die beantragte Dankadreſſe verwarf und 
eine andere annahm, welche die angeblichen Wünſche und Bedürfniſſe 
des Landes zum Ausdruck bringen ſollte; auch mit 20 gegen 10 Stim— 
men die Abſendung zweier Deputirter für Iſtrien in das Abgeordneten— 
haus ablehnte — die Stimmzettel waren mit „nessuno“ beſchrieben, 
was jetzt zum Loſungswort der italieniſchen Agitation gegenüber dem 
wiener Parlament wurde. Die Auflöſung des Landtags am 14. Juli 
Rogge, Oeſterreich. II. 8 
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beſchwor dieſen Sturm im Waſſerglaſe, da der neugewählte Landtag 
am 26. September anſtandslos den Reichsrath beſchickte. Ungleich 
weitreichender und trauriger in allen ihren Conſequenzen iſt dagegen 
die Seceſſion der Südtiroler, die — anders als die Czechen — bis 
zum heutigen Tage noch nicht in das Haus vor dem Schottenthore 
zu bringen geweſen ſind; und zwar, wie ſie wenigſtens behaupten, 
keineswegs aus abſoluter Antipathie gegen Wien und die Central— 
regierung, ſondern weil der Weg dorthin nur durch die innsbrucker 
Landſtube führt. Hier handelt es ſich alſo um Zerreißung des alt— 
hiſtoriſchen Verbandes von Tirol diesſeits und jenſeits des Nosbaches, 
und was noch ſchlimmer, durch das Fernbleiben der liberalen Süd— 
tiroler blieb auf dem Landtage den unbedingt vom Klerus beherrſchten 
Bauern und Kleinbürgern des deutſchen Nordens eine unerſchütterliche 
Majorität, die immer nur dadurch halbwegs in Schranken gehalten 
wird, daß bei den Wahlen aus dem Großgrundbeſitz jedesmal die 
Verfaſſungspartei ſiegt, weil derſelbe nicht altadeliche Latifundien— 
inhaber, ſondern gebildete, mit allen Faſern ihres Daſeins im Bürger— 
thum wurzelnde Gutsherren umfaßt. Schon am 20. März hatte die 
Handelskammer von Roveredo einſtimmig beſchloſſen, der Wahl eines 
Abgeordneten nach Innsbruck ſich zu enthalten und bei dem Staats- 
miniſter um eine eigene Statthalterei und Landesvertretung für Welſch— 
tirol zu petitioniren. Das Begehren ward von Schmerling ſofort ab— 
ſchlägig beſchieden und die Kammer mit ihren Wünſchen um Modi— 
ficationen des Landesſtatuts auf den conſtitutionellen Weg verwieſen. 
So erſchienen denn bei der Landtagseröffnung am 6. April nur zwei 
Abgeordnete aus Welſchtirol: alle übrigen Wahlkreiſe hatten und 
haben ſeitdem immer nur ſolche Männer gewählt, von denen ſie 
ſicher ſind, daß niemand nach Innsbruck geht. Zum Ueberfluß lehnte 
der Landtag dann noch am 20. April rundweg das Begehren um eine 
Sonderſtellung der Trientiner rundweg ab. Dieſe Eine Niederlage 
des Schmerling'ſchen Syſtems nun involvirte zugleich eine zweite 
Schlappe, indem der ſanfte Biſchof von Brixen, der bereits mit gro— 
gem Eifer einen Adreſſenſturm an den Landtag um Erhaltung der 
Glaubenseinheit organiſirt, nunmehr auf dem Landtage die Elnbogen 
frei hatte zu Wühlereien gegen das Proteſtantenpatent. Am 14. April 
wurde mit allen gegen drei Stimmen der Antrag des Fürſt-Biſchofs 
angenommen: „den Kaiſer zu bitten, daß den Akatholiken in Tirol 
die Ausübung des akatholiſchen Gottesdienſtes unterſagt, daß die Bil— 
dung nichtkatholiſcher Gemeinden für unzuläſſig erklärt werde und die 
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Proteftanten von dem Erwerbe alles Realbeſitzes ausgeſchloſſen blie— 
ben“. In Dalmatien dagegen nahm die Bewegung den umgekehrten 
Verlauf. Gleich nach Neujahr hatten Spalato und 16 andere ſtädti— 
ſche Gemeinden gegen jede Vertretung proteſtirt, die über die Frage 
des Auſchluſſes an Kroatien verhandeln wollte, ohne durch Mandat 
der dalmatiniſchen Bevölkerung autoriſirt zu ſein. Ja, Mitte Januar 
mußte die im Octoberdiplom angeordnete Einberufung einer Conferenz 
nach Agram bezüglich der Union Kroatiens und Dalmatiens aufgegeben 
werden, weil Dalmatien die Beſchickung derſelben verweigerte und eine 
Adreſſe an den Kaiſer mit einem Proteſt gegen alle Einigungsverſuche 
abſchickte, die außerhalb des dalmatiniſchen Landtags angeſtellt würden. 
Der Landtag von Zara ſprach ſich denn auch am 19. April in einer 
Adreſſe an den Kaiſer ganz entſchieden gegen die kroatiſchen Annexions— 
chimären aus und vollzog die Wahlen in den Reichsrath. Da die 
Minorität aber auf eigene Fauſt acht Mitglieder zu Verhandlungen 
nach Agram deputirte und eine Adreſſe in unioniſtiſchem Sinne nach 
Wien hinaufſchickte, beſchloß Ende April die Majorität, die wahre 
Meinung des Landes in corpore dem Monarchen zu unterbreiten. 

In Galizien war mit der Galvaniſirung des politiſchen Lebens 
auch der alte Hader zwiſchen Polen und Ruthenen entbrannt, und 
deutlich wieſen alle Symptome die Regierung darauf hin, daß ſie ihre 
Stütze gegen die gleichzeitig entfeſſelten Seceſſionsbeſtrebungen der pol— 
niſchen „Herren“ in den Ruthenen, richtiger geſagt in der Bauern— 
ſchaft zu ſuchen habe. Die Ruthenen bilden numeriſch die Majorität 
der Bevölkerung und find ſchon durch die griechiſch-katholiſche Con— 
feſſion nicht minder ſcharf wie durch die Nationalität von der einge— 
wanderten Ariſtokratie geſchieden, da bei ihnen der Einfluß der Geiſtlich— 
keit noch ohne jedes Gegengewicht beſteht. Das Dutzend Ruthenen 
im Reichsrathe commandirte ihr Biſchof, der ſpätere Metropolit Lit— 
winowicz, wie eine Compagnie Soldaten im Intereſſe Schmerling's. 
Wenn ſich in den höhern Kreiſen des rutheniſchen Stammes wol 
hier und da ein Streben, mit dem polniſchen Adel zu fraterniſiren, 
geltend macht, ſo wird das mehr als aufgewogen, weil in allen 
nationalen Fragen wieder nothgedrungen der maſuriſche, krakuſiſche 
Bauer mit dem rutheniſchen Bauern Hand in Hand gegen die 
polniſchen Magnaten geht. Ganz richtig konnte, im Hinweis auf 
die Schreckensſcenen, die 1846 in Galizien geſpielt, Rechberg 1863 
auf die Warnung, ob er denn nicht von deu polniſchen Strebungen 
Ungelegenheiten auch für Oeſterreich fürchte, wenn er ihnen in Ga— 
8* 
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lizien dermaßen freien Spielraum zur Unterſtützung der Inſurrection 


in Congreßpolen gebe, erwidern: „Du lieber Gott, deshalb braucht 


noch nicht Ein Regiment zu marſchiren; wir laſſen nur die galiziſchen 
Bauern mit Heugabeln und Dreſchflegeln gewähren!“ Gleich nach 
Schmerling's Amtsantritt und lange vor Erlaß der Februarverfaſſung 
hatte bereits die galiziſche Oppoſition Stellung genommen gegen die 
Wendung, die ſich in Wien vorbereitete. Am 4. Januar ſchon über— 
reichte Smolka dem Staatsminiſter eine Adreſſe ſeiner Partei, worin 
die vollſtändigſte Autonomie Galiziens und zugleich im Lande ſelbſt 
die unbedingteſte Herrſchaft des polniſchen Elements verlangt ward. 
Das Schriftſtück ſchloß mit den drohenden Worten: „Wenn hingegen, 
ſtatt eines ſouveränen Landtags für Galizien, ein allgemeiner wie 
immer gearteter einheitlicher Reichstag für die ganze Monarchie, an 
dem auch wir theilnehmen müßten, in Angelegenheiten Galiziens 
einen entſcheidenden Einfluß erhielte, dann würden in der That die 
politiſchen Zwecke eines beſtimmten, von germaniſcher Tendenz durch— 
drungenen Theils des Parlaments an unſerer, dem deutſchen Bunde 
fremden Nation, gleichwie an jedem nichtgermaniſchen Stamm, dem 
kräftigſten, begründetſten Widerſtande begegnen.“ So weit hatte eine 
wüſte Reaction, die ſich zehn Jahre lang als Centraliſation breit— 
gemacht, den Mann gebracht, der 1848 dem Reichstage in Wien und 
Kremſier präſidirt und der jetzt noch erfuhr, daß er fort und fort unter 
Polizeiaufſicht ſtehe, daß die Bewilligung zur Reiſe nach Wien erſt 
von Lemberg aus für ihn bei Schmerling nachgeſucht werden müſſe! 
Acht Tage ſpäter erſchien eine von der rutheniſchen Geiſtlichkeit aus— 
gehende Deputation bei dem Kaiſer, die ſich in entgegengeſetztem Sinne 
für die Reichseinheit und wider die polniſchen Separatiſten ausſprach. 
Aber Anfang März kam eine andere Deputation poloniſirter Ruthenen 
nach Wien hinauf, die bei dem Staatsminiſter zu Gunſten der pol— 
niſchen Januaradreſſe eintrat; und Anfang Mai forderte gar der 
unirte Metropolit in Lemberg, der unter Goluchowski-Thun berufene 
Baron Jachimowicz in einem Circular den rutheniſchen Klerus auf, 
ſich jeder politiſchen Demonſtration zu enthalten. Natürlich, Jachimo— 
wicz war ein Polenfreund und Anhänger der Theorie von den „hiſto— 
riſch-politiſchen Individualitäten“, die zwar beileibe nicht „germani— 
ſiren“, aber in jedem einzelnen Kronlande die nationalen Minoritäten den 
Majoritäten opfern will, die Ruthenen in Galizien den Polen, die Deut— 
ſchen in Böhmen und Mähren den Ezechen, in Krain den Slowenen u. ſ. w. 
Der polniſche Adel kannte die Gefahr, die ihm von den Bauern her 
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drohte. Deshalb gaben gleich nach Eröffnung des lemberger Landtags 
die Großgrundbeſitzer durch den Mund des urreactionären und bigoten 
Grafen Adam Potocki die feierliche Erklärung ab: daß ſie auf alle 
Standesvorrechte verzichteten und die Robotaufhebung anerkennten. 
Gleich darauf beſchloß der Landtag, um Einführung der polniſchen 
Sprache an der krakauer Univerſität zu petitioniren. Doch alle dieſe 
nationalen und liberalen Kundgebungen änderten nichts an der arg. 
wöhniſchen Stellung der Ruthenen und Bauern den polniſchen „Herren“ 
gegenüber. Wenn hier und da ein Landbezirk einen Candidaten der 
polniſchen Partei oder gar einen Revolutionshelden, wie den Guts— 
beſitzer Karl Rogawski zu ſeinem Vertreter ernannte, ſo war das nur 
eine Ausnahme und natürliche Folge des Goluchowski'ſchen Regiments, 
das alles aufgeboten, um die Bauern und Ruthenen Wien und der 
Regierung zu entfremden. Im großen und ganzen war die Partei— 
ſtellung klar. Die „Herren“ hatten das Octoberdiplom mit Freuden 
begrüßt, unter deſſen Fittichen ſie eine polniſche ariſtokratiſche Auto— 
nomie in Galizien zu etabliren und ihre alten Plane den Ruthenen 
und dem Landvolke gegenüber fortzuſpinnen hofften. Umgekehrt be— 
grüßten Bauern und Ruthenen den Antritt Schmerling's und das 
Februarpatent mit Jubel, weil fie ganz richtig in der Anlehnung ar 
Wien ihre Errettung aus den Händen der Polen und der Slachzizen 
erblickten, denen das Syſtem der „Hhiſtoriſch-politiſchen Individuali— 
täten“ fie als Beute hinwarf. In ihrem Unmuth über dieſe Wendung 
wollten daher die polniſchen Patrioten anfangs von den Reichstags— 
wahlen nichts hören und ſchwatzten von Gefahren für die Rechte des 
Landes. Da erhob ſich der polniſche Bauer Siviec: als des Kaiſers 
Soldat habe er Böhmen, Mähren, Niederöſterreich geſehen; dort 

ſeien Zuſtände, die man in Galizien vergebens ſuche; daher könne 

in dem öſterreichiſchen Reichsrathe dem Lande nur Heil erwachſen — 

„denn dort“, ſchloß er, „herrſcht eine größere Civiliſation und Huma⸗ 
nität als bei uns“. Auch der rutheniſche Bauer Kowbaſiuk half ſich 
zu ſeinem Rechte. Da die polniſche Linke lachte, lärmte, mit den 

Füßen ſcharrte, fo oft ein Redner das Wort auf rutheniſch ergriff; 

da ſie dieſe Sprache verächtlich einen „Dialekt“ titulirte und die Ver— 

leſung rutheniſcher Protokolle zu verhindern ſuchte, rief Kowbaſiuk den 

Herren zu: „Wißt Ihr nicht, was ſich ſchickt, Ihr Grafen und Doctoren 

drüben? Ihr lacht immer, wenn einer von uns in rutheniſcher Sprache 

ſprechen will — wir ſind nicht dazu hier, um ausgelacht zu werden.“ 

Die polniſche Landtagsmajorität nahm endlich am 16. April die Wah— 


= 
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len in den Reichsrath nur unter Proteſt vor, indem ſie daran die 


Verwahrung knüpfte, daß ſie „nur der ausdrücklichen Beſtimmung 
des Geſetzes gehorche, indem fie die legislatoriſchen Arbeiten der lem— 
berger Repräſentanz unterbreche, von der das Land ſeine Organiſirung 
erwarte. Dem Landtag allein erkenne das Land die Gewalt zu, über 
die Angelegenheiten Galiziens zu entſcheiden. Er ſchreite deshalb zur 
Beſchickung des Reichsraths, nur von dem Gedanken ausgehend, daß 
die Ernannten als die ausſchließlichen Repräſentanten Galiziens die 
dem Lande gebührenden hiſtoriſchen Rechte ohne allen Zweifel zu wah— 
ren wiſſen würden“. Bei den Wahlen nun fiſchte die Majorität aus 
allen Gruppen der polniſchen Landgemeinden Anhänger des Polonis— 
mus heraus; aus den rutheniſchen Landgemeinden aber nahm ſie, wo 
ſie abſolut keine Parteigänger fand, mit Vorliebe ſolche Bauern und 
Geiſtliche, die nicht deutſch verſtanden. Während jedoch im Abgeordneten— 
hauſe die Polen ſich neben den Czechen auf die föderaliſtiſche Rechte 
ſetzten, nahm der Eine polniſche Bauer, der nach Wien gelangt 
war, im miniſteriellen Centrum mit den Ruthenen Platz. Gleich bei 
der Adreßdebatte im Reichsrath vertheidigten Ruthenen wie Biſchof 
Litwinowicz, Mogielnicki und ſpäter auch Domherr Kuziemski mit 
Energie die Idee der Reichseinheit und das einheitliche Geſetzgebungs— 
recht, von dem der Bauer allein Abhülfe für die ihn drückenden 
Uebelſtände aus dem fernen Wien erwarte. Sie prieſen die junge 
Verfaſſung als „die Wiege der Freiheit, die Gewähr ihrer Hoffnun— 
gen und die Bürgſchaft für ein großes Oeſterreich, das willens und 
mächtig genug ſei, die Bauern zu ſchützen“. ) 

Die Seſſion des böhmiſchen Landtags verlief ruhiger und ſchneller, 
obſchon auch in Prag die Keime zukünftiger heftiger Conflicte zwiſchen 
Deutſchen und Czechen erkennbar genug hervortraten. Gleich nach 
Eröffnung der Verſammlung proteſtirte Rieger, der Schwiegerſohn 
Palacki's und, mit dieſem, Führer der fſlawiſchen Oppoſition, gegen die 
Curieneintheilung und verwahrte ſich gegen jedes Präjudiz, wenn der 
Landtag ſich vorläufig das octroyirte Statut gefallen laſſe. Am 11. April 
beſchloß der Landtag auf Antrag des prager Cardinals, den Kaiſer 
durch eine Deputation zu erſuchen, er möge ſich auch als König von 
Böhmen krönen laſſen. Damit war die böhmiſche Krone — nicht die 
reelle, die in Karlſtein aufbewahrt wird, ſondern die mythiſche Wenzels— 
krone, jene Koruna ceska, die Böhmen als ein Land der Czechen 


Sacher-Maſoch, „Polniſche Revolutionen“, in dem letzten Kapitel des Buchs. 
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reclamirt und Mähren mit Schleſien als deſſen Nebenländer annec— 
tirt — wieder aufs Tapet gebracht, die ſeither im ſtaatsrechtlichen 
Hader eine ſo gewaltige Rolle geſpielt hat, weil eine Krönung mit 
ihr allerdings, ebenſo wie die ungariſche Krönung bezüglich der zur 
Stephanskrone gehörigen Gebiete, die Ausſcheidung eines ſelbſtändigen 
ſtaatlichen Complexes aus dem Leibe Geſammtöſterreichs bedeuten 
würde. Am 18. April wurden zwar die Reichsrathswahlen vollzogen, 
nicht aber ohne daß die czechiſche Partei einen Proteſt zu Protokoll 
gab. In dieſem erkannte ſie zwar den Kreis der gemeinſamen An— 
gelegenheiten, wie das Octoberdiplom ihn feſtſtellt, an, beklagte aber, 
daß die Februarverfaſſung, ohne Mitwirkung des böhmiſchen Volks zu 
Stande gekommen, den Grundſätzen des unwiderruflichen Diploms 
nicht in allem entſpreche. Böhmen habe nicht das gebührende Maß 
von Autonomie erhalten; eine ungerechte Wahlordnung verſetze die 
ſlawiſche Mehrheit der Bevölkerung künſtlich in die Minorität. Die 
Czechen „betheiligen ſich an den Reichsrathswahlen, um zu verſuchen, 
ob die Partei, welche die künſtlich gebildete Majorität im Landtage 
beſitzt, davon wirklich Gebrauch machen will zur Unterdrückung des 
böhmiſchen Elements und zur Bildung einer falſchen Vertretung Böh— 
mens im Reichsrathe“. Sollte dieſe Befürchtung ſich erfüllen, ſo 
verwahren die Unterzeichneten ſich im voraus, „als ob der böhmiſche 
Landtag, auf die gegenwärtige Verfaſſung und Wahlordnung gegrün— 
det, den von ihm gewählten Reichstagsabgeordneten die Befugniß ver— 
leihen könne, an den ſtaatlichen Verhältniſſen Böhmens, die auf ältern 
Verträgen beruhen, etwas zu verrücken oder zu verkürzen“. So konnte 
denn am 1. Mai der Reichsrath eröffnet werden, nachdem zwölf Tage 
vorher 56 erbliche und 39 lebenslängliche Mitglieder des Herrenhauſes 
ernannt worden waren. Jene aus der hohen Ariſtokratie, dieſe aus 
den Kreiſen der Staatswürdenträger ſowie der um Kunſt und Litera— 
tur verdienten Männer, wie Grillparzer, Halm (Baron Münch— 
Bellinghauſen), Anaſtaſius Grün (Graf Auersperg) u. a. Die vom 
Kaiſer verleſene Thronrede hob die Schwierigkeit des Wendepunktes, 
an dem man ſtehe, hervor; betonte aber zugleich, daß die Aufgabe, 
die in einer „Umgeſtaltung der Geſammtmonarchie“ gipfle, gelöſt wer— 
den müſſe, und daß man, was die Ordnung der Landtage anbetreffe, 
bereits nicht mehr vor einem Problem, ſondern vor einer That— 
ſache ſtehe. Im übrigen verweilte die Rede faſt nur bei der ſtaats— 
rechtlichen Lage. Sie ſprach die „Erwartung“ aus, daß „die Frage 
der Vertretung Ungarns, Kroatiens und Siebenbürgens im Reichs— 
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rathe, nach Maßgabe der Handſchreiben vom 26. Februar bald eine 
günſtige Löſung erhalten werde“. Der Kaiſer ſchloß mit den Worten: 
„Ich erkenne es als meine, im Angeſicht aller meiner Völker über— 
nommene Regentenpflicht, im Sinne der im Octoberdiplom ausge— 
ſprochenen und im Februarpatent zur Durchführung gelangten Idee, die 
Geſammtverfaſſung als das unantaſtbare Fundament des Kaiſerreichs, 
dem in feierlicher Stunde geleiſteten Angelöbniß getreu mit meiner kai— 
ſerlichen Macht zu ſchützen, und bin feſten Willens, jede Verletzung 
derſelben als einen Angriff auf den Beſtand der Monarchie, auf die 
Rechte aller meiner Länder und Völker nachdrücklich zurückzuweiſen.“ 
Von Freiheitsfragen war in dem Document mit keiner Silbe die 
Rede: dagegen ſetzte Schmerling, der mit richtigem Takt erkannte, daß 
es ausſchließlich die ſtaatsrechtlichen Fragen waren, welche die Situa— 
tion beherrſchten — einerſeits Ungarn, andererſeits der römiſchen 
Curie gegenüber, von deren Oberhoheit es die weltliche Gewalt zu 
emancipiren galt — gleich für die erſte Reichsrathsſeſſion Vorlagen 
über die Regulirung der interconfeſſionellen Verhältniſſe zwiſchen Ka— 
tholiken und Evangeliſchen an. Der Klerus begriff natürlich ſofort, 
wo das hinauswolle; und ſchon am 6. Mai richtete das geſammte ka— 
tholiſche Epiſkopat, ſoweit es in beiden Häuſern des Reichsraths Sitz 
und Stimme hatte, eine Adreſſe an den Kaiſer, die wie eine Kriegs— 
fanfare klang. „Die Feinde Oeſterreichs und der Kirche haben für 
den Augenblick die öffentliche Meinung verfälſcht und unterjocht“, hieß 
es darin; „zu welcher Ausbildung die Künſte der Wühlerei gelangt 
ſind, erfuhr Italien. . . . Religion und Sittlichkeit, Recht und Wahr— 
heit ſind den Schmähungen einer Anzahl von Speculanten und Wüh— 
lern preisgegeben.“ Dieſem „frevelhaften Treiben“ gegenüber ſei es 
Pflicht, nicht länger im Stillſchweigen zu verharren. Se. Majeſtät 
möge bei Ausführung des Proteſtantengeſetzes „den eigenthümlichen 
Verhältniſſen Tirols und dem einſtimmigen (22) Wunſche eines ge— 
treuen, biedern Volks huldvolle Rückſicht ſchenken“. Nach dieſem Pröb— 
chen klerikaler Toleranz folgte die komiſche Illuſtration dazu: „Unter 
den Schlagwörtern, die als Hebel kunſtgerechter Wühlerei gebraucht 
werden, nimmt gegenwärtig «Toleranz» eine vorzügliche Stelle ein. 
Die katholiſche Kirche übt die wahre Toleranz, dagegen wird gegen 
ſie von allen Seiten die roheſte Intoleranz geübt, jede Kundgebung 
katholiſcher Ueberzeugung mit Hohn und Schmähung überſchüttet.“ 
Die Leute, welche das ganze bürgerliche Geſetzbuch und alle Grundlagen 
kirchlicher Ordnung in Ungarn, ſelbſt Zugeſtändniſſe Gregor's XVI., 
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über den Haufen geworfen, bebten nicht vor der frechen Lüge zurück: 
„Die Vereinbarung mit dem Heiligen Stuhle habe nichts geändert, 
denn ſie verſpreche nur, daß die beſtehenden Geſetze in ihrer Geltung 
verbleiben ſollten.“ Eine „Verwegenheit“ ſei es, wenn „die Partei der 
Bewegung von Sr. Majeſtät verlange, den katholiſchen Charakter 
des Kaiſerthums Oeſterreich zu verleugnen“. Zum Schluß wird 
die türkiſche Pauke gerührt: „Zuerſt überwiegt die Partei der halben. 
Revolution; dann ſiegen die Männer des Umſturzes, welche die Con— 
ſequenz für ſich haben; die Sache des Heiligen Stuhls iſt die Sache 
der europäiſchen Ordnung, welche durch die Grundſätze der italieni— 
ſchen Revolution in den Krieg aller gegen alle verwandelt würde. 
Der Herr wird früher oder ſpäter Hülfe bringen; und mögen es Ew. 
Majeſtät ſein, den er beruft, in dem Nachfolger Petri das Reich 
Gottes auf Erden zu ſchützen.“ Das waren die alten Ränke und 
Kniffe: das Chriſtenthum mit dem Ultramontanismus zu identtficiren, 
den Fürſten den Gang nach Canoſſa als die einzige ausgiebige Pana— 
cee der Reaction anzupreiſen und über Tyrannei zu ſchreien, wenn man 
andere nicht tyranniſiren darf. Zugleich aber war jetzt auch der Be— 
weis geliefert, daß neben dem Concordat weder eine vernünftige innere, 
noch eine uicht geradezu blödſinnige auswärtige Politik exiſtiren könne. 
Wie ſehr die Zeiten ſich ſeit Thun geändert, erfuhr aber das Epiſko— 
pat denn doch, als die Biſchofsadreſſe in der „Wiener Zeitung“ ganz 
hinten am Platze der „Eingeſandt“ abgedruckt ward und übrigens ohne 
jede Antwort blieb. 

Damit war denn zur effectiven Thatſache geworden, was prin— 
cipiell factiſch längſt beſtand: die Coalition der Ultramontanen mit 
den Föderaliſten — wer die Deviſe „theile und herrſche“ zur ſeinen 
gemacht, der kann nicht umhin, jeder Centraliſation, welche die welt— 
liche Gewalt über den Krummſtab ſtellen will, ebenſo feindſelig ent— 
gegenzutreten, wie diejenigen, die den Geſammtſtaat zum Vortheile der 
„intereſſanten Nationalitäten“ in ein Bündel von „Königreichen und 
Ländern“ zerſplittern wollen. Der centralifirte Staat war ganz gut, 
ſolange ein Thun denſelben dem Jeſuitengeneral als einfachen Büttel 
zur Verfügung ſtellte. Von da ab, wo dieſer ſchöne Traum zerron— 
nen war, konnte der Schaufelhut nur im Bunde mit den „ſtruppigen 
Karyatidenhäuptern“ gedeihen, wie Hebbel den ſlawiſchen Völkermiſch— 
maſch Oeſterreichs richtig genannt. Dies zeigte ſich ſofort bei der 
Adreßdebatte, die in beiden Häuſern am 11. Mai abſolvirt ward. 
Das Herrenhaus nahm mit 44 gegen 33 Stimmen den übrigens 
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ziemlich farbloſen Entwurf Anaſtaſius Grün's an, nachdem es Leo 
Thun's Antrag verworfen, auszuſprechen, daß „Oeſterreich der Hort 
des Katholicismus“ ſei. Das Abgeordnetenhaus lehnte alle födera— 
liſtiſchen Amendements mit 127 gegen 48 Stimmen ab. Den centra- 
liſtiſchen Grundgedanken der Oberhausadreſſe, daß „der nothwendigen 
Einheit und Machtſtellung des Reichs“ gegenüber die Verfaſſung „die 
Selbſtändigkeit der einzelnen Königreiche und Länder ſoweit als mög— 
lich ausgedehnt“, nahm die Unterhausadreſſe mit denſelben Worten 
auf. Daran knüpften beide Adreſſen ein „ſchmerzliches Bedauern“ 
über die Abweſenheit der Vertreter aus dem Gebiete der Stephans— 
krone; zugleich aber auch die „beruhigende Hoffnung“ auf eine baldige 
günſtige Löſung dieſer Frage. Die Abgeordneten hatten dieſen heiklen 
Punkt übrigens bereits mit derber Fauſt angepackt und in der Com— 
miſſion den Staatsminiſter interpellirt, was er zu thun gedenke, um 
den peſter Landtag zur Vornahme der Reichsrathswahlen zu bewegen. 
Die Adreſſe des Unterhauſes ſetzte aber noch hinzu, daß es ebenfalls 
im Sinne des Octoberdiploms und des Februarpatents die Geſammt— 
verfaſſung als „unantaſtbares Fundament des Reichs“ anerkenne und 
Sr. Majeſtät bei der Zurückweiſung jeder Verletzung derſelben „in 
unerſchütterlicher Treue zur Seite ſtehen werde“. Allein die Unter— 
hausadreſſe wies auch mit beſcheidenen Worten auf die Mängel des 
Februarpatents, das ja blos ein Geſetz über die Reichsvertretung und 
keine eigentliche Verfaſſung war, mit dem Satze hin: „Die Ausbil— 
dung der dem Reiche gegebenen conſtitutionellen Formen und deren 
Vervollſtändigung durch Einrichtungen, die anderwärts mit ge— 
deihlichem Erfolge beſtehen, werden es ermöglichen, Geſetze zu ſchaffen, 
die den Bedürfniſſen der Völker entſprechen.“ In der Adreßdebatte 
geſchlagen, warfen die Föderaliſten ſich dann mit ebenſo geringem ma— 
teriellen, aber größerm moraliſchen Erfolg auf abſtract liberale Fra— 
gen, bei denen ſie die Centraliſten an Freiſinnigkeit zu überholen, zu— 
gleich aber den Schwerpunkt aller Entſcheidungen aus dem Reichs— 
rath in die Landtage zu verlegen ſuchten. Kaum hatte der Führer 
der mähriſchen Czechen Dr. Prazak es durchgeſetzt, daß das Abgeord— 
netenhaus bei Bildung der Commiſſionen Rückſicht auf den Delegations— 
charakter der Verſammlung zu nehmen, nach Curien und Ländern 
vorzugehen habe, da führte Smolka den Hauptſchlag, indem er ſich — 
angeſichts der Häkeleien mit Ungarn über die Beſchickung des Reichs— 
raths eine präciſe Auskunft erbat, ob die Regierung die tagende 
Verſammlung als Engern oder Weitern Reichsrath betrachte. Am 
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5. Juni erwiderte Schmerling, der Körperſchaft ſtänden nur die Rechte 
des Engern Reichsraths zu: ihm paßte das, nicht nur um Ungarn 
momentan nicht weiter zu drängen, ſondern mehr noch, weil er damit 
den Antrag des Centraliſten Mühlfeldt auf Einführung der Miniſter— 
verantwortlichkeit einfach aus Gründen der Incompetenz beſeitigte, ohne 
auf das Meritoriſche einzugehen. Auf wie thönernen Füßen aber dieſe 
Opportunitätspolitik ſtand, zeigte ſich, als er vor Jahresſchluß den 
Spieß umkehren und eben dieſe Repräſentanz zur Votirung des Reichs— 
budgets, ja zur Ordnung des Verhältniſſes zwiſchen Staat und Bank 
autoriſiren mußte! Sobald aber Schmerling die zweiſchneidige Erklä— 
rung abgegeben, beantragte Rieger am 16. Juni, natürlich vergebens, 
die Vertagung des Parlaments und Wiedereinberufung der Landtage: 
die böhmiſchen Deputirten ſeien nur für eine ernſthafte Vertretung 
des ganzen Reichs gewählt, deren Herſtellung bei dem Widerſtande 
Ungarns nach dem Eingeſtändniß des Miniſters zur Zeit unmöglich 
ſei — von einem blos erbländiſchen Parlament, das der ganzen hiſto— 
riſchen Entwickelung widerſpreche, wolle man in Prag nichts wiſſen; 
alſo möge die Regierung vorläufig nur die Landtage arbeiten laſſen, 
bis es ihr gelungen ſein werde, die Oppoſition der Magyaren gegen 
eine Reichsvertretung zu überwinden. Schon am 7. Juni konnte der 
Kaiſer das Geſetz ſanctioniren, das den Abgeordneten 10 Gulden Diä— 
ten zuſprach. Das vier Monate ſpäter publicirte Geſetz aber, welches 
den Reichsraths- und Landtagsdeputirten die Immunität verlieh, fand 
heftigen Widerſpruch ſeitens der föderaliſtiſchen Rechten, weil es Sache 
der Landtage ſei, die Immunität ihrer Sendboten zu Hauſe wie im 
Reichsrathe zu beſtimmen. Rieger war es, der Ende Juni den Staats— 
miniſter zwang, wenigſtens formell die Aufhebung des Schwarzen Ca— 
binets anzuzeigen, da der Deputirte Fälle von fortdauernder Verletzung 
des Briefgeheimniſſes nachwies. Als aber von centraliftifcher Seite 
nunmehr beſtimmte Geſetzvorlagen zum Schutze des Hausrechts, der 
perſönlichen Freiheit, des Briefgeheimniſſes zu Stande kamen, wähl— 
ten die Föderaliſten, die um jeden Preis verhindern wollten, daß den 
„Königreichen und Ländern“ aus dem Hauſe vor dem Schottenthor 
irgendeine erfreuliche Botſchaft käme, den modus procedendi, daß 
ſie den Anträgen der Linken, die ſich in den beſcheidenen Schranken 
des praktiſch Erreichbaren hielten, einfach die idealen Grundrechte des 
frankfurter Parlaments ſubſtituirten. So hatte die Rechte den großen 
Vortheil, der großen Maſſe weißmachen zu können, daß alles, was 
der Reichsrath ſchaffe, doch nur eine reactionäre Verballhornung 
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deſſen ſei, was zu Stande kommen würde, wenn man die Föderaliſten 
gewähren ließe. Praktiſch freilich war dies der Weg, die Erledigung 
der Habeas⸗Corpus-Acte bis in den October 1862 und das Geſetz in 
Betreff des Briefgeheimniſſes bis in die Zeit Beuſt's zu verſchlep— 
pen. Welch ein Genuß aber auch, einen Grafen Heinrich Jaroslaw 
von Clam⸗Martinic für des Czechen Zeleny Antrag plaidiren zu hören, 
der die Abſchaffung jedes andern als des natürlichen Gerichtsſtandes nach 
der frankfurter Schablone in einer Weiſe formulirt wiſſen wollte, daß 
jede Militärgerichtsbarkeit und jeder eximirte Gerichtsſtand der Diplo— 
maten u. ſ. w. für immer aufgehört hätte! Dieſes Verſteckſpielen 
zieht ſich gleich einem rothen Faden durch die Geſchichte des Födera— 
lismus. 

Die klerikale Frage brachte der liberale tiroler Abgeordnete 
Pfretzſchner vor den Reichsrath, indem er den Staatsminiſter über 
die Agitation gegen das Proteſtantenpatent in ſeinem Heimatslande 
interpellirte. Am 19. Juni erwiderte Schmerling: „Der Antrag des 
innsbrucker Landtags ſei von der Regierung abgelehnt, ohne daß die. 
Regierung jedoch auf das Weſen der Sache eingegangen ſei, lediglich 
aus formalen Gründen, weil die Antragſteller ſich nicht auf den rich— 
tigen Paragraphen der Landesordnung berufen. Nicht in den Kreis 
des landtäglichen Legislationsrechts (§. 17) gehöre ein Antrag 
über confeſſionelle Fragen, ſondern in die Sphäre des §. 19, der die 
Landtage ermächtige, auch über die Rückwirkung von Reichsgeſetzen 
auf ihr Land zu debattiren und in dieſer Richtung Vorſchläge zu ma— 
chen.“ Das Geſetzgebungsrecht des Reichsraths in ſeinem Geſchäfts— 
kreiſe blieb alſo gewahrt. Ausdrücklich erklärte Schmerling, daß fortan 
das Proteſtantenpatent eine Abänderung nur im verfaſſungsmäßigen 
Wege erfahren könne; das Geſetz ſelbſt aber habe Se. Majeſtät aus 
eigener Machtvollkommenheit als oberſter Schutzherr der proteſtanti— 
ſchen Kirche erlaſſen, und könne eine nachträgliche parlamentariſche 
Behandlung deſſelben nicht platzgreifen. Dem Statthalter, dem Ober— 
ſtaatsanwalt und Oberlandesgericht zu Junsbruck ſei angezeigt wor— 
den, daß Beſtrebungen gegen das Patent, die den Charakter von Agi— 
tationen annehmen, nicht geduldet werden könnten, und die Behörden 
in den gemeſſenſten Weiſungen für den Erfolg ihrer Thätigkeit in die— 
ſer Richtung verantwortlich zu machen ſeien. Der Fürſt-Biſchof von 
Brixen ſei erſucht worden, Strenge dadurch überflüſſig zu machen, 
daß er die kirchlichen Organe über ihre Pflicht, die Bevölkerung mit 
Ernſt und Nachdruck im Sinne der Allerhöchſten Entſchließungen zu 
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belehren, aufkläre. Beankte werde das Miniſterium zwar nicht für 
ihre Abſtimmung als Deputirte in dem Landtage, aber rückhaltslos 
für genaue Erfüllung ihrer Amtspflicht verantwortlich machen. Dem 
„Erſuchen“ des Miniſters entſprach dann Vincenz Gaſſer, indem er 
am 29. Juni an die tiroler Seelſorger einen giftigen Hetzbrief in 
Form eines Abmahnungsſchreibens erließ. Der Landtagsabſchied erhalte 
zwar keine Zuſtimmung, aber auch keine Ablehnung, ſondern eine Ver 
tröſtung auf die Zukunft. Der Klerus ſolle daher das Volk vor „über— 
trieben ungünſtigen Auffaſſungen und jener Niedergeſchlagenheit bewah— 
ren, die ſich ſo leicht in Groll und ungeſetzlichen Ungehorſam verwan— 
delt“ (namentlich wo die Schwarzen brav putſchen!), und zu anhal— 
tendem Gebete ſowie zum Vertrauen in den tiroler Landtag wegen 
einer „glücklichen Löſung“ der Religionsfrage ermuntern. Was die 
Agitationen anbelange, ſo ſeien Se. Excellenz falſch berichtet. Aber 
freilich „der Theilnahme an der großen Yebensfrage Tirols darf die 
Geiſtlichkeit ſich auch in Zukunft nicht entziehen, ſchon damit das Volk 
nicht, ſeine treuen Führer entbehrend (die ihm ſelbſt Beſenſtiele und 
Wagenrungen gegen die Obrigkeit in die Fäuſte drücken), auf ungeſetz— 
liche Wege gerathe. Sollte jemand durch ſtrafgerichtliches Einſchreiten 
der Behörden in Verlegenheit kommen (wie fein geſagt!), fo 
verſteht es ſich von ſelbſt, daß ihr, ehrwürdige Brüder, alles auf— 
bietet, um den Unwillen, der ſich etwa gegen die Regierungsorgane 
Luft machen könnte, zu beſchwören“. Man ſieht, der fromme Mann 
hat Antonius' Brandrede an Cäſar's Leiche nicht umſonſt ſtudirt! 
Am 1. Juli beſchloß denn auch gleich eine Verſammlung glaubens— 
einheitlicher Vertrauensmänner zu Innsbruck eine Vertrauensadreſſe an 
den Papſt und Mistrauensadreſſen an Pfretzſchner und Genoſſen. Am 
13. Juli jedoch ſetzte Schmerling durch, daß der freiſinnige Fürſt 
Lobkowitz den ultramontanen Bruder des Kaiſers, Erzherzog Karl 
Ludwig, auf dem tiroler Statthalterpoſten ablöſte. 

Mittlerweile waren die Dinge in Ungarn zu einer Kriſis gereift, 
die den Reichsrath ſtark ins Mitleid ziehen mußte. Auch auf dem 
Gebiete der Stephanskrone war nationaler Hader der ärgſten Art 
entflammt, als die eiſernen Reifen der Bach'ſchen Centraliſation fielen: 
ja, da Peſt gleichzeitig einen Kampf auf Leben und Tod mit Wien 
zu beſtehen hatte, ſchien es anfangs, als ſollten jenſeits der Leitha 
die Flammen föderaliſtiſcher Zwietracht noch viel höher emporlodern. 
Feſt wollte die peſter Regierung vor allen Dingen die Hand auf 
Siebenbürgen legen, wo ſie die 48er Artikel in ihrer ganzen Strenge 
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aufrecht zu erhalten ſuchte. Jede Sonderexiftenz des Großfürſtenthums 
in geſetzgeberiſcher Beziehung wie in Betreff der Verwaltung hatte 
demnach einfach aufzuhören. Es gab keinen ſiebenbürger Landtag, 
kein ſiebenbürger Gubernium mehr: das Land repräſentirte nur noch 
eine Reihe von Comitaten, die in Ungarn einverleibt waren, den peſter 
Reichstag im Wege directer Wahlen zu beſchicken hatten und zu dem 
Miniſterium in Ofen genau in demſelben Verhältniß ſtanden, wie 
irgendein anderes Comitat. Eine leichte Aufgabe war das nicht, ſo 
die magyariſche Suprematie wiederherzuſtellen in einem Lande, wo 
nur 600000 Ungarn und Szekler 200000 Sachſen und 1,200000 Ru- 


mänen gegenüberſtanden — auch nicht, nachdem Kemeny und Miko 


die von alters her ſtreitigen Comitate Kraszua, Zarand und Kövar 
mit 200000 Walachen ſofort an Ungarn zurückgegeben, um den Wider— 
ſtand der letztern in Siebenbürgen zu brechen. Baron Kemeny und 
Graf Miko aber betrachteten ihre Stellung als Hofkanzler und Gou— 
verneur natürlich nur im Lichte eines proviſoriſchen Amtes, kraft 
deſſen ſie alle Hebel anſetzten, um ſich ſelbſt zu nullificiren und die 
Herrſchaft der 48er Artikel in Siebenbürgen in ganzer Reinheit wieder— 
herzuſtellen, ſowie die Union im Mai 1848 durch den „letzten“ Separat— 
landtag des Großfürſtenthums in Klauſenburg proclamirt worden war. 
Die Farce mit den ſogenannten „Vertrauenscommiſſionen“, die unter 
Goluchowski überall den Abſotismus ſanctioniren ſollten, ward jetzt 
mit gleichem Geſchick von den Ungarn zur Sanctionirung der ma— 
gyariſchen Suprematie aufgeführt. Baron Kemeny berief eine ſolche 
Conferenz auf den 27. Februar nach Karlsburg; natürlich ward ſie 
ſo zuſammengeſetzt, daß „die auffallende Majorität“ ſich für die ſo— 
forlige Vereinigung mit Ungarn ausſprach. *) Auf dieſer Conferenz 
vollzog der oft erwähnte Biſchof Haynald ſeine Fahnenflucht zur 


Tricolore; die ſchwarzgelbe Flagge, unter welcher der arme Feldpater 


vor zwölf Jahren zum römiſch-katholiſchen Biſchof avancirt war, er— 
hielt jetzt einen Fußtritt von dem ſtolzen Prälaten, der wie kein an— 
derer mit jedem Winde zu ſegeln verſteht, und der von nun ab nur 
noch Einen Lebenszweck kannte, mit dem grünweißrothen Banner in 


„Siebenbürgen und die öſterreichiſche Regierung in den letzten drei Jah— 
ren“ (Leipzig 1865), eine zweite altconſervative Broſchüre, die ebenſo wie die 
„Drei Jahre Verfaſſungsſtreit“ unmittelbar vor Schmerling's Sturz, den vor— 
zubereiten ſie beſtimmt war, bei F. A. Brockhaus in Leipzig erſchien. Beide 
Broſchüren find unentbehrlich, aber als reine Parteiſchriften nur mit äußerſter 
Vorſicht zu benutzen. Vgl. hier beſonders S. 21 des Pamphlets. 
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der einen, mit dem Concordat in der andern Hand feinen Weg auf 
den graner Primatialſitz zu ſuchen. Geſtützt auf die „Ergebniſſe“ der 
karlsburger Conferenz riefen nun die ungariſchen Miniſter im März 
die erwähnte Cabinetskriſis in Wien hervor, indem ſie die Ausdeh— 
nung der Judexcurial-Conferenzbeſchlüſſe, d. h. der Aufhebung des 
öſterreichiſchen Rechts auf Siebenbürgen verlangten. Führte auch die— 
ſes Beginnen nicht zum Ziele, da die Herren nachgeben und den deut— 
ſchen Collegen ſich fügen mußten, ſo ward doch die im Wege kaiſer— 
licher Entſchließungen vom 24. und 31. März vollzogene Conſtituirung 
des Guberniums zu Klauſenburg in der Weiſe verwirklicht, daß hier— 
durch, ſowie durch die Anfang Mai erfolgende Reorganiſirung der 
ungariſchen Comitate und der Szeklerſtühle im Sinne der Achtund— 
vierziger, den magyariſchen Chauviniſten nur eine neue Waffe geſchaffen 
ward, in gelegener Zeit zum Angriff mit verſtärkten Kräften zurück— 
zukehren. War die Union einſtweilen nicht zu haben, ſo konnte Graf 
Miko mindeſtens die höchſte Landesbehörde aus allen noch verfügbaren 
Elementen des Jahres 1848 derartig zuſammenſetzen, daß das Gu— 
bernium die Wiederherſtellung der alten Landesverfaſſung nach der 
Schablone des Leopoldiniſchen Diploms von 1691 betrieb. Da dies 
nur die drei Nationen der Ungarn, Szekler und Sachſen anerkannte; 
da überdies das Religionspatent von 1693 nur die vier Confeſſionen 
der Katholiken, Lutheraner, Reformirten und „Unitarier“ recipirte; 
da mithin die Walachen ſowol um ihrer Abſtammung, wie um ihrer 
griechiſchen, meiſtens auch orthodoxen Confeſſion willen als nicht exi— 
ſtirend betrachtet wurden; da endlich für die Beſetzung aller wichtigen 
Stellen die Bedingung galt, daß der Betreffende „ex potiore nobi— 
litate“ entnommen werden müſſe — aus dem höhern Adel, den 
weder das ſächſiſche Bürgerthum, noch das rumäniſche Landvolk be— 
ſaß, während jeder magyariſche oder ſzekler Bettler von Adel iſt, fo 
leuchtet ein, daß ſich auf dieſe Weiſe auch ganz bequem die magya— 
riſche Suprematie retabliren und mittels derſelben die Union erzwin— 
gen ließ. Den magyariſchen Chauvinismus führen eben alle Wege 
nach Rom! Auch fehlte es während des ganzen Sommers nicht an 
Verſuchen einzelner ungariſcher Comitate Siebenbürgens, Deputirte 
nach Peſt zu wählen und zu entſenden, wie denn auch der aufſäſſige 
Biſchof Haynald den ihm angeblich gebührenden Sitz im ungariſchen 
Oberhauſe einnahm, um dort mit der Oppoſition zu ſtimmen. Die 
Verblendung aber, mit der Ungarn und Szekler bei dieſer Aetion 
ohne die geringſte Rückſicht auf die übrigen Nationalitäten vorgingen, 
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mußte den alten Stammeshader, der 1848 in dem Großfürſtenthum 
faſt noch ärger als zwiſchen Magyaren und Südſlawen gewüthet, 
neuerdings entflammen.“) Nicht allein die Verwaltung wurde in aller 
Haſt der wiedergewonnenen Landesautonomie angepaßt, auch das Ge— 
richtsweſen ward über Hals und Kopf in die alten Formen gezwängt und 
deſſen hinfälliger Geiſt einem Wiederbelebungsproceß unterzogen. Ließ 
ſich das öſterreichiſche Recht nicht auf Einen Schlag durch Einfüh— 
rung der peſter Judexcurialconferenz-Beſchlüſſe verdrängen, ſo konnte 
man doch im Verordnungswege Zweig auf Zweig abäſteln, indem 
man auf das vormärzliche Juſtizweſen zurückgriff. Fehlte es an Män⸗ 
nern, die ungeheuere Zahl wiedererſtehender Richterämter zu beſetzen, 
da nach den Leopoldiniſchen Geſetzen auf vier Fünftel der Adel An— 
ſpruch hatte: ſo glich ſich das dadurch aus, daß niemand nach dem 
juridiſchen Wiſſen des Candidaten fragte, wenn derſelbe nur nicht 
unter Bach gedient hatte. Eine unglaubliche Verwirrung in der Rechts— 
pflege war die Folge; die wichtigſten Acten wurden verſchleppt, die 
Stockprügel wieder zu Ehren gebracht, der heilloſeſten Willkür Thür 
und Thor geöffnet. So geſchehen unter dem Patronat des Barons 
Kemeny, der ſelbſt auf dem Aler Landtag erklärt, man könne im 
19. Jahrhundert nicht ohne Erröthen der ſiebenbürger Rechtspflege 
gedenken! 

Viel vorſichtiger als mit den gut bürgerlichen Sachſen und mit 
den Walachen, die 1848 nur hinterliſtige Grauſamkeit bewieſen, mußte 
man mit der ſüdflawiſchen Raſſe umgehen, aus der Jellacic die Waffen 
für ſeinen Kreuzzug geſchmiedet. Man war in Peſt klug genug, das 
einzuſehen und zugleich zu begreifen, daß man das auch ganz gut 
könne, ohne ſich das Geringſte zu vergeben. Die Integrität der Ste— 
phanskrone war mit der Rückeinverleibung der Wojwodina gewahrt; 
die Militärgrenze ſtand unter dem Kriegsminiſterium; in Kroatien— 
Slawonien neigt wol der meiſt auch in Ungarn begüterte magyariſche 
Adel zu Ungarn hin, aber ein eigentlich nationales Intereſſe iſt dort 
nicht zu wahren, wo unter einer compacten Maſſe von einer ſtarken 
Million Südſlawen kaum 15000 verſprengte Magyaren leben; end— 
lich konnte es ſich dort auch nicht um die Unverletzlichkeit der 48er 
Artikel handeln, da dieſelben praktiſch in Kroatien und der Grenze nicht 
Einen Moment zur Anwendung gelangt waren, wenngleich auf dem 
Papier feſtſtand, daß die kroatiſchen Comitate und Grenzdiſtriete ganz 


) „Siebenbürgen und fein Landtag“ in „Unſere Zeit“, Juli 1865. 
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ſo wie die ungariſchen und ſiebenbürgiſchen Wahlbezirke den peſter 
Reichstag direct zu beſchicken hätten. Gleich nach Villafranca hatte 
man in Peſt dieſer Achillesferſe die ſorgſamſte Aufmerkſamkeit zuge— 
wendet. Infolge einer Misernte war in Kroatien eine Hungersnoth 
ausgebrochen. Da arrangirte im Winter von 1859 auf 1860 die un— 
gariſche Ariſtokratie eine Wohlthätigkeitsvorſtellung im peſter National— 
theater, wobei die erſten Magnatenfamilien auf der Bühne mitwirk— 
ten und deren Erträgniß den „armen Brüdern in Kroatien“ zufiel. 
Als der Polizeichef ſich herausnahm, gegen Baron Prouay von De— 
monſtrationen zu ſprechen, erwiderte dieſer ſehr ernſt: „Ich muß mir 
ſolche Ausdrücke verbitten; in Wien ſteht Se. Majeſtät an der Spitze 
der Subſeriptionen für die Nothleidenden.“ Die „armen Brüder“ in 
Agram nahmen das Geld, ohne indeſſen beſondere Rührung und 
Dankbarkeit zu offenbaren oder ihr tiefwurzelndes Mistrauen einſchlä— 
fern zu laſſen. In ihrer naiven Urſprünglichkeit nahmen dieſe Gern— 
große keinen Augenblick Anſtand, gleichzeitig mit Wien und Peſt an— 
zubinden. Wie der Ungar nur an ſeine Stephans-, der Pole nur 
an feine Jagellonen-, der Czeche nur an feine mythiſche Wenzelskrone 
gedachte, ſo hatten die agramer Liliputaner nur die völlig nebelhafte 
Krone Zwonimir's im Auge. Wenn ſie, wie erzählt, im Namen des 
„dreieinigen Königreichs“ die Annexion Dalmatiens an Kroatien-Sla— 
wonien begehrten und die Einverleibung der Militärgrenze in Civil— 
kroatien verlangten, ſo lehrte Ein Blick auf die Landkarte, daß ihr 
eigentliches Ziel die Wiederherſtellung des großen Serbenreiches war, 
wie es vor der Schlacht auf dem Amſelfelde beſtanden. Was ſollten 
die beiden ſchmalſtreifigen und endlos langen Schenkel eines Winkels 
von Orſowa bis Fiume und dann ſüdwärts bis Cattaro, wenn ſie 
nicht ausgefüllt wurden durch Beſitzergreifung türkiſchen Hinterlandes, 
durch Bosnien und die Herzegowina, wenn ſie nicht durch Anlehnung 
au das Fürſtenthum Serbien einen feſten Halt erlangten? In rei— 
zender Offenherzigkeit, als ginge Oeſterreich ihn nicht das Mindeſte an, 
forderte daher auch der Führer der ſüdſlawiſchen Nationalen, Weih— 
biſchof Stroßmayr von Diakovar, zugleich in dieſer Eigenſchaft Ober— 
geſpan des größten kroatiſchen Comitats, alſo Kirchen- und Staats— 
würdenträger, ſeine Landsleute auf, den aufſtändiſchen Bosniern und 
Herzegowinern mit Gut und Blut beizuſpringen. Er ſetzte Subſcrip— 
tionsliſten in Umlauf, die er mit bedeutenden Beiträgen eröffnete, und 
ſchilderte die entſetzlichen Leiden der Rajahs unter dem Türkenjoch in 
amtlichen Aufrufen in kläglich-beweglicher Weiſe . . . . alles zur ſelben 
Rogge, Heſterreich. II. 9 
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Zeit, im Sommer 1861, als eine engliſch-öſterreichiſch-türkiſche Flotte 
in der Bucht von Antivari kreuzte, um Omer-Paſcha die Operationen 
gegen die den Inſurgenten eng verbündeten Montenegriner zu erleich— 
tern und das Hinüberkommen Garibaldi's zu verhindern, der Pro— 
clamationen zur Alliirung der italieniſchen und der ſüdſlawiſchen Actions— 
partei erließ. Der Chauvinismus der Kroaten kannte ebenſo wenig 
eine Grenze, wie die Habſucht des Kindes, das nach dem Monde 
greift. Mit Wien wie mit Peſt wollte man in Agram nach Zerrei— 
ßung tauſendjähriger Bande nur noch auf dem Fuße der allerreinſten 
Perſonalunion leben. In ſo vollendeter Unabhängigkeit fühlte man 
ſich nicht nur ſtark genug, die Zertrümmerung der Türkei anzuſtreben, 
man warf auch den Ungarn wie den Erblanden und der Krone ſelbſt 
einen Fehdehandſchuh nach dem andern hin. Der Streit wegen Dal— 
matiens iſt ſchon erzählt, er war um ſo wunderlicher, als der einzige 
hiſtoriſche Rechtstitel auf dem Krönungseide des Königs von Ungarn 
beruhte, er werde alles aufbieten, um jeden der Stephanskrone ent— 
fremdeten Gebietstheil ihr wieder zuzuwenden — Dalmatien aber hatten 
etwa funfzig Jahre lang, ehe es an die Venetianer fiel, und ein hal— 
bes Jahrtauſend ehe der Wiener Congreß es definitiv an Oeſterreich 
gab, vorübergehend die Ungarn als Herren Kroatiens erobert ge— 
habt. Allein der agramer Landtag löſte ja ſtolz jeden Zuſammenhang 
mit der Stephauskrone, was alſo galt ihm der ungariſche Krönungs— 
eid, abgeſehen davon, daß nach dieſer Rechtsauffaſſung auch Wien, 
weil Matthias Corvinus es eingenommen, zur Stephanskrone hätte 
geſchlagen werden müſſen! Gleichzeitig verlangten die Herren vom 
Kriegsminiſter die Grenze, von den Erblanden Krain und den Karſt 
mitſammt den floweniſchen Theilen Kärntens und der Steiermark, 
und ſtritten ſich mit Ungarn um deſſen einzigen Seehafen Fiume, wie 
um die unter Bach losgetrennte Murinſel, die ſogenannte Muraköz, 
einen großen Diſtrict, deſſen Areal nach Quadratmeilen zählt, zwi— 
ſchen Mur und Drau.) Aber die Rolle der Regierung war kaum 
weniger verzwickt und doppelſinnig. Während ſie in Dalmatien er— 
wähntermaßen und aus den ſtichhaltigſten Gründen mit 56000 Italie— 
nern gegen 400000 Südſlawen operiren mußte; während ſie außer— 
dem in der Grenzerfrage den Kroaten entſchieden entgegentrat, ſtützte 


) Vgl. über alle dieſe territorialen Häkeleien zwiſchen Ungarn, der Woj- 
wodina, Kroatien, Siebenbürgen und die Anſprüche Kroatiens auf Dalmatien 
und die Grenze, I, 115, 210. 
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ſie ſich auf die Südſlawen in Fiume. Dort iſt alles italieniſch; allein 
da die Stadt 1848 die Brücke für die Berührung zwiſchen der ita— 
lieniſchen und der ungariſchen Revolution gebildet, da auch jetzt die 
beiden grünweißrothen Tricoloren der Italianiſſimi und der Magyaren 
ſich dort zu Einer Flagge verſchlingen wollten, ſo unterſtützte Schmer— 
ling auf jede Weiſe die Anſprüche Kroatiens auf Fiume, das er mit 
Hülfe des ſlawiſchen Landdiſtricts mürbe zu machen hoffte; denn den 
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föderaliſtiſchen und ſeparatiſtiſchen Neigungen Fiumes gegenüber gaben 1 


die kroatiſchen Hinterſaſſen von Buccari in derſelben Manier einen 


wohlthätigen Dämpfer ab, wie die ſloweniſchen Bauern des Karſt den 
über die Adria ſchielenden „Patriotismus“ der Baſtardati in Trieſt 
im Zaume halten. Gleichviel, komiſch war es immerhin, wie in 
einer Stadt, wo kein Gebildeter Eine Silbe kroatiſch verſteht, die 
Beamten und Lehrer ihre italieniſchen und deutſchen Zungen jetzt zer— 
brechen mußten, um einige ſüdſlawiſche Brocken zu erlernen! Und das 
zur ſelben Zeit, wo Schmerling Knall und Fall den Führer der in 
Fiume ſo gehätſchelten Nationalen, Biſchof Stroßmayr, von ſeinem 
Poſten als Obergeſpan des veröczer Comitats entfernen mußte, weil 
der Mann den Kreuzzug gegen die Moslim predigte! 

Schon darüber war man in Kroatien arg verſchnupft geweſen, 
daß der Kaiſer am 21. Februar zwar die Anträge der Banalconferenz, 
die aus Notabeln des Landes beſtand, in Betreff der Wahlordnung 
beſtätigt, jedoch die Frage wegen der Union mit Dalmatien auf den 
Landtag von Zara verwieſen und die Militärgrenze von den Wahlen 
ausgeſchloſſen hatte. Gleich darauf beſchloß das Municipium von 
Fiume, den kroatiſchen Landtag nicht zu beſchicken, ſondern den Kaiſer 
um Wiedervereinigung mit Ungarn zu bitten. So war der Kampf 
um Fiume engagirt, während die Muraköz ohne weiteres von den 
ungariſchen Behörden reoccupirt worden war. Unter ſolchen Umſtän— 
den, wo die Thaten mit den Worten in ſo grellem Widerſpruche ſtan— 
den, konnte Deak's berühmter Oſterartikel im „Naplo“ vom 23. März, 
worin den Kroaten großmüthig ein „weißes Blatt“ hingehalten und 
auf die Ausführung der 48er Artikel, zunächſt alſo namentlich auf die 
Vollziehung des Wahlgeſetzes für den peſter Reichstag bezüglich Kroatien— 
Slawoniens verzichtet ward, die Stimmung nicht verbeſſern. So trat 
denn der kroatiſche Landtag am 15. April zu Agram in der übelſten 
Laune zuſammen, die dadurch nicht gehoben ward, daß außer von 
Fiume und Dalmatien auch aus dem ſyrmier Comitat keine Abgeord— 
neten erſchienen waren. Das letztere beſchloß erſt zwei Tage darauf, 
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ganz wie im Vormärz blos zwei Abgeordnete nach Agram zu ſchicken, 
aber nur um dort die Union mit Ungarn zu verlangen und gegen die 
Beſchickung des öſterreichiſchen Reichsraths zu proteſtiren. Fiume blieb 
dagegen unbeugſam und verweigerte am 30. April auch in directer 
Wahl die Abſendung von Nepräfentanten nach Kroatien. Der Land— 
tag ſeinerſeits verlangte ſofort, daß in Zukunft der Banus aus einem 
Ternavorſchlage der Volksvertretung ernannt werde; verwahrte ſich 
gegen jede Einladung der kroatiſch-ſlawoniſchen Magnaten ins peſter 
Oberhaus; erſuchte den Banus, die Publication des Februarpatents 
einzuſtellen, gegen das die Verſammlung Proteſt erhob; ja, als der 
Kriegsminiſter endlich die Vertretung der Militärgrenze auf dem Land— 
tage nur für diesmal und nur bis zur Entſcheidung der ſtaatsrecht— 
lichen Fragen geſtattete, erhob die Verſammlung am 23. Mai auch 
wider dieſe Beſchränkung Einſprache. Die Vorgänge in Kroatien konn— 
ten nicht ohne Einfluß bleiben auf die Serben der Wojwodina, die 
natürlich über die Rückeinverleibung in Ungarn höchlichſt unzufrieden 
waren. Den Auftrag Vay's, eine Notabelnconferenz einzuberufen, 
lehnte der karlowitzer Patriarch Rajacic Ende Januar ab: „Nur eine 
förmliche Nationalverſammlung“, ſchrieb er dem Hofkanzler, „ſei be— 
rechtigt, ein competentes Votum über die Bedingungen abzugeben, 
unter denen die Wojwodina und das Banat wieder zu Ungarn geſchla— 
gen werden könnten.“ Dieſes Begehren ward zugeſtanden, und am 
4. April eröffnete Rajacic den ſerbiſchen Nationalcongreß in Karlo— 
witz — eine Verſammlung, bei der in ihrer ſeltſam ungeordneten, 
mehr auf alten Traditionen als auf geſchriebenen Satzungen beruhen— 
den Weiſe kirchliche und nationale Motive durcheinanderſpielen und 
deren Macht ſich in kirchlicher Beziehung damals auch über die ortho— 
dox-griechiſchen Rumänen in Siebenbürgen und im arader Comitate 
ſowie in der Bukowina erſtreckte, bis 1865 Schmerling kurz vor ſei— 
nem Falle den nichtunirten Rumänen in der Perſon des Biſchofs 
Baron Saguna, der ſich um die Februarverfaſſung in Siebenbürgen 
große Verdienſte erworben, einen eigenen, von Karlowitz unabhängigen 
Metropoliten gab. Daß übrigens die Serben in Karlowitz den Kroaten 
in Agram an Ueberhebung nichts nachzugeben gedachten, zeigte ſich 
ſofort, indem der Nationalcongreß noch vor der eigentlichen Eröffnung 
die den königlichen Commiſſaren in Wien ertheilte Inſtruction beiſeite— 
ſchob und ein Comité von 22 Mitgliedern einſetzte, das die Wünſche 
des ſerbiſchen Volks formuliren ſollte. Wie wenig indeſſen alle dieſe 
Völkerſplitter, ſich ſelbſt überlaſſen, irgendeiner organiſatoriſchen Arbeit 
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fähig find, zeigte ſich bald genug. In den Mußeſtunden, die den 
Leutchen das Schimpfen auf Wien und Peſt ließ, brach nämlich als— 
bald auch zwiſchen Serben und Kroaten ein Krieg bis aufs Meſſer 
aus, da jene ſich und ihren Dialekt nicht ſo ohne weiteres in den 
Schnappſack der Krone Zwonimir's ſchieben laſſen wollten und die 
Verſchiedenheit der Confeſſion die Reibungen noch verſchlimmerte. 
Für den ungariſchen Landtag hatte die Regierung gleich nach Neu— 
jahr dem Beſchluſſe der Generalconferenz gemäß eine proviſoriſche 
Wahlordnung auf Grundlage des 48er Geſetzes erlaſſen. Von den we— 
nigen Modificationen war die einzige nennenswerthe, die Streichung 
der ausdrücklichen Beſtimmung, daß jeder Deputirte des Ungariſchen 
vollkommen mächtig ſein müſſe, jedenfalls dem Zeitgeiſt entſprechend. 


Dagegen war es eine unnütze Herausforderung, daß am 13. Februar 


die literae regales, welche die Eröffnung des Landtags auf den 
2. April anſetzten, ihn nach Ofen, ſtatt nach Peſt, wie die Jer Ar— 
tikel es vorſchrieben, einberiefen. Das vermehrte nur die Zahl der 
Reibungen und der kleinen Schlappen für die Regierung. Schon am 
14. Februar erklärte die peſter Comitatsrepräſentanz alle Abweichun— 
gen von dem 48er Wahlgeſetze für ungültig, und nachdem die in der 
zweiten Hälfte des März gewählten Abgeordneten in Peſt zuſammen— 
gekommen, einigten ſie ſich ſofort dahin, den Landtag keinenfalls in 
Ofen abzuhalten. Infolge dieſer Erklärung langte denn am 3. April 
aus Wien an den Judex Curiä die kaiſerliche Ermächtigung herab, 
in der Eröffnungsrede auszuſprechen, daß der Landtag ſeine Sitzungen 
in Peſt abhalten dürfe, nachdem die Inaugurirung in der ofener 
Königsburg erfolgt ſei. Nunmehr beſchloſſen die Magnaten, ſich nach 
Ofen zu begeben; die Abgeordneten, die Sache als rein ceremoniellen 
Act zu betrachten und die Bethätigung dem Belieben jedes Einzelnen 
freizugeben: man durfte die Oppoſition nicht auf die Spitze treiben, 
da Deak in der Conferenz erklärte, er werde nach Ofen gehen und 
wenn er der Einzige ſein ſollte. So fand denn die Ceremonie am 
6. April in Corvinus' alter Königsburg zu Buda ſtatt, und Graf 
Apponyi erwies in ſeiner Eröffnungsrede ſogar dem Februarpatent die 
Ehre, es zwar nicht geradeheraus zu erwähnen, aber doch verſchämt 
anzudeuten. Natürlich war das reine Formſache, denn bereits am 
1. März hatte die Generalverſammlung der Stadt Peſt die eben ver— 
kündete Geſammtſtaatsverfaſſung mit einfacher Ignorirung geſtraft; 
und am 9. April „brandmarkte“ das grauer Comitat in einem lang— 
athmigen Proteſte jeden, der als Wähler oder Gewählter an der Bil— 
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dung des Reichsraths theilnehmen werde, als „einen Vaterlands— 
verräther und Gegenſtand allgemeiner Verachtung, deſſen Name der 
Schande zu übergeben und der ſelbſt aus der Gemeinſchaft aller Ehren⸗ 
männer auszuſchließen ſei“. Daß die Regierung an den Magnaten des 
Oberhauſes, deren eigenſtes Werk doch wenigſtens das Octoberdiplom 
war, keinen Beiſtand zu finden hoffen durfte, zeigte ihr gleich am 
6. April die Sitzung in Peſt, worin das Oberhaus ſich conſtituirte. 
Der Alterspräſident, einer der vielen Grafen Eſterhazy, hatte nichts 
Eiligeres zu thun, als in feiner Antrittsrede dem von Haynau juſti— 
ficirten Grafen Louis Batthyanyi eine lobpreiſende Gedächtnißrede zu 
halten und namentlich den „Patriotismus“ dieſes Märtyrers der Na— 
tion als Muſter aufzuſtellen. Das Beiwort „Märtyrer“ mochte in- 
mitten der ariſtokratiſchen Sippe hingehen, aber den Rebellen, der 
jedenfalls ein Inſurgentencorps organiſirt, als „Muſter des ungari— 
ſchen Patriotismus“ feiern, war jedenfalls etwas ſtark von ſeiten jener 
Hochtories, die doch ſonſt die fleckenloſeſte ſchwarzgelbe Livree tragen, 
wenn ſie in Wien auf den Hintertreppen der Hofburg manövriren! 
Allein was wollten die Altconſervativen machen? Durch ihre Haltung 
im Jahre 1848 hatten ſie das letzte Reſtchen von Popularität gründ— 
lichſt verſcherzt; um ſich alſo jetzt wieder in den Sattel zu ſchwingen, 
mußten ſie ſich auf die enragirten Achtundvierziger hinausſpielen. 
Wenn das auch ganz natürlich war, ſo war es doch eine herrliche 
Ausſicht für Staatsmänner, die wie Apponyi, Majlath, Szeeſen in 
erſter Linie auf den Beiſtand ihrer Standesgenoſſen bei Durchführung 
des Ausgleichs gerechnet. Nach Verleſung des Decrets, das im Sinne 
der vormärzlichen Verfaſſung den Judex Curiä und den Tavernicus 
zum Präſidenten und Vicepräſidenten des Hauſes ernannte, ward ſo— 
fort Proteſt erhoben, da der Act der Contraſignirung eines unga— 
riſchen Miniſteriums entbehre, und der Antrag geſtellt, die Ein— 
ſetzung eines ſolchen Miniſteriums zu verlangen. Sah man auch nach 
längerer Debatte von einem förmlichen Proteſt ab, ſo ward doch 
beſchloſſen, die Verhandlung in das Protokoll aufzunehmen. Das 
Oberhaus alſo, die Hochtories, die intimſten Kaſtenfreunde der Män— 
ner, die das Diplom geſchaffen, ſie waren es, welche aus bloßem 
Haſchen nach Volksgunſt den Kampf um rückhaltloſeſte Anerkennung 
der Revolution nach allen Richtungen hin inaugurirten. Nur zu der 
Einen That des Muthes rafften ſie ſich auf, daß am 15. April alle 
in Peſt anweſenden Magnaten ein offenes Schreiben gegen den Prä— 
ſidialerlaß Benedek's publicirten, der fie der „Feigheit“ geziehen. Im 
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Hauptquartier des Generals zu Verona ließen ſich nun in hellen Hau— 
fen Offiziere einzeichnen, die um die Gunſt buhlten, ſich für ihn 
ſchlagen zu dürfen, da alle Welt den offenen Brief als ſichern Vor— 
boten einer Reihe von Forderungen betrachtete — es wurde jedoch 
niemand incommodirt. f 

Im Unterhauſe ftanden fich von vornherein zwei Parteien feſt— 
geſchloſſen gegenüber. Die Beſchluß-(Hatärozat-)Partei ſtellte ſich auf 
den Standpunkt, den einſt bei einem Feſtgelage der erlauer Erzbiſchof 
Bartakovics in die Worte zuſammengefaßt: „Non est unctus, non 
est coronatus, non est rex noster.“ Einfach im Wege einer Re— 
ſolution, ohne irgendwie mit Franz Joſeph J. in Cartell zu treten, 
ſollte männiglich bekanntgegeben werden, daß bei der verfaſſungs— 
widrigen Art, wie der Abdankungsact König Ferdinand's ſich abge— 
ſpielt, Franz Joſeph ſo lange nur als der factiſche, nicht aber als der 
rechtmäßige König Ungarns betrachtet werden könne, wie er nicht ge— 
krönt ſei. Zugleich ſollte derſelbe Beſchluß die Bedingungen formu— 
fiven, an deren vorgängige Erfüllung der Landtag die Vollziehung der 
Krönung knüpfen müſſe. Die Rechte oder Adreßpartei dagegen wollte 
gleichfalls und mit gleichem Nachdruck die Abſtellung aller, von der 
Linken urgirten Gravamina begehren; aber fie wollte dies in einer 
ehrerbietigen Adreſſe an Se. Majeſtät thun, alſo von vornherein in 
den Weg des Diätaltractats einlenken, wo ſie — ganz wie 1790 nach 
Joſeph's II. Tod in den Verhandlungen mit Leopold II. — dann 
hoffen durfte, durch Repliken und Dupliken ans Ziel zu gelangen 
und nach gegenſeitiger Verſtändigung den neuen Vereinbarungen durch 
Inauguraldiplom und Krönung eine feſte Baſis zu geben, den that— 
ſächlichen König in einen rechtlichen zu verwandeln. Auch mit Mat⸗ 
thias II. hatte ja der Landtag von 1608 wichtige Geſetzacte vor der 
Krönung, die ſogenannten Antecoronational-Artikel, zu Stande gebracht. 
An der Spitze der Adreßpartei ſtand das Dioskurenpaar Deak und 
Eötvös, ſowie Somſſich; die Beſchlüßler führten der bigote Katholik 
Ghyczy aus Komorn, der fanatiſche Calviniſt Tisza und vor allen 
andern der eben erſt heimgekehrte Emigrant Graf Teleky. Als aber 
am 28. April letzterer die Debatte mit dem Antrag auf einen Beſchluß 
eröffnen ſollte, kam die erſchütternde Nachricht ins Haus, daß der 
Graf ſich in der Nacht in feiner Wohnung erſchoſſen habe. Jufolge 
davon wurde die Discuſſion auf längere Zeit hinausgeſchoben. Im 
Publikum aber erreichte die Aufregung wieder dieſelbe Höhe wie zur 
Zeit von Szechenyi's Tode. Schmerling ſollte und mußte der Mörder 
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ſein. Bald begnügte man ſich nicht mehr damit, daß er zu dem Behuf 
einen Agenten nach Peſt geſchickt — nein, gebildete Leute ſchwuren 
darauf, der Miniſter ſei ſelbſt nach Peſt herübergekommen, um eigen— 
händig den ungariſchen Patrioten zu erlegen. Das Motiv des Selbſt— 
mords war wol ein moraliſches. Der Edelmuth, mit dem der Kaiſer 


den Grafen um Weihnachten behandelt, band ihm perſönlich die Hände, 


andererſeits war ſeine Eitelkeit zu groß oder auch er ſelbſt zu tief 
mit der Emigration verſtrickt, um in Ungarn die Rolle eines ſtum— 
men Statiſten ſpielen zu können. Einmal auf die ſchiefe Bahn ge— 
rathen, ließ er ſich von ſeiner Sucht zu glänzen hinreißen. Bereits 
hatte er in der peſter Stadtrepräſentanz Reden gehalten, die denen 
Szilagyi's nichts nachgaben, ſodaß ſeine Standesgenoſſen den Kopf 
ſchüttelten und ihm ihre Zweifel nicht vorenthielten, ob nach dem, 
was in der Hofburg zu Wien vorgefallen, ein derartiges Vordrängen 
ſeinerſeits den Begriffen von Cavalierehre, ja nur den Pflichten des 
Gentleman entſpreche. Biedermann Napoleon ſoll aus Paris die ſchrift— 
lichen Beweiſe nach Wien geliefert haben, daß die Verbindungen 
Teleky's mit der Emigration nicht abgebrochen ſeien. Dieſe Beweis— 
ſtücke ſeien dem Grafen aus der Cabinetskanzlei Franz Joſeph's ohne 
jedes Begleitſchreiben, nur mit dem Siegel Sr. Majeſtät verſchloſſen 
zugegangen, und dieſe ſtummen Zeugen ſeiner Schuld hätten dem Rück— 
fälligen die Piſtole in die Hand gedrückt. So kam es, daß erſt am 
13. Mai Deak ſeinen Adreßentwurf im Hauſe vertheidigte und erſt 
am 4. Juni ſeine Schlußrede halten konnte, da der Redeſtrom der 


Linken endlos dahinflutete und ihn zu unterbrechen weder möglich noch 


gerathen war. Die ungariſche Geſchäftsordnung kennt gleich der eng— 
liſchen keinen Schluß der Debatte, und die langathmigen Reden waren 
ein vortreffliches Sicherheitsventil, durch das eine Menge verhaltenen 
Grimmes gefahrlos ausſtrömte. Am 5. Juni ward beſchloſſen, daß 
Deak's Adreßentwurf der Specialdiscuſſion zu Grunde gelegt werden 
ſolle; aber wie ward dieſer Beſchluß gefaßt! Nur mit drei Stimmen 
Majorität, mit 155 gegen 152 Stimmen und unter den offenkundig— 
ſten Manifeſtationen, daß die Mehrheit eigentlich der Linken gehöre, 
die nur abſichtlich und weil ſie vor den Folgen eines „Beſchluſſes“ 
zurückſchrecke, den Sieg den Deakiſten überlaſſen. Laut zählten alle 
Abgeordneten, die Namensliſte und den Bleiſtift in der Hand, die 
„Ja“ und „Nein“ mit; von Zeit zu Zeit ſtimmte ein notoriſcher „Be— 
ſchlüßler“ unter hellem Gelächter für die Adreſſe, bis es deutlich con— 
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ſtatirt war, daß die Linke lediglich aus Gründen der Politik der Rech— 
ten ein paar Stimmen Majorität zugeſtehe. Selbſt dieſer Scheinſieg 
aber ward im Laufe der Specialdebatte den Deakiſten wieder entriſſen. 
Der Anrede „Allerdurchlauchtigſter Kaiſer und König“ ward mit gro— 
ßer Mehrheit die Titulatur „Allerdurchlauchtigſter Herr“ ſubſtituirt, 
und auf Nyary's Antrag in einem Separatprotokoll ausdrücklich aus— 
geſprochen, daß die Adreſſe nur an den factiſchen Herrſcher gerich— 
tet ſei. Vollſtändig in einen Beſchluß ward die Adreſſe verwandelt, 
als am 12. Juni 134 gegen 120 Stimmen das Amendement Varady 
ſanctionirten: daß der Landtag bis zu ſeiner Vervollſtändigung durch die 
Siebenbürger ſich nicht in Verhandlungen über die Abdankungsurkunde 
von 1848 einlaſſen, noch ſich überhaupt in Betreff des Thronwechſels 
ausſprechen könne. Vergeblich hatte Deak das Haus vor der Abſtim— 
mung verlaſſen, um daſſelbe beſchlußunfähig zu machen: nur ein Theil 
der Rechten folgte ihm, der andere blieb mit Eötvös zurück. Nach 
Votirung der Adreſſe in dieſer verballhornten Geſtalt beſchloß das 
Unterhaus am 22. Juni noch einſtimmig, die gegenwärtige, vor Ein— 
führung der parlamentariſchen Regierungsform und vor Wiederher— 
ſtellung des verantwortlichen Miniſteriums erlaſſene Adreſſe dürfe kein 
Präjudiz hinſichtlich der Reintegrirung der ungariſchen Verfaſſung bil— 
den, die der Landtag fordere und als ſelbſtverſtändlich betrachte. Offen, 
ohne Siegel und Couvert, mit einer tricoloren Schleife umſchlungen, 
ſollten die Präſidenten beider Häuſer dem Monarchen die Aoreffe , 
überreichen. Denn auch die Magnatentafel, die das ruere in ser— 
vitium der Ständetafel gegenüber zu ihrer Deviſe erhoben, nahm 
nicht nur „mit patriotiſchen Gefühlen“ und voll „Freude“ einſtimmig 
die Adreſſe an, ſondern hielt es auch für „nöthig und geboten“, am 
24. Juni eine gleiche Verwahrung wie das Unterhaus zu Protokoll 
zu geben. Die Repräſentantenkammer benutzte noch das Ableben Ca— 
vour's, um zu demonſtriren, indem ſie am 25. Juni durch Aufſtehen 
ihr Beileid über den Tod des großen Staatsmannes kundgegeben. 
In einem ungemein würdevollen Nefeript vom 30. Juni erklärte der 
Kaiſer: er habe „mit ernſter Betroffenheit“ die Ausbrüche vernom— 
men, welche „gegen die uns als dem erblichen Könige Ungarns geſetz— 
lich zukommenden unleugbaren Erbrechte“ gerichtet waren, und halte 
es deshalb für ſeine „höchſte Pflicht“, eine Adreſſe zurückzuweiſen, die 
ebenſo „die königlichen Rechte“ wie die „ſchuldige Ehrfurcht“ verletze. 
Am 5. Juli ward denn auch ohne Debatte der urſprüngliche Text der 


138 Drittes Buch. Zweites Kapitel: Die Aera Schmerling. 


Deak-Adreſſe hergeſtellt. Tags darauf traten die Magnaten dieſem 
Beſchluß „einſtimmig und freudig“ bei; am 8. Juli erfolgte die Ueber— 
gabe des Schriftſtücks in der Hofburg zu Wien. 

Die Adreſſe forderte in ihrem poſitiven Theile die vollſtändigſte 
Herſtellung der 48er Artikel und des durch dieſelben geſchaffenen par— 
lamentariſchen Syſtems, ſowie ſofortige Beſeitigung aller noch fort— 
dauernden Folgen des abſoluten Régime. Der negative Theil, der 
ſeine Spitze gegen den Verſuch richtete, mittels des gemeinſamen 
Reichsraths die Aufſaugung Ungarns fortzuſetzen, gipfelte in der Be— 
hauptung: „Nach der Pragmatiſchen Sanction, nach dem klaren und 
präciſen Ausdrucke der übrigen Geſetze beſteht das geſetzliche Band zwi— 
ſchen uns und den Erbländern in der Identität des regierenden Hauſes, 
in der Perſonalunion; von einer wahrhaften Realunion iſt in unſern 
Geſetzen keine Spur zu finden.“ Mit ſo trockener, lakoniſcher Härte 
formulirte Deak die Conſequenzen dieſes Satzes, daß er, das Ver— 
hältniß der öſterreichiſchen Bundesländer zu Deutſchland berührend, 
fortfuhr: „Ihr Krieg iſt nicht unſer Krieg, ihre Intereſſen ſind nicht 
unſere Intereſſen.“ Aber hinterdrein lenkte er trotzdem ein und mochte 
nicht ſo weit gehen, wie der — auf ein volles Decennium hinaus 
letzte Reichstag von 1811, der in Sachen des Staatsbankrotts ruhig, 
doch mit eiſerner Folgerichtigkeit dem Kaiſer Franz ſagte: ſollten Se. 
Majeſtät durchaus in dieſer Angelegenheit die gleichen Anordnungen 
für die ganze Monarchie treffen wollen, ſo bliebe nichts übrig, als 
ſich mit dem Landtage in Presburg zu verftändigen und die getroffe— 
nen Vereinbarungen dann den Erbländern zu octroyiren. Die Adreſſe 
von 1861 dagegen fuhr fort: „Indem wir die conſtitutionelle Unab— 
hängigkeit Ungarns vertheidigen gegen den Spruch der Gewalt und 
uns vor jenem engern Verbande hüten, den man uns unter der Be— 
dingung einer theilweiſen Wiederherſtellung unſerer Verfaſſung auf— 
drängen will, haben wir nicht die Abſicht, wider die conſtitutionellen 
Völker der Erblande feindſelig aufzutreten. Wir wollen den Beſtand 
der Monarchie nicht gefährden und ſind bereit, das was wir thun 
dürfen und ohne Verletzung unſerer Selbſtändigkeit und unſerer ver— 
faſſungsmäßigen Rechte thun können, ſelbſt über das Maß der ſtren— 
gen geſetzlichen Verpflichtung hinaus, auf Grundlage der Billigkeit 
und aus Rückſichten der Politik auch wirklich zu thun, damit unter 
der erdrückenden Laſt, welche das widerſinnige Verfahren des abſolu— 
ten Syſtems aufgehäuft, nicht ihr Wohlſtand und mit ihm der unſere 
zuſammenbreche, damit die verderblichen Folgen der abgelaufenen 
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ſchweren Zeiten von ihnen wie von uns abgewendet werden.“ Aber „in 
feierlicher Weiſe“ erkläre der Landtag: „daß er die durch die Prag— 
matiſche Sanction, durch Geſetze, königliche Inauguraldiplome und 
Krönungseide gewährleiſtete Selbſtändigkeit und Unabhängkeit des Lan⸗ 
des keinerlei Rückſichten und Intereſſen opfern könne, ſondern daran 
als an einer Grundbedingung ſeiner Exiſtenz feſthalten müſſe“. Mit 
Entſchiedenheit weiſe er „jede Unterordnung, jede Einverleibung zurück, 
ſei es auf dem Gebiete der Verwaltung, ſei es auf dem der Geſetz— 
gebung“, als etwas „ſchlechterdings Unmögliches“; nie könne er dar— 
auf eingehen, daß „die Steuer- und Rekrutenbewilligung in welcher 
Form immer der ungariſchen Volksvertretung entzogen werde“; nie 
werde er das Geſetzgebungsrecht mit jemand anders als dem Könige 
von Ungarn theilen; nie Regierung und Verwaltung des Königreichs 
mit derjenigen der Erblande vereinigen laſſen; nie an dem Reichsrath 
oder irgendeiner Volksvertretung der Monarchie participiren; nie die 
Competenz einer ſolchen Verſammlung, in ungariſchen Dingen mit— 
zureden, anerkennen. „Blos als ſelbſtändige freie Nation, unter voller 
Wahrung ſeiner Unabhängigkeit, könne Ungarn von Fall zu Fall mit 
den Erblanden, wie mit einer ſelbſtändigen freien Nation verkehren.“ 
Allerdings hätte der Magyarismus ſich in ſein Leichentuch hüllen 
müſſen, ſobald irgendeine wie immer geartete Reichsrepräſentanz mit 
deutſcher Geſchäftsſprache auftauchte, zu welcher der peſter Landtag 
nur die Vorſtufe war. Ungarn iſt in Bezug auf nationale Bunt⸗ 
ſcheckigkeit ein öſterreichiſcher Mikrokosmus: wie ſchnell alſo wären 
die 5 Millionen Magyaren von den 10 Millionen anderer Stämme 
im Gebiete der Stephanskrone hinweggeſchwemmt worden, wenn erſt 
Wien zum eigentlichen politiſchen Mittelpunkt auch für die Bevölkerung 
jenſeits der Leitha geworden? Den Blick auf das Reichsparlament 
in Wien gerichtet, hätte nicht nur kein Slawe, Walache, Deutſcher 
drüben mehr ungariſch gelernt: in den gebildeten magyariſchen Kreiſen 
ſelbſt wäre die Kenntniß der Nationalſprache allmählich erloſchen, weil 
die politiſche Carriere zu Hauſe ja nur noch die Staffel für die Er— 
langung der höchſten Ehren in dem deutſchen Parlament zu Wien ge— 
weſen wäre. Um dem Ungarn nicht unrecht zu thun, darf man nicht 
vergeſſen, daß er hierin ſelbſt den freiheitlichen Geſichtspunkt dem na— 
tionalen eventuell unterordnen muß. Verbleiben ſelbſt gewiſſe Fragen 
der Reichspolitik dem Abſolutismus, ſo bleibt Ungarn immer noch 
Ungarn und dem magyariſchen Element damit die Führerſchaft: ver— 
fallen ſie einem Centralparlament, ſo wird Ungarn zerſetzt, der Magya— 
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rismus in alle Winde verweht. Dieſes Schreckbild ſtand jedem Ma— 
gyaren in um fo grellern Farben vor Augen, als ſich ja darin eigent— 
lich nur eine noch friſch in aller Gedächtniß lebende Vergangenheit 
abſpiegelte. Unter dem trügeriſchen Deckmantel eines barbariſchen 
Küchenlatein, das zur diplomatiſchen Sprache erhoben war, hatten die 
nationalen Leideuſchaften und der Streit um die Hegemonie geſchlum— 
mert. Erſt der Landtag von 1832 — 36 hatte das Magyariſche als 
Gerichts-, die Landtage von 1840 und 1843 hatten es als parla— 
mentariſche, als Geſetz- und Verwaltungsſprache eingeführt. Sofort 
aber hatte nicht nur der Kampf bis aufs Meſſer mit den Kroaten im 
Ständeſaal und im geſammten politiſchen Leben begonnen, man ward 
auch mit Entſetzen inne, daß die Kenntniß der ungariſchen Sprache 
in der Ariſtokratie jo gut wie erloſchen war — der berühmte Sze— 
chenyi z. B. lernte ſeine Mutterſprache als erwachſener Mann wie ein 
Schulknabe, und ſoll es nie dahin gebracht haben, ſie correct und flie— 
ßend zu handhaben —, während ſie in Bürgerkreiſen oft zu einem 
gräßlichen Gemiſch ungariſcher und deutſcher Fetzen in der Art des 
elſäſſiſchen Idioms herabſank. Deak hatte alſo recht, die Grund— 
bedingung der „nationalen Exiſtenz“ zu betonen. Die Adreſſe ver— 
langte ſodann die Integrirung des Landtags: das Unionsgeſetz mit 
Siebenbürgen müſſe einfach durch Ausſchreibung der Wahlen im Groß— 
fürſtenthum vollzogen, Kroatien dürfe mindeſtens von Wien aus nicht 
verhindert werden, mit dem peſter Reichstag über die Ordnung ſeiner 
Beziehungen zu Ungarn in Verhandlung zu treten. „So lange als 
diejenigen, die dem Geſetze gemäß auf den Landtag einzuberufen ſind, 
nicht einberufen ſein werden, können wir uns auf die Vereinbarung 
von Geſetzen über die Krönung nicht einlaſſen.“ Darauf folgt das 
Gravamen, „daß nach wie vor unſere wichtigſten Grundgeſetze, beſon— 
ders die weſentlich ſtaatsrechtlichen Geſetze des Jahres 1848, außer 
Wirkſamkeit ſind; wir haben keine parlamentariſche Regierung, kein 
verantwortliches Miniſterium; unſer Preßgeſetz in Verbindung mit 
Geſchworenengerichten iſt nicht wiederhergeſtellt“ — ja, man erlebte 
die „bittere Ironie“, geſetzwidrige Steuern unter den Augen des Reichs— 
tags mit Waffengewalt eintreiben zu ſehen. Damit aber entbehre das 
Land nicht nur „die ſtärkſten, ihm geſetzlich verbrieften Garantien 
conſtitutioneller Freiheit“: es breche auch das conſtitutionelle Syſtem 
zuſammen, wenn die abſolute Gewalt das Privilegium in Anſpruch 
nehme, alles was von der Conſtitution nicht in ihr Syſtem paſſe, ein— 
ſeitig in der Schwebe zu erhalten. Mit einer ſehr geſchickten Wen— 


Vay's Rücktritt. 141 


dung wird nachgeholt, was 1848 verſäumt war — eine Verſäumniß, 
die ſich damals ſchwer gerächt. Allen Ständen, allen Nationalitäten, 
allen Religionen, alſo namentlich den Iſraeliten und Griechen, wurde 
vollſtändige Nechtsgleichheit mit der bevorzugten Adelskaſte der Ma— 
gyaren, die ausnahmlos zur katholiſchen oder evangeliſchen Confeſſion 
gehörten, verſprochen — ſobald nur die Krone den Reichstag durch 
Erfüllung feiner ſtaatsrechtlichbn Forderungen überhaupt zu legislatori— 
ſchen Arbeiten competent mache. Einſtweilen hielten die Magnaten 
noch bei dem Grafen Edmund Koralyi lärmende Conferenzen ab, wie 


unter allen Umſtänden die Emancipation der Juden zu verhindern ſei, 
ſowol aus glaubenseinheitlichen Gründen, als wegen bequemerer Er- 


ledigung aller Wechſelſtreitigkeiten. Endlich ward hervorgehoben, daß 
noch immer viele Ungarn, von fremden Richtern nach fremden Geſetzen 
verurtheilt, im Auslande weilten oder im Kerker ſchmachteten. Solange 
dieſe nicht ihrer Haft entlaſſen ſind, die confiscirten Güter zurück— 
erhalten haben und ihnen die Heimkehr geſtattet iſt, erſcheint ebenfalls 
eine „erfolgreiche Berathung“ undenkbar, weil den Ständen der Glaube 
und das Vertrauen fehlt. Das Schriftſtück ſchließt in faſt drohendem 
Tone: „Der König von Ungarn wird erſt durch die Krönung zum 
geſetzlichen König; die Krönung aber iſt geſetzlich an Bedingungen ge— 
knüpft, deren vorgängige Erfüllung unabweisbar nothwendig. Die 
unverletzte Aufrechthaltung unſerer conſtitutionellen Selbſtändigkeit, die 
territoriale und politiſche Integrität des Landes, die Integrivung uns 
ſers Landtags, die vollſtändige Wiederherſtellung unſerer Grundgeſetze, 
die Wiedereinſetzung unſerer parlamentariſchen Regierung und unſers 
verantwortlichen Miniſteriums, die Beſeitigung aller noch beſtehenden 
Folgen des abſoluten Syſtems, ſind ſolche präliminare Bedingungen, 
ohne deren Erfüllung die Berathung und der Ausgleich unmöglich ſind.“ 

Vergeblich mühte Vay ſich im Miniſterrath ab, durchzuſetzen, daß 
dieſe gellenden Fanfarenſtöße mit einer lieblich-friedlichen Schalmeien— 
melodie beantwortet würden. Er mußte am 18. Juli ſeine Entlaſſung 
nehmen, und mit ihm ging Szeeſen, der portefeuilleloſe Miniſter. Ein 
unverzeihlicher Fehler Schmerling's war es, daß er ſich an Stelle 
des letztern den geriebenen Jeſuiten, den Schleicher und Intriguanten, 
Grafen Moritz Eſterhazy zur Seite ſetzen ließ. Die Hoftanzlerichaft 
überrahm Graf Anton Forgach, Statthalter von Böhmen, ein farb— 
loſer Bureaukrat ungariſcher Nationalität. Das vom 21. Juli datirte 
Antwortreſeript erklärte dem Landtage zunächſt, die Verbindung Un— 
garns mit den Erbländern ſei eine viel zu enge, um als bloße Per— 
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ſonalunion abgefertigt zu werden. Zur Anerkennung der 48er Artikel 
inſoweit dieſelben mit dem Octoberdiplom und Februarpatent im Wider— 
ſpruche ſtänden, werde der Kaiſer ſich nie beſtimmt finden: im Gegen— 
theil ſei deren Reviſion, bezüglich Aufhebung anzubahnen. „Mit 
ernſter Mahnung werde den Ständen wiederholt aufgegeben, durch 


Eutſendung von Abgeordneten in den Reichsrath den Einfluß Ungarns. 


auf die gemeinſamen Angelegenheiten zu wahren; und zwar hätten ſie 
dieſer Aufforderung ohne Verzug nachzukommen, da dieſe Angelegen— 
heiten längſtens im Auguſt verhandelt werden ſollten.“ Die Ergän— 
zung des Landtags ward vorläufig abgeſchlagen, bis Kroatien ſein 
Verhältniß zum Reiche geordnet haben und über die rechtliche Stellung 
der Bevölkerungen nichtmagyariſcher Zunge entſchieden ſein werde. 
„Nur nach erreichter Vereinbarung über die hier berührten Gegen— 
ſtände können Wir, Ungarns erblicher König, zu Verhandlungen 
über das Inauguraldiplom ſchreiten.“ Am 8. Auguſt legte Deak 
feine Antwort auf dieſes Schriftſtück vor, die ohne Debatte angenom— 
men ward und der zwei Tage darauf das Oberhaus ſelbſtverſtändlich 
einſtimmig beitrat. Es war das eigentlich nur noch ein Beſchluß in 
Adreßform. „Ew. Majeſtät erklären beſtimmt, daß Ew. Majeſtät 
einen Theil unſerer geheiligten Rechte nicht anerkennen. Die Regierung 
Ew. Majeſtät regiert nicht im Einklange mit der Verfaſſung. Wir 
können das Octoberdiplom und Februarpateut nicht als verpflichtend 
für Ungarn anerkennen, noch zur Grundlage unſerer Berathungen 
nehmen. Wir proteſtiren feierlich dagegen, daß der Reichsrath ſich 
in welcher Beziehung immer Gewalt über Ungarn anmaße; wir wer— 
den keine Wahlen in den Reichsrath vornehmen, und ſollten dieſelben 
außerhalb des Landtags erfolgen, ſo verwahren wir uns dagegen, als 
ob dieſe Gewählten Ungarn irgendwie vertreten könnten. Wir er— 
klären hiermit, daß wir die auf Ungarn und die damit verbunde— 
nen Theile bezüglichen Verordnungen des Reichsraths als ungültig 
betrachten; daß wir keine Laſt, keine Pflicht, die der Reichsrath be— 
gründet, kein Anlehn, deſſen Aufnahme er beſchließt, keinen Verkauf 
einer Staatsdomäne, zu dem er feine Einwilligung ausgeſprochen, als 
bindend für Ungarn anerkennen. Wir nehmen keine Octroyirung an 
und erklären, daß wir ebenſo wenig die Uebertragung unſers Steuer— 
bewilligungsrechts auf den Reichsrath acceptiren, wie wir die völlig 
rechtskräftigen 48er Artikel einſeitig durch die Regierung auslöſchen 
laſſen können. Wir ſehen mit Schmerz, daß Ew. Majeſtät jede 
Verſtändigung unmöglich gemacht und deren Faden defini— 
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tiv abgeriſſen. Wir ſprechen es daher mit tiefem Bedauern aus, 
daß infolge des Reſeripts auch wir den Faden der reichstäg— 
lichen Verhandlungen als abgeriſſen zu betrachten genö— 
thigt ſind.“ 

Natürlich wußte man in Peſt, daß die Antwort hierauf nur die 
Auflöſung ſein könne: ſo ging denn der Landtag daran, ſein Haus 
zu beſtellen. Das Vorgehen der Regierung zeigte deutlich, wie ſie 
die Suprematie des der Centraliſation widerſtrebenden Magyarismus 
durch einen Appell an die Nationalitäten und an das deutſche, nament— 
lich das iſraelitiſche Bürgerthum zu brechen dachte. In beiden Rich— 
tungen mußten alſo die Stände wenigſtens den Schein annehmen, als 
ſeien ſie bereit, den Erforderniſſen der Zeit entgegenzukommen, und 
dem wiener Miniſterium die Verantwortung dafür, daß eben nichts 
geſchehen ſei, zuzuwälzen ſuchen. Schon in den erſten Apriltagen hatte 
Graf Apponyi für jene Beſchlüſſe der Judexcurial-Conferenz, welche 
das „avitiſche“ Recht Ungarns und Verböczy's Tripartitum wenigſtens 
halbwegs den Zuſtänden der Gegenwart anpaſſen ſollten, die kaiſer— 
liche Signatur zur Vorlage an den Landtag erlangt und dann ſofort 
ein Circular an alle Comitate und Municipien erlaſſen, worin er 
denſelben anzeigte, daß die k. k. Gerichtsbehörden bis zum 1. Mai 
ihre Thätigkeit einzuſtellen und alle Acten den neu inſtallirten ungari— 
ſchen Tribunalen zu übergeben hätten. Ausnahmsweiſe hatte daher 
der Reichstag am 21. Juni mit 152 gegen 70 Stimmen, zur Ab⸗ 
ſtellung der himmelſchreiendſten Uebelſtände auf dieſem Gebiete, einen 
Act der Geſetzgebung, zu dem er ſich ſonſt ganz incompetent erklärt, 
vollzogen und proviſoriſch jene Beſchlüſſe angenommen. Dagegen war 
man feſt entſchloſſen, in der Steuerfrage dem Cabinet ſoviel Schwie— 
rigkeiten wie möglich zu bereiten. Am 15. Mai hatte bereits Plener 
die Eintreibung der Steuern in Ungarn mittels militäriſcher Execu— 
tion angeordnet, da die Comitatsausſchüſſe und autonomen Behörden, 
ſelbſt wo ſie dieſer Operation nicht hindernd entgegentraten, doch ent— 
ſchieden ihre Beihülfe verweigerten, ſodaß nicht nur „ein beinahe 
gänzliches Verſiegen der dem Staatsſchatze gebührenden Zuſchüſſe zum 
Vorſchein komme“, ſondern das Reich auch „Zahlungen ſehr anfehnlichen 
Betrags für reine Landeszwecke Ungarns aufbringen müſſe“. Wo die 
Abgaben nach Wien nicht eingingen, entfielen natürlich auch die Do⸗ 
meſticalſteuern für Localbedürfniſſe, da dieſelben in Form von Zu⸗ 
ſchlägen zu den Staatsſteuern aufgebracht wurden. Wie der Reichs— 
tag dieſe Frage als Agitationsmittel zu benutzten gedachte, zeigte außer 
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der Stelle in Deak's Adreſſe, worin es als „bittere Ironie“ bezeich— 
net ward, daß unter den Augen des Landtags, „in neueſter Zeit von 
der verfaſſungsfeindlichen abſoluten Macht die Eintreibung der geſetz— 
widrigen Steuern ſogar mit Anwendung von Waffengewalt angeordnet 
ſei“ — auch Ende Juni die Einſetzung einer Specialcommiſſion, deren 
Majorität aus Mitgliedern der Beſchlußpartei beſtand, zur Bericht— 
erſtattung über die Steuerfrage. Doch die Nationalitätenfrage, ſo viel 
hatten die Herren noch von 1848 her in der Erinnerung, überragte 
an Wichtigkeit alles andere. Der ſerbiſche Nationalcongreß hatte am 
12. April in Karlowitz beſchloſſen, für die Union der Wojwodina mit 
Ungarn nur unter der Bedingung zu ſtimmen, daß dieſelbe ihren 
eigenen Wojwoden erhalte, und einen Monat ſpäter hatte eine Depu— 
tation des Congreſſes eine in dieſem Sinne gehaltene Adreſſe dem 
Kaiſer unterbreiten dürfen. Die Leopoldiniſchen Diplome, welche Ende 
des 17. Jahrhunderts den Serben bei ihrer Auswanderung aus der 
Türkei nach Südungarn allerlei nationale Immunitäten und Privi⸗ 
legien geſichert, wurden nunmehr ſo ausgelegt, als ſei damit die Ab— 
ſicht verbunden geweſen, ein Territorium mit ſtaatlicher Selbſtändig— 
keit aus dem Gebiete der Stephanskrone herauszuſchneiden. Bald 
ward dieſe Forderung typiſch für die Haltung aller andern Stämme: 
überall ſchwirrten ähnliche Begehren in der Luft. Die Rumänen ver— 
langten ihre eigene Grafſchaft, die Nordflawen ihre Okolja, die Ru— 
thenen ihren beſondern Diſtrict, und alle dieſe neuen Schöpfungen 
hätten, unter eigenen Behörden, mehr oder minder auf dem Fuße der 
reinen Perſonalunion mit Peſt gelebt. Kurz, die Stephanskrone wäre 
ein loſes Bindeglied für ein Bündel föderaliſtiſch organiſirter Lilipu— 
tanerſtaaten geworden und die Magyaren wären an die „intereſſan— 
ten“ Stämme zur Entnationaliſirung aufgetheilt worden. Muſtergültig 
für die ganze Propaganda waren die Beſchlüſſe des „nationalen Slo— 
wakencongreſſes“, den die Slowaken der elf faſt ausſchließlich von 
dieſem Zweige der Slawen bevölkerten oberungariſchen Comitate am 
6. und 7. Juni in Thurocz Szent Marton abhielten. Sie begehrten 
in neun ſcharf formulirten Punkten: Creirung eines eigenen ober— 
ungariſchen Slowakendiſtriets und dem entſprechende Arrondirung der 
Comitate; dort ſollte in Kirche, Schule, Gerichten und Aemtern das 
ſlowakiſche Idiom allein berechtigt ſein; alle Geſetze, welche das Un— 
gariſche auf dem Landtage, in den Congregationen, Hofkanzleireſcrip— 
ten, Geſetzen zur allein berechtigten Sprache erhoben, ſeien zu annul— 
liren; eine ſlowakiſche Akademie, ſowie ein ſlowakiſcher Appellhof und 


Die „Nationalen“ in Ungarn. 145 


ein flowakiſches Wechſelgericht in ihrem Diſtricte; Erlaubniß zur 
Gründung ſlowakiſcher literariſcher Inſtitute (Maticas); Errichtung 
eines ſlowakiſchen Lehrſtuhls an der peſter Univerſität; Ausarbeitung 
eines ſlowakiſchen Textes aller Geſetze durch den Landtag ſelbſt; Unter— 
ſtützung ſlowakiſcher Lehranſtalten auf Landeskoſten; freien Gebrauch 
des Slowakiſchen für alle Slowakengemeinden, die in magyariſchen 
Comitaten zerſtreut ſind; Vertretung der Slowaken als Nation im 
Reichstage, namentlich bei der Magnatentafel. Die Ungarn waren 
außer ſich über dieſen Congreß, deſſen ganze Gefahr ſie ſogleich über— 
blickten. Nicht nur wurde die Erlaubniß zur Gründung einer Matica 
rundweg abgeſchlagen — erſt Schmerling ertheilte die Bewilligung 
gegen Ende des Jahres —, mit wahrhaft mittelalterlich beſtialiſcher 
Brutalität wurden die von dem Congreß heimkehrenden Slowaken durch 
ihre Obergeſpäne, namentlich durch die Herren von Juſt und Lipthay, 
Slowaken von Geburt, aber dem magyariſchen Renegatenadel ange— 
hörig, als Hochverräther gebunden, geknebelt, geprügelt, kurz, bis auf 
den Tod mishandelt. Allein der Reichstag war doch aus ſeiner Apa— 
thie aufgeſchreckt. Am 12. Juni bereits ſtellte Eötvös den Antrag, 
ein Comité zur vorläufigen Behandlung der Nationalitätenfrage ein— 
zuſetzen, damit die Nichtmagyaren erführen, was das herrſchende Volk 
ihnen zu gewähren bereit ſei, ſobald einmal der Landtag wieder zu 
legislatoriſchen Arbeiten competent ſein werde. Erſt am Vorabend 
der Reichstagsauflöſung fand der Ausſchuß Muße, am 13. Auguſt 
dem Unterhauſe Bericht zu erſtatten; und der Geſetzentwurf, den er 
vorlegte, fiel mager genug aus. Der Grundſatz, der darin ausge— 
ſprochen ward, daß nur das Parlament, nicht aber ſogenannte Na⸗ 
tionalcongreſſe die Frage regeln dürften, war allerdings unanfechtbar; 
aber damit war auch der nationalen Propaganda die politiſche Spitze 
abgebrochen. Das einzige reelle Zugeſtändniß jedoch war die Auf⸗ 
hebung der einfach undurchführbaren Beſtimmung der 48er Artikel, 
daß auch in nichtungariſchen Comitats- und Gemeindeverſammlungen 
ſelbſt für die internen Angelegenheiten das Ungariſche die ausſchließ— 
lich zuläſſige Sprache ſein ſollte. Schon der Verkehr der Municipien 
und Comitate untereinander ſollte dagegen nach wie vor nur ungariſch 
geführt werden dürfen, ſelbſt jedem nichtungariſchen Berathungsproto— 
koll eine authentiſche ungariſche Ueberſetzung beiliegen und höher hin⸗ 
auf im politiſchen Leben nur das alberne Privilegium gelten, daß 
jeder Nichtmagyare dem allein authentiſchen ungariſchen Texte ſeiner 
Eingaben an die Behörden eine ganz irrelevante Uebertragung deſſelben 
Rogge, Oeſterreich. II. 10 
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in ſeiner Mutterſprache nach Belieben zugeben könne, falls es ihm 
ſonſt Spaß mache. 

Am 14. Auguſt machte der Landtag fein Teſtament. Das Unter- 
haus nahm einen feierlichen Proteſt Deak's gegen die Auflöſung an, 
weil dieſelbe nach dem allerdings geradezu blödſinnigen Art. 4 von 
1848 nicht erfolgen könne, ehe der Landtag den Rechnungsabſchluß 
des vergangenen und die Präliminarien des kommenden Jahres er— 
ledigt habe. „Der Gewalt“, ſo ſchloß das Actenſtück, „können wir 
uns factiſch nicht widerſetzen; aber wir erklären, daß wir, treu an 
unſern ſanctionirten, rechtlich beſtehenden, landtäglich noch nicht um— 
geänderten Geſetzen von 1848 feſthaltend, jeden denſelben zuwider— 
laufenden Schritt der Macht als verfaſſungswidrig betrachten.“ Das 
Oberhaus trat zur gleichen Stunde der Verwahrung bei, nachdem 
Majlath, unter allen Altconſervativen allein, jetzt in der zwölften 
Stunde den Muth gefunden, eine Lanze für das Octoberdiplom zu 
brechen. Ein weiteres Manifeſt des Unterhauſes beſagte: nur durch 
die ihm widerrechtlich und ungeſetzlich verweigerte Vervollſtändigung 
und durch den Mangel eines ungariſchen Miniſteriums ſei es gehin— 
dert worden, die Befriedigung der Nationalitäten, ſoweit die terri— 
toriale und politiſche Integrität des Landes dies zulaſſe; die Einfüh— 
rung völliger Rechtsgleichheit aller Confeſſionen mit Einſchluß des mo— 
ſaiſchen Glaubens, und die Aufhebung aller, mit dem Urbarialweſen 
zuſammenhängenden Beſitzverhältniſſe gegen billige Entſchädigung zu 
decretiren. Am 21. Auguſt ward der Landtag aufgelöſt, weil „keine 
nützliche Thätigkeit von ihm zu erwarten war, da er ſeine erhabene 
Aufgabe zum größten Schaden aller völlig verkannte“. Die Ein— 
berufung eines neuen Reichstags behielt ſich das betreffende Reſcript 
„je nach Möglichkeit innerhalb des Zeitraums von ſechs Mona— 
ten“ vor. 

Für die Action gegen Ungarns Reichstag hatte Schmerling in 
dem wiener Reichsrath einen Bundesgenoſſen geſucht und gefunden, 
deſſen Eifer leider über der obſchwebenden Macht-, die Freiheitsfrage 
faſt ganz überſah. Am 2. Juli theilte Graf Rechberg dem Reichs— 
rathe das Reſcript mit, welches die erſte Adreſſe in ihrer ungebühr— 
lichen Form zurückgewieſen. Beide Häuſer erklärten zu Protokoll, daß 
ſie „jede Verletzung der Würde und der Rechte des Kaiſers als einen 
Angriff auf das ganze Reich betrachten, bei deſſen Zurückweiſung Se. 
Majeſtät nicht nur auf ihre Zuſtimmung, ſondern auch auf die Unter— 
ſtützung ſeiner treuen Völker zählen könne“. Inmitten der begeiſter— 
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ten Zurufe, mit der Linke und Centrum, ſich von den Stühlen er— 
hebend, den Beſchluß annahmen, eine eigene Deputation mit dieſer 
Reſolution an den Kaiſer zu entſenden, blieb die ſlawiſche Rechte im 
Abgeordnetenhauſe in grollendem Schweigen ſitzen. Am 23. Juli 
wurde dem Reichsrathe die Antwort auf die ungariſche Adreſſe, am 
23. Auguſt in Begleitung einer eigenen kaiſerlichen Botſchaft das Auf— 
löſungsdecret vorgelegt. Die Quinteſſenz des langen, aber von Per— 
thaler ſehr geſchickt ausgearbeiteten Schriftſtücks war: „Verfaſſung, 
Rechte und Freiheiten, Landtag und Municipaleinrichtungen Ungarns 
ſind wiederhergeſtellt unter Einem Vorbehalte. Dieſer Vorbehalt hat 
nicht den Zweck, die unbeſchränkte Gewalt zu vermehren, ſondern be— 
ſteht — bei weſentlicher und umfangreicher Erweiterung der ehemali— 
gen Landtagsbefugniſſe in Steuer- und Finanzſachen — darin, daß 
das conſtitutionelle Zuſtimmungsrecht für die allen Völkern gemein— 
ſchaftlichen Angelegenheiten gemeinſam ausgeübt werden ſoll. Dieſer 
Vorbehalt gefährdet Ungarns nationale Selbſtändigkeit nicht im ge— 
ringſten; er gefährdet nichts, was zum Weſen der wahren Freiheit ge— 
hört; er fordert nur die landtägliche Reviſion und Aufhebung der Artikel, 
die mit den neuen Grundgeſetzen im Widerſpruche ſtehen. Er iſt im 
Rechte begründet: denn Ungarns Verfaſſung iſt durch Se. Majeſtät 
freiwillig wiederhergeſtellt; ſie war durch die revolutionäre Gewalt 
nicht nur gebrochen, ſomit von Rechts wegen verwirkt, ſon— 
dern auch factiſch beſeitigt.“ Es habe daher bei dem October— 
diplom und Februarpatent ſein Bewenden; und ebenſo feſt ſeien Se. 
Majeſtät entſchloſſen, von den Zugeſtändniſſen an Ungarn zwar nichts 
zurückzunehmen, aber auch nimmermehr ein Rechtsverhältniß, das nie— 
mals weder rechtlich noch thatſächlich beſtanden, das der Perſonal— 
union, oder Geſetze anzuerkennen, die der jetzigen Verfaſſung wider— 
ſprechen, die Rechte des Geſammtſtaats und der Erbländer ſchädigen, 
ja gegen die Intereſſen der nichtungariſchen Bevölkerung Ungarns in 
dem Grade verſtoßen, daß ſie in Siebenbürgen und Kroatien nur mit 
Anwendung von Waffengewalt durchzuführen wären. Beide Häuſer 
beantworteten die kaiſerliche Botſchaft mit einer Adreſſe. Diejenige 
des Herrenhauſes erkannte „die Feſtigkeit des Fürſten nach zwei Sei— 
ten dankbar an, weil er ſowol ſein angeſtammtes Recht bewahre, als 
auf dem verfaſſungsmäßigen Wege beharre und die Rechte ſeiner 
außerungariſchen Völker ſchütze“. In ſeiner Antwort an die Adreß— 
deputation (30. Auguſt) betonte der Kaiſer den „Werth“, den er auf 
dieſe Zuſtimmung lege. In der Adreßdebatte des Abgeordnetenhauſes 
10 * 
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ſprach Schmerling „unumwunden“ aus, daß die Regierung ſich in 
ihrem Beharren bei der Verfaſſung „nicht im geringſten irre machen 
laſſe, weil ein Theil der Bevölkerung dieſelbe noch nicht acceptirt habe, 
ſondern von der übel berichteten Nation an die beſſer zu unterrichtende 
appellire“. Die Adreſſe des Unterhauſes fand in der Weigerung des 
Monarchen, die „gegen die Rechte der Erbländer und des Geſammt— 
ſtaats verſtoßenden 48er Artikel“ zu beſtätigen, eine „feſte Bürgſchaft“, 
und „volle Beruhigung für die verfaffungsmäßigen Zuſtände in dem 
kaiſerlichen Wort, daß Aenderungen der Verfaſſung, falls nothwendig, 
nur in und mit dem Reichsrathe vorgenommen werden ſollten“. In 
ſeiner Anſprache an die Deputation hob Franz Joſeph (8. September) 
hervor, die Anwendung des Princips, daß die Autonomie der Einzel⸗ 
nen an der gewiſſenhaften Pflichterfüllung gegen das mächtige Ganze 
eine Grenze finden müſſe, ſei allerdings da, wo daſſelbe misachtet 
werde, eine Nothwendigkeit; doch werde hoffentlich dieſe Nothwendig— 
keit ſich in möglichſt enge Schranken bannen laſſen und der Erfolg 
die überwältigende Macht der Wahrheit und Gerechtigkeit jener Ma⸗ 
xime an den Tag bringen. Nunmehr ging aber Schmerling ſofort 
einen Schritt weiter in der Contumacirung Ungarns, indem er am 
17. December durch kaiſerliche Botſchaft dieſen engern Reichsrath 
dennoch ausnahmsweiſe zur Berathung des Geſammtbudgets für 1862 
ermächtigen ließ. Das Haus wählte zwar Tags darauf, ehe es ſich 
bis Anfang Februar prorogirte, einen Finanzausſchuß zur Behandlung 
der Plener'ſchen Vorlagen: aber die föderaliſtiſchen Neigungen der 
Rechten, die durch den Uebergang Ungarns in das Lager der ſtaats- 
rechtlichen Oppoſition und des paſſiven Widerſtandes eine gewaltige 
Stütze erhalten, traten nun auch ſchon viel offener und dreiſter her— 
vor. Die 39 Mitglieder der ſlawiſchen Rechten betheiligten ſich nicht 
an der Wahl des Finanzcomites: gerade jo wie Palacki im Herren— 
und Smolka im Abgeordnetenhauſe heftig gegen die Auflöſung des 
peſter Landtags geſprochen. Auf die dabei den miniſteriellen Ruthenen 
ins Geſicht geſchleuderte Anklage, daß ſie der einzige verkommene und 
verdorrte Zweig des großen Slawenvolks ſeien, war Schmerling's 
Antwort, daß er — auf Grund einer rutheniſchen Adreſſe, welche 
Theilung des galiziſchen Landtags in zwei Nationalcurien, Ausſchrei— 
bung eines rutheniſchen Nationalcongreſſes und Trennung des König— 
reichs in eine polniſche und eine ruſſiniſche Provinz begehrte — am 
19. November durch Errichtung einer (polniſchen) Statthalterei-Expo⸗ 
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ſitur in Krakau Galizien wenigſtens in zwei geſonderte Verwaltungs— 
gebiete nach den Nationalitäten ſchied. 

Die Campagne zur Wiederherſtellung geordneter Zuſtände in 
Ungarn eröffnete Graf Forgach gleich am 21. Auguſt mit einem Rund— 
ſchreiben an die Obergeſpäne, worin er die von Vay erlaſſenen und 
damals von den Congregationen „mit Achtung beiſeitegelegten“ In— 
ſtructionen (ſ. S. 83) den Comitaten wieder einſchärfte. „Dem bei 
Bildung der Comitatscommiſſionen befolgten, mit dieſen Weiſungen 
ſchnurſtracks im Widerſpruche ſtehenden Modus ſei der ungeordnete, 
aufgeregte Zuſtand hauptſächlich zuzuſchreiben. Die Wahl der Comi— 
tatsbeamten ſei unter Preſſion der extremen Parteien, ohne alle Rück— 
ſicht auf Befähigung erfolgt; die Berathungsſäle ſtänden allen Volks— 
maſſen offen, ſodaß die wilde Leidenſchaftlichkeit der Ruheſtörer die 
Intelligenz zurückſchrecke und die freie Meinung zu Boden ſchlage, bis 
die Willkür allein entſcheide. Wenn nun jetzt dieſe Comitate auch 
noch die Rolle von Parlamenten übernehmen, wenn ſie dies mit einer 
improviſirten politiſchen Gerichtsbarkeit und mit einem provocirenden 
Briefwechſel an die Mitjurisdictionen verbinden; wenn ſie folglich drei 
Gewalten ausüben, die nirgends in der civiliſirten Welt vereinigt ſind; 
wenn ſie ſich dazu noch von der Beobachtung aller höhern Verord— 
nungen emancipiren: dann iſt es unmöglich, das Land derart zu re— 
gieren, daß einerſeits die ungetrübte geſetzliche Freiheit, andererſeits 
die, jene garantirende Ordnung anfrecht erhalten bleibt.“ Gleichſam 
zur Illuſtrirung dieſes Circulars beſchloß am 26. Auguſt das peſter 
Comitat dem Proteſt des Landtags gegen ſeine Auflöſung beizutreten 
und dieſen Beſchluß allen Municipien mitzutheilen. Als am 27. Auguſt 
die Hofkanzlei die ſofortige Annullirung dieſer Reſolution verlangte, ver— 
ſchob die Comitatscongregation mit derbem Hohne die Beſchlußfaſſung 
darüber auf den 30. September. Forgach verfügte nun am 28. Auguſt 
die Suspenſion der Commiſſionsſitzungen im peſter Comitat und bereitete 
eine Liſte von Regierungscommiſſaren zur Uebernahme der Geſchäfts— 
leitung in den widerſpenſtigen Comitaten vor. Aber am 29. Auguſt 
richtete die ofener Statthalterei unter dem Tavernicus Majlath eine 
Repräſentation an den Kaiſer gegen die Maßregeln wider das peſter 
Comitat. Die Repräſentation ward am 31. durch königliches Reſeript 
abgewieſen, und in den erſten Septembertagen erklärten Regierungs— 
commiſſare, unter Androhung von Waffengewalt im Falle der Ge— 
horſamsverweigerung, die peſter Stadtrepräſentanz ſowie die peſter 
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Comitatscongregation für aufgelöſt. Zugleich ſtellte die „Wiener Zei— 
tung“ eine Regeneration der Congregationen auf Baſis der Intereſſen— 
vertretung in Ausſicht — an ſich eine heilſame Maßregel, die ja ein 
Decennium ſpäter auch die Deakpartei durchführte; aber als Octroyi— 
rung von oben her, in dem Lande wo das nil de nobis sine nobis 
jedermann in Fleiſch und Blut übergegangen, ein neues Symptom 
für die Maſſe, daß die wiener Herren Ungarn den Erblanden aſſimi— 
liren wollten, während doch das „ne in modum aliarum propincia- 
rum regatur“ den Inhalt aller Diplome und Krönungseide bildet. 
Demgemäß ermächtigte denn auch am 5. September eine Inſtruction 
des Hofkanzlers an die königlichen Commiſſare dieſe, Municipalbeamte 
jeden Ranges ein- und abzuſetzen, nöthigenfalls ſelbſt an die Spitze 
der ſtädtiſchen und Comitatsverwaltungen zu treten, ſowie ihren Be— 
fehlen durch Requirirung von Militäraſſiſtenz Achtung zu verſchaffen. 
Am 29. September ward das Comitatshaus in Peſt von Truppen 
beſetzt zun Verhinderung der auf den nächſten Tag angeſetzten Sitzung 
der mittlerweile aufgelöſten Congregation. Am 30. reſignirten daher 
alle 130 Comitatsbeamten in corpore mit einer derben Erklärung. 
„Dem heiligen Worte des Monarchen vertrauend“, hieß es darin, 
„hätten die Comitate ſich auf der unzerſtörbaren Baſis der vaterlän— 
diſchen Geſetze organiſirt; ſich jedoch bald überzeugt, daß das Loſungs— 
wort Conſtitution nur ein äußerliches Zeichen ſei, unter welchem die 
Regierung das gewohnheitsmäßige abſolute Syſtem, durch den äußern 
Auſtrich erträglicher gemacht, beibehalten wolle. Die Unterzeichner 
aber könnten ihrem Eide gemäß weder als Werkzeuge der Macht noch 
als Deckmantel des Abſolutismus dienen, ſondern nur auf Grundlage 
des Geſetzes und der Verfaſſung wirken.“ Zum zweiten male ſchickte 
am 3. October die ofener Statthalterei eine Repräſentation nach Wien 
hinauf, um „die Beſorgniß auszudrücken, daß ſolche, von der aviti— 
ſchen Verfaſſung des Landes abweichende Verfügungen gegen Comitate 
und Städte, ſtatt die Gemüther zu beruhigen und den friedlichen Aus— 
gleich zu fördern, nur die Erregtheit ſteigern und die Verwickelungen 
vermehren würden“. Die Antwort war, daß am 7. October die Co— 
mitate von Arad, Bacs u. a., unter Auflöſung ihrer Congregationen, 
königliche Commiſſare erhielten, und daß ein Circular des Hofkanzlers 
von den Obergeſpänen poſitive Auskunft verlangte, ob die Regierung 
auf die Mitwirkung der gewählten Beamtenkörper für Eintreibung 
der Steuern und bei Aushebung der Rekruten für 1862 rechnen könne? 
Nun aber erklärte der Magiſtrat von Peſt ſogleich in einer Adreſſe 
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an den Kaiſer, er werde alle verfaſſungswidrigen Verordnungen der 
Hofkanzlei beiſeitelegen und abdanken, falls trotzdem die Vollziehung 
ungeſetzlicher Weiſungen von ihm verlangt werde. Die ofener Statt— 
halterei ſchickte ihre dritte Repräſentation nach Wien, worin die Bitte 
um Ernennung eines Erzherzogs zum Statthalter Ungarns mit den 
Worten motivirt ward: „Es iſt nothwendig, daß Ew. Majeſtät die 
Nation kenne; gereizt, ſich ſelbſt überlaſſen, iſt ſie unbändig; wird ſie 
gut geleitet, ſo kann leicht der Funke in ihr geweckt werden, der zur 
Rettung des Throns und der Monarchie mehr als einmal leuchtete.“ 
Am 24. October fühlte auch der Cardinal-Primas das unabweisliche 
Bedürfniß, ſich wieder einmal zu blamiren. In einem langathmigen 
Schreiben entblödete Szitovszki als Erbobergeſpan von Gran ſich nicht, 
als höchſter kirchlicher Würdenträger denſelben rohen Ton anzuſchla— 
gen, wie der peſter Magiſtrat, der die Steuerbeamten in einer Adreſſe 
„Blutegel“ titulirte. Der brave Slowak erklärte dem Kanzler, das 
graner Comitat werde ſeinen Beamten nicht allein nicht befehlen, ſon— 
dern direct verbieten, bei der Rekrutirung und Steuereintreibung mit— 
zuhelfen. „Ein durch zahlloſe Geſetze und königliche Eide garantirtes 
Nationalrecht werde direct verweigert; ein Wehegeſchrei erwecke die 
gewaltſame Eintreibung der Steuern im ganzen Lande; die Comitate, 
leidende Zeugen und Opfer der Gewalt und der von den Steuer— 
einnehmern gegen die Verfaſſung gerichteten Aufreiz ungen, ſeien 
völlig gelähmt und niedergebeugt. Um ihren Muth wieder aufzurichten, 
könne Scitovszki als Oberprieſter des Landes nur rathen: Se. Ma— 
jeſtät möge, jeden antinationalen und illegalen Einfluß zurückweiſend, 
ſelbſt im Herzen Ungarns erſcheinen und durch ein aufrichtiges Wort 
an die Nation deren Beſorgniß um ihre gefährdete Verfaſſung zer— 
ſtreuen. Der Rekrut, der zu Hauſe der ſchluchzende Zeuge der an 
ſeinen Aeltern verübten Erpreſſungen geweſen, biete ja ohnehin 
keine Garantie!“ Wie hochkomiſch oder widerwärtig erſcheinen nicht 
ſolche Rodomontaden in dem Munde eines Mannes, der nach kaum 
drei Wochen der Erſte war, in einem ſubmiſſen Schreiben an den 
neu ernannten Statthalter, zwei Tage nach deſſen Inſtallirung in 
Ofen, ſeinen Frieden mit der Regierung zu machen! Der Miniſter— 
rath ſah jetzt ein, daß er bei dieſer, von den höchſten Landesſtellen 
aus patroniſirten Oppoſition mit Einzelmaßregeln nicht auskomme, ſon— 
dern zu einer durchgreifenden Reorganiſation Ungarns ſchreiten müſſe, 
indem er dort ein Proviſorium einſetze. In den letzten Octobertagen 
ward der peſter Magiſtrat ſuspendirt und aus den Protokollen die 
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Verhandlung über die Adreſſe an den Kaiſer wegen der Steuerexecu— 


tionen durch einen Regierungscommiſſar feierlich herausgeſchnitten. Der 
Primas ward ad audiendum verbum nach Wien citirt, wo ihm der 
Kaiſer in beſonderer Audienz „das Allerhöchſte Misfallen“ ſowol über 
den Inhalt als über die Veröffentlichung ſeines Schreibens ausſprach. 
Eine Reihe von Obergeſpänen wurden ihrer Stellen enthoben und 
durch Adminiſtratoren erſetzt. Aber die Antworten aller übrigen lau— 
teten darum nicht weniger ablehnend in der Steuer- und Rekruten— 
frage — auch die peſter Magiſtratsbeamten legten ihr Mandat in 
Maſſe nieder. 0 

Am 5. November erfolgte der unvermeidlich gewordene Schritt. 
Ein kaiſerliches Reſeript ernannte den Feldmarſchall-Lieutenant Grafen 
Moritz Palffy zum Statthalter von Ungarn; ſuspendirte die corpora— 


tive Wirkſamkeit des ofener Statthaltereiraths als Antwort auf deſſen. 


„Repräſentationen“; befahl die Auflöſung aller noch beſtehenden Co— 
mitatscongregationen, Diſtrictsausſchüſſe, Gemeinderepräſentanzen, und 
ordnete für ganz Ungarn die Einſetzung von Militärgerichten an zur 
Aburtheilung einer Reihe von Delicten gegen die öffentliche Ordnung 
und gegen die Sicherheit der Perſonen und des Eigenthums. Auch 
dieſes letztere war unumgänglich nothwendig. Denn daß von den 
Bach'ſchen Beamten, die genau vor Jahresfriſt aus dem Lande gejagt 
waren, jetzt nicht gerade die tüchtigſten und ſittenreinſten nach Ungarn 
zurückgingen, iſt ebenſo verſtändlich, wie daß man den neuen alten 
Würdenträgern, welche die peſter Witzblätter mit dem Rufe empfin— 
gen: „Schöne Maske, ich kenne dich!“ exorbitant hohe Gehalte bieten 
mußte, um ſie zu dem Gange nach dem Calvarienberge zu bewegen. 
Es iſt daher leicht einzuſehen, welche Beſchuldigungen und Vorwürfe 
da laut wurden. Der Adminiſtrator des peſter Comitats z. B., 
von Kappi, ward mit einer tüchtigen Tracht Prügel empfangen, die man 
ihm auf freiem Felde applicirte: mithin blieb keine Wahl, als dieſe 
Beamten entweder durch Militärgerichte zu ſchützen oder auch die un— 
gariſche Juſtiz wieder zu caſſiren; denn daß ſie bei dieſer keine Unter— 
ſtützung finden würden, lag auf der Hand. Ein Handſchreiben des 
Kaiſers an den Grafen Forgach von gleichem Datum führte als Grund 
dieſes Vorgehens an, daß „die Unbotmäßigkeit der ungariſchen Muni— 
cipien und die offene, an Empörung grenzende Widerſetzlichkeit gegen 
jedwede, zur Herbeiführung geordneter Zuſtände erlaſſene Maßregeln 
den Beſtand der öffentlichen Ordnung auf das gefahrvollſte bedrohe, 
während die Behörden in ihrer gegenwärtigen Einrichtung und die 
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derzeit übliche Anwendung der Strafgeſetze gegen ſolche bedauerliche 
Angriffe keinen Schutz zu gewähren, den überwuchernden Ungehorſam 
nicht zu bewältigen vermöchten. Der Statthalter, deſſen Anordnungen 
unweigerlich pünktlicher Gehorſam zu leiſten ſei, werde daher den 
ſchuldigen Gehorſam ſowie die Autorität der Regierung neu befeſti— 
gen, doch ſei den derzeitigen Municipalbeamten einzuſchärfen, daß ſie 
unter perſönlicher Verantwortung und Haftbarkeit bis zum Eintreffen 
ihrer Nachfolger die Geſchäfte fortzuführen hätten“. Zum Schluſſe 
des Handſchreibens ward abermals hervorgehoben, daß „die Zuge— 
ſtändniſſe des Octoberdiploms ungeſchmälert und unverbrüchlich auf- 
recht erhalten würden und daß, nachdem in möglichſt kurzer Friſt die 
Ordnung wiederhergeſtellt, alsbald im verfaſſungsmäßigen Wege 
zur Löſung der ſchwebenden Differenzen geſchritten werden ſolle“. Eine 
vom 7. November datirte Repräſentation der königlichen Curie unter 
Apponyi gegen dieſe Ordonnanzen blieb nicht nur erfolglos: ein kai— 
ſerliches Reſeript an die Curie, das am 11. December das öſterreichi— 
ſche Stempelgeſetz wieder in Kraft ſetzte, und ein Erlaß Palffy's, der 
das öſterreichiſche Gewerbegeſetz, d. h. die Gewerbefreiheit, am 19. De— 
cember wiederherſtellte, überzeugten den oberſten Gerichtshof und deſſen 
Chef auch, daß fie bei weiterm Widerſtande, ganz wie der Statt— 
haltereirath und Majlath, ihre Exiſtenz, reſp. ihr Amt und ihre Würde, 
aufs Spiel geſetzt hätten. Ja, es ſtand bei dieſer Wendung der Dinge 
mehr für Ungarn in Frage als nur die Verfaſſung allein. Am 12. 
erſchien in der Hofburg zu Wien unter Führung des neuſohler Bi— 
ſchofs Moyſes, der nicht wie der Primas ſeiner Nationalität untreu 
geworden, eine aus 52 Notabilitäten beſtehende Slowakendeputation, 
die dem Kaiſer in einer Adreſſe die Wünſche des Congreſſes von 
Thurocz Szent-Marton unterbreitete und die Conſtituirung von eigen \ 
nen nationalen Diſtricten, wie für die Slowaken, ſo auch für die 
Ruthenen, Serben, Rumänen befürwortete. Und am 24. December 
ging aus Munkacs eine Adreſſe des biſchöflichen unirten Conſiſtoriums 
nach Wien ab, um für die Ruthenen Oberungarns Gleichſtellung mit 
den übrigen Stämmen des Landes zu erbitten. Aber welch ein Wider— 
ſpruch: in den Erblanden centraliftifch regieren und die Ungarn durch 
das Schreckgeſpenſt des Föderalismus dem Reichsrath in die Arme 
jagen wollen! ma 
Mit dieſer Schlappe des Magyarismus in Ungarn fiel natürlich 
auch ſein Niedergang in Siebenbürgen zuſammen. Schon am 19. Sep— 
tember hatte der Hofkanzler Baron Kemény ſeine Entlaſſung nehmen 
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müſſen; aber auch da noch fuhr der Präſident des Guberniums in 
Klauſenburg Graf Miko fort, der Einberufung eines ſiebenbürgiſchen 
Landtags ſo viele Hinderniſſe zu bereiten, daß Schmerling wirklich 
einſtweilen davon abſah und erſt einmal an die Spitzen der Behörden 
im Großfürſtenthum Freunde der Februarverfaſſung zu bringen be— 
ſchloß. Ein Reſeript vom 1. November hielt definitiv die Civil- und 
Strafrechtsnormen des öſterreichiſchen Geſetzbuchs für Siebenbürgen 
aufrecht. Am 8. November trat Graf Nadasdy, der frühere Juſtiz— 
miniſter, als Hofkanzler an Kemeny's Stelle; am 18. ward Gubernial— 
rath Schmidt zum Nationsgrafen des Sachſenlandes ernannt; am 
27. November endlich ward Graf Miko durch den Feldmarſchall— 
Lieutenant Grafen Folliot de Crenneville erſetzt, der das Gubernium 
ſofort aus dem magyariſchen Klauſenburg nach dem deutſchen Hermann— 
ſtadt verlegte. Auch in Kroatien war mittlerweile die Landtagscam— 
pagne zum Schluſſe gelangt, hier aber mit gleichem Miserfolg für 
die Ungarn und für die Februariſten. Wunderlicherweiſe hatte Schmer— 
ling die Mahnung Jago's vergeſſen: „Thu' Geld in deinen Beutel“, 
und das iſt doch entſchieden die Hauptſache, wenn ein Staatsmann 
mit „unſern armen Brüdern in Kroatien“ zu thun hat. Am 13. Juli 
hatte der agramer Landtag beſchloſſen, erſt nach Anerkennung der 
Unabhängigkeit des dreieinigen Königreichs und ſeines territorialen Um— 
fangs, einſchließlich Fiumes, des Litorales und Dalmatiens, mit Peſt 
über die Wechſelbeziehungen in Unterhandlung zu treten. Da hierdurch 
der Verband mit Ungarn zerriſſen war, trat die ungariſche Partei, 
34 Repräſentanten und 8 Magnaten ſtark, aus der Verſammlung 
aus. Ja, die beiden magyariſchen Grafen Erdödy und Jankovic de— 
nuncirten ihre „nationalen“ Collegen bei Schmerling als panjlamijti- 
ſche Hochverräther; der Staatsminiſter aber hatte den geſunden Humor, 
die „Eingabe“ der beiden Cavaliere dem Landtage ſelbſt „zur geſchäfts— 
mäßigen Erledigung“ einzuſchicken. Der Landtag indeſſen beſchloß, in 
weiterer Ausführung des Princips, daß Kroatien von Ungarn getrennt 
ſei, den Kaiſer um Errichtung einer eigenen Septemviraltafel (Revi— 
ſions- und Caſſationshof in Peſt) in Agram, ſowie um die Erhebung 
des kroatiſchen Hofdikaſteriums zum Range einer, der ungariſchen voll— 
kommen ebenbürtigen Hofkanzlei zu bitten. Trotzdem lehnte er am 
3. Auguſt einſtimmig die Beſchickung des Reichsraths ab; ja, zwei 
Tage darauf verwarf er ſogar mit 69 gegen 46 Stimmen auch den 
Antrag ſeiner Ausſchußminorität über die Regulirung derjenigen An— 
gelegenheiten, die unbeſtreitbar allen Stämmen der Monarchie gemein— 
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ſam ſind. Da ſomit keine ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe mehr zu re— 
guliren waren, ſchickte am 9. Auguſt der Banus die Abgeordneten 
der Militärgrenze nach Hauſe. Die Herren Gerngroße proteſtirten 
und ſtrichen nach einer leidenſchaftlichen erregten Debatte aus Rache 
gegen die wiener Herren ſogar das Deutſche als obligaten Unter— 
richtsgegenſtand aus dem Gymnaſiallehrplane. Nun folgte Beſchluß 
auf Beſchluß, alle mit der Strafe des Hochverraths bedrohend, die 
ſich den erwähnten Annexionsgelüſten der Liliputaner bezüglich Kraius, 
Kärntens, der Steiermark, des Litorale u. ſ. w. zu widerſetzen wagen 
würden, und am 24. September eine Adreſſe an den Kaiſer, worin 
für die Krone Zwonimir's die gänzliche Unabhängigkeit von Wien wie 
von Peſt begehrt ward. Am 12. November wurde der Landtag pro— 
rogirt mittels eines Reſcripts, das natürlich dieſe Prätenſionen der 
unbeſchränkteſten Autonomie zurückwies, jedoch den Artikel beſtätigte 
der die Rechte Ungarns auf Kroatien annullirte: auch ward Mazuranic 
zum Hofkanzler ernannt und eine Septemviraltafel in Agram errichtet. 
Der Auflöſung der Municipien entgingen übrigens die Comitate in 
Kroatien, indem ſie ſich unter Verwahrung zur Mitwirkung bei der 
Rekrutirung hergaben. 

So war denn, freilich nicht ohne ſchweres eigenes Verſchulden, 
die eine, und zwar die conſtitutionell geſchulte Hälfte des Reichs aufs 
neue zum abſolutiſtiſchen Regiment verdammt: wer mochte ſo thöricht 
ſein, ſich einzubilden, daß der verhängnißvolle Rückſchlag ausbleiben 
könne, den dieſe Wendung auf die Thätigkeit des Reichsraths und 
ſelbſt auf die Stellung Schmerling's bei Hofe ausüben mußte! Kaum 
laſtete auf Ungarn wieder das alte Dunkel in Geſtalt des militäriſchen 
Proviſoriums, da flatterte auch ringsum das Nachtgevögel des Con— 
cordatsſtaats wieder luſtig auf, um den Strahl hellen Tageslichts zu 
verhängen, der ihm einen Moment das Augenlicht geblendet. Die 
Vertagung des Reichsraths benutzte der prager Cardinal, um am 
12. Januar 1863 dem erzbiſchöflichen Conſiſtorium den Erlaß einer 
Zuſchrift an die Kirchenpatrone aufzugeben, des Inhalts: „daß vom 
1. März ab die Verwaltung des Kirchenvermögens in die Hände der 
Geiſtlichkeit überzugehen habe, nach Art. 30 des Concordats und nach 
den Beſchlüſſen des 1856 in Wien abgehaltenen Biſchofsconcils“. War 
es dem Fürſten Schwarzenberg nur darum zu thun geweſen, Senſa— 
tion zu erregen, ſo konnte er ſich rühmen, daß er alle Welt förmlich 
erſtarren gemacht. Als Bach's und Thun's Stern im Zenith ſtand, 
hatte das Epiſkopat doch nie daran gedacht, den finanziellen Theil des 
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Concordats anders als mit größter Vorſicht, Schritt für Schritt und 
ſoweit die weltliche Macht zuſtimmte, zu verwirklichen. Wol hatte 
Thun noch nach dem italieniſchen Krieg in ſeiner ſchleichenden Weiſe 
taftend dieſen und jenen Fühler ausgeſtreckt, um allmählich den Art. 30 
(ſ. I, 377) durch die vollſtändige Auslieferung des Kirchenvermögens 
an die Curie zu realiſiren (ſ. II, 48—51). Das aber überſchritt 
denn doch alles Maß, daß jetzt unter völlig veränderten Verhältniſſen 
ein Cardinal ſeine ſchwere Hand auf die Güter zu todter Hand legen 
wollte, ohne auch nur bei der Regierung anzufragen. Nun ſtand alſo 
nicht blos das Concordat ſouverän über den Staatsgeſetzen, auch für 
ſeine Ausführung waren nicht mehr die Behörden und Miniſterial— 
verordnungen, ſondern lediglich die Bifchöfe und deren Synodal— 
beſchlüſſe competent. Der Streich war um ſo ungeſchickter, als er in 


der Perſon der Patrone gerade viele Mitglieder des hohen Adels arg 


vor den Kopf ſtieß. So kam er denn auch zuerſt im Herrenhauſe zur 
Sprache, wo am 11. Februar zwölf Mitglieder den Staatsminiſter 
darüber interpellirten, „daß der fürſt-erzbiſchöfliche Erlaß den Einfluß 
des Patrons auf die Auslagen auf ein Minimum, nämlich auf bloße 
Vorſtellungen beim Ordinariat beſchränke; ſolle übrigens eine Aende— 
rung der ſeit Jahrhunderten gültigen landesfürſtlichen 
Vorſchriften eintreten, ſo könne ſie doch nur mit Intervention des 
Staats geſchehen und müſſe den Patronen im behördlichen Wege, nicht 
aber vom Conſiſtorium mitgetheilt werden“. Die Antwort Schmer— 
ling's vom 25. Februar enthielt denn auch — nach einer langen De— 
duction, die darauf hinauslief, daß nach den Abmachungen, die unter 
Thun getroffen, der Cardinal eigentlich gar nicht ſo ſehr im Unrecht 
ſei — doch die präciſe Zuſicherung, daß die Regierung dem Fürſten 


nie und nirgends das brachium saeculare gegen die Patrone zur 


Verfügung ſtellen werde. Dem künftigen Landtage Böhmens werde 
ein Geſetz über die Frage vorgelegt werden — „bis zur erfolgten Re— 
gulirung aber erachte das Miniſterium es nicht für räthlich, die Ueber— 
gabe des Kirchenvermögens durchführen zu laſſen, und habe den Be— 
ſchluß gefaßt, daß dieſe Maßregel vorläufig auf ſich beruhe“. Nichts— 
deſtoweniger gab Schmerling immerhin ſo viel nach, daß er Anfang 
November in einem Erlaß an die biſchöflichen Ordinariate dieſen die 
meritoriſche Reviſion der Kircheurechnungen zugeſtand, ohne Unter— 
ſchied, ob das Patronat ein landesfürſtliches oder ein privates ſei, 
auch im Princip den Concordatsartikel 30 ausdrücklich anerkannte, 
freilich wieder unter der vieldeutigen Bedingung, das Recht des Staates 
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in Bezug auf die Bewahrung des Kirchenvermögens müſſe geſichert 
bleiben. Die Eminenz rächte ſich, indem ſie am 26. Februar das 
Anſinnen des prager Landesausſchuſſes, zum Gedenktage der Verfaſ— 
ſungsfeier, die übrigens allenthalben nur die deutſchen, nicht die ſla— 
wiſchen Bevölkerungen der Erblande feſtlich begingen, ein Hochamt zu 
leſen, höhniſch zurückwies. Am 15. März ertheilte der Kaiſer dem 
einzigen Mitgliede des böhmiſchen Epiſkopats, welches das Tedeum in 
Perſon celebrirt, dem Biſchofe von Leitmeritz, die Geheimrathswürde, 
die mit dem Excellenztitel verbunden iſt. An die andern drei Biſchöfe 
von Prag, Budweis und Königgrätz dagegen richtete Schmerling ein 
ſcharfes Tadelſchreiben: „Die Weigerung, auf einen hochherzigen Act 
des Monarchen den Segen des Himmels herabzuflehen, ſei nicht Ein— 
haltung eines objectiven Standpunktes, wie die Herren in ihrer Recht— 
fertigungsſchrift an die Statthalterei behauptet hätten; unberechtigt ſei 
es, die Anhänglichkeit an die Verfaſſung, die Se. Majeſtät gegen 
jeden Angriff zu ſchirmen verſprochen, als Parteiſache zu behandeln; 
darin liege im Gegentheil die Abſicht, verfaſſungsfeindliche Tendenzen 
zu ermuthigen; der Miniſter erwarte daher, daß die Biſchöfe in Zu— 
kunft die entſchieden ausgeſprochene Abſicht des Kaiſers, die Verfaſ— 
ſung des Reichs zu conſolidiren, nicht mehr zu beirren ſtreben wür— 
den.“ Aber auch der Reichsrath blieb die Antwort auf die Heraus— 
forderung nicht ſchuldig. Der Abgeordnete Wiens, von Mühlfeldt, hatte 
um Weihnachten ein umfangreiches Religionsedict von 71 Paragraphen 
ausgearbeitet, das alle kirchlichen und interconfeſſionellen Verhältniſſe 
in Bezug auf das Privatleben wie auf die ſtaatliche Ordnung in der 
freiſinnigſten Weiſe und in directem Widerſpruche mit dem dadurch 
völlig beſeitigten Concordat regulirte. Am 28. Februar erſtattete jetzt 
der confeſſionelle Ausſchuß, dem Smolka präſidirte, dem Plenum Be— 
richt und beantragte die Annahme des Mühlfeldt'ſchen Elaborats. Nur 
die Biſchöfe Jirzik (Budweis) und Litwinowicz, ſowie Abt Eder (Mölck) 
und Graf Beleredi, der ſpätere Siſtirungsminiſter, legten principiellen 
Proteſt gegen den ganzen Geſetzentwurf der übrigen Ausſchußmitglieder 
ein. Das Elaborat ſelbſt verſchwand nun zwar mit dem Tage ſeiner 
Einbringung in Mühlfeldt's weiten Taſchen, ohne je wieder aufzu— 
tauchen. Denn der Antragſteller ſelbſt, wie ein Quatrain Berger's 
ihn ſo richtig ſchildert: „Im Denken ein Pedant, im Lieben Feuer— 
brand, im Handeln ein Pedant, im Reden ein Foliant“ — ſtand eben 
wieder vor einer jener Kataſtrophen, in die ſeine ſybaritiſche Mai— 
treſſenwirthſchaft ihn, trotz der rieſigen Einnahmen ſeiner Advocatur— 
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kanzlei, chroniſch ſtürzte. Mit ſchwerem Herzen entriß ihn diesmal 
der Klerus durch ſehr bedeutende Geldopfer dem unvermeidlichen 
Bankrott und den Gläubigerharpyen. Aber in Oberöſterreich, Salz— 
burg, Tirol und anderwärts fingen die Schwarzen an, unter dem 
Landvolk einen Sturm von Petitionen an das Abgeordnetenhaus gegen 
das Religionsedict zu organiſiren. Am bigoteſten ging Mitte April 
eine Eingabe aus Tirol ins Zeug, worin „die Gemeinden und Män— 
ner“ des Landes gegen einen Geſetzentwurf proteſtirten, „der unſere 
heilige Kirche aufs tiefſte herabwürdige und ſie jedem neu entſtehen— 
den Conventikel gleichſtelle; der in einer Zeit, wo alles nach freiern 
Einrichtungen rufe, gerade in der ehrwürdigſten Angelegenheit die 
Freiheit der gläubigen Unterthanen ſo ſchwer bedrücke“ — d. h. ihnen 
die Freiheit Intoleranz zu üben raube! — „der die feierliche Verein— 
barung des Concordats zerſtöre; der endlich jene bitterſten Erfahrun— 
gen aufs neue heraufbeſchwören müſſe, wodurch Tirol unter fremden 
Regierungen mit tiefem Abſcheu gegen die unſeligen Folgen politiſcher 
Uebergriffe in geiſtlichen Dingen erfüllt worden ſei.“ Eine heftige 
Debatte über das Concordat erfüllte die Räume des Abgeordneten— 
hauſes vom 28. Mai bis 2. Juni, als der Finanzausſchuß beantragte: 
„zu erklären, daß der Reichsrath den Art. 31 des Concordats über 
das Eigenthum der Kirche an dem Studienfonds nicht anzuerkennen 
und alſo auch nicht für rechtsverbindlich zu halten vermöge“, und 
daher „die Regierung zu erſuchen, ſie möge dieſe Frage in dem Sinne 
zur verfaſſungsmäßigen Erledigung bringen, wie ein Vortrag der 
vereinigten Hofkanzlei vom Mai 1844 angerathen, und Einen Normal- 
ſchulfonds ſtiften“. Mit 67 gegen 39 Stimmen wurde Herbſt's Amende— 
ment angenommen: „In Erwägung, daß der Studienfonds als Eigen— 
thum der Kirche nicht anzuſehen ſei, möge das Miniſterium Einlei— 
tungen treffen, dieſe Vermögensverhältniſſe in verfaſſungsmäßigem 
Wege feſtzuſtellen.“ Am 7. Juli trat das Herrenhaus dem Be- 
ſchluſſe bei, beſeitigte jedoch die Erwägung, die das Concordat 
geradezu Lügen ſtrafte. 

Die andere Hälfte der Seſſion — denn eine Vertagung vom 
1. Auguſt bis 15. September theilte auch das Parlamentsjahr 1862 
in zwei Abſchnitte — wurde natürlich dazu verwendet, halbwegs Ord— 
nung in die finanzielle Lage zu bringen. Hierbei handelte es ſich we— 
ſentlich um die Erledigung der Budgets von 1862 und 1863, von 
denen das erſtere indeſſen nur die Bedeutung hatte, daß der Reichs— 
rath ſich in die Behandlung dieſer Art Fragen einarbeiten und eine 
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Menge Uebelſtände der abſolutiſtiſchen Periode aufdecken konnte; denn 
die Publicirung des Etats für 1862 erfolgte erſt zwei Tage nach 
Ablauf des Finanzjahres, das von November bis November lief und 
erſt durch das vierzehnmonatliche Präliminare vom November 1863 
bis Januar 1865 mit dem Sonnenjahr in Einklang geſetzt ward. 
Das Ganze erhielt mithin nur den Werth einer theoretiſchen Studie. 
In engſtem Zuſammenhange mit den Budgetdebatten ſtand die Ver— 
handlung über die Bankacte, weil Plener ſchon in ſeiner Darlegung 
der Finanzlage vom 5. Februar 1862 auf die Veräußerung der bei der 
Bank verpfändeten Effecten, die ſelbſtverſtändlich nicht ohne ein Ab— 
kommen mit dieſem Juſtitut erfolgen konnte, als auf eines ſeiner wich— 
tigſten Mittel zur Deckung des Deficits hingewieſen. Da das Ab— 
geordnetenhaus ſich den Steuererhöhungen gegenüber, die Plener pro— 
jectirte und durch die er im ganzen 32 Millionen Mehreinnahme her— 
einzubringen hoffte, ſehr zähe erwies; da es namentlich die Bewilli— 
gung der Zuſchläge zu den directen Steuern mit einem bereits vom 
1. Mai 1862 ab präliminirten Erträgniß von nahezu 19 Millionen 
bis nach Erledigung des Budgets vertagte, die Erhöhung der Salz— 
preiſe verwarf und einſtweilen nur kleinere Zuſchläge zu einzelnen 
Verbrauchsabgaben votirte, ſo mußten beide Häuſer am 2. und 4. Juni 
den von der Regierung geforderten Credit zur Deckung der laufenden 
Ausgaben dahin genehmigen, daß 50 Millionen, natürlich nach vor— 
gängiger Verſtändigung mit der Bank, den dieſer verpfändeten 1860er 
Loſen (ſ. II, 38) zu entnehmen ſeien. Am 11. Juni genehmigte der 
große Bankausſchuß die Umtauſchung der 50 Millionen dieſer Effecten 
gegen Staatsſchuldverſchreibungen. Die Sache hatte Eile, und wie 
ſehr der Staat noch immer auf die großen Bankhäuſer angewieſen 
war, zeigte das troſtloſe Ergebniß, daß von dem Drittel dieſes An— 
lehns, das dem Publikum zur Subſcription vorbehalten war, alſo 
von 16% Millionen, am 8. Juli keine 6 gezeichnet wurden! Nach 
dem Vertrage mit der Nationalbank ſollten die ganzen 123 Millionen 
daher bis Neujahr 1864 veräußert werden; vorläufig wurden 83 Mil— 
lionen von einem Corſortium großer Bankhäuſer, an deren Spitze 
Rothſchild und die Creditanſtalt ſtanden, übernommen — zum Curſe 
von 94, oder nach Abzug der eingeräumten Proviſion und des zuge— 
ſtandenen Zinſengenuſſes von zwei Monaten, eigentlich zum Curſe 
von 92. Der Erlös aus dieſen „1860er Loſen zweiter Emiſſion“ war 
bei der Bank einzuzahlen, welcher der Ueberſchuß über 50 Millionen 
zur Abſchreibung auf ihre Forderung an den Staat vom Jahre 1859 
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zufiel. So wurde dieſe letztere Schuld, da die 83 Millionen zu obi— 
gem Curs elwas über 78 Millionen ergaben, ſchon im Sommer 1862 
auf nicht ganz 78 Millionen reducirt. Der Reſt von 40 Millionen 
1860er Loſen blieb in den Koffern der Bank und gelangte im Jahre 
1863 zur Veräußerung, ſodaß zwei Drittel des Erlöſes zur Deckung 
des Deficits pro 1863, ein Drittel zur Abſchreibung von den Schul— 
den an die Bank beſtimmt wurden. *) Dieſen Reſt übernahm Roth— 
ſchild nominell zum Curſe von 102 — eine Laune, aus der die eige— 
nen Commis des Bankiers ſo wenig klug werden konnten, daß er die 
Abmahnungen ſeines Buchhalters mit dem Witze abwehren mußte: 
„Zerbrechen Sie ſich doch nicht meinen Kopf!“ Uebrigens trat bei 
dieſen Finanzdebatten mehr und mehr der folgenſchwere Umſtand her— 
vor, daß die ſehr ernſten Bedenken der deutſchen Autonomiſtenpartei, 
unter des Steirers Rechbauer und des Oberöſterreichers Wiſer Füh— 
rung, Ungarn zu contumaciren, neben der föderaliſtiſchen eine neue 
Oppoſition gegen Schmerling im Lager der Verfaſſungstreuen heran— 
bildeten. Die Polen und Czechen verließen am 24. März bei Beginn 
der Budgetdebatten das Haus mit einem Proteſt gegen die Competenz 
des engern Reichsraths und abſentirten ſich fort und fort von allen 
finanziellen Discuſſionen — was indeſſen bei Erhöhung der Brannt— 
weinſteuer zu ſehr ärgerlichen Recriminationen aus Böhmen Anlaß 
gab. Am 26. Juni genehmigte das Abgeordnetenhaus den Antrag 
Wiſer's, die Regierungsanſätze für die drei Hofkanzleien von Ungarn, 
Siebenbürgen und Kroatien ohne Debatte ins Budget einzuſtellen: 
man werde das als einen Act der Schonung in Ungarn gut aufneh— 
men. Er knüpfte daran die Mahnung, die Regierung aufzufordern, 
ſie möge „mit thunlichſter Beſchleunigung alle Maßregeln ergreifen, 
um im Intereſſe der ſtaatsrechtlichen Conſolidirung und zur Verbeſſe— 
rung der Finanzlage“ eine Verföhnung mit Ungarn herbeizuführen. 
Denſelben Antrag brachte Graf Anton Auersperg (Anaſtaſius Grün) 
am 14. Juli im Herrenhaus ein, und in beiden Kammern ward der— 
ſelbe acceptirt — nach einer ausführlichen Erklärung Schmerling's, 
daß es einer Mahnung an ihn nicht bedürfe, da er gleich feſt ent— 
ſchloſſen ſei, Ungarn gegenüber die größte Mäßigung walten zu laſſen, 
aber auch von der Februarverfaſſung nicht abzuweichen. Dieſe Schwie— 
rigkeiten wiederholten und verſtärkten ſich, als Plener am 17. Juli 


*) Wagner, „Oeſterreichs Finanzen ſeit Villafranca“ in „Unſere Zeit“, 
Neue Folge, VII, 148. 
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das Budget für 1863 vorlegte. Das Geſammterforderniß betrug 
362 ½ Millionen, worunter 35 Millionen für außerordentliche Militär— 
ausgaben; ein Abgang von mehr als 93 Millionen ſollte durch 
33½ Millionen Steuererhöhungen, durch eine Anleihe von 35 Mil— 
lionen und durch den Verkauf der noch übrigen 1860er Loſe gedeckt 
werden. Die Höhe des Deficits ſowie des ungeheuern Bedarfs für 
die der Reichsrath bei Berathung des Etats für 1862 kundgegeben, 
machten in der öffentlichen Meinung einen unbeſchreiblich ungünſtigen 
Eindruck und erregten im Hauſe ein verbittertes Erſtaunen. Die Ab— 
geordneten bekamen hier den erſten handgreiflichen Beleg dafür, daß 
dieſes von zwei Dritteln der Monarchie ganz oder halb perhorreſcirte 
Parlament gar nichts anderes fein könne als eine Geldherbeiſchaf— 
fungsmaſchine und ein Marionettentheater, deſſen Fäden die Regie— 
rung, ja durch dieſe bald die Camarilla zog. Nur mit fünf gegen 
vier Stimmen beſchloß die vorbereitende Budgetcommiſſion, die Be— 
rathung des 63er Etats zu beantragen; und mit nicht großer Mehr— 
heit genehmigte das Haus am 28. Juli dieſen Antrag, worauf Cze— 
chen und Polen abermals unter Proteſt den Saal verließen. Plener 
verhieß in begütigender Weiſe ergänzende Specialvorlagen, da auch 
in dieſer Richtung viel zu wünſchen übrigblieb und der ſtille Aerger 
bereits ſo weit geſtiegen war, daß das Haus am 24. Juli dem Geſetz— 
entwurfe, welcher die Finanzgebarung des Verwaltungsjahres 1860 
—61 ſeit dem Erlaſſe des Octoberdiploms rechtfertigte, „in Anbe— 
tracht der Mangelhaftigkeit der Nachweiſe“ die Genehmigung verſagte. 
Wirklich wurde denn auch am 30. September, in Erfüllung der Plener’- 
ſchen Zuſagen, von dem ſtets entgegenkommenden Degenfeld ein auf 
333 enggedruckten Folioſeiten genau ſpecialiſirtes Armeepräliminar 
für 1863 vorgelegt, worin der außerordentliche Etat von 35 auf 
26%, Millionen reducirt war; dagegen blieb der ordentliche Friedens- 
Heeresetat auf 92 Millionen angegeben, ſodaß der Geſammtaufwand 
für die Landmacht ſich auf faſt 119 Millionen bezifferte. Das waren 
freilich 16½ Millionen weniger als der Reichsrath pro 1862 votirt 
hatte: allein es waren auch die Anſätze für die eigenen Einnahmen 
des Kriegsminiſteriums von 13½ auf 7¾ Millionen geſunken, ſodaß 
die Zuſchüſſe der Finanzverwaltung für 1863 mit nahezu 112 Mil— 
lionen normirt blieben, d. h. nur mit knapp 11 Millionen weniger 
als für 1862. Das Aergſte aber war die chevaleresk-frivole Erklä— 
rung, welche Schmerling an eben jenem 22. Juli dem Abgeordneten— 
Rogge, Oeſterreich. II. 11 
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hauſe ins Geſicht ſchleuderte: „Eine Verweigerung der Berathung über 
das Budget von 1863 könne er nur als ein unbeſchränktes Vertrauens- 
votum anſehen, da das Cabinet dann den Etat mitſammt den noth— 
wendigen Anlehen, Steuererhöhungen, Bankverträgen auf Grund des 
§. 13 octroyiren würde und dem Parlament nur die nachträgliche Zu— 
ſtimmung zu allen dieſen Maßregeln anheimgegeben bliebe!“ Welch 
ein Köder für Ungarn, ſeine 48er Artikel gegen die Reichsverfaſſung 
zu vertauſchen und jene Löſung zu acceptiren, die Schmerling „einzig 
und allein auf dem Boden des Februarpatents“ zu bieten ſich bereit 
erklärt! 

Zum Glück bot Degenfeld alles auf, um die Erledigung der bei— 
den Kriegsbudgets in coulanter Weiſe herbeizuführen; dennoch gelang 
es auch ihm nicht, alle Klippen mit günſtigem Winde zu umſchiffen. 
Die großen Ueberſchreitungen des Friedensetats im Jahre 1861, welche 
die Agitationen vom Herbſt 1860 und vom Frühjahr 1861 in Venetien, 
Dalmatien, Südoſtungarn, im Anſchluß an die Vorgänge in Italien 
und auf der Balkanhalbinſel, veranlaßt, billigte die Mehrheit des 
Finanzausſchuſſes als „eine in der politiſchen Lage begründete, unver— 
meidliche Nothwendigkeit“. Das Haus ſtimmte um ſo mehr bei, da 
auch die Minorität des Comité — 19 gegen 22 Stimmen — keinen 
poſitiven Anhaltspunkt fand, dem Miniſterium entgegenzutreten. Damit 
aber hatten die Abgeordneten denn auch den geeigneten Standpunkt 
für eine erfolgreiche Bekämpfung des Militäraufwandes aufgegeben. 
Es wiederholte ſich eine chroniſch wiederkehrende Erſcheinung. Am 
30. Juli 1860 hatte der Finanzminiſter einen Vortrag an den Kaiſer 
veröffentlicht, worin die günſtigſten Ausſichten in Betreff einer Armee— 
reduction eröffnet wurden, und gleich darauf begannen die Truppen— 
verſtärkungen infolge der Ereigniſſe in Neapel und der italieniſchen 
Renommagen. Wiederum ſtieg 1861 der auf 100 Millionen prä— 
liminirte Aufwand für die bewaffnete Macht auf 150 Millionen —; 
erkannte man aber dieſe koloſſale Steigerung um 50 Proc. als moti— 
virt durch die Lage Süd- und Oſteuropas an, dann war es in der 
Folgezeit ſchwer, neue Steigerungen zurückzuweiſen. Graf Rechberg 
erklärte zwar dreimal bei Gelegenheit der Debatte über die beiden 
Heeresbudgets, Oeſterreich verzichte durchaus auf jede Reſtaurations— 
politik in Italien und werde unausgeſetzt thätig bleiben, die Ordnung 
der dortigen Angelegenheiten auf diplomatiſchem Wege anzubahnen. 
Das Haus aber wollte die praktiſchen Conſequenzen dieſer Theorie in 
Betreff des Militäretats ziehen und fand auch bei dem Grafen Degen— 
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feld das freundlichſte Entgegenkommen. Der Kriegsminiſter erlangte 
die Genehmigung des Kaiſers dafür, daß von dem anfänglichen Ge— 
ſammterforderniß der Armee von 143 ¼ Millionen ganze 8 Millionen 
geſtrichen würden; eine weitere Streichung von 5 Millionen, die von 
der Autonomiſtenpartei unter Rechbauer beantragt ward, verwarf das 
Haus ſelbſt, theils weil der größte Theil des Budgetjahres zur Zeit 
der Discuſſion ſchon abgelaufen war, theils weil durch maſſenweiſe 
Verkäufe alter Waffen nach Amerika das Kriegsminiſterium gerade 
1862 eine ſehr hohe Selbſteinnahme von nahezu 14 Millionen gehabt 
hatte. Degenfeld ſprach daher auch am 31. Mai, bei Beendigung 
der Discuſſion im Comité, in einer kurzen warmen Anrede dem Aus— 
ſchuſſe des Abgeordnetenhauſes ſeinen Dank für das ihm geſchenkte 
Vertrauen aus und fügte die Verſicherung hinzu, man werde ſich 
überzeugen, daß er daſſelbe zu rechtfertigen wiſſen werde — das bei 
dieſer erſten Budgetverhandlung erzielte Verſtändniß werde gewiß zur 
Kräftigung der Verfaſſung beitragen. Gleichzeitig aber verhandelte 
der Finanzausſchuß mit dem Miniſter über die Feſtſetzung eines regel— 
mäßigen Friedensetats für die Armee — wobei man ſich über eine 
Summe von 92 Millionen und über die Veranſchlagung der eigenen 
Einkünfte der Militärverwaltung zu 8 Millionen, alſo über 84 Mil— 
lionen Zuſchuß ſeitens des Finanzminiſters einigte. Weitere Redue— 
tionen lehnte Degenfeld ab; auch dachte man nicht daran, ſelbſt dieſe 
Herabminderung gleich in dem Etat für 1863 vollſtändig durchzuführen. 
Allein das hatte denn doch, wie erwähnt, niemand erwartet, daß das 
Budget für dieſes Jahr neben den 92 Millionen des Friedensetats in 
ordinario noch 35 Millionen in extraordinario anſetzen werde! Es 
iſt bereits geſagt, daß Degenfeld bei der Specialiſirung der Vorlage 
dann über 8 Millionen ſtrich, ſodaß er im ganzen nicht mehr voll 
119 Millionen begehrte. Auch zu einer weitern Abſetzung von 6 Mil— 
lionen erlangte der Miniſter noch die Zuſtimmung des Kaiſers; nun 
aber mußte ſich zur Vermeidung eines Conflicts der Ausſchuß fügen 
und ein Präliminare der Armee für 1863 mit faſt 113 Millionen 
beantragen, wovon über 107 durch Zuſchüſſe des Aerars zu decken 
waren. Im Hauſe verhalf namentlich Giskra als Referent dieſer An— 
ſicht zum Siege; es ließ ſich dagegen auch nicht viel ſagen — nur 
war es hochkomiſch, daß er dann gleich darauf ſeinen Ruf als Demo 
krat zu ſalviren ſuchte, indem er vergeblich für eine Herabſetzung des 
Friedensetats im Princip auf ſogar 84 Millionen plaidirte, ſobald 
er nur in der Praxis alle Anſprüche der Regierung durchgeſetzt. 
11 * 
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Der Mann iſt eben der Hofdemagog, wie er im Buche ſteht! Im 
Ausſchuſſe war von autonomiſtiſcher Seite eine Reduction, nicht um 6, 
ſondern um 10, ja um 15 Millionen vorgeſchlagen worden; was jetzt 
erlangt war, hatte das Comité als äußerſte Minimalreduction vor— 
geſchlagen. Einen ſehr ärgerlichen Zwiſchenfall bildeten noch die Ver— 
handlungen über die ſogenannte eſtenſiſche Brigade, die ſeit 1859 in 
dem Sold Oeſterreichs ſtand und für die der Hof am 13. November 
1861 einen Nachtragscredit von 65000 Gulden monatlich begehren 
ließ. Das Haus mußte ſich fügen — gegen die Erklärung des Staats— 
miniſters: „wahrſcheinlich“ werde das Geld nicht für das ganze Jahr 
in Anſpruch genommen werden, da die Negociationen mit dem Herzog 
von Modena weit vorgerückt ſeien, der überdies Rückerſatz verſpro— 
chen habe. Degenfeld fügte am 19. November hinzu, „es handle ſich 
hier um eine kaiſerliche Zuſicherung, die während des italieniſchen 
Kriegs gegeben wurde und die mit der Ordnung der italieniſchen Frage 
überhaupt zuſammenhänge“. Dieſes Wort gab den Ausſchlag. Noch 
viel heftiger als bei dem Heeres-, platzten die Gegenſätze bei dem 
Flottenbudget aufeinander. Schon daß ohne Befragung des Reichs— 
raths ein Marineminiſterium ins Leben gerufen ward, erbitterte dieſen 
mit Recht. Das im Januar creirte Portefeuille wurde vorläufig dem 
Handelsminiſter, im Auguſt aber dem Statthalter von Trieſt, Baron 
Burger, als eigenem Marineminiſter übertragen, während Erzherzog 
Maximilian Obercommandant der Marine blieb, obſchon ſeit Neujahr 
1862 das Project auftauchte, den Bruder des Kaiſers zum Kaiſer 
von Mexico zu proclamiren, wofür Oeſterreich Venetien an Italien 
überlaſſen ſolle — ein Plan, der die Entrüſtung aller unabhängigen 
Blätter hervorrief, von der „Wiener Zeitung“ jedoch nur in ſeinem 
zweiten Theile misbilligt wurde. Am 6. November gab es im Finanz— 
ausſchuß eine ſtürmiſche Sitzung, als Baron Burger cavalierement 
anzeigte, die Organiſation des Marineminiſteriums werde demnächſt 
erſcheinen; dem Reichsrathe bliebe „das Recht der Controle“. Faſt 
einſtimmig erklärte das Comité, das Statut müſſe verfaſſungsmäßig 
dem Hauſe vorgelegt werden, und ſtrich demnach den für die Cen— 
tralleitung im Budget angeführten Betrag. Aber auch die großen, 
zum Bau von Panzerſchiffen beſtimmten Extraordinarien riefen um ſo 
ärgere Scenen hervor, als man die Praxis einzubürgern trachtete, das 
Parlament immer erſt zu benachrichtigen, wenn die Ausgaben bereits 
gemacht, oder doch die betreffenden Contracte abgeſchloſſen waren. 
So beſchloß der Finanzausſchuß nach einer höchſt erregten Debatte am 
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21. October bei einer Nachtragsforderung für die Marine pro 1862 
von faſt 4 Millionen dem Hauſe zwar die Bewilligung der Summe 
vorzuſchlagen, weil in Betracht der „bereits verausgabten Beträge“ 
eine Weigerung „keinen praktiſchen Erfolg“ mehr haben könnte, jedoch 
zu erklären: „Daß dieſer Vorgang dem Geiſt und Wortlaute der Ver— 
faſſung nicht entſpreche; daß das Haus demgemäß ſein Bedauern dar— 
über kundgebe und das Miniſterium auffordere, ſich in Zukunft ſeine 
Verantwortlichkeit ſtrenger vor Augen zu halten.“ Da der Ausſchuß 
ſchon ein Ordinarium von 6 Millionen bei dem Budget von 1862 
als eine unverhältnißmäßige Ausgabe im Verhältniß zu dem Flotten— 
aufwand anderer Staaten gerügt, mußte natürlich in dem Voranſchlage 
für 1863 ein Ordinarium von 11 Millionen geradezu verblüffen. 
Dennoch blieb nichts übrig, als daſſelbe faſt ohne allen Abzug zu vo— 
tiren, da nach einer ſo bedeutenden Vergrößerung der Kriegsflotte 
natürlich eine Erhöhung des Ordinariums nicht ausbleiben konnte. 
Es ward denn auch am 10. November alles, einſchließlich der Nach— 
tragsforderungen, bewilligt, was für die Flotte ſelbſt verlangt war, 
jedoch unter Annahme der Reſolutionen, die der Ausſchuß am 21. De= 
tober und 6. November gefaßt. Der Aufwand für die bewaffnete 
Macht zu Land und zur See für 1862 betrug über 152 Millio— 
nen von einer Nettoeinnahme, die auf 308 Millionen angeſetzt war, 
d. h. 49½ Proc. der letztern. Im Jahre 1863 abſorbirte die ge— 
ſammte Kriegsmacht 123½ Millionen von 310Y, Millionen Reve— 
nuen, oder nahezu 40 Proc. des Reineinkommens. “) Auch dieſer 
Satz gehört noch zu den höchſten, während der erſtere der abſolut 
höchſte iſt: Großbritanniens Heer und Flotte figuriren mit 45, die 
Frankreichs mit 39, die Preußens mit 43 Proc. der Staatseinnahmen. 
Aber dem muß entgegengehalten werden, daß in Oeſterreich die Rubrik 
Staatsſchuld jährlich etwa 145 Millionen oder nahezu 47 Proc. der 
Revenuen abſorbirt, was ſonſt nur noch in Portugal der Fall iſt; 
und daß in Preußen blos 11, ja ſogar in Großbritannien doch immer 
nur 37 Proc. der Einnahmen zur Verzinſung und Amortiſirung der 
Staatsſchuld verbraucht werden. 

Angeſichts dieſer Finanzlage mußten denn natürlich auch Oeſter— 
reichs Völker alsbald die Erfahrung machen, daß eine Nationalreprä— 
ſentanz in erſter Linie dazu vorhanden iſt, die Steuerſchraube tüchtig 
anzuziehen, oder, wie der ſtaatsmänniſche Jargon lautet, daß das 


*) S. in dem erwähnten Artikel Wagner's S. 171 u. 172. 
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conſtitutionelle Regiment theuer ift, einfach weil die äußerſte finan- 
zielle Bedrängniß immer die Pforte bilden muß, durch die allein es 


ſeinen Einzug halten darf. Wenn man nun von Plener's Steuer- 


anträgen ſagen muß, daß ſie durchweg vom rein fiscaliſchen Stand— 
punkt ausgingen; daß ihnen als Grundzug das Halbe, Unfertige, Pro— 
viſoriſche anklebte: ſo iſt allerdings als Entſchuldigung die drängende 
Finanznoth anzuerkennen und auch die große Schwierigkeit zu erwägen, 
die darin lag, mit dem unvollſtändigen Reichsrathe durchgreifende Re— 
formen im Steuerweſen vorzunehmen. Aber damit iſt nicht der komi— 
ſche Eindruck verwiſcht, den es macht, wenn jede dieſer rein fiscali— 
ſchen Vorlagen zuerſt bombaſtiſch auf die abſolute Nothwendigkeit hin— 
weiſt, die betreffende Abgabe von Grund aus zu reformiren, zu ver— 


einfachen, rationeller zu veranlagen — und dann ſchließt: dazu ſei 


jetzt offenbar keine Zeit; einſtweilen müſſe man ſich daher mit einer 
Erhöhung der vorhandenen Sätze begnügen und in den Rahmen der— 
ſelben möglichſt viele neue Steuerobjecte preſſen, auch wenn das be— 
treffende Geſetz dadurch noch viel verworrener, complicirter, vexatori— 
ſcher und unhandlicher wurde. Das neue Gebührengeſetz und die Be— 
ſteuerung der Eiſenbahnkarten lieferten die beſte Illuſtration zu dieſem 
modus procedendi. Die Erhöhung der Couponſteuer, die filzige Art, 
wie der Staat den jungen Bahnen gegenüber ſeine Garantieverpflich— 
tungen zu umgehen ſuchte, ſodaß dieſelben hier und da den Actionären 
eine Zeit lang nicht die Zinſen zahlen konnten, zeugten für eine unend— 
lich kleinkrämeriſche Finanzpolitik, die keinen Anſtand nahm, um er— 
bärmlicher vorübergehender Vortheile willen den Staatscredit, der ſich 
kaum ein wenig erholt, wieder direct und indirect, im In- und Aus— 
lande zu ſchädigen. Im Februar und März legte Plener ſeine Ent— 
würfe zur Erhöhung der directen und indirecten Steuern, Ende Juni 
das neue Gebührengeſetz vor. Die Erhöhung der Salz- und Rüben— 
zuckerſteuer ſollte 6, die der Abgaben und Gebühren von allen mög— 
lichen, bisher theils niedriger beſteuerten, theils völlig ſteuerfreien 
Ausfertigungen, Documenten, Urkunden, Anweiſungen u. ſ. w. ſollte 
10 Millionen einbringen; von der Steigerung der Grund-, Haus— 
klaſſen-, Einkommen- und Erwerbſteuer erwartete die Regierung über 
18 Millionen. Alles in allem ſollte demnach die Anziehung der 
Steuerſchraube jährlich 34—35 Millionen einbringen. Der Egois— 
mus beider Häuſer und die leidige Sorge um die eigene Popularität 
bewog aber dann den Reichsrath, die Löſung der Finanzfrage immer 
wieder auf die lange Bank zu ſchieben, ſodaß das Parlament in noch 


Die Steuererhöhungen. 167 


höherm Grad als der Miniſter die Verantwortung zu übernehmen 
hat, wenn auch im erſten Jahre der conſtitutionellen Aera das Deficit 
für 1862 wieder ganz und gar durch Inanſpruchnahme des Credits, 
kurz durch die alte Defiecitwirthſchaft und nicht einmal zum klein— 
ſten Theil durch erhöhte Anſtrengung der Steuerzahler bedeckt ward. 
Nur ganz unbedeutende Vorlagen Plener's, die in der That mehr 
wirthſchaftlicher Natur waren und dem Staatsfchate keine nennens— 
werthen Reſſourcen zuführten, wurden noch im Laufe des Finanz 
jahres 1862 erledigt. Die Erhöhung des Zuſchlags auf die Rüben— 
zuckerſteuer — denn die Form beſtand überall in einer Steigerung 
der Anfang 1859 bewilligten Kriegszuſchläge — ward für 1863 vo— 
tirt, aber nur in dem halben Ausmaße wie die Regierung ſie ver— 
langt. Das Schutzzollintereſſe der großen Zuckerinduſtriellen war zu 
mächtig, als daß mehr durchzuſetzen geweſen wäre. Bei einer neuen 
Normirung der Branntweinſteuer war dem Herrenhauſe ſogar ein 
Malheur paſſirt, das es durch eine Revocirung ſeines Beſchluſſes 
gutmachen mußte: denn in der Hitze des Gefechts hatten die Pairs 
und Brennereibeſitzer die Steuer ſo weit herabgeſetzt, daß der Staat 
4 Millionen verloren hätte! Dagegen machte ſich, namentlich bei der 
höchſt unerquicklichen Steuerdebatte am 3. und 4. Juni, eine kindiſch— 
widerwärtige Wuth gegen das bewegliche Kapital geltend. In blöder 
Weiſe ward über die Geldariſtokratie geſchimpft: Skene, der von fau— 
len Lieferungsverträgen Millionär ward; Schindler, der ſein Reprä— 
ſentantenmandat in jeder Richtung finanziell ausbeutete, bis ſeine 
wiener Wähler Standrecht an ihm übten, und der in dieſer Dis— 
cuſſion von den „Mächten des Ghetto“ declamirte, im Vereine mit 
unpraktiſchen Heißſpornen wie der ſpätere Miniſter Hasner, der maſ— 
ſive Ryger aus Mähren, der Juriſt Mende u. a. gingen für eine 
Couponſteuer von 10—12 Proc. ins Zeug. Wie weit hatte man 
denn da noch bis zu einer conſtitutionellen Wiederholung des 
Bankrotts von 1811? Man verwarf die Salzſteuererhöhung, angeb— 
lich dem gemeinen Manne zu Liebe; im Grunde aber hatte man nur 
die Wurſt nach der Speckſeite geworfen — denn nun glaubten die 
Großhändler ſich auch berechtigt, ſich ſelbſt gegen die Zumuthungen 
Plener's zu vertheidigen und ihn auf die Beraubung der Staats— 
gläubiger anzuweiſen. Dem Rath ein volksthümliches Mäntelchen 
umzuhängen, radotirte man gegen die Blutſauger, die vom Marke 
des Staats gezehrt und denen nur widerführe, was ſie reichlich 
verdient, wenn ſie jetzt einen Theil ihres Mammons verlören. Als 


168 Drittes Buch. Zweites Kapitel: Die Aera Schmerling. 

ob die unſchuldigen Kinder nicht wüßten, daß bei jedem Bankrott, ja 
bei der bloßen Anregung der Idee dazu, die großen Börſenjuden an 
der Hauſſe und Baiſſe nur profitiren! Als ob der gemeine Mann 
kein Geld angelegt hätte, und als ob das Jahr 1811 nicht gelehrt, 
daß ſchließlich nur er es iſt, der das Bad ausgießen muß, ohne ſich 
für den Kapitalsverluſt durch Cursoperationen ſchadlos zu halten! Es 
war eine unbeſchreiblich trübſelige und jungenhafte Debatte, als hätte 
man ſich das Wort gegeben, der Hebung des Credits und der Beſſe— 
rung der Valuta entgegenzutreten. Mit Wolluſt votirte der Reichs— 
rath die Beſteuerung des Geſchäfts mit Promeſſen auf Anlehensloſe, 
das zwar verboten war, aber aufs ſchwunghafteſte betrieben wurde. 
Die Einnahme, auf die Plener aus dieſer Quelle rechnete, betrug 
nur 300000 Gulden — wenn aber das Parlament den ſehr anrüchi— 


gen Handel dadurch polizeilich geregelt zu haben hoffte, war es im 


Irrthum. Kein Bankier, der ſeitdem nicht maſſenweiſe Promeſſen 
auf Loſe verkauft, die er nie geſehen, auf ein und dieſelbe Nummer, 
ſo oft ſich nur ein Käufer findet. Hört doch jede Controle auf, ſo— 
lange nicht die Unfähigkeit zur Ausbezahlung der entfallenden Gewinſte 
zum Bankrott führt und den Betrug aufdeckt, wie jüngſt bei einem 
troppauer Bankhauſe. Die Berathung der ernſthaften Steuererhöhun— 
gen aber wurde fo lange vertagt, bis Plener fie am 23. Auguſt zu⸗ 
rückzog, da mit dem 31. October das Finanzjahr, wie geſagt, ablief. 
Der Minifter konnte dann wieder einmal einen Fall von Oeſterreichs 
ſprichwörtlichem Glücke melden, indem er am 18. October dem Hauſe 
anzeigte, daß, bei 20 Millionen Mehreinnahme und bei 5 Millionen 
Minderausgabe, das für 1862 präliminirte Deficit auf 74 Millionen 
herabgeſunken ſei. Das Proſperiren beider Landeshälften, ſodaß der 
Ertrag der indirecten Steuern ſich mächtig hob und ſelbſt die Steuer— 
rückſtände in Ungarn leicht eingingen, dann die Erſparung an Münz— 
und Wechſelverluſt durch das Steigen der Valuta hatten das Wunder 
bewirkt. In der Hauptſache alſo war das Deficit durch den Funfzig— 
Millionen-Credit und die übrigen kleinen Zuſchüſſe gedeckt. Der Lohn 
für die Einführung einer verfaſſungsmäßigen Regierungsform, welche 
die wohlbegründete Urſache dieſer Umgeſtaltung bildete, ſpiegelte ſich 
klar in dem Stande der Finanzen und der Valuta ab. Das in der 
Vorlage auf 93 Millionen und mehr berechnete Deficit für 1863 war 
ſchon in dem Finanzgeſetz auf 62½ Millionen herabgemindert, und 
am 18. October wiederholte nunmehr Plener ſeine Anträge auf Er— 
höhung der directen Steuern für die Periode von 1863—65: ficher- 
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lich nur um die Bewilligung für Ein Jahr deſto gewiſſer zu erhalten. 
Die Entwürfe wurden jetzt denn auch, ſelbſtverſtändlich nur für 1863, 
mit geringen Abänderungen votirt: es ward der neue Gebührenſatz, 
leider auch die Erhöhung der Couponſteuer von 5 auf 7 Proc. ange— 
nommen, die Steigerung der Salzſteuer jedoch abermals verworfen. 
Die bewilligten Steuererhöhungen wurden auf 25 Millionen veran— 
ſchlagt — 15½½ Millionen von den directen Steuern, darunter 2 Mil⸗ 
lionen von der Couponſteuer; 9 Millionen vom Gebührengeſetz; ½ Mil— 
lion vom Rübenzucker —, ſodaß nur noch 37 Millionen Abgang zu 
decken blieben. Einem Erforderniß von 367 Millionen ſtand eine Be— 
deckung von 304½ Millionen gegenüber: 25 Millionen deckten die 
neuen Steuern; reichlich ebenſo viel ſollte der Erlös aus dem Reſte 
der 1860er Loſe einbringen; für das Fehlende war dem Miniſter ein 
Credit von 12 Millionen eröffnet. Am 13. December war das Budget 
für 1863 in beiden Häuſern erledigt und ſchon im zweiten Jahre der 
conſtitutionellen Aera war jo viel erlangt, daß zur Deckung des De⸗ 
ficits der Credit nur in ganz geringem Maß in Anſpruch genommen 
ward. Seit 1847 hatte er durchſchnittlich drei- bis dreiundeinhalbmal 
ſo viel im Jahre herhalten müſſen. Das war ein energiſcher Schritt 
aus der Deficitwirthſchaft hinaus, dem Gleichgewicht der Finanzen 
entgegen — ein Schritt, zu dem die Kraft des Abſolutismus niemals 
ausgereicht hätte, da nur Beſchneidung des Militäretats und höhere 
Anſpannung der Steuerkraft zum Ziele führen konnten.“) Der Reichs- 
rath aber hatte damit nach oben hin die Verantwortung für den Ein— 
griff in die Soldatenallmacht und nach unten hin ebenfalls, wenn 
auch erſt nach kurzer Zögerung und zaghaftem Schwanken, das Odium 
der Steuererhöhung auf ſich genommen. Er begriff, ſei es gleich 
widerwillig, welch ein Mangel an Logik darin liegen würde, die Po— 
litik einer Regierung zu billigen, das Bedürfniß anzuerkennen und 
doch die Mittel zu ſeiner Bedeckung nicht gemäß den Grundzügen einer 
geſunden Finanzwirthſchaft genehmigen zu wollen. Vor dieſer eiſernen 
Nothwendigkeit ſtand zuletzt ſelbſt die ſehr begründete Beſorgniß zu— 
rück, daß ſchadenfrohe Feinde auf die Zunahme der Abgaben hinwei— 
ſen würden, um die junge Volksvertretung unpopulär zu machen und 
bei der Maſſe in Misachtung zu bringen. 

Aufs engſte mit der Budgetberathung ging die Erledigung der 
Bankfrage Hand in Hand; mußte doch ſelbſt im Finanzgeſetz für 1863 


*) S. in Wagner's Artikel S. 182-186. 
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noch Rückſicht genommen werden auf den freilich unwahrſcheinlichen 
Fall, daß man ſich mit der Bank nicht werde einigen und alſo die 
dem Inſtitute verpfändeten 1860er Loſe zur Deckung des Deficits 
nicht werde heranziehen können. Das ganze Jahr über ſchwebten 
die Verhandlungen, ohne daß jedoch dabei ernſthaft wirthſchaftliche 
Momente zur Sprache gekommen wären. Die Gegner der National: 
bank, die den Plan ausgeheckt, dieſelbe zur Liquidation zu zwingen 
und ihre Noten auf Conto des Staats zu übernehmen, waren durch 
rein finanzielle, zum Theil durch rein perſönliche Motive angetrieben 
und wollten meiſtentheils an die Stelle des Einen Monopols nur das 
einer andern Geſellſchaft ſetzen. Aber auch diejenigen, welche auf den 
Trümmern der Nationalbank diverſe Zettelbanken zu ſtiften beabſich— 
tigten, dachten nicht ſowol an Proclamirung der Bankfreiheit, als an 
Begründung des politiſchen Föderalismus, für den ſie in privilegirten 
Länderbanken den beſten Eckſtein zu finden meinten. Von dieſem Ge— 
ſichtspunkt allein faßte auch Schmerling die Sachlage auf, als er ſich 
am 30. October in die Frage miſchte und ihr dadurch einen Anſtoß 
zur ſchnellern Entſcheidung gab. Er identificirte die Einheit der Bank 
mit derjenigen des Reichs und warnte das Haus dringend davor, die 
Löſung der Frage durch übermäßige Anſprüche an die Nationalbank 
zu verſchleppen, bis die Entſcheidung einſt in der Hand eines vollen 
Hauſes liege, deſſen Majorität vielleicht nicht fo für Geſammtverfaſ— 
ſung, Integrität und Machtſtellung des Reichs eingenommen ſei, wie 
die heutige. Die Rede iſt merkwürdig, weil ſie einen tiefen Blick in 
den Hintergedanken des Staatsminiſters thun läßt, dem es ganz ge— 
legen kam, daß Ungarns Renitenz ihm eine Handhabe gab, einzelne 
für das Reich vitale Angelegenheiten ohne die jenſeitige Hälfte der 
Monarchie zum Austrag zu bringen und dieſer dann die Löſung kraft 
der Verwirkungstheorie zu vetropiren. Die neue Bankacte nun, die, 
nachdem die endloſe Verhandlung einmal in ſchnellern Fluß gebracht 
war, am 15. und 16. December von beiden Kammern und am 29. 
von dem großen Bankausſchuß angenommen ward, erhielt folgende 
Beftimmungen. *) Das Privilegium der Bank wurde auf zehn Jahre 
bis Ende 1876 verlängert und als Entgelt dafür ein Darlehn von 
80 Millionen feſtgeſtellt, das der Staat bei Ablauf des Monopols 
zurückzuzahlen und bis dahin mit 1 Million jährlich zu verzinſen hat, 
wenn und inſoweit die Dividende bis auf 7 Proc. ergänzt werden 


) Wagner's dritter Artikel der obigen Serie: „Unſere Zeit“, VII, 244 u. 245. 
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muß. Jede Note unter 200 Millionen muß mit Effecten, jede über 
200 Millionen zum vollen Betrage mit Baarem bedeckt ſein. Wöchent— 


lich iſt der Noten- und Bedeckungs-, monatlich der geſammte Activ— 


und Paſſivſtand zu veröffentlichen. Die Schuld des Staats an die 
Bank betrug im Januar 1863 noch etwas über 215 Millionen gegen 
faſt 250 im Vorjahre. Die Silberſchuld von 20 Millionen ſollte in 
zwei Raten Ende 1865 und 1866 getilgt werden; die Wiener-Wäh— 
rungsſchuld ward in Einen mit 2 Proc. verzinslichen Poſten zuſam— 
mengezogen, der in vier Raten von Ende 1863 — 66 beglichen ward. 
Von der Staatsgüterſchuld, nicht ganz 165 Millionen, ging das Achtzig— 
Millionen-Darlehn ab; der Reſt von 85 Millionen wurde zum Theil 
durch die Begebung der 60er Loſe, von deren Erlös die Bank noch 
etwas über 15 Millionen zu bekommen hatte, in der Hauptſache durch 
die Verwerthung der verpfändeten Staatsgüter bedeckt. Hierbei bleibt 
das Uebereinkommen vom October 1855 (ſ. I, 427) in voller Rechts— 
kraft; doch muß die Schuld bis Ende 1866 getilgt fein und hat die 
Regierung die etwa erforderlichen Zuſchüſſe zu leiſten, falls nicht aus 
dem Verkaufe, der Verpachtung oder dem Ertrage der hypothecirten 
Staatsgüter bis Ende 1863 ein, bis Ende 1864 drei und bis Ende 
1865 ſechs Zehntel dieſer Reſtſchuld gedeckt ſein ſollten. Bis Ende 
1866 hat dann die Bank in demſelben Verhältniß wie ſie bezahlt 
wird, die ihr übergebenen Effecten zu veräußern und zur Verminde— 
rung des Notenumlaufs zu verwenden, ſodaß Ende 1866 die ſtatuten— 
mäßige Bedeckung erzielt iſt. Die von der Bank im Namen des 
Staats Anfang 1859 ausgegebenen Einſer und Fünfer dürfen einſt— 
weilen noch in Circulation bleiben, bis ein Geſetz ihre Einziehung 
regelt. Im Jahre 1867 ſollte die Aufnahme der Baarzahlungen er— 
folgen . . . wo aber waren da Verfaſſung und Bankacte?! 

In abſtract freiheitlicher Beziehung hatte die zwanzigmonatliche 
Seſſion des Reichsraths allerdings keine allzu impoſanten Reſultate 
ans Licht gefördert. Immerhin war durch Aufhebung der Lehnsreſte 
dem modernen Staat eine neue Gaſſe gebahnt und durch die Feſtſtel— 
lung liberaler Grundzüge für die Gemeindegeſetzgebung die Baſis zu 
einem ſoliden Fortſchritt gelegt. Leider zeigte ſich nun gleich hier, 
was ſich ſpäter von Fall zu Fall, ſo namentlich bei den Schulgeſetzen 
wiederholte, daß die mit dem Reichsrathe rivaliſirende „Autonomie 
der Königreiche und Länder“ keine wirkliche Freiheit aufkommen ließ. 
Dem Parlament blieb die glänzende, aber höchſt undankbare Aufgabe, 
ungeheuer liberale Principien zu deeretiren; auf den Landtagen ver— 
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wandelten nachher Czechen, Polen, Slowenen, kurz all die „ſtruppigen 
Karyatidenhäupter“ im Bunde mit den „Glaubenseinheitlichen“ jene 
freiſinnigen Maximen für die praktiſche Anwendung ins Gegentheil. 
Auf die ganz vortrefflichen „grundſätzlichen Beſtimmungen zum Aufbau 
des Gemeindeorganismus in den Königreichen und Ländern“ pfropfte 
der lemberger Landtag Communalgeſetze, welche die Juden malträtir— 
ten, und der innsbrucker Landtag Gemeindegeſetze, welche die lutheri— 
ſchen Ketzer vom Niederlaſſungsrecht ausſchloſſen. Wer für das Recht 
des Parlaments und die Gültigkeit ſeiner Beſchlüſſe plaidirte, das 
war ein verknöcherter Bureaukrat der Bach'ſchen Schule, der keinen 
Sinn hatte für „Autonomie“ und die freie Entfaltung „berechtigter 
Eigenthümlichkeiten“ in den Königreichen und Ländern. Die „Hiſto— 
riſch-Politiſchen“ wußten eben ganz genau, wo Barthel den Moſt holt: 
wir werden ſpäter Beleredi mit dieſen Stichwörtern trotz Bosco und 
Bellachini operiren ſehen. Mit einem nahezu komiſchen Compromiß hatte 
der Reichsrath ſich in Sachen der Miniſterverantwortlichkeit begnügen 
müſſen. Am 18. März hatte der Finanzausſchuß den Staatsminiſter 
aufmerkſam gemacht, „daß ſich der Beſchlußfaſſung über das Budget 
erhebliche Schwierigkeiten entgegenſtellen dürften, wenn nicht vorher 
die Miniſterverantwortlichkeit im Sinne des conſtitutionellen Staats— 
lebens feſtgeſtellt würde“. Zwar meinte der tapfere General Clam— 
Gallas, ein Herrenhausmitglied, in einer Beſprechung mit liberalen 
Abgeordneten über dieſen Punkt ganz gemüthlich: „Nein, meine Herren, 
ſo dürfen Sie uns nicht kommen, ſonſt ſchießen wir wieder!“ In— 
deſſen Schmerling fand doch, daß die Sache vor Erledigung der bei— 
den Budgets ihren Haken hatte. Er vertröſtete deshalb den Reichs— 
rath wie ein gutes, aber momentan ungeberdiges Kind, indem er am 
1. Mai eine kaiſerliche Botſchaft des Inhalts verlas: „Mit ausdrück— 
licher Genehmigung Sr. Majeſtät gebe er die Erklärung ab, daß die 
Miniſter für die Aufrechthaltung der Verfaſſung und für die genaue 
Erfüllung der Geſetze auch der Reichsvertretung gegenüber ſich verant— 
wortlich erkennen; damit trete ſelbſtverſtändlich jenes Cabinetsſchreiben 
vom 20. Auguſt 1851 (ſ. I, 247) außer Wirkſamkeit, welches die 
Miniſter ausſchließlich dem Monarchen verantwortlich mache; auch 
habe der Kaiſer eingewilligt, daß ſeinerzeit die Regierung die Initia— 
tive zu einem entſprechenden Verfaſſungsgeſetz ergreife.“ Wenn je, ſo 
war hier die Frage am Platze: „Was ich mir davor kofe?“ Kaum 
daß drei Jahre um waren, ertheilte die Verfaſſungsſiſtirung die Ant— 
wort darauf! Aber nicht Schmerling, ſondern die Abgeordneten trifft 
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hier die eigentliche Schuld. Der Miniſter gab in dem Geſetz über 
die Staatsſchuldencontrole vom 13. December 1862 dem Reichsrath 
eine, in dem ewig geldbedürftigen Reiche vollkommen auslangende 
Waffe gegen Staatsſtreichgelüſte: daß ein Zwerg ſich auch mit einer 
Herculeskeule nicht vertheidigen kann, war nicht des Miniſters Schuld. 
Es inſtallirte dieſes Geſetz eine freigewählte Commiſſion aus je fünf 
Mitgliedern beider Häuſer, die permanent auch während der Parla— 
ments-Intervalle oder bei einer Auflöſung des Unterhauſes, ſowie 
bei dem Abbruche der Legislaturperiode ruhig und ungeſtört weiter 
functionirte. Sie überwacht die geſammte Staatsſchuld. Sie contro— 
lirt, daß dieſelbe nur im verfaſſungsmäßigen Wege verändert und 
vermehrt, daß nur geſetzlich mit der Schuld gebart werde. Wenn 
ohne verfaſſungsmäßige Zuſtimmung des Reichsraths gegen ſpätere 
Indemnität nach §. 13 der Verfaſſung von der Regierung einſeitig 
außerordentliche Finanzmaßregeln beabſichtigt werden, muß der Miniſter 
die Commiſſion in Kenntniß ſetzen: fie darf daher Einſicht in alle 
Bücher der Staatsſchuld nehmen, darf Reviſionen vornehmen, und 
die betreffenden Behörden bis zum Finanzminiſter hinauf müſſen ihr 
jede Aufklärung ertheilen, die ſie verlangt. Die Eintragung neuer 
Schulden in das Hauptbuch der Schuld, ſowie die Ergänzung und 
Ausfertigung der Staatsſchuldverſchreibungen hat ſie zu überwachen 
und jede Obligation zum Zeichen der geübten Controle mit 
der Clauſel „für die Staatsſchuldencommiſſion“ nebſt 
Namensſtampiglie des Vorſitzenden und Unterſchrift eines 
Mitgliedes zu verſehen. Mindeſtens einmal jährlich iſt ein Be— 
richt an den Reichsrath zu erſtatten und in jedem Semeſter ein 
Ausweis über den Stand der geſammten Staatsſchuld zu veröffent— 
lichen.“) Dieſes Geſetz ſchiebt allen bedenklichen Operationen und 
ſomit auch jedem Staatsſtreiche, der mit einem fo koloſſalen Appell 
an den Credit im Auslande wie Beleredi's Siſtirung beginnen muß, 
einen unverrückbaren Riegel vor, ſelbſt ohne daß die Commiſſion, wie 
von einer Seite beantragt worden, das Recht erhielt, ein Veto gegen 
die Octroyirung von Finanzmaßregeln auf Grund des F. 13 einzu— 
legen. Aber es mußten eben Männer fein, die das Geſetz hand— 
habten; nicht alte Weiber, gleich den Commiſſionsmitgliedern, die 
ſich von einem hochnäſigen Jammergeſellen wie Graf Lariſch mishan- 
deln ließen. Die Geſchlechter auszutauſchen war aber Schmerling frei— 
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lich nicht im Stande, da dieſe Aufgabe ſelbſt über die Macht des 
engliſchen Parlaments hinausgeht, nach dem alten Sprichwort: „Par— 
liament can all except make man a woman.“ 

Schlimmer als daß der Reichsrath ſich bezüglich des Miniſter— 
verantwortlichkeitsgeſetzes beſcheiden mußte, war es, daß er ſich auch 
in einer rein finanziellen Frage mit einer rein formellen Genugthuung 
zu begnügen hatte, wobei überdies die Theorie, daß jeder beſtehende 
Ausgabepoſten, ſolange die Regierung nicht in ſeine Modification 
willige, ein Rührmichnichtan ſei, ſelbſt das Budgetirungsrecht des 
Parlaments völlig illuſoriſch zu machen drohte. Daß die Volksvertre— 
tung nicht gleich einen nachhaltigen Einfluß auf die auswärtige Politik 
nehmen konnte, erſchien ſelbſtverſtändlich. Es war daher zu verſchmer— 
zen, daß bei der erſten Interpellation in dieſer Richtung — es han— 
delte ſich um die kurheſſiſche Frage — Graf Rechberg den Herren zu 
Gemüthe führte, ſie beſäßen kein verfaſſungsmäßiges Recht zu ſolchem 
Vorgehen und er antworte nur, weil es ihm der Kaiſer erlaubt, und 
daß der Miniſter weiterhin Anfang Mai die Einführung von Blau— 
büchern entſchieden verweigerte. Allein die Regierung beſtritt dem 
Abgeordnetenhaus auch das Recht, das unſinnig hoch bemeſſene Ein— 
kommen des Botſchafters in Rom, des Baron Bach, von 54600 
auf 34600 Gulden herabzuſetzen und die Functionszulage für den 
Präſidenten der Militärcommiſſion am Bunde um die Hälfte, d. h. 
auf 6300 Gulden zu reduciren. Nach langem Hin- und Herreden, 
da das Herrenhaus den am 7. Mai gefaßten Beſchlüſſen der Ab— 
geordneten nicht beitrat und die 26300 Gulden aufrecht erhielt, kam 
endlich am 26. October der geradezu alberne Compromiß zu Stande: 
Graf Rechberg werde die Gehalte nach wie vor in ihrer vollen Höhe 
auszahlen, ſich die Summe aber trotzdem ſtreichen laſſen, da er ſie 
anderswo zu erſparen gedenke!! So „gemüthliche“ Löſungen ſind eben 
nur in Oeſterreich denkbar; doch haben ſie bei aller Komik ihren ganz 
entſchiedenen Werth, indem ſie die Volksvertretung vor Conflicten zur 
unrechten Zeit und am unrechten Orte bewahren, zu deren Löſung 
die Kräfte nicht ausreichen, während ſie anderwärts ſo ſcharf zuge— 
ſpitzt werden, daß kein Ausweg mehr denkbar iſt, als Biegen oder Bre— 
chen. Im übrigen wird — nach den Erfahrungen, die das Bürger— 
miniſterium damit gemacht, wie weit man kommt, wenn man alle 
möglichen und unmöglichen Freiheiten A tort et à travers an die 
Freunde wie an die Gegner der Verfaſſung, ohne alle Rückſicht auf 
die Culturſtufe der verſchiedenen Völkerſtämme, mit vollen Händen 
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ausſtreut, an die Boccheſen wie an die Deutſchöſterreicher, um dann 
in kindiſcher Rath- und Hülfloſigkeit verwundert dazuſtehen, daß Cze— 
chen und Slowenen alle die ſchönen Sachen nur zum Umſturze der 
Verfaſſung misbrauchen — es wird, ſagen wir, wol heute Schmerling 
niemand mehr einen Vorwurf daraus machen, daß er ſich von der 
Schablone des doctrinären Liberalismus nicht beirren ließ. Das iſt 
freilich eine Kunſt, die freiſinnigſten Geſetze über die Preßjury ab— 
ſchreiben, um dann hinterdrein die Delegirung außerordentlicher Preß— 
ſchwurgerichte, ja die Ermächtigung zur zeitweiligen und ortsweiſen 
Aufhebung des ganzen Verfahrens nachſuchen zu müſſen. Das aber 
iſt die Situation, die Giskra dem Miniſterium Adolf Auersperg be— 
reitet hat. Da handelten Schmerling und Laſſer allerdings ſtaats— 
männiſcher, als ſie am 4. Februar jede ausnahmsweiſe Einführung 
der Geſchworenen als eines excluſiven Gerichtsſtandes für die Tages— 
preſſe rundweg abſchlugen und auch ſonſt erklärten, daß das Inſtitut 
der Geſchworenen überhaupt den verſchiedenen Culturzuſtänden ange— 
paßt werden und deshalb auch, nach vorheriger Anhörung der Land— 
tage, verſchieden ausfallen müſſe. So gedankenlos wie das Bürger— 
miniſterium die Preßjury eingeſetzt hat, iſt ſie der ausgiebigſte Hebel 
einer verfaſſungsfeindlichen nationalen und ultramontanen Hetze. Wenn 
der Karmeliterpater Gabriel in Linz 1872 von der geſammten deut— 
ſchen Journaliſtik des Reichs denuncirt wird, weil er den Beichtſtuhl 
zu einer Stätte abſcheulichen Unflats herabgewürdigt hat, ſo klagt er 
nicht in Wien, ſondern gegen das obſcure „Deutſche Volksblatt“ in 
Prag: da weiß er, daß die czechiſche Jury aus Haß gegen den ver— 
faffungstreuen Redacteur als „Verleumdung“ verurtheilt, was ſelbſt 
im klerikalen Oberöſterreich die Geſchworenen, der überwältigenden 
Macht der Zeugen gegenüber, als reine Wahrheit reſpectirten. So 
weit kommt man eben mit dem „Schimmel“! Daß Schmerling nach 
der andern Seite über das Ziel hinausſchoß, ſoll nicht geleugnet wer— 
den — ſo wenn er am 24. Juli mit Heftigkeit gegen die mehr als 
gerechtfertigte Petition des wiener Gemeinderaths um Reviſion des 
Bach'ſchen Strafgeſetzes, mindeſtens in ſeinen Beſtimmungen über po 
litiſche Verbrechen, Front machte. Mit dem Preßgeſetze dagegen, das 
am 17. December 1862 an die Stelle des Bach'ſchen trat, wäre zur 
Noth auszukommen geweſen, da es die beiden Hauptgebrechen dieſes 
regctionären Machwerks, die Nothwendigkeit der Conceſſionen für Zei— 
tungsherausgeber und die polizeilichen Verwarnungen aufhob. Das 


Rn 


a ER = Bar] Ne 8 5 he 
ET EN ET RE BROS LA 
2 PPP TTT 
8 j 7 


176 Drittes Buch. Zweites Kapitel: Die Aera Schmerling. 

Geſetz war Gegenſtand langer Verhandlungen, da die Regierung daran 
als Bedingung der Sanction eine Strafgeſetznovelle knüpfte, welche 
in neun Artikeln drakoniſche Strafen über journaliſtiſche Angriffe auf 
die Verfaſſung, den Reichsrath, die Landtage, aber auch auf Beleidi— 
gungen von Beamten, Soldaten oder Geiſtlichen verhängte. Der fri— 
vole Ausſpruch, den der Staatsminiſter bei dieſem Anlaß am 22. Oe— 
tober zum beſten gab: „Die Regierung hat den ganzen Apparat der 
Verwarnungen und Confiscationen gegen die Preſſe in Händen; und 
will man das neue Geſetz nicht zu Stande kommen laſſen, ſo kann 
ſie warten“, hat ſich bekanntlich zum geflügelten Worte gegen ihn 
ſelbſt zugeſpitzt. Es war ſogar eine, wenigſtens theoretiſch merkwürdig 
freiſinnige Beſtimmung des Preßgeſetzes, daß den Blättern ausdrück— 
lich als Schutz gegen muthwillige Beſchlagnahmen die Civilentſchädi— 
gungsklage vorbehalten blieb. Allein die Ausführung verdarb alles — 
und für dieſe Ausführung blieb Schmerling verantwortlich, da er am 
20. December mit Schluß der Seſſion den Präſidenten des Abgeord— 
netenhauſes, den centraliftifchen Schlagododro Dr. Hein, zu feinem 
Juſtizminiſter nahm, als Pratobevera erkrankt war. Schmerling ließ 
den neuen Collegen, und dieſer ließ den Oberſtaatsanwalt Dr. Lien— 
bacher in Wien, der als Jeſuit Profeß gethan, frei gewähren, ſodaß 
Brutaliſirung und Verdrehung des Preßgeſetzes einander die Hand 
reichten. Wahrhaft drakoniſche Verurtheilungen aller föderaliſtiſchen 
oder ungariſch geſinnten Blätter, ſowie jedes freiſinnigen Wortes mit 
pfaffenfeindlicher Tendenz waren an der Tagesordnung. Beſonders 
viel aber bildete Lienbacher ſich auf die Erfindung ein, mittels der 
ſogenannten „objectiven Verurtheilungen“ die Avertiſſements zu erſetzen. 
Ein Verfahren, welches das Geſetz offenbar nur auf ausländiſche 
Blätter angewendet wiſſen wollte — ein gerichtlicher Spruch gegen 
die Verbreitung ohne jede Procedur gegen eine beſtimmte Perſönlich— 
keit und alſo auch ohne jede Vertheidigung — ward auch gegen öſter— 
reichiſche Blätter gebraucht, und dieſe „objectiven“ Verurtheilungen 
zählten dann mit, wenn es ſich um die Berechnung der Zahl von 
Abſtrafungen handelte, nach denen ein Blatt bei einem neuen Vergehen 
durch richterliches Verdict ſuspendirt werden konnte oder mußte. Beide 
Herren hatten wol keine Ahnung, wie eifrig ſie an Schmerling's 
Grabe ſchaufelten, indem ſie gerade durch dieſe Behandlung der Preſſe 
auch innerhalb der Verfaſſungspartei eine gefährliche Oppoſition groß— 
zogen. Am 18. December 1862 ſchloß der Kaiſer in Perſon dieſe 
erſte Seſſion mit einer äußerſt huldvollen Thronrede, worin er dem 


n an A 
TE EN Zu Ten, 


7 


Oeſterreich und der Orient. 177 


Reichsrathe für ſeine Bemühungen dankte, die „das Vertrauen auf 
die Kraft Oeſterreichs mächtig gehoben“, und „an den Verfaſſungs— 
geſetzen fortan wie bisher feſtzuhalten“ verſprach. 

Ein unſchätzbares Glück für Oeſterreich war die Windſtille, die 
gerade während der Jahre 1861 und 1862 in der auswärtigen Politik 
herrſchte, obwol ſein Verhalten gegenüber der Entwickelung der deut— 
ſchen und der italieniſchen Frage deutlich zeigte, daß es auf keine ein— 
zige ſeiner traditionellen Aſpirationen, die es nach Villafranca geführt 
hatten, verzichtet. Die Art wie namentlich Preußen von Wien aus ge— 
reizt wurde, war um ſo unzeitgemäßer, als die immer weiter um ſich 
greifende Gärung an der untern Donau und auf der ganzen Balkan— 
halbinſel Oeſterreich fortwährend ein memento mori zurief; und als 
vor Entſcheidung der venetianiſchen Angelegenheit Italien der geborene 
Feind der habsburgiſchen Monarchie blieb — ja Garibaldi alle Mittel 
aufbot, um eine Brücke zwiſchen der italieniſchen und ſüdſlawiſchen 
Actionspartei herzuſtellen. Hier ſtieß nun freilich Oeſterreich auf die 
energiſche Bundesgenoſſenſchaft nicht nur der direct bedrohten Pforte, 
ſondern auch Englands, das eine Escadre gemeinſam mit Flotillen 
dieſer beiden Mächte in der Bai von Antivari kreuzen ließ und in 
deſſen Namen Palmerſton im Juni 1861 die Rückberufung des fran— 
zöſiſchen Occupationscorps unter d'Hautpoul aus Beirut und ganz Sy— 
rien erzwang. Mitte März 1861 mußte Kuſa bereits auf Befehl des 
Divans die ungariſchen Freiſchärler, die ſich in Galacz angeſammelt, 
ſowie die auf ſardiniſchen Fahrzeugen eingelaufenen Waffen nach Kon— 
ſtantinopel einſchiffen. Bis zur Vereinigung der beiden Miniſterien 
und geſetzgebenden Körperſchaften der Moldau und Walachei im Februar 
1862 waren eben die Fürſtenthümer noch zu ſehr von dem guten 
Willen des Sultans abhängig, um deſſen Weiſungen ignoriren zu kön— 
nen. Der Aufſtand der Rajah in der Herzegowina unter Luka Vu— 
kalovic griff, mit Unterſtützung des Fürſten Nikita in Montenegro, 
im Jahre 1861 ſo ſtark um ſich, daß am 2. December 1861 der 
Brigadier Rodic von Raguſa aus einſchreiten mußte. Bei Suttorina 
und Kleck dringen dort zwei ſchmale Streifen türkiſchen Landes bis zur 
See vor, ſperren alſo die verſchiedenen Gebietstheile Dalmatiens ganz 
von einander ab. Die Pforte hatte daher (ſ. I, 351) Oeſterreich 
Militärſtraßen durch dieſe Enclaven zugeſtanden; und ſelbige Militär- 
ſtraßen hatte Luka Vukalovie mit Batterien verbarrikadirt. Rodie 
zerſtörte die Fortificationen; aber auf wie wenig Wohlwollen Oeſter 
reich bei den Continentalmächten zu rechnen hatte, zeigte ſich darin, 
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daß Frankreich, Rußland, Preußen die kindiſche Gelegenheit eifrig 
wahrnahmen, um gegen die angebliche Verletzung des pariſer Friedens 
durch dieſen Act der Intervention auf türkiſchem Territorium feier— 
lichen Proteſt einzulegen. Erſt ein gutes Jahr nach ſeiner Rück— 
berufung aus dem Exil und nach ſeiner Betrauung mit dem Ober— 
befehl gegen die Aufſtändiſchen eröffnete Omer-Paſcha im Januar 
1862 die Operationen in der Herzegowina; erſt Mitte Mai rückte er 
über die Grenze von Montenegro vor, und erſt in der zweiten Hälfte 
des September, als Omer-Paſcha unmittelbar gegen Cettinje heran— 
zog, acceptirte der Fürſt das Ultimatum der Pforte, während Luka 
Vukalovic ſich in Raguſa Kurſchid-Paſcha unterwarf, der ihm dafür 
in Konſtantinopel Rang und Beſoldung eines Bimbaſchi auswirkte. 
Der Brave überſiedelte dann gegen Ertheilung einer ruſſiſchen Penſion 
nach Odeſſa, da er in Moſtar feines Lebens nicht jo recht ſicher war. 
Ehe Oeſterreich aber auf dieſem Punkte noch Ruhe zutheil geworden, 
war eine andere Flattermine in Serbien losgegangen. Der Verſuch 
der Bevölkerung Belgrads, ſich der türkiſchen Feſtung zu bemächtigen, 
hatte zu einem äußerſt blutigen Zuſammenſtoße mit der türkiſchen 
Garniſon und am 15. Juni 1862 zu einem Bombardement der Stadt 
durch die Moslems geführt. Die Einwohner flüchteten mit Sack und 
Pack, mit Weib und Kind nach dem öſterreichiſchen Semlin hinüber, 
während die Rebellen drüben Poſtillone des k. k. Poſtamtes in Bel— 
grad ermordeten und Depeſchen der wiener Regierung erbrachen. Auch 
hier ward alſo Oeſterreich auf ſehr unbequeme Weiſe in Mitleiden— 
ſchaft gezogen; indeſſen genügte die Abſendung einer energiſchen De— 
peſche nach Belgrad, um Genugthuung zu erlangen. Die Mörder 
wurden füſilirt; und gleichzeitig mit der Inſurrection der Rajah in 
der Herzegowina erloſch die der Serben, da das Protokoll vom 
4. September 1862 ihnen zwar nicht die Feſtung auslieferte, doch 
aber die Türken ganz aus der Stadt Belgrad verbannte. In Grie— 
chenland endlich hatte der Cyklus der Empörungen im Januar 1862 
mit der Militärrevolte von Nauplia begonnen und im October mit 
der Vertreibung König Otto's geendet. Ein beſonders ſchlauer Streich 
war es da nun wol kaum vom Grafen Rechberg, daß er in einer 
Depeſche vom 14. December 1862 — während England die größte 
Mühe hatte, einen neuen König für Hellas aufzutreiben und Rußland 
nicht im Trüben fiſchen zu laſſen — ſich auf Grund „der beſondern 
Beziehungen Oeſterreichs zum bairiſchen Hofe“ für die „legitimen 
Rechte des Königs Otto und ſeiner Familie auf den Thron Griechen— 
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lands“ in die Bruſt warf. Indem es den Schutzmächten im Tone der 
höhern Moral die Leviten las über ihr „Beſtreben, einen Candidaten 
für eine Krone aufzufinden“, die nur factiſch, nicht rechtlich erledigt 
war, zeigte Oeſterreich wieder einmal, daß es die ihm vom Schickſal 
fo oft aufgedrungene Rolle, den Champion für Unmöglichkeiten abzu— 
geben, mit ganz beſonderer Freudigkeit auf ſich nahm und auch dort 
ſpielte, wo eine thatſächliche Nöthigung dazu eigentlich nicht recht 
abzuſehen war. 

Viel unglücklicher mußten natürlich Rechberg's Verſuche, ſich dem 
Laufe der Dinge in Italien entgegenzuſtellen, ausfallen — um ſo mehr, 
als hier zugleich die öſterreichiſchen Bemühungen zu Gunſten des 
Papſtes directe Colliſionen mit Frankreich heraufbeſchworen. Nachdem 
Mitte Februar Gaeta, vier und ſechs Wochen ſpäter die Citadelle von 
Meſſina und Civitella del Tronto in die Hände der Piemonteſen ge— 
fallen waren, hatte nun der König Victor Emanuel den ihn vom Par— 
lament angebotenen Titel eines Königs von Italien angenommen. Die 
Haltung Oeſterreichs und Piemonts gegeneinander erhielt infolge die— 
ſes Ereigniſſes im Frühjahr 1861 wieder denſelben Grad von Ge— 
reiztheit, wie im März 1860 (ſ. II, 53); neuerdings glaubte man 
vielfach an den bevorſtehenden Ausbruch von Feindſeligkeiten. Ein 
bitterer Circularerlaß Rechberg's erklärte am 2. März 1861: „Die 
Proclamirung des Königreichs Italien ſetze einer langen Reihe von 
Vertragsverletzungen und Eingriffen in das Völkerrecht die Krone 
auf ... alle unter Beſeitigung rechtsgültiger Verträge entſtandenen 
Territorialveränderungen beſtänden nur de facto, nicht de jure.“ Es 
war in der That um aus der Haut zu fahren, wenn Cavour darauf 
in einer Depeſche vom 16. März Oeſterreich als das Lamm ſchilderte, 
das dem Wolfe Sardinien das Waſſer trübte. Immerhin aber behielt 
er trotz aller Sophismen in der Hauptſache recht, daß Oeſterreich den 
Hintergedanken habe, „Italien in den Zuſtand der Knechtſchaft zurück— 
zuſtürzen, in dem es ſich ſo lange Zeit befunden“ — und ſehr ge— 
ſchickt verſtand der Miniſter ſeine Behauptung, daß Italiens Lage 
Oeſterreich gegenüber „eine unregelmäßige, ſchwierige und gefährliche“ 
ſei, durch den Hinweis zu illuſtriren: „Fortwährend hält Oeſterreich 
die Truppen des Herzogs von Modena an unſerer Grenze vereinigt; 
ſie haben ihre Fahnen und Cocarde behalten, ſind organiſirt wie zur 
Zeit des Kriegs und jeden Augenblick bereit, das ehemalige Gebiet 
ihres Herrn zu überfallen.“ Gewiß hatte Rechberg formell und auch 
im moraliſchen Sinne des Worts ganz recht, in ſeiner Gegendepeſche 
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vom 27. April voll pathetiſchen Zorns an Europa „mit lauter Stimme 
zu appelliren, ob es Oeſterreichs Handlungen ſeien, die ſeit dem Zü— 
richer Vertrag Italien mit Blut bedeckt und unabläſſig den Frieden 
bedroht haben“. Allein was änderte das an der Thatſache, daß der 
Züricher Friede eben eine ſchiefe Ebene war, auf der Oeſterreich ſich 
ſtillſchweigend vorbehielt, im gelegenen Augenblick Italien wieder in 
den Abgrund nationaler Vergewaltigung zu ſtürzen, wenn dieſes nicht 
vollends die Stufen zu ſeiner Emancipation emporklomm, ſolange 
Wind und Wette ihm günſtig waren? Den Gang der Ereigniſſe ver— 
mochten die wiener Reeriminationen nicht einmal aufzuhalten, geſchweige 
denn zu ändern. Noch im März und April 1861 erkannten England, 
die Schweiz und Griechenland das Königreich an; und nach Cavour's 
Tode (6. Juni 1861) erfolgte auch am 15. Juni von ſeiten Frank- 
reichs der gleiche Act. Derſelbe beſchränkte ſich allerdings auf eine 
Anerkennung des Thatbeſtandes, die „keine Verleugnung deſſelben, 
noch eine rückwirkende Billigung der Politik“ Sardiniens in ſich ſchloß, 
auch „in keiner Weiſe den Werth der von der römiſchen Curie gegen 
den Einfall in mehrere Provinzen der päpſtlichen Staaten erhobenen 
Verwahrungen ſchwächen“ ſollte. Immerhin begnügte Thouvenel ſich, 
die Anfprüche Frankreichs in Rom zu wahren, indem er erklärte: 
„Während wir den König von Italien anerkennen, müſſen wir fort- 
fahren Rom beſetzt zu halten, ſolange nicht hinreichende Bürgſchaften 
die Intereſſen wahren, die uns dorthin geführt.“ Des guten Rechts, 
das für Oeſterreich aus dem Züricher Frieden floß, ward nicht ge— 
dacht. Im Gegentheil, die Note erwähnte mit unverkennbarer Biſſig— 
keit, daß Frankreich „unverändert wie zur Zeit der Warſchauer 
Conferenz das Princip der Nichteinmiſchung als die Richtſchnur für 
alle Mächte betrachte“; und daß die Anerkennung erfolgt ſei, „weil 
unſere Enthaltung unter den gegenwärtigen Umſtänden irrthümliche 
Vermuthungen hervorrufen und als Symptom einer Politik bezeichnet 
werden könnte, die nicht diejenige der franzöſiſchen Regierung iſt“. 
Das war ein deutliches Avertiſſement für Wien, daß Napoleon eine 
Ausbeutung der Verlegenheiten, die Cavour's Tod in Turin hervor— 
gerufen, gegen Italien nicht dulden werde. Es war aber auch die 
ſehr peremptoriſche Antwort auf ein Project, das Rechberg ſpeciell in 
der römiſchen Frage ausgeklügelt und wobei ihn der furor ultramon- 
tanus über den Beſchluß des turiner Parlaments, der Rom zur 
Hauptſtadt Italiens beſtimmte, dermaßen verblendete, daß er gar nicht 
begriffen zu haben ſcheint, wie die Zumuthung, mit der er Napoleon III. 
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kam, dieſem doch nur mit der Schärfe des Schwerts auferlegt, nicht 
aber durch diplomatiſche Schmeichelworte geläufig gemacht werden 
konnte. Am 28. Mai hatte nämlich Fürſt Metternich in Paris Herrn 
Thouvenel angezeigt, daß Oeſterreich und Spanien bereit ſeien, Frank— 
reich in der Occupation Roms zu unterſtützen, damit den „lirchen— 
ſchänderiſchen Unternehmungen“ Piemonts ein Ziel geſetzt, die Aus— 
führung des „unſinnigen Projects“ bezüglich Roms verhindert werde. 
Ungeheuer ſchlau fragte der Geſandte: „Iſt es billig, daß das Gou— 
vernement Napoleon's allein die Verlegenheiten und Gefahren dieſes 
Schutzes trage, der die ganze katholiſche Welt gleichmäßig intereſſirt 
und an dem ihre Betheiligung zu fordern ſie auch ganz bereit iſt?“ 
War es vor einem Jahre Oeſterreich nicht gelungen, ſich mit Hülfe 
Neapels, des Papſtes und der Contrerevolution Toscanas die Thore 
Roms zu erſchließen, ſo ſollte ihm nunmehr Frankreich ſelbſt die 
Pforten öffnen! Natürlich wies Thouvenel das Anſinnen einer öſter— 
reichiſch-ſpaniſchen Mitbeſetzung ebenſo trocken ab, wie 1849 General 
Oudinot die Cooperation Narvaez' und des Auxiliarcorps Cordovas 
gegen Rom ſich verbeten. Es ſei, entgegnete der Miniſter am 6. Juni, 
nicht erſprießlich, die Staaten des Papſtes für ein Beſitzthum zur 
Todten Hand zu erklären, deſſen Eigenthum dem geſammten Katho— 
licismus zuſtehe und das, kraft eines nirgends geſchriebenen Rechts, 
über den Geſetzen ſtehe, denen jede andere Souveränetät ſich unter— 
werfen müſſe. In einer Depeſche an den Herzog von Gramont in 
Rom ſprach der Miniſter ſich zwei Tage ſpäter noch klarer aus: eine 
Regulirung der römiſchen Frage ohne und gegen Italien wäre ja eben 
die militäriſche Intervention mit allen ihren Gefahren für den Welt— 
frieden, mit allen ihren unabſehbaren Verwickelungen, deren Dauer 
und Tragweite niemand berechnen könne, da es ſich um den Umſturz 
vollendeter Thatſachen handle. Nun kam denn auch Rechberg mit 
ſeinen letzten Gedanken hervor, um wenigſtens principiell die Situation 
klar zu legen, da nach der Anerkennung Italiens durch Frankreich für 
Oeſterreich überhaupt nichts mehr zu verlieren war. Indem er ſich 
auf den Züricher Frieden berief, zeigte er nun auch ſeinerſeits klar 
und deutlich, daß Oeſterreich ſeine Sache mit der weltlichen Herrſchaft 
des Papſtes unbedingt identificire und mithin die Ausführung der Sti— 
pulationen von Villafranca nur als einen Hebel betrachte, Italien 
wieder in das alte Elend zurückzuwerfen. „Eine definitive Löſung“, 
ſchrieb Rechberg am 16. Juni, „kann nur in der gänzlichen Auf— 
rechthaltung der weltlichen Souveräuetät des Papſtes be— 
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ſtehen . .. in der Rückkehr zu den Grundlagen des Züricher 
Vertrags, als dem einzigen legalen Ausgangspunkte zur Regelung 
der Situation auf der Halbinſel.“ Wenn die einzige definitive Löſung 
hinausgeſchoben werden müſſe, weil Frankreich keine Interven— 
tion mit bewaffneter Hand ſtatuire, ſo ſei man in Wien bereit, 
einen gelegenern Zeitpunkt abzuwarten; dann aber möge auch Frank— 
reich ſich erinnern, daß Art. 19 des Züricher Friedens über die Rechte 
der vertriebenen Fürſten ein ebenſo großes Hinderniß der Anerkennung 
Italiens durch Napoleon bilde, wie die römiſche Differenz. Das war 
von der Leber weg geſprochen, ſelbſtverſtändlich aber hatte damit auch 
jede weitere Discuſſion ein Ende. Als Kaiſer Franz Joſeph im Ja— 
nuar 1862 Venetien beſuchte, veranſtaltete Benedek in Verona bei 
der großen Revue auf dem Campo Marte zwei impoſante Militär- 
demonſtrationen. „Ohne Unterſchied der Nationalität, Geburt und Re— 
ligion wollen wir für Ew. Majeſtät leben, um zu ſiegen, und ſiegen 
werden wir, ſo wahr uns Gott helfe, Amen!“ redete der Obercom— 
mandant der zweiten Armee vor deren Front den Monarchen an. Allein 
man konnte ſich in Turin mehr und mehr von der vollſtändigen Iſo— 
lirung Oeſterreichs überzeugen, als im Juli 1862 auch Preußen das 
Königreich anerkannte und am 29. Auguſt Italiens eigene Kraft aus- 
reichte, Garibaldi's Erhebung die Niederlage von Aspromonte zu be— 
reiten, ohne daß die Nothwendigkeit einer franzöſiſchen Einmiſchung 
Complicationen hervorgerufen hätte, auf die man in Wien ſchon rech— 
nete. Italien hatte Glück, denn damals hätte eine Wendung gleich 
der von Mentzna der italieniſchen Einheit gefährlicher werden mögen, 
als ein Luſtrum ſpäter nach Königgrätz, wo die franzöſiſche Inter— 
vention wenigſtens ſtattfinden konnte, ohne die öſterreichiſche zu ent— 
feſſeln. Seine ganze Zweideutigkeit gegen das Haus Habsburg zeigte 
übrigens Louis Napoleon beſonders darin, wie ſeit Neujahr 1862 
in der Preſſe bereits die officiöfen Fühler ausgeſtreckt wurden, daß 
die Erhebung des Erzherzogs Ferdinand Maximilian auf den Thron 
von Mexico die Entſchädigung für die Abtretung Venetiens an Italien 
bilden ſolle. Um ſo wunderbarer aber war es, daß trotzdem die Amts— 
blätter in Oeſterreich, wie erwähnt, auch hierin dem Tuileriencabinet 
auf den Leim gingen, obſchon Frankreich in dieſer Frage, ſeit der Con— 
vention von Soledad (19. Februar 1862) und dem Abzuge der Eng— 
länder und Spanier aus Veracruz, nicht nur diplomatiſch vollkommen 
iſolirt war, ſondern auch eine höchſt bemerkenswerthe militäriſche Im— 
potenz an den Tag gelegt hatte, da trotz Lorencez' empfindlicher 
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Schlappe vor Puebla (5. Mai) Ende 1862 nur knapp 45000 Mann 
unter Forey erſt in Orizaba bereit ſtanden und ein rundes Jahr ver— 
ging, ehe jene Niederlage gerächt ward. Aber es winkte die Kaiſer— 
krone, die mit den alten Traditionen der Habsburger ſo eng verbun— 
den war — ſind doch in der ambraſer Sammlung Antiquitäten, die 
von Cortez und Pizarro, von Montezuma und den Inkas herrühren, 
jedem wiener Kinde geläufig; es lockte der ſtarr ultramontane Charak— 
ter einer Expedition, die ſo echtfarbige Schwarze wie Almonte und 
Miramon in Scene geſetzt; es reizte auch wol die Ausſicht, zwei Re— 
publiken mit Einem Schlage tödlich treffen zu können: die mexicaniſche 
direct und die nordamerikaniſche mittelbar, indem man vom Rio del 
Norte aus den Seeeſſioniſten zur Sprengung der Union die Hand ge— 
reicht hätte. Immerhin kommt auf Habsburgs Rechnung nur was 
ritterlich und romantiſch in dem ganzen Projecte war: der dicke Schmuz, 
der daran klebt, wie die Jecker'ſchen Wechſelchen und die Verbuhltheit 
Eugeniens mit dem ſchönen Hidalgo, haftet am Empire allein. 

Was jedoch die ganze Lage dominirte, das war das fortgeſetzte 
Ringen Oeſterreichs mit Preußen um die Hegemonie in Deutſchland. 
Auch hier wich Oeſterreich nicht um ein Haar breit von ſeinen alten 
Prätenſionen ab und ließ alle ſeine alten Hebel ſpielen, indem es bald 
am frankfurter Bundestage direct auf ſein Ziel losging, bald auf 
Umwegen durch den Eintritt in den Zollverein daſſelbe zu erreichen 
ſuchte. Als Ende April 1861 die Verhandlungen zwiſchen Oeſterreich 
und Preußen über die Bundesoberfeldherrn-Frage, deren Löſung zur 
Anerkennung der Mainlinie geführt haben würde, abgebrochen wurden 
und man in Berlin als Grund des Scheiterns angab, Oeſterreich 
habe dieſen Anlaß benutzen wollen, um eine Garantie Venetiens zu 
erlangen — erklärte die „Wiener Zeitung“ ſehr vornehm, als ob es 
gar keine Erfahrungen von 1859 gebe: „jener Beſitz ſei ihm ohnehin 
ſchon durch die beſtehenden Verträge geſichert“. Alſo die alte Illu— 
ſion, als ob Deutſchland verpflichtet wäre, auf Grund der Bundes— 
acte Heeresfolge zu leiſten, falls man in Wien für gut finde, einen 
Krieg mit Frankreich im Intereſſe der Reſtauration des Papſtes oder 
des Hauſes Habsburg und ſeiner Secundogenituren in Italien zu pro— 
vociren. Dem napoleoniſchen „frei bis zur Adria“ glaubte Graf 
Rechberg noch immer das Radowitz'ſche „am Mincio wird der Rhein 
vertheidigt“ mit Erfolg entgegenſetzen zu können. Eine um ſo größere 
Illuſion, als mit der Einſetzung eines liberalen Miniſteriums Auers— 
wald (November 1858) und mit der zunehmenden Agitation des 
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Nationalvereins die Situation ſich ſeit Schwarzenberg's Tagen ganz 
gewaltig zum Nachtheile der ſchwarzgelben Auſprüche geändert. Nach 
der Hegemonie in Deutſchland ſtrebte Oeſterreich, und doch wollte eine 
eigenthümliche Nemeſis, daß ſeine völlige Unfähigkeit, gerade diejenigen 
beiden Fragen zu löſen, die damals die Nation in erſter Linie beſchäftig— 
ten, in grellſter Beleuchtung hervortrat. Der kurheſſiſche Verfaſſungs— 
ſtreit und die Angelegenheit der Elbherzogthümer waren es, die in den 
Vordergrund traten; und durch eine ſeltſame Laune des Schickſals 
mußte, genau wie jede der beiden Differenzen acut ward, immer der— 
jenige Diplomat als Miniſter des Auswärtigen in Wien am Ruder 
ſitzen, der in der böſeſten Zeit der Reaction als Regierungscommiſſar 
Schwarzenberg's in den betreffenden Ländern fungirt. Graf Rechberg, 
der die Strafbaiern nach Kaſſel gebracht, als Anwalt der heſſiſchen 
Verfaſſung von 1831; Graf Mensdorff-Pouilly, der die Auslieferung 
der ſchleswig-holſteiniſchen Armee an Dänemark geleitet, als Vor— 
kämpfer der Rechte des Auguſtenburgers: waren das Reminiſcenzen, 
die das deutſche Volk für die öſterreichiſche Führerſchaft begeiſtern 
ſollten? War es ein Wunder, daß Rechberg, der recht eigentlich durch 
die Affaire Haſſenpflug Carriere gemacht, in ſeinen Noten vom 10. 
und 31. März 1861 den Standpunkt verwarf, „alles was ſeit einem 
Decennium auf Grund der Bundesbeſchlüſſe in Kurheſſen geſchehen, 
ohne weiteres als nicht geſchehen zu betrachten“; wenn er ſich na— 
mentlich dagegen ſtemmte, daß das Wahlgeſetz von 1849 „in offenem 
Widerſpruche mit den frankfurter Entſcheidungen“ wieder zur Anwen— 
dung gebracht würde? Aber viel begreiflicher noch war es, daß Baron 
Schleinitz in Berlin dieſe prächtige Gelegenheit begierig ergriff, um 
den Straßliberalismus Preußens in den ſchönſten Facetten leuchten 
zu laſſen, und daß bei der großen Maſſe der Vergleich zwiſchen dem 
Vorgehen beider Höfe am allerwenigſten den öſterreichiſchen Hegemonie— 
beſtrebungen zu ſtatten kam. So ſtanden mindeſtens in praktiſcher 
Beziehung die Dinge, wenngleich theoretiſch Rechberg ganz recht 
hatte mit ſeiner Bemerkung: „Wenn wir uns den Unterſchied zwiſchen 
den ſchon ſeither von uns in Kaſſel ertheilten Rathſchlägen und 
denjenigen Preußens zu vergegenwärtigen ſuchen, ſo haben wir wirk— 
lich Mühe, die trennende Linie noch deutlich zu erkennen.“ 
Und doch hatte ſie formell der Miniſter ſelbſt markirt, indem er eine 
Zeile vorher auf das beſtimmteſte in Abrede ſtellt, daß zwiſchen dem 
Entwickelungsgange im Innern Oeſterreichs und dem Verlaufe der kur— 
heſſiſchen Frage irgendein Zuſammenhang beſtehe. In Wien alſo wehte 
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durch die auswärtige Politik noch ganz der gleiche Gedanke wie in den 
funfziger Jahren; dieſes Bekenntniß ſchrieb man ſich in Deutſchland 
hinter die Ohren! In der Herzogthümerfrage kam noch ein anderes 
Moment hinzu: wie konnte, ohne die furchtbarſte Inconſequenz, die⸗ 
ſelbe Regierung, die Ungarn mit Gewalt in den wiener Geſammt— 
reichsrath preſſen wollte, für die nationale Berechtigung der Schles- 
wig⸗Holſteiner eintreten, gegen ihre Aufſaugung durch den kopenhagener 
Geſammtreichsrath Oppoſition zu machen? Am 31. Juli 1862 mußte 
daher auch Oeſterreich ſich ſelbſt äußerlich und formell von Preußen 
trennen; beide Staaten ſchickten geſonderte Noten an die däniſche Re⸗ 
gierung ab, und die öſterreichiſche vom 25. Auguſt 1862 befürwortete 
nur Verſtändigung der Repräſentanzen beider Stämme über ein Ver— 
faſſungsgeſetz für die gemeinſamen Angelegenheiten und Garantien für 
die Deutſchen gegen Majoriſirung durch die Dänen im Schoſe des 
Geſammtparlaments. 

So war es denn ein rein dynaſtiſcher Feldzug mit rein diploma— 
tiſchen Mitteln ohne alle populäre Ziele und ohne jede Beimiſchung 
nationaler oder liberaler Begeiſterung, den Graf Rechberg antrat, als 
Graf Bernſtorff's Depeſche vom 20. December 1861 in den Streit 
um die Hegemonie, der bis dahin ziemlich lendenlahm kaum von der 
Stelle gerückt war, durch Vorlegung eines poſitiven Plans Schwung 
in die ganze Sache brachte. Es war die Wiederaufnahme des alten 
Unionsprojects, wie es zur Zeit des erfurter Parlaments angeſtrebt 
worden war: innerhalb des weitern Staatenbundes und unbeſcha— 
det der Bundesacte ſollte, ſogar unter Berufung auf deren Art. II, 
ein engerer Bundesſtaat unter Preußens Führung begründet werden. 
Gleich unterm 8. Januar 1862 proteſtirte Rechberg in Berlin ſehr 
peremptoriſch gegen eine ſolche Auffaſſung; der ernſte Kampf zwiſchen 
den beiden Vormächten aber nahm ſeinen Anfang, als Oeſterreich eine 
förmliche Ligue der Mittel- und Kleinſtaaten zuſammenbrachte und 
nunmehr identiſche Noten am 2. Februar aus Wien, München, Dres— 
den, Stuttgart, Hannover, Darmſtadt und Wiesbaden über Bernſtorff's 
Idee den Stab brachen. Die Betreffenden erklärten rund heraus: 
„daß fie die Gründung eines ſogenannten engern Bundesſtaats in 
Deutſchland keineswegs als durch Art. 11 der Bundesacte gerechtfer— 
tigt, vielmehr als unvereinbar mit dem Weſen und der Verfaſſung 
des Bundes, ja als deſſen factiſche, wenn auch nicht rechtliche Auf— 
löſung in ſich ſchließend betrachten müßten“. Als Commis voyageur 
bei dieſem diplomatiſchen Schritte hatte Graf Blome, der k. k. Re— 
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ſident in Hamburg gedient, der die verſchiedenen Höfe bereiſt, um 
Unterſchriften zu ſammeln. Blome war, wie erwähnt, in jener Co— 
terie importirter Diplomaten, mit der das Jahr 1849 Oeſterreichs 
auswärtiges Amt geſegnet und die nun als Convertiten um jeden 
Preis Carriere machen wollten, indem ſie ein förmliches jeſuitiſch— 
ſchwarzgelbes Pfauenrad zu ſchlagen beliebten, einer der ſchlimmſten 
und unheilvollſten Geſellen. Die Gagern, die Biegeleben, die Blome 
und Genoſſen bilden den Kern jenes „wahrhaften Oeſterreicherthums“, 
das den eingeborenen Oeſterreichern erſt Patriotismus lehren will und 
ſich berufen glaubt, päpſtlicher als der Papſt zu ſein. Graf Blome, 
der päpſtliche Zuave aus Schleswig-Holſtein, wie die Wiener ihn 
nennen, um das Zerrbild ſeines Ultramontanismus ins rechte Licht 
zu ſtellen, hatte übrigens durch die Heirath mit der Tochter des Gra— 
fen Buol-Schauenſtein ſein Schäfchen bereits ins Trockene gebracht. 
Aber mit dieſem Schritte der identiſchen Noten, als ob das nomen 
et omen ſich bewähren ſollte, war Oeſterreich bei ſeinem Ringen 
nach der Hegemonie auch in das Lager der entſchiedenſten Reaction 
gedrängt. Im Reiche ſelbſt ſchwor jeder halbwegs liberale Mann die 
großdeutſche Idee ab und hütete ſich aufs ſorgfältigſte, ſich mit den 
Vertretern derſelben draußen zu amalgamiren. Alle klerikalen, födera— 
liſtiſchen, feudalen Elemente dagegen beeilten ſich, die großdeutſchen 
Plane der Regierung zu unterſtützen, und dieſe ſelbſt wurde gegen 
ihren Willen durch die Gewalt der Umſtände, durch den Kampf gegen 
die deutſche Fortſchrittspartei und gegen die freihändleriſchen Beſtre— 
bungen, die in dem deutſch-franzöſiſchen Handelsvertrag ihren Aus— 
druck fanden, dahin gedrängt, alle ſchutzzöllneriſchen Factoren, alle 
kleinſtaatlich-particulariſtiſchen Zöpfe unter ihrem Banner zu verſam— 
meln, während ſie doch die deutſchen Reformplane und den wirth— 
ſchaftlichen Fortſchritt zu vertreten behauptete. Graf Rechberg mochte 
noch ſo ſchöne Noten ſchreiben, auf den großdeutſchen Abgeordneten— 
und Handelstagen, die er arrangirte, führten bald nur noch öſterrei— 
chiſche Ultramontane, Reactionäre und Prohibitioniſten das große 
Wort — Heulmeier, die allerdings mit den ſüddeutſchen Wühlhubern 
eine gar ſeltſame großdeutſche Ligue bildeten. Preußen hatte den öſter— 
reichiſchen Angriff damit beantwortet, daß es am 21. Juli 1862 das 
Königreich Italien anerkannte — welchen Act Graf Bernſtorff nach 
Wien mit dem Zuſatze mittheilte, er habe ſich dabei von Italien Bürg— 
ſchaften bezüglich Erhaltung des Statusquo ausbedungen. Ungemein 
ſchneidig erwiderte Rechberg darauf am 26. Juli: „Daß wir übrigens 
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über die vermeintlichen «Garantien», die Preußen ſich ausbedungen, 
über die «formellen Zuſicherungen », die es in Turin erhalten haben 
will, auch nur Ein Wort verlieren ſollen, wird man ſicherlich nicht 
von uns erwarten. Wir glauben, daß dieſelben den Werth des 
Blattes Papier nicht erreichen, worauf ſie geſchrieben ſtehen; ja, daß 
General Durando über dieſen Punkt genau ſo denkt wie wir.“ Der 
Hieb war um ſo beſſer gezielt, als man in der diplomatiſchen Welt 
ſich zuraunte, gerade dieſe Worte ſeien zwiſchen Durando und Braſſier 
de Saint-Simon gefallen, als der preußiſche Geſandte den italieniſchen 
Miniſter zu Erfüllung dieſer Formalität aufgefordert, über deren In— 
haltloſigkeit beide herzlich miteinander gelacht. Bernſtorff antwortete 
am 31. Juli: „er ſchöpfe aus dieſer bundesfreundlichen Mittheilung 
die lehrreiche Erfahrung, daß Preußen ſich in Zukunft jeder ähnlichen 
Rückſichtnahme auf öſterreichiſche Intereſſen enthoben erachten dürfe“. 
Damit hatte denn wol die Spannung auch äußerlich den höchſten Grad 
erreicht! Zugleich aber auch war Oeſterreich in den ſchärfſten Gegen— 
ſatz zu der preußiſchen Fortſchrittspartei getreten, die ſeit lange das 
berliner Miniſterium zur Anerkennung Italiens gedrängt. Höchſt be— 
zeichnend war es der tiroler Landesausſchuß, der im Juli den Be— 
ſuch des frankfurter Schützenfeſtes zu unterſtützen beſchloß, „um die 
Stärkung und Vermehrung großdeutſcher Elemente zu fördern“. Auf 
dem Feſte ſelbſt war es freilich noch der liberale, übrigens auch, na— 
mentlich den Klerikalen gegenüber, ſehr vorſichtig abgedämpfte Pro— 
feſſor Wildauer aus Innsbruck, der Metz' alberne Gascognade von 
den „deutſch-öſterreichiſchen Schmerzenskindern“ gebührend zurückwies. 
Aber da Metz zu den Autoritäten des Nationalvereins zählte, ſtand 
die deutſche Bewegung in Oeſterreich nun auch dieſem feindlich gegen- 
über, und Wildauer hatte durch den überſchwenglich loyalen Inhalt 
ſeiner Rede, ſowie durch den Umſtand, daß er als Lohn am 31. Juli 
1862 den Orden der Eiſernen Krone empfing, den ſchwarzgelben He— 
gemonieplanen gerade auch keine größere Beliebtheit verſchafft. Solche 
Feſtivitäten, wie der Schützentag, wie die demonſtrativ freundliche 
Aufnahme, die Ende Auguſt der Juriſtentag in Wien ſeitens der Re— 
gierung und der Commune fand, wie Anfang September der deutſche 
Künſtlertag in Salzburg, auf dem Schmerling ſelbſt ſich hören ließ, 
konnten übrigens an der Sachlage wenig ändern. Sobald der Feſt— 
jubel verklungen, der Rauſch der Begeiſterung verflogen war, mußte 
man, nüchtern geworden, eben bekennen, daß die Kluft zu überbrücken 
unmöglich war, weil der Oeſterreicher über dem Deutſchen nicht den 


EN ELEND 
77 . 


188 Drittes Buch. Zweites Kapitel: Die Aera Schmerling. 


Oeſterreicher, der Preuße nicht den Preußen vergeſſen durfte. Am 
19. Auguſt brachten, wie es acht Tage vorher in Berlin angezeigt 
war, Oeſterreich, die vier Königreiche, beide Heſſen und Naſſau in 
Frankfurt den Antrag auf Zuziehung einer Delegation aus den ver— 
ſchiedenen Ständekammern zu den Verhandlungen des Bundestags ein. 
Preußen begnügte ſich mit dem trockenen Hinweiſe darauf, daß zur 
Annahme eines ſolchen Antrags ein Majoritätsvotum nicht genüge, 
ſondern ein einhelliger Beſchluß erforderlich ſei: „Mit einer derartigen 
Einzelmaßregel würde derjenige Weg nicht betreten, der zu einer ge— 
deihlichen Reform der Bundesverfaſſung führen könnte; erſt der in 
ſeiner Verfaſſung wahrhaft reformirte Bund würde die Be— 
fugniß beſitzen, die Geſetzgebung des gemeinſamen Vaterlandes zu or— 
ganiſiren.“ Den letzten Gedanken Preußens ſprachen zum erſten mal 
die Schlußworte ſeines Votums am Bundestag aus: „Die große 
nationale Bewegung iſt in erſter Linie auf eine erhöhte Macht— 
ſtellung Deutſchlands gerichtet, welcher man in einer gekräftig— 
ten Executivgewalt ſowie in einer damit zuſammenhängenden Na— 
tionalrepräſentation Ausdruck geben möchte.“ In den Rahmen 
einer ſolchen Bundesreform paßte denn allerdings Oeſterreich nicht 
mehr hinein: da war aber auch nicht mehr von einem Bundesſtaat 
im Staatenbunde, auf Grund der Bundesacte und ohne deren Ver— 
letzung die Rede! Während ſo in Berlin die letzten Schleier ſich 
lüfteten, die Ziele klar hervortraten und, namentlich ſeit Bismarck's 
Berufung an die Spitze des Miniſteriums (September 1862), auch die 
Mittel immer mehr in Einklang mit dem Zwecke gebracht wurden, 
kam in Wien nichts vom Flecke, weil Regierung und Parteien ſich 
immer gleich wieder durch Rückſichten aller möglichen Art auf die 
heterogenſten Factoren, mit denen ſie operiren wollten, die Hände ge— 
bunden ſahen, ſobald ſie in der einen oder andern Richtung einen 
Schritt vorwärts thaten. Die Theilnahme an dem deutſchen Abgeord— 
netentage in Weimar, der in nationalliberalen Tendenzen machte, lehn— 
ten die öſterreichiſchen Deputirten am 20. September 1862 durch ein 
Schreiben Rechbauer's und Berger's an Bluntſchli ab, worin ſich 
hinter allerlei Redensarten doch nur das Bewußtſein verbarg, daß ſie 
zur Herbeiführung einer wahrhaften Löſung der deutſchen Frage die 
Hand nicht bieten könnten, ohne Hochverräther an Oeſterreich zu werden. 
Ebenſo aber lehnten in Graz wie in Wien alle liberalen Reichsraths— 
mitglieder, Rechbauer voran, auch ab, Mitte October 1862 auf dem 
großdeutſchen Tage zu erſcheinen, den Rechberg in Frankfurt inſcenirte. 
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Preußen aber hatte, wie immer in der deutſchen Frage, zwei 
Sehnen an ſeinem Bogen, und machte nunmehr die Hegemoniefrage 
zunächſt auf wirthſchaftlichem Gebiete acut, indem es mit Frankreich 
den Handelsvertrag vom 29. März 1862 abſchloß und dadurch die 
Zollvereinsſtaaten vor die Alternative ſtellte, ihm entweder auf dieſes 
Terrain, alſo immer weiter von Oeſterreich ab, zu folgen, oder den 
Zollverband für aufgelöſt zu erklären. Auch gegen dieſen Schachzug hatte 
die wiener Regierung eine formell tadellos correcte Waffe. Wie der 
Züricher Vertrag den italieniſchen Einheitsbeſtrebungen einen Damm 
ſetzte, wie die Bundesacte den Aſpirationen Deutſchlands in der poli— 
tiſchen Arena halt gebot, ſo ſollte eine Berufung auf den Handels— 
vertrag vom Februar 1853 dem deutſchen Volke jede andere national— 
ökonomiſche Einigung als unter öſterreichiſcher Suprematie unmöglich 
machen. Hatte doch der Februarvertrag in §. 25 beſtimmt, daß ſpä— 
teſtens 1860 Commiſſare beider Contrahenten zuſammentreten ſollten, 
um über eine vollſtändige Zolleinigung, oder jedenfalls über eine 
weiter gehende Annäherung der Tarife zu verhandeln. Leider nur zeigte 
auch dieſer dritte Shylockſchein, genau ſo wie die Bundesacte und der 
Züricher Friede, daß papierenen Barrieren nicht die Kraft innewohnt, 
die lebendigen Bedürfniſſe vieler Millionen in ihrem Laufe nach Be— 
friedigung ernſtlich aufzuhalten. Die erſten Mahnungen Rechberg's, 
dem §. 25 des Februarvertrags gerecht zu werden, ſtießen in Berlin 
auf taube Ohren und wurden dann mit der trockenen Bemerkung ab— 
gelehnt, die Zolleinigung zwiſchen Oeſterreich und dem Zollverein ſei 
etwas Unerreichbares. Eine im September 1861 überreichte Denk— 
ſchrift Rechberg's gegen die ſchwebenden Verhandlungen mit Frank— 
reich beantwortete Graf Bernſtorff erſt am 7. April 1862, d. h. als 
ſeit Monatsfriſt eine vollendete Thatſache vorlag, ablehnend. Am 
7. Mai ging Graf Rechberg zur offenen Anklage über: „Der Vor— 
gang Preußens ſei eine Verletzung des Februartractats, weil er jedes 
bevorzugte engere Verhältniß Oeſterreichs zum Zollverein für immer 
unmöglich mache und die handelspolitiſche Trennung Oeſterreichs vom 
übrigen Deutſchland zum dauernden fait accompli erhebe.“ Nach 
§. 4 des Februarvertrags könne Preußen wol einzelne Tarifverände— 
rungen vornehmen, aber eine totale Reform dieſes Tarifs ſtehe mit 
dem Pact im Widerſpruch. Endlich involvire §. 31 des neuen Ab— 
kommens mit Frankreich einen Bruch der Bundesacte, indem er Preu— 
ßen verpflichte, kein Ausfuhrverbot gegen Frankreich in Kraft zu ſetzen, 
das nicht gleichzeitig alle andern Staaten treffe; denn der deutſche 
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Bundestag habe das unbeſtrittene Recht, aus Gründen der äußern 
Sicherheit den Export von Pferden, Waffen, Munition, Ausrüſtungs⸗ 
gegenſtänden u. ſ. w. für das geſammte Bundesgebiet, nach allen wie 
nach einzelnen Verkehrsrichtungen zu verbieten, ſodaß Preußen jeden 
Tag in die Lage kommen könne, einem Ausfuhrverbote gegen Frank— 
reich beitreten zu müſſen, ohne daſſelbe gegen Oeſterreich in Kraft 
ſetzen zu dürfen. Die Unwiderlegbarkeit dieſer Gravamina wurde nur 
noch von ihrer Fruchtloſigkeit übertroffen; der berliner Landtag billigte 
den Vertrag, und am 2. Auguſt 1862 erfolgte die Unterzeichnung. 
Jetzt begann Oeſterreich ein höchſt bedenkliches Spiel: es ſuchte im 
Stile Schwarzenberg's die Mittel- und Kleinſtaaten gegen die Con— 
vention mit Frankreich zu hetzen, bis es zu einer Sprengung des Zoll— 
vereins gekommen wäre — ohne zu bedenken, daß dieſer Schachzug 
doch nach Solferino und mit einem misgeſtimmten Ungarn im Rücken 
noch weit weniger Ausſicht auf Erfolg bot, dafür aber ungleich ge— 
fährlicher war als vor einem Decennium nach Novara und Vilagos. 
Am 10. Juli 1862 legte Rechberg — unter Berufung auf Art. 19 
der Bundesacte, der vor 47 Jahren feſtgeſetzt, der Bundestag ſolle 
ſich in ſeiner erſten Seſſion mit der Vereinbarung gleichmäßiger 
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tragsentwürfe vor, nach denen Geſammtöſterreich und der Zollverein 
ſpäteſtens von Neujahr 1865 ab Ein Verkehrsgebiet ohne Zwiſchen— 
ſchranken zu bilden hätten. Zu dem Zweck acceptire Oeſterreich ſämmt— 
liche Tarife und Einrichtungen des Zollvereins, inſoweit dieſer nicht 
ſelbſt in deren Abänderung willigen werde; alle Zölle ſollten in Silber 
eingehoben, Oeſterreich und Preußen zur Führung der Verhandlungen 
mit Frankreich und England über den Abſchluß von Handelsverträgen, 
reſp. über Modification des preußiſch-franzöſiſchen Tractats von 1862 
bevollmächtigt werden. Der Schlag war ſcheinbar wohl gezielt, denn 
was blieb Preußen jetzt übrig, als nachzugeben, wenn es nicht offen 
geſtehen wollte, daß keinerlei ökonomiſche und nationale Vortheile den 
Schaden aufwiegen könnten, den der Eintritt Oeſterreichs ſeinen Hege— 
monieplanen zufügen müſſe? Und dennoch konnte man nach den Er— 
fahrungen aus den erſten funfziger Jahren wiſſen, daß es wieder ein 
Schlag ins Waſſer bleiben müſſe. Alle Particulariſten, alle Prohibi— 
tioniſten agitirten in ganz Deutſchland mit Macht für die Realiſirung 
des Rechberg'ſchen Gedankens, feſt überzeugt, daß es mit dem Frei— 
handel gute Wege habe, ſobald nur erſt Oeſterreich im Zollverein 
feſten Fuß gefaßt haben werde. Auch hatte der innerſte Kern der 
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wiener Propaganda ſich bereits enthüllt, ehe Rechberg noch ſpeciell 
mit ſeinen Vorſchlägen hervorgetreten war, und den Beweis geliefert, 
daß das Großdeutſchthum, wie auf kirchlichem und ſtaatlichem, ſo auch 
auf wirthſchaftlichem Gebiete ſeiner providentiellen Beſtimmung nach 
dem Rückſchritte huldigen müſſe. Den Vorſitzenden des deutſchen ſchutz— 
zölfnerifchen Induſtrievereins, Hofrath von Kerſtorff, hatte Rechberg 
ſich nach Wien verſchrieben, wo derſelbe Ende Juni einen Verein der 
öſterreichiſchen Industriellen gründete, um für den Eintritt Oeſterreichs 
in den Zollverein und für deſſen protectioniſtiſche Umgeſtaltung zu ar— 
beiten. Für dieſe Bemühungen erhielt Kerſtorff Ende Auguſt ſogar 
das Comthurkreuz des Franz-Joſephordens! Solche Intimität mit 
den Häuptern der Schutzzollligue draußen ließ wol keinen Zweifel 
über den Sinn der Rechberg'ſchen Freihandelsdepeſchen! Wohl erfolg— 
ten Ablehnungen des preußiſch-franzöſiſchen Vertrags von ſeiten Han— 
novers, Baierns, Würtembergs, und es ſchien eine Kriſis des Zoll— 
vereins im Anzuge: allein es ſchien eben nur ſo; dem blödeſten Po— 
litiker mußte klar ſein, daß dieſe Staaten jede Oppoſition aufgeben 
würden, ſobald man ihnen wie vor einem Jahrzehnt von Berlin aus 
das Meſſer an die Kehle ſetzen werde. Stieß doch das Rechberg'ſche 
Project bei den Corporationen und Induſtriellen im eigenen Lande auf 
den ſchärfſten Widerſpruch. Die Aufforderung der Regierung an alle 
Handelskammern der Monarchie, ſich recht zahlreich an dem deutſchen 
Handelstage in München am 14. October 1862 zu betheiligen, wurde 
ſchon aus nationalen Gründen von den meiſten nichtdeutſchen Kammern 
Oeſterreichs abgelehnt, ſodaß der Plan, jenem Congreſſe durch eine 
Ueberſchwemmung mit großdeutſchen Elementen einen öſterreichfreund— 
lichen Charakter aufzudrücken, ſcheiterte. Mit großer, zum Theil mit 
Zweidrittelmehrheit wurden die öſterreichiſchen Anträge verworfen: 
„das ſchleunige Zuſtandekommen des Handelsvertrags mit Frankreich 
dürfe nicht in Frage geſtellt“ und die an ſich wünſchenswerthe Her— 
ſtellung einer nähern Verbindung mit Oeſterreich müſſe dieſem Ge— 
ſichtspunkte durchaus untergeordnet werden. Ja, ſelbſt Rechberg's 
Schoskind, der ad hoc geſtiftete Verein der öſterreichiſchen Indu— 
ſtriellen in Wien unter Kerſtorff, perhorreſcirte am 11. October den 
Eintritt in den Zollverein als „unzuläſſig“: die Schutzzollmanie hatte 
dem Miniſterialismus ein Bein geſtellt, über das er ſtolperte. Kurz, 
Ende 1862 konnte die Niederlage Oeſterreichs im weſentlichen bereits 
für entſchieden gelten; den Abſchluß der officiellen Polemik bildete eine 
Depeſche Baierns vom 31. December 1862, die vermitteln wollte, 
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von Preußen aber nur ſpät und indirect mit der abſoluten Weigerung 
beantwortet ward, auf eine Discuſſion der öſterreichiſchen Propoſitionen 
einzugehen. *) 

Die Seſſion der 17 cisleithaniſchen Landtage, die am 9. Januar 
1863 eröffnet wurde und bis Ende März dauerte, war von geringer 
Bedeutung; nur trat die föderaliſtiſche Oppoſition dieſer Einzelreprä— 
ſentanzen nach dem Motto „Landesrecht bricht Reichsrecht“ bereits 
deutlicher hervor, ward die Unmöglichkeit immer klarer, jemals zu 
einer freiſinnigen Geſetzgebung zu gelangen, wenn es dieſen, ſchon 
durch die Beſchränktheit der Geſichtspunkte zu banauſiſch-reactionären 
Anſchauungen nach allen Richtungen hin verdammten Liliputanerparla— 
menten überlaſſen blieb, die liberalen Principien des Reichsraths durch 
die zur Ausführung nothwendigen Specialgeſetze in ihr Gegentheil zu 
verkehren. Der galiziſche Landtag wurde infolge der polniſchen In— 
ſurrection bereits am 9. Februar vertagt und nicht wieder einberufen. 
Der böhmiſche Landtag verwarf, begreiflicher- aber doch unkluger— 
weiſe, mit 130 gegen 70 Stimmen am 10. März den Antrag Pa— 
lacky's auf Reviſion des Landesgeſetzes zu Gunſten der Czechen. Da 
den Czechen bei der Vertheilung der Sitze offenbar unrecht geſchehen, 
war es ein Fehler, ihnen nicht lieber jetzt, wo ſie mit Ausnahme des 
Einen Clam-Martinic noch nicht aus dem Abgeordnetenhauſe geſchie— 
den, auf halbem Wege entgegenzukommen. Beſſer gerechtfertigt er— 
ſcheint es, daß am 21. März Rieger's Antrag, für Einberufung der 
Landtage von Ungarn, Kroatien, Siebenbürgen und Venetien einzu— 
ſchreiten, mit 138 gegen 63 Stimmen abgelehnt ward. Die übrigen 
Landtage hatten vollauf zu thun mit der nützlichen Arbeit, Gemeinde— 
geſetze auf Grund der Principien, die der Reichsrath ausgearbeitet, 
zu entwerfen. Nur der tiroler Landtag war eifrig beſtrebt, jene 
Grundzüge zu beſeitigen und im Gegentheil die Communalſtatute zu 
einer neuen Schutzwehr der „Glaubenseinheit“ gegen die „lutheriſche“ 
Einwanderung ins „Landl“ zu geſtalten. Selbſt der kleine vorarl— 
berger Landtag ſprach ſich am 16. März einſtimmig gegen das Je— 
ſuitengymnaſinm in Feldkirch aus: in der Landſtube zu Innsbruck aber 
wurde alles nur unter dem Einen Geſichtswinkel der klerikalen Inter— 
eſſen in Betracht gezogen. Die Hauptführer dieſer Richtung waren, 


9 Vgl. „Die öſterreichiſche Volkswirthſchaft ſeit dem Beginn der funfziger 
Jahre“ in „Unſere Zeit“, Art. III, vom 15. October 1868, S. 606-609. 
S. auch Weber, „Der deutſche Zollverein“, S. 356— 411. 


* > 3 
* 7 
— 


Die Landtagsſeſſion von 1863. 193 


neben den beiden Biſchöfen von Brixen und Trient, der Landeshaupt— 
mann Haßlwandter, der leider zugleich als Oberſtaatsanwalt einen 
höchſt abträglichen Einfluß auf die Juſtiz des Landes in ultramonta— 
nem Sinne nahm; dann Univerſitätsprofeſſor Jaeger, ein Benedictiner, 
der gegenwärtig, in craffem Widerſpruch mit ſeinen Schriften von 
1848 über „die alte ſtändiſche Verfaſſung Tirols“, ein beſonderes tiro— 
liſches Staatsrecht erfand; Weltprieſter Greuter aus dem Oberinnthale, 
der ſich ein Renommee als biederer Sohn Tirols, als eine Art 
Kapuzinerprediger und als Schalksnarr machte, wie er ſich denn ſpäter 
auch vor ſeinen Wählern in Hippach als das „mit Koth und Schaum 
bedeckte Schlachtroß“ bezeichnete, weil er es über ſich gebracht, in den 
Reichsrath zu gehen; namentlich aber der ungeſchlachte und unflätige 
Baron Giovanelli, nach ſeinem Geiſtesvorbilde Ignaz getauft, der 
Sprößling einer bergamaskiſchen Kaufmannsfamilie, die durch ſpätere 
Kreuzung einen ariſtokratiſchen Charakter angenommen und nun ihren 
bürgerlichen Urſprung vergeſſen machen will, indem ſie feudaler und 
klerikaler auftritt als der „hiſtoriſche“ Adel. Dieſe Clique war es, 
die mit hochtönenden Redensarten „die Autonomie der Gemeinde“ 
gegen die Uebergriffe des liberalen Reichsraths und der Bureaukratie 
vertheidigte: wenn man von der Gnade der politiſchen Behörden ab— 
hänge, werde es noch dahin kommen, daß Schmerling's Beamte Miſch— 
ehen erlaubten und Fremden, vielleicht gar Proteſtanten „gegen den 
Willen und die Beſchwerden der Gemeinden“ die Ausübung von Ge— 
werben geſtatteten. So „frei“ ſollte die Gemeinde ſein, daß nicht ein— 
mal mehr der Recurs an die Staatsbehörde erlaubt ſein dürfe, wenn 
die Commune den Eheconſens verweigere! Obwol der Statthalter Fürſt 
Lobkowitz offen erklärte, die Regierung werde ein Gemeindegeſetz, das 
ſich in Widerſprüche mit den Reichsrathsgeſetzen ſtelle, nicht ſanctio— 
niren, wurde dennoch mit geringer Majorität im klaren Gegenſatze 
zu §. 9 der „Grundzüge für die Gemeindegeſetzgebung“ beſchloſſen, 
daß diejenigen, die ohne Heimatsrecht doch in der Commune, wo ſie 
ihren Wohnſitz haben, von Immobilien oder von einem Gewerbe di— 
recte Steuern zahlen, d. h. im Sinne der Antragſteller anſäſſige oder 
gewerbtreibende Proteſtanten, die noch kein Heimatsrecht erworben 
haben — von allen Gemeindewahlen und von dem Recht auf unge— 
ſtörten Aufenthalt ausgeſchloſſen ſein ſollten, indem man ſie nicht den 
„Gemeindegliedern“, ſondern den „Auswärtigen“ gleichſtellte. Nach 
den ganz vernünftigen Vorſchlägen der Regierung ſollte dieſen „Ge— 
noſſen“ eben nur der mit dem Heimatsrechte verknüpfte Anſpruch auf 
Rogge, Oeſterreich. II. 13 
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Benutzung des Gemeindeguts und der Wohlthätigkeitsanſtalten ver— 
ſchloſſen fein. Aber auch direct fiel der brixener Fürſtbiſchof wieder 
mit der Thür ins Haus. Er erneuerte ſeinen Antrag auf Abände— 
rung des Proteſtantengeſetzes für Tirol dahin, daß „bei den eigen— 
thümlichen Verhältniſſen“ des Landes dort keine akatholiſche Gemeinde, 
ſondern nur das „Religionsprivatexercitium“ geſtattet, auch in dem 
Curorte Meran das proteſtantiſche Bethaus nur als Privatoratorium 
geduldet werden ſolle; Immobilien dürften Nichtkatholiken von Fall 
zu Fall mit Erlaubniß des Landtags erwerben. Formell ward der 
Antrag zwar diesmal auf den richtigen Paragraphen der Landesord— 
nung baſirt, nicht als Geſetzentwurf nach §. 17, da den Landtagen 
in Reichsangelegenheiten keine Legislation zuſteht, ſondern nach §. 19 
als Reſolution über die Rückwirkung eines allgemeinen Geſetzes auf 
das einzelne Land. Allein das war eine kindiſche Finte, denn der 
Schluß: „Se. Majeſtät möge dieſen Gegenſtand durch allerhöchſt— 
eigene und unmittelbare Würdigung erledigen“, plaidirte ja 
doch wieder für Umgehung des Reichsraths, und das war das punc- 
tum saliens. Der Antrag des Biſchofs ward am 25. Februar mit 
34 gegen 18 Stimmen angenommen; bei den heftigen Debatten aber 
war es zu ärgerlichen Scenen zwiſchen der ſchwarzen Cohorte und 
den Führern der Liberalen, Dr. von Grebmer, Baron Ingram, 
Pfretzſchner u. a. gekommen. Grebmer hatte dem Fürſtbiſchof von 
Brixen im Landtage vorgerückt, wie er 1848 als Mitglied der veut- 
ſchen Conſtituante in der Paulskirche ausdrücklich „der Kirche das 
Recht abgeſprochen, vom Staate zu verlangen, daß er ſie im alleini— 
gen Bekenntniſſe ſelbſt mit bürgerlichen Folgen ſchütze“, und an dieſe 
„Umkehr“ die Bemerkung geknüpft, „als Biſchof denke man eben an— 
ders denn als Profeſſor der Theologie“. Im Landtagsſaal erwiderte 
Biſchof Gaſſer nur mit verdrehten Augen: „Herr, verzeih ihm, er 
weiß nicht was er ſpricht!“ In ſeinem Organ, den „Tiroler Stim— 
men“, aber warf er dann den Liberalen „auflehnendes und wahrhaft 
gemeines Benehmen“ vor. Während er Grebmer im Landtage ver— 
ſicherte, er habe ſeinen ganzen Einfluß aufgeboten, die Veröffent— 
lichung dieſes Artikels zu verhindern, erklärte der Redacteur nachher, 
als es zum Proceſſe kam, vor Gericht: „der hochwürdige Fürſtbiſchof 
ſelbſt habe den Aufſatz mit den incriminirten Worten geſchrieben!!“ 
Wohl hatte der brixener Biſchof Grund zu der Aeußerung, er wün— 
ſche ſich nicht die Wiederholung einer ſolchen „Glaubensſchlacht“. Noch 
ließen ſich die Bauern von Haßlwandter, Giovanelli und Gaſſer com— 
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mandiren. Noch ertrugen ſie es ruhig, wenn Haßlwandter ſie empor— 
riß, wo ſie ſitzen blieben; oder wenn er ihnen laut durch den ganzen 
Saal zuſchrie: „Jetzt ſtehen die Eſel gar auf!“ und corrigirten ihre Ab— 
ſtimmung auf der Stelle in dem verlangten Sinne. Aber ſchon mein— 
ten mehrere, ſie würden mit den Liberalen votirt haben, wenn der 
Feuereifer der Klerikalen eine Vertagung der Verhandlungen zugelaſſen 
hätte. Es begann eben auch für die Bauern die Zeit, wo ſie einzu— 
ſehen anfingen, daß die Ausſchließung „fremder“ Induſtriellen und des 
„luther'ſchen“ Kapitals doch vielleicht nicht ſo ſehr in ihrem Intereſſe 
als in dem der Pfaffen liege. Die Nichtaustrocknung des Moors bei 
Sterzing, die Ruinirung der Bergwerke bei Zell am Ziller, die Ver— 
kümmerung des Curorts Meran, wo der vom Geiſtlichen influencirte 
Gemeindevorſtand die Gäſte auszuſtänkern verſuchte, indem er die 
Schweineſtälle mitten unter die Logirhäuſer verlegte, und wo die von 
Giovanelli zur Zertrümmerung „heidniſcher“ Thonſtatuen aufgehetzten 
Bauern vom „Vaterland“ für ihr Sittlichkeitsgefühl, das ſich gegen 
alles Nackte ſträube, förmlich belobt wurden: das alles waren Dinge, 
die am Ende doch nicht den Bauern zugute kamen. 

Zum Durchbruche konnten dieſe Ideen allerdings erſt im Laufe 
des nächſten Jahrzehnts gelangen. Einſtweilen fühlten und benahmen 
die Schwarzen ſich noch als die abſoluten Herren im Lande, für die 
Recht und Geſetz um ſo weniger exiſtirten, als Oberſtaatsanwalt 
Haßlwandter ſie auch bei den frechſten Verletzungen der ſtaatlichen 
Gebote ruhig gewähren ließ. Zunächſt inſcenirten ſie ſelbſt eine Sä— 
cularfeier des Trienter Concils, zu welcher der Fürſtbiſchof von Trient, 
Herr von Riccabona, am 12. Mai einen Hirtenbrief voll der infam— 
ſten Schmähungen gegen die Evangeliſchen publicirte. „Nachdem Mar— 
tin Luther, um ſeine Leidenſchaften zu befriedigen, die Fahne der 
Empörung gegen die Kirche Jeſu Chriſti erhoben, ſcharten ſich bald 
die verworfenſten Menſchen von ganz Europa um ihn“ — lautete eine 
der heftigſten Stellen. Der Gedenktag ſelbſt ward vom 20. bis 
29. Juni begangen und natürlich benutzt, um der Agitation für die 
Glaubenseinheit, in deren Sinne mehrere Deputationen der biſchöflichen 
Verſammlung Adreſſen überreichten, neuen Schwung zu verleihen. 
Aber auch das große Nationalfeſt der fünfhundertjährigen Vereinigung 
Tirols mit Oeſterreich wollten die Pfaffen mit beiſpielloſer Unver— 
ſchämtheit für ihre Clique mil Beſchlag belegen und zu einem aus— 
ſchließlich glaubenseinheitlichen Act umgeſtalten. Eine Vorfeier in 
dieſer Richtung veranſtaltete das Epiſkopat, indem am 23. September 
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1863 elf Biſchöfe italieniſcher Zunge, den Patriarchen von Venedig 
an der Spitze, ein Collectiv-Paſtoralſchreiben an alle ihnen unter— 
ſtehenden Diöceſanen erließen, worin der „Messagere di Roveredo“, 
das „Giornale di Verona“, die „Rivesta Firulana“ — ſchon früher 
einzeln durch die Biſchöfe von Trient, Verona und Üdine „ihres ir— 
religiöſen Verhaltens wegen“ verurtheilt — mit einem Geſammtinterdict 
belegt wurden: „Unſerer Macht uns bedienend, verwerfen, ver— 
bieten und verdammen wir obige drei Zeitungen, ſo zwar, daß alle, 
die unſerer geiſtlichen Pflege unterworfen ſind, ſie von nun an weder 
leſen noch behalten dürfen, ohne eine ſchwere Sünde zu begehen und 
ohne den Strafen zu verfallen, welche die Kirchengeſetze verhängen.“ 
Uebrigens hatte der Biſchof von Verona ſich ſchon am 4. Auguſt den 
dummdreiſten Scherz erlaubt, die amtliche „Gazzetta di Verona“ 
durch einen Hirtenbrief in die Acht zu thun. Die Art aber, wie die 
Schwarzen dann den mit der Nationalfeier verbundenen Schützentag 
in Innsbruck zur Erhöhung ihrer eigenen Macht ausſchroten wollten, 
iſt zu charakteriſtiſch, um nicht kurz erwähnt zu werden. Erſt ver— 
langten ſie, daß die ausgeſetzten Kaiſerpreiſe nur Tirolern zugänglich 
ſein ſollten. Als der Kaiſer, der in Frankfurt dem Fürſtentage prä— 
ſidirte, telegraphiſch entſchied, daß alle geladenen Schützen darauf Au— 
ſpruch hätten, da legten die „Tiroler Stimmen“ los: „Die zufäl— 
lige Vereinigung Tirols mit andern Ländern hat für uns 
nicht die geringſte Bedeutung; nach Wien blicken wir nur dann, 
wenn der Kaiſer dort iſt; das Feſt iſt für uns ein rein perſönliches, 
ein Haus- und Familienfeſt, und nichts kann die Tiroler daher mehr 
verletzen, als daß Einheimiſche und Fremde einander gleichgeſtellt wer— 
den.“ Am 24. September ſollte eine Deputation ſich in die Hofburg 
zu Innsbruck begeben und dort die Gewährung der Bitte um Glau— 
benseinheit vorbringen; im Fall einer ausweichenden Antwort jedoch 
ſofort ein Telegramm an den Kaiſer verlangen. Nur Ja oder Nein 
wollte man als Antwort annehmen, um danach den Schützenzug als 
Jubelfeſt oder als nationale Trauerfeierlichkeit zu arrangiren. Für den 
30. war eine Wallfahrt zur Gnadenmutter in Abſam angeſagt, ſei 
es um ihr frohlockend zu danken, ſei es um ihr die Klagen des Landes 
zu Füßen zu legen und ſie zu bitten, daß ſie das Herz des Kaiſers 
wende. Da machte dem ſaubern Plan die plötzliche, ganz unerwartete 
Ankunft des Monarchen, der ſich auf der Rückreiſe von Frankfurt be— 
fand, in Innsbruck ein Ende. Der Schützenzug fand nunmehr mit 
großem Pomp und unter endloſer Begeiſterung ſtatt; die Ehrengäſte 
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aus ganz Defterreich und Deutſchland betheiligten ſich in Scharen. 
Wohl waren unter die Schützen Bildchen mit der Inſchrift vertheilt: 
„Gib und erhalte uns die Glaubenseinheit!“ wohl hatten ſich vergilbte 
Jeſuiten in den Zug gemiſcht, welche die Schützen aufforderten, mit 
dieſem Rufe vor dem Söller niederzuknien, auf dem der Kaiſer ſtand. 
Allein der Sturm des Enthuſiasmus über den Beſuch des Monarchen 
hatte alle glaubenseinheitlichen Demonſtrationsgelüſte verweht, zumal 
als Franz Joſeph nun ſelbſt zum Stutzen griff und ſeine Schüſſe auf 
die Scheibe „Oeſterreich“, nicht auf die allein den Tirolern vorbehal— 
tene Scheibe „Tirol“ that.“) 

Deutlich zeigte ſich übrigens im Jahre 1863 bereits, daß Schmer— 
ling weder den Willen noch die Kraft hatte, die ſpärlichen, in der 
Februarverfaſſung gelegten freiheitlichen Keime zu einer auch nur 
nothdürftigen Entwickelung zu bringen. Das mußte denn zu einem 
immer geſpannter werdenden Verhältniß zwiſchen dem Miniſter und 
der deutſchliberalen Partei führen, während die Camarilla bei Hofe 
eben aus dieſer Entfremdung, die von oben her abſichtlich herbeigeführt 
und genährt ward, ein Motiv für die Unhaltbarkeit einer Regierung 
entnahm, die von dem einzigen Stamme im Stich gelaſſen wurde, dem 
zu Liebe ſie eigentlich eingeſetzt worden. Beide Theile tragen hier ein 
reiches Maß der Verſchuldung. Schmerling, der, je ſchwankender er 
den Boden in der Hofburg unter ſeinen Füßen fühlte, um ſo mehr 
durch bärbeißige Alluren gegen die Volksvertretung zu beweiſen ſtrebte, 
daß er gerade ſo „ſtramm“ adminiſtriren könne, wie ein Bach'ſcher 
Bureaukrat, und nicht die leiſeſten Sympathien für ein populäres Re— 
giment beſitze. Die Deutſchliberalen, indem ſie ſich lediglich an die 
doctrinäre Schablone hielten, für Grundrechte, Miniſterverantwort— 
lichkeit und die übrigen conſtitutionellen Dogmen agitirten, völlig die 
Lehren der letzten anderthalb Decennien verkennend, welche doch die 
frankfurter Paulskirche, die berliner Singakademie, die wiener Reit— 
ſchule ſo eindringlich gepredigt, und ganz überſehend, daß doch nament— 
lich in Oeſterreich inmitten der ſtreitenden Nationalitäten die meiſten 
Freiheitsfragen in erſter Linie Machtfragen ſind. Der Staatsminiſter, 
während er durch feine reactionären Demonſtrationen nach oben hin 
feſtern Fuß gewinnen wollte, erzielte nichts, als daß er der Camarilla 
ſeinen Sturz erleichterte, indem er nach unten hin ſich jedes Haltes 
beraubte. Die Reichsrathslinke aber erleichterte der Camarilla ihr 
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Geſchäft, indem ſie z. B. die Beſchränktheit ſo weit trieb, die ſieben— 
bürger Abgeordneten mit offener Feindſeligkeit zu behandeln, weil dieſe, 
auf ihrem eigenen Grund und Boden von Rumänen und Magyaren 
in ihrem Beſitzthum und ihrer Nationalität arg bedrängten Sachſen 
ſtreng zu dem Miniſter hielten, der ihnen bei dem Eintritt in das 
Abgeordnetenhaus zurief: „Wer zum Reiche hält, den wird das Reich 
nicht verlaſſen!“ weil ſie ſich weigerten, gegen eben dieſen Staats— 
mann mit der Linken Front zu machen in Kämpfen um die conſtitu— 
tionellere Formulirung des Octroyirungsparagraphen und in ähnlichen 
parlamentariſchen Schlachten, die den praktiſchen Leuten aus dem 
Großfürſtenthum nothwendig im Lichte eines Froſch- und Mäuſekriegs 
erſcheinen mußten; ja, für die ihnen jedes Verſtändniß fehlte, ſolange 
ihnen zu Hauſe in der Hegemonie-, wenn nicht in der Exiſtenzfrage 
das Feuer auf den Nägeln brannte! Bei Hofe aber rieb man ſich 
behaglich die Hände, weil man Schmerling nur die Ermächtigung zu 
jeder liberalen Conceſſion zu verſagen, nur conſequent eine ſcharf bu— 
reaukratiſche Verwaltung, namentlich eine recht reactionäre Handhabung 
des Preßgeſetzes zu verlangen brauchte, um die Kluft, die zwiſchen 
ihm und der Verfaſſungspartei gähnte, immer tiefer und unüberbrück— 
barer zu machen. War dann der Mann, der mit der ungariſchen 
Reichshälfte auf offenem Kriegsfuße ſtand, von den Czechen perhor— 
reſcirt, von den Polen als Feind betrachtet, von den Slowenen und 
Italianiſſimi gehaßt, von den Glaubenseinheitlichen und Feudalen mit 
höchſtem Widerwillen ertragen ward — war er auch inmitten der 
eigenen Partei iſolirt: ſo brach das Kartenhaus der Februarverfaſſung 
mitſammt der Breterbude vor dem Schottenthore, die man das Schmer— 
lingtheater titulirte, von ſelbſt zuſammen. Das war die Taktik, welche 
die Camarilla jetzt mit klarem Bewußtſein verfolgte und deren erſte 
Spuren ſchon bis in das Ende des Jahres 1862 zurückreichen. Der 
Staatsminiſter, um ſich bei Hofe von dem Makel revolutionärer Ge— 
ſinnung reinzuwaſchen, ward gezwungen ſo reactionär zu regieren, daß 
die liberale Partei, ohne Selbſtmord an ihren Principien zu begehen, 
ihn nicht mehr halten konnte. Ließ ſie den Miniſter aber im Stiche, 
ſo handelte ja der Hof nur conſtitutionell, wenn er ſich von einem 
Cabinet abwandte, das im Schoſe der Volksvertretung nicht mehr 
eine feſte Majorität beſaß! 

Schon daß am 3. Januar 1863 dem wiener Abgeordneten Schu— 
jelfa verboten ward, feinen Wählern, die ihn zum Deputirten des 
niederöſterreichiſchen Landtags ernannt, über ſein Verhalten Rechen— 


Der Unterrichtsrath. 199 


ſchaft abzulegen, erregte unangenehmes Aufſehen. Die Aera Schmer— 
ling kam zu keiner Vereins- und Verſammlungsgeſetzgebung; es blieb 
bei den abſoluten Verboten der Bach'ſchen Epoche, wenn auch auf 
Rechbauer's Interpellation zu Anfang der Verwickelung mit Däne— 
mark, daß man bei der nunmehr eintretenden Bewegung der Geiſter 
eines ſolchen Geſetzes durchaus nicht mehr entbehren könne, der be— 
treffende Ausſchuß des Abgeordnetenhauſes am 30. December 1863 
endlich den Entwurf eines Vereins- und Verſammlungsgeſetzes wirk— 
lich vorlegte. Ein, freilich nur papierener Erfolg war die Einſetzung 
des Unterrichtsraths am 15. Mai 1863, zu deſſen Vorſitzenden der 
Präſident des Unterhauſes Ritter von Hasner Ende Juni ernannt 
ward. Das Bedeutſamſte daran war, daß damit Baron Helfert, die 
rechte Hand des Concordatsgrafen Leo Thun, dem er als Unterſtaats— 
ſecretär gedient, in den wohlverdienten Ruheſtand verſetzt wurde. 
Helfert iſt ſo recht ein Typus von der Selbſtſucht und Heuchelei voll 
Aufgeblaſenheit, welche die Koryphäen des Feudalismus und Ultra— 
montanismus charakteriſirt. Der Mann war vor zwei Jahren im 
Stande, den Namen ſeines Vaters und deſſen intimſte Verhältniſſe 
durch den Koth hochnothpeinlicher Verhandlungen ſchleppen zu laſſen, 
blos weil er die Auszahlung eines Legats erſparen wollte, das der 
Verſtorbene ſeiner notoriſchen Zuhälterin angeblich ausgeſetzt. Von 
den Verhältniſſen ſelbſt und von der Nothlage, in der ſich das auf 
Auszahlung des vermeintlichen Legats klagbar gewordene Frauenzim— 
mer befand, konnte auch der freiherrliche Sohn nichts ableugnen. 
Ueber die Handſchrift des Documents aber waren die Sachverſtändi— 
gen ſo getheilter Anſicht, daß die erſte Inſtanz die Klägerin ſachfällig 
werden ließ, das prager Oberlandesgericht dagegen Helfert verurtheilte, 
während das wiener Obertribunal das Urtheil erſter Inſtanz wieder— 
herſtellte. Für einen ſo ſtarren Föderaliſten wie Helfert, der jede 
Unterordnung Prags unter Wien verwirft und die volle Souveräne— 
tät des Landesoberrichters von Böhmen wiederherſtellen will, war 
es jedenfalls ein ſehr nothdürftiger Troſt, daß es ein nach ſeiner 
Ueberzeugung ſtaatsrechtlich illegales Verdict war, welches ihm den 
verdammenden Spruch des oberſten Gerichtshofs in Böhmen wieder 
abnahm. Höchſt bezeichnend war es außerdem, daß Helfert ſich an— 
fangs weigerte, den Zeugeneid in der vorgeſchriebenen Form abzulegen, 
und geradezu dagegen proteſtirte, als „Excellenzherr“ wie ein gewöhn— 
liches Menſchenkind behandelt zu werden. Außerdem kam im Laufe 
der Verhandlungen zu Tage, daß der fromme Mann den Staatsſeckel 
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nicht unerheblich geſchädigt, indem er zur Erſparung der Erbſteuer 
die Hinterlaſſenſchaft ſeines Vaters viel zu niedrig angegeben. Die 
Beſetzung der Stellen im Unterrichtsrath aus allen Ländern des Kaiſer— 
ſtaats zog ſich übrigens noch bis Anfang März 1864 hinaus. Es 
war damit ein weiterer Streich gegen Ungarn geführt durch Creirung 
einer neuen Behörde für die Geſammtmonarchie; doch blieb dieſer cen— 
traliſtiſche Streich ein Schlag ins Waſſer, da der Unterrichtsrath 
außerhalb der zum Deutſchen Bunde gehörigen Provinzen niemals 
praktiſche Geltung erlangte. Einem reichsräthlichen Deſiderium ent— 
ſprach noch die am 24. September 1863 erfolgende Auflöſung der 
eſtenſiſchen Brigade; allein ſeine wichtigſte Stütze im Cabinet verlor 
Schmerling bereits am 19. Februar 1864 mit dem Rücktritte des 
echt conſtitutionellen Grafen Degenfeld vom Kriegsminiſterium. An 
ſeine Stelle trat bald nachher Feldmarſchall-Lieutenant Franck, was 
für den Staatsminiſter um ſo empfindlicher war, als gleichzeitig ſein 
eigener Bruder, Feldmarſchall-Lieutenant von Schmerling, der bisher 
als Referent im Miniſterium fungirt, zum Corpscommandanten in 
Venetien ernannt ward. Mit Degenfeld's Ausſcheiden hatte Schmer— 
ling nun auch auf dieſem heiklen Punkte den gewandten Vermittler 
verloren, in deſſen Aufrichtigkeit der Reichsrath ein felſenfeſtes Ver— 
trauen ſetzte, ſodaß ihm nichts mehr übrigblieb, als den Streich— 
gelüſten des Parlaments ſchroff gegenüberzutreten. Das war es, was 
man bei Hof und in der Generaladjutantur wollte. Dort war man 
des trockenen Tones ſatt und ſtellte, angefeuert von der Art, wie 
Bismarck ſeit September 1862 in der Conflictszeit mit dem Landtage 
umſprang, Schmerling die Alternative, etweder einem ſchneidigern Nach— 
folger Platz zu machen, oder die reichsräthlichen Schwätzer ebenfalls, 
nach dem preußiſchen Vorbilde, de baute main an der Trenſe und 
Kandare zu führen. Der Miniſter, außer ſeinem präpotenten Weſen 
auch noch durch ſeine militäriſchen Neigungen angeſpornt, ſchoß dann 
wo möglich noch über das Ziel hinaus. War es doch auch ſchon ein 
wunderliches Symptom von Eigenwilligkeit, daß in dieſer Zeit, wo 
ja die Negociationen mit Preußen über den Eintritt Oeſterreichs in 
den Zollverein eine Hauptrolle ſpielten, am 23. October 1863 mit 
der Entlaſſung Wickenburg's das Handelsminiſterium abermals ein— 
ging, da der Staatsminiſter in ſeiner Eigenmächtigkeit niemand, der 
ſich nicht zu einer abſoluten Null herabdrücken ließ, den Beſitz des 
Handelsportefeuille anvertraute. 

Wohl gab es einen Punkt, auf dem der lediglich die Machtfragen 


TCT 


Schmerling und die Jeſuiten. 201 


im Auge behaltende Miniſter ſich mit der deutſchliberalen Partei be— 
gegnete: bei dem Kampfe gegen das Concordat war die Sache der 
Freiheit gerade ſo ſehr wie die der Staatsgewalt intereſſirt. Auch 
fehlte es Schmerling nicht an redlichem Willen, den Ueberhebungen 
der Hierarchie entgegenzutreten. Das zeigte er, als er das ganze 
Jahr 1863 unermüdlich wieder und immer wieder in den Oberkirchen— 
rath drang, die Vorbereitungen zum Zuſammentritt einer evangeliſchen 
Generalſynode zu treffen; denn dieſe Behörde hatte genau dieſelbe 
Abneigung gegen die Einmiſchung des Laienelements in die kirchlichen 
Angelegenheiten, wie das katholiſche Epiſkopat. Aber wider den Ultra— 
montanismus war jeder ernſthafte und erfolgreiche Kampf eine ein— 
fache Unmöglichkeit. Was der Magnetnadel der Nordpol, das iſt 
Oeſterreich der Schaufelhut des Jeſuiten. Die Urgewalt elementarer 
Ereigniſſe mag mitunter eine leichte Declination verurſachen, aber ſo— 
bald der äußere Druck nur ein wenig nachläßt, ſchnellt alles wieder 
in die alte, natürliche Lage zurück. Dieſe Erfahrung machte Schmer— 
ling bereits Ende 1862 und in den erſten Monaten des Jahres 1863. 
Auf klerikalem Gebiete ſollte er zuerſt erfahren, wie enge einem ſonſt 
allmächtigen Miniſter in Oeſterreich die Grenzen des „bis hierher und 
nicht weiter“ geſteckt ſind. Sein ruhiges Verbleiben im Amte zu einer 
Zeit, wo es dem Hofe doch noch ſchwer geweſen wäre, ihn ſpazieren 
zu ſchicken, wenn er den Muth gehabt hätte, ernſtlich die Cabinets— 
frage zu ſtellen, zeigt aber auch aufs neue, wie leicht der Rücken 
dieſes, nach unten hin ſo gebieteriſch auftretenden Herrn ſich nach oben 
hin krümmt. Es war ſtark, daß er nicht einmal die Courage in ſich 
finden konnte, den Bettel hinzuwerfen und denen, die hinter ſeinem 
Rücken die Politik machten, auch äußerlich die Verantwortung dafür 
zuzuſchieben.“) Pater Beckx hatte ſich in der Unterrichtsfrage Schmer— 
ling gegenüber gerade fo harthörig bewieſen, wie unter Thun. Auf 
die 1862 an ihn gerichteten miniſteriellen Schreiben erfolgte endlich 
die ausweichende Antwort: „daß der Orden rückſichtlich des Gymnaſial— 
lehrplaus auch fernerhin bemüht fein werde, ſich den Verordnungen 
der Regierung zu fügen“ — verbunden mit der kategoriſchen Ableh— 
nung: „daß aber die Ablegung der Lehramtsprüfung außerhalb des 
Ordens den Religioſen deſſelben nicht auferlegt werden könne“. Nun— 


) Die folgende Darſtellung beruht auf völlig unaufechtbaren Privatquellen; 
über Feßler's Miſſion iſt ein vortrefflicher Auſſatz aus beſter Quelle in der 
„Preſſe“ vom Juni 1872 zu vergleichen. 
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mehr entwarf Schmerling einen allerunterthänigſten Vortrag vom 8. De— 
cember 1862, den am 21. Januar 1863 auch Erzherzog Rainer unter— 
zeichnete, worin er um die Ermächtigung nachſuchte, den Jeſuiten die 
Gymnaſien zu Feldkirch und Raguſa zu entziehen. Die allerhöchſte 
Entſchließung vom 16. März 1863 beſchied ihn abſchlägig: „In An— 
betracht der beſtehenden Verhältniſſe, welche bei den Gymnaſien von 
Feldkirch und Raguſa zu beachten ſind, finde Ich Mich bewogen, die 
Beſorgung derſelben der Geſellſchaft Jeſu unter der Bedingung 
zu belaſſen, daß der vorgeſchriebene Lehrplan befolgt und die ent— 
ſprechende Befähigung der Lehrer durch eine Prüfung nachgewieſen 
werde, die der Orden in Gegenwart eines Regierungscommiſſars 
vor zunehmen hat. Zur Ablegung dieſer Prüfung iſt den Ordens— 
männern, die an den gedachten Gymnaſien das Lehramt verwalten, 
eine angemeſſene Friſt zu ſetzen.“ Wieder kam Schmerling kurz 
vor der Eröffnung des Reichsraths, um dieſem doch wenigſtens etwas 
bieten zu können, in einem allerunterthänigſten Vortrage vom 10. Mai 
1863, den Erzherzog Rainer am 15. contraſignirte, auf ſein Geſuch 
zurück. Die Reſolution, die er entworfen, lautete: „Ich ermächtige 
Sie, von dem mit Meiner Entſchließung vom 16. März erfolgten 
Auftrag Umgang zu nehmen und den Orden der Geſellſchaft Jeſu 
von der Beſorgung der öffentlichen Gymnaſien zu Feldkirch und Ra— 
guſa zu entheben, in welcher Beziehung Ich Ihnen die weitern Ver— 
fügungen unter den in Ihrer Vorlage vom 8. December 1862 an— 
gegebenen Modalitäten überlaſſe.“ Der Bittſteller brauchte dies— 
mal nicht lange zu warten; wie ein überläſtiger Querulant ward der 
noch für allmächtig geltende Staatsminiſter in zwei Zeilen kurz und 
trocken am 26. Mai aus Schönbrunn beſchieden, daß es bei der Ab— 
fertigung vom 16. März ſein Bewenden habe. Mindeſtens ebenſo 
unglücklich endeten Schmerling's Verſuche, ſein vor zwei Jahren ge— 
gebenes Wort einzulöſen: es ſollten dem Reichsrathe Geſetzentwürfe 
vorgelegt werden, die, im Geiſte des Proteſtantenpatents, die inter— 
confeſſionellen Verhältniſſe im Sinne der Gleichberechtigung ordnen 
würden. Föderalismus und Centralismus, Adels- und bürgerliches 
Regiment, Civil- und Militärherrſchaft, kurz politiſche Syſteme aller 
Art wechſelt man in Oeſterreich wie ein Paar Handſchuhe; aber un— 
wandelbar feſt wie ein Fixſtern ſteht die Herrſchaft des Concordats, 
wobei es ſehr gleichgültig iſt, daß es abwechſelnd als geſchriebenes 
ſtatutariſches, und dann wieder als ungeſchriebenes Gewohnheitsrecht 
alle Verhältniſſe des öffentlichen und privaten Lebens beherrſcht. Seine 
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Competenz iſt im zweiten Falle nicht geringer als im erſten. Um 
aber ſein Verſprechen zu erfüllen, mußte Schmerling eine Modification 
des Concordats ermöglichen, und da zeigte denn ſchon die Wahl der 
betreffenden Unterhändler, daß das Ganze eine recht unwürdige Farce 
war, zu der ein Schmerling ſich nicht hätte hergeben ſollen. Baron 
Bach in Rom machte als k. k. Botſchafter Proceſſionen barfuß mit. 
Der „gute Graf“ Rechberg, der — im Gegenſatze zu ſeinen födera— 
liſtiſch-klerikalen Neigungen im ſtaatsmänniſchen Leben — im Privat— 
verkehr gern den Voltairianer herauskehrt, meinte, wenn man ihn auf 
den Unſinn hinwies, der darin läge, einen ſolchen Mann bei einer 
Concordatsreviſion interveniren zu laſſen, lachend: „Er wird geſtraft, 
womit er geſündigt; hat er die Suppe einbrocken helfen, ſo mag er 
ſie auch auseſſen — daß er die Ruthe zu fühlen bekommt, die er 
ſelbſt gebunden, das iſt eben ein Theil ſeiner Strafe!“ Zu Bach 
nun geſellte ſich Biſchof Feßler als zweiter Unterhändler. Feßler war 
bei den Negociationen über das Concordat in Wien als Geheimſecre— 
tär beigezogen worden und hatte ſogar die Textirung des officiellen 
Vertrags beſorgt; die geheimen Paragraphen hatte Rauſcher perſön— 
lich ſtiliſirt. Als Secretär des folgenden Provinzialconcils, deſſen 
Acten er formulirte, war dann Feßler auch öffentlich in den Vorder— 
grund der ultramontanen Bewegung getreten, wie er ja auch zwei 
Jahre vor feinem Tode als Secretär des Vaticaniſchen Concils fun— 
girte. Allerdings ſteckte in Feßler, ſo gut wie in Rauſcher, ein Stück 
von einem Staatsmanne. Er war ſchon ein viel zu hoch gebildeter 
Mann, um die Differenzen zwiſchen Staat und Kirche zu einer ſo 
widerlichen Rauferei aufzublähen, an der die Rudigier, die Zwerger, 
die Gaſſer wie an einer „Hetz“ ein Gefallen finden. Das zeigte er 
1869, als er allein in ſeiner Broſchüre über den Stand der Matrikel— 
frage nach Einführung der Notheivilehe und der neuen Ehegeſetze ver— 
nünftige Vorſchläge machte, die das Recht der Kirche im Princip wahr— 
ten und doch die ärgerlichen täglichen Skandalſcenen beſeitigt hätten. 
Auch inſofern hatte Schmerling gerade keine üble Wahl getroffen, als 
der ſchlaue und ehrgeizige vorarlberger Bauernſohn immer und überall 
ſeine Stärke im Vermitteln probirte; ſeine Rolle als Concilsſecretär 
hielt ihn nicht ab, nachher Döllinger aufzuſuchen, den er bewegen 
wollte, den Mund zu halten, indem er das neue Unfehlbarkeitsdogma 
wie ein allerdünnſtes Goldſchlägerhäutchen ſo fein ſchlug, daß nichts 
mehr davon übrig zu bleiben ſchien. Allein Schmerling überſah, daß 
alle dieſe Fähigkeiten und Neigungen doch nur Mittel waren, Car— 
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riere zu machen, indem ſie den Prälaten davor bewahrten, es mit irgend— 
einer Partei ganz zu verderben; daß folglich in der Stunde der Entſchei— 
dung Feßler immer auf Seite des Mächtigern zu finden ſein mußte — 
und daß dies die Concordatspartei war, wie konnte ein ſolcher Kenner 
der Menſchen und Dinge ſich darüber täuſchen? Hatte doch Feßler 
gleich nach dem Erlaſſe des Schmerling'ſchen Proteſtantenpatents eine 
Broſchüre mit den Worten geſchloſſen: „Die Proteſtanten haben alles, 
was ſie vernünftigerweiſe fordern können; es gibt in Oeſterreich keine 
Proteſtantenfrage.“ Ungewarnt durch dieſe Thätigkeit, die im Mai 
1862 die Conſecrirung Feßler's zum Biſchof in partibus ſowie ſeine 
Ernennung zum Generalvicar von Vorarlberg lohnte, ſandte Schmer— 
ling den Prälaten nach Rom mit folgender officieller Inſtruction: 
„Weder im Octoberdiplom, noch in der Februarverfaſſung iſt von 
einer Aenderung des Concordats die Rede; in der Verfaſſung iſt von 
einer Gleichberechtigung aller chriſtlichen Confeſſionen nicht die Rede, 
ſie iſt nirgends ausgeſprochen. Dies iſt eine Lücke. Dieſe kann aber 
um ſo leichter ausgefüllt werden, als ſchon vor dem Schluſſe des 
Concordats in dieſer Richtung verhandelt wurde. Die Staatsregie— 
rung beantragt alſo: Der Uebertritt von einer chriſtlichen Confeſſion 
zur andern ſoll in Zukunft ganz frei ſein; bei Eingehen gemiſchter 
Ehen ſoll, wie es in Ungarn mit Zuſtimmung des Heiligen Stuhls 
ſchon ſeit 1841 geſetzlich beſteht, ſo auch in allen andern Kronländern 
nicht blos die paſſive Aſſiſtenz geſtattet ſein, ſondern auch die Erklä— 
rung der Einwilligung blos vor dem Seelſorger des nichtkatholiſchen 
Theils zur Gültigkeit der Ehe hinreichen; hinſichtlich der Erziehungs— 
reverſe ſoll es zwar den Brautperſonen geſtattet ſein, ſolche Reverſe 
abzugeben, aber dieſelben ſollen nur moraliſche, nicht juridiſche Ver— 
bindlichkeit haben, ſodaß aus ihnen kein Klagerecht erwächſt; wo keine 
ſolchen Reverſe gegeben wurden oder der eine Theil ſich weigert, ſein 
gegebenes Verſprechen zu erfüllen, da ſind kraft des Geſetzes die Kna— 
ben in der Religion des Vaters, die Töchter in der Religion der 
Mutter zu erziehen. Sollte man auf dieſe Vorſchläge nicht eingehen, 
dann müßte die Regierung einen Ausweg ſuchen, und dies könne nur 
die facultative Civilehe ſein.“ Offenbar kannte Schmerling, indem 
er mit ſo naiven Forderungen herauszutreten wagte, nicht einmal die 
Thun'ſche Generalvollmacht an Rauſcher, welche die Legislation über 
alle Eheangelegenheiten nach dem Vatican verlegte! (ſ. I 409). Um 
den Staatsminiſter nicht zu beleidigen, übernahm der Mann der Ver— 
mittelung dieſe Miſſion, übergab auch in Rom die Propoſitionen der 
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Regierung mit einer umfangreichen Denkſchrift, dem Reſultat einer 
gemiſchten, aus je drei Proteſtanten und Katholiken beſtehenden Com— 
miſſion unter Schmerling's Vorſitz. Dann aber wandte ſich der kluge 
Unterhändler mit um ſo größerer Energie dem zweiten geheimen 
Theile feiner Inſtruction zu, den er eben nicht von Schmerling em— 
pfangen und der in bündigſter Kürze dahin lautete: „nichts zu 
thun“. So gewiſſenhaft lag er dieſer Aufgabe ob, daß er ſogar 
ſeine amtlichen Weiſungen in einer anonymen Schrift bekämpfte, die 
er mit verſtellter Schreibweiſe abfaßte: „Die jüngſten Verhandlungen 
zwiſchen der öſterreichiſchen Regierung und dem Heiligen Stuhle“ . 
(Mainz 1863). Nach pflichtgetreueſter Erfüllung ſeiner vertraulichen 
Weiſungen kehrte er im März 1864 nach Wien zurück und ward 
dafür, daß er ſich mit den Inſtructionen Schmerling's auf offenſten 
Kriegsfuß geſetzt, im September deſſelben Jahres — ohne Vorwiſſen 
und zum Entſetzen des „allmächtigen“ Staatsminiſters, gegen den 
Wunſch des Klerus und des Volks in ſeiner neuen Diöceſe — durch 
kaiſerliche Entſchließung auf den erledigten Biſchofsſitz von St.-Pölten 
berufen. N 
So lagen die Dinge bei Eröffnung der zweiten Reichsrathsſeſſion 
am 18. Juni 1863. Ebenſo farblos wie die von dem jüngſten Bru— 
der des Kaiſers, Erzherzog Karl Ludwig, verleſene Thronrede fiel 
auch die Adreſſe aus, die das Herrenhaus am 24. ohne jede Dis— 
cuſſion mit allen gegen drei Stimmen genehmigte. In die Berathun- 
gen des Unterhaufes dagegen brachte gleich anfangs ein Schreiben 
von elf czechiſchen Abgeordneten, die aus Competenzbedenken an den 
Sitzungen eines unvollſtändigen Reichsraths nicht theilnehmen zu kön— 
nen erklärten, eine allerdings wenig erfreuliche Bewegung. Da die 
Herren der Aufforderung des Präſidenten, in der Kammer zu erſchei— 
nen, nicht nachkamen, wurden am 15. Juli ihre Mandate annullirt. 
Das Tiſchtuch zwiſchen den Czechen und dem Reichsrathe war alſo 
nunmehr in aller Form zerſchnitten. In der dreitägigen Adreßdebatte 
des Abgeordnetenhauſes waren es die deutſche Frage, über die Berger 
eine glänzende Rede hielt, ohne zu poſitiven Concluſionen zu gelangen; 
dann die polniſche Affaire und die Zollangelegenheit, die zu lebhaften 
Discuſſionen Anlaß boten, ohne jedoch zu einer Niederlage der Re— 
gierung zu führen. Die präciſern Anträge von Brinz in der deutſchen, 
von Winterſtein in der Handelsfrage wurden verworfen; es blieb bei 
der verwaſchenen Ausſchußphraſe: „Mit reger Theilnahme verfolgt 
das Haus die Bemühungen der kaiſerlichen Regierung, die Verhält— 
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niſſe des Deutſchen Bundes und ſeiner Zollgebiete in ent— 
ſprechender Weiſe fortzubilden.“ Bezüglich der Inſurrection in 
Ruſſiſch-Polen kam es ſogar zu einer Kundgebung im Intereſſe des 
Geſammtſtaats, die Grocholski durch eine unvorſichtige Rede pro— 
vocirt. Es ward der Antrag Herbſt's angenommen, worin der Re— 
gierung Dank geſagt ward, daß ſie „im Bunde mit den Weſtmächten 
für die Forderungen der Menſchlichkeit und die gerechten Anſprüche 
eines ſchwer mishandelten Nachbarſtammes durch Sicherung ſeiner 
nationalen und religiöſen Bedürfniſſe das Wort erhoben“; aber es 
wurde auch das „unveränderliche Feſthalten an der Integrität des 
Reichs“ in einer nicht miszuverſtehenden Weiſe betont. Auf Schind— 
ler's bedauernde Anfrage, was denn aus den verheißenen confeſſio— 
nellen Vorlagen geworden ſei, hatte Schmerling das Herz zu erwidern, 
daß „die unter ſeinem Vorſitz tagende Commiſſion in freiſinnigſter 
Weiſe vorgegangen und alle Ausſicht vorhanden ſei, die Miſſion des 
Biſchofs Feßler in Rom zu einem guten Reſultat führen zu ſehen!“ 
So kam denn am 27. Juni die Adreſſe zu Stande, worin das Unter— 
haus auf „eine weiter ſchreitende Reform des Unterrichtsweſens“ drang 
und außerdem erklärte, es könne „nicht unterlaſſen, eine den gegen— 
wärtigen politiſchen Inſtitutionen entſprechende Regelung des Vereins- 
rechts ſowie des Verhältniſſes der Confeſſionen unter ſich zur 
Staatsgewalt als eine unerlaßliche Nothwendigkeit in den Vordergrund 
zu ſtellen“. Nachdem das Budget auf 14 Monate, vom 1. November 
1863 bis Ende 1864 eingebracht war, vertagte fi das Haus, um 
ſeinem Finanzausſchuſſe Zeit zum Arbeiten zu geben und um den ſieben— 
bürger Abgeordneten, denen bereits im Comité zwei Plätze vorbehalten 
waren, die Theilnahme an den Plenardebatten über den Etat zu er— 
möglichen. 

Denn die räumliche Ausdehnung der Reichsverfaſſung auf Sieben— 
bürgen war der einzige Triumph, den Schmerling erfochten, der ein— 
zige Erfolg, den er ſeiner Partei für ſo manche Schlappe zu bieten 
vermochte. Freilich war dieſer Sieg auch von hoher factiſcher wie 
principieller Bedeutung. Wie er thatſächlich der erträumten Herrlich— 
keit von der Integrität und Souveränetät des Stephansreichs ein 
Ende machte, indem er daſſelbe gleichſam von hinten aufrollte, ſo legte 
er auch deutlich die Grundſätze bloß, nach denen man in Ungarn vor— 
zugehen habe, um die Hegemonie des magyariſchen Elements zu bre— 
chen. Daß man in Wien den richtigen Weg erkannte, hatte bereits 
das Jahr 1862 bewieſen. Schon am 27. Juli hatte ein kaiſerliches 
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Handſchreiben an Palffy dem Statthalter aufgegeben, Geſetzesvorlagen 
für den nächſten Landtag über die vollſtändige ſprachliche und nationale 
Gleichberechtigung der nichtmagyariſchen Stämme ausarbeiten zu laſſen. 
Slowakiſche und ſüdſlawiſche Geſellſchaften, Maticas und Citavnikas, 
erhielten jetzt mit Leichtigkeit die Erlaubniß ſich zu conſtituiren, die 
ihnen unter Vay conſequent verweigert worden war. Eine umfaſſende 
Amneſtie vom 18. November 1862 belehrte die Welt, daß der Aus— 
nahmezuſtand wirklich nur die Wiederherſtellung der Ruhe im Auge 
hatte und jeder überflüſſigen Härte entkleidet werden ſollte: alle von 
den Kriegsgerichten verurtheilten Sträflinge ſowie alle eigenmächtig 
zurückgekehrten politiſchen Flüchtlinge wurden begnadigt, die vor den 
Militärtribunalen anhängigen Unterſuchungen wurden niedergeſchlagen. 
Auch von dem deutſchen Bürgerthume ging eine Bewegung aus, auf 
welche die Regierung ſich ſtützen konnte. Die Klagen des Handels— 
ſtandes wurden ſo allgemein, daß der Judex Curiä Graf Apponyi 
ſich wirklich genöthigt ſah, Ende Februar 1863 eine Vertrauenscom— 
miſſion einzuſetzen, der er mit beiſpielloſer Naivetät die Prüfung der 
Frage auftrug: „ob die traurigen Erſcheinungen, die in der ungari— 
ſchen Handelswelt zu Tage getreten, wirklich (11) ihren Grund in den 
1861 wieder eingeführten ungariſchen Handels- und Wechſelgeſetzen 
hätten?“ Quasi nesciremus! Man ſieht, das Manöver mit der 
„Vertrauenscommiſſion“ hatten die Ungarn den Herren Bach und 
Thun in aller Geſchwindigkeit abgelernt! Da indeſſen die Vertrauens— 
commiſſion ſelbſtverſtändlich nichts that, wandte ſich das peſter Han— 
delsgremium direct nach Wien, indem es am 1. März 1863 durch 
eine Deputation bei dem Kaiſer um Wiederherſtellung des deutſchen 
Wechſelrechts und um Einführung des deutſchen Handelsgeſetzbuchs 
petitionirte, welch letzteres der Reichsrath im September 1862, trotz 
des Mährers Prazak föderaliſtiſcher Einſprache, daß dies zur Compe— 
tenz des Geſammtreichsraths gehöre, für die Erblande angenommen 
hatte. Die Vertrauenscommiſſion fand nun am 16. März glücklich 
heraus, daß eine Octroyirung von keiner Seite gewünſcht werde; ſie 
vertröſtete die Bittſteller, daß ehebaldigſt eine Commiſſion zur 
Reviſion des ungariſchen Wechſelrechts einberufen werden ſolle! 
Das gab denn allerdings Schmerling eine bequeme Handhabe, ſich des 
letzten Oetobermannes zu entledigen, indem an Apponyi's Stelle am 
8. April 1863 Graf Georg Andraſſy zum Landesoberrichter ernannt ward. 
Dann aber ruhte der Staatsminiſter auch mit gewohnter Trägheit 
und nonchalanter Ueberhebung auf den gewonnenen Lorbern aus, ohne 
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weder der Propaganda zur Emancipation der Nationalitäten, noch den 
Beſtrebungen zur Lostrennung des deutſchen Bürgerthums von dem 
Magyarismus weitere Folge zu geben. Man zog vor, ſich ſtatt der 
moraliſchen Agitation auf die Repreſſion mittels roher Gewalt zu ver— 
laſſen. So war es ein unverantwortlicher Act, daß am 29. März 
1863 die Druckereien aller jener Blätter in Peſt verſiegelt wurden, 
die ganz objectiv über eine Tags zuvor Deak dargebrachte Ovation 
berichteten. Unter Eötvös' Führung hatten 50 Landtagsmitglieder aus 
beiden Häuſern dem gefeierten Patrioten ein Landtagsalbum über— 
bracht, und die von den beiden Koryphäen bei dieſem Anlaſſe gehal— 
tenen Reden betonten, daß man allerſeits nach wie vor den 48er Stand— 
punkt einnehme. Mit ſolchem Polzeidruck aber erzielte die Regierung 
nur, daß die Bevölkerung neuerdings anfing zu conſpiriren und ihre 
Blicke auf die Emigration zu werfen. War es doch ein memento mori, 
daß ſich am 24. November 1863 plötzlich in allen Städten Ungarns 
an den Straßenecken aufrühreriſche Proclamationen eines ſogenannten 
Landesunabhängigkeitsausſchuſſes im Namen des Gouverneurs Ludwig 
Koſſuth angeſchlagen fanden. 

In Siebenbürgen dagegen war Schmerling ſeit Anfang 1862 
ruhig, feſt, ſtetig und deshalb auch erfolgreich auf ein klar erkanntes 
Ziel losgegangen. Am 3. Februar 1862 war in Hermannſtadt die 
ſächſiſche Nationsuniverſität, d. h. der Provinziallandtag der Sachſen, 
zuſammengetreten. Feierlich hatte die Hauptſtadt des Sachſenlandes den 
Gedenktag der Februarverfaſſung begangen, und die Nationsuniverſität 
am 29. März in einer Adreſſe an den Kaiſer ſich für die Annahme des 
Octoberdiploms wie der Februarpatente ausgeſprochen. Beibehaltung des 
ſiebenbürger Landtags für alle nicht zu den gemeinſamen Reichsange— 
legenheiten zählenden Fragen; vollſte Municipalautonomie; Gleichſtel— 
lung der Rumänen mit Sachſen, Szeklern und Magyaren; gründliche 
Neugeſtaltung der Landtagszuſammenſetzung, da die Anerkennung der 
Rumänen das bisherige Staatsrecht des Großfürſtenthums radical 
umgeſtalte: das waren die Petita des Schriftſtücks, an deſſen Schluſſe 
die Verſammlung verſprach, „redlich an der Befeſtigung des öſter— 
reichiſchen Geſammtſtaats nach Kräften mitzuhelfen“. Mitte Januar 
1863 abermals einberufen, ſprach die Nationsuniverſität unter ihrem 
Comes Conrad Schmid ſich zum zweiten mal am 2. Februar für 
Reichseinheit und Reichsverfaſſung aus. Nunmehr konnte man einen 
Schritt weiter gehen: am 20. April trat ein Rumänencongreß in Her- 
mannſtadt zuſammen, der eine Deputation unter dem Biſchof Saguna 
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an Se. Majeſtät abordnete. Am 11. Mai in der wiener Hofburg 
empfangen, übergab dieſe Deputation eine Adreſſe, die gleichfalls 
Detoberdiplom und Februarpatent dankend annahm. Am 13. Mai 
erſchien eine Amneſtie für Siebenbürgen, welche den zahlreichen poli— 
tiſchen Verurtheilten aus den Jahren 1851—53 (ſ. I, Nachtrag) durch 
Nachſicht der Rechtsfolgen das Wahlrecht zurückgab, und das Reſcript 
vom 15. Juni ordnete endgültig alle auf die Wahlen zum Land— 
tage bezüglichen Fragen. Dieſes Document beſagte, daß das jüngſte 
ſtaatsrechtliche Actenſtück über die Zuſammenſetzung des Landtags, der 
11. Geſetzartikel Leopold's II. von 1791, nicht mehr anwendbar ſei, 
weil dadurch der größte Theil aller Einwohner von dem Wahlrecht 
ausgeſchloſſen wäre — alle Rumänen z. B. ſchon ihrer griechiſchen 
Religion wegen, während jeder magyariſche und ſzekleriſche Bettler 
oder Schweinehirt ſchon als geborener Edelmann ſämmtliche politiſche 
Rechte beſitzt; es kommen aber reichlich 1,200000 Rumänen auf noch 
nicht halb jo viel Inſaſſen ungariſcher Abkunft. Ebenſo wenig könne 
der Kaiſer bei den gänzlich veränderten Zeitverhältniffen das Leopol— 
diniſche Diplom von 1691 mit ſeinen vielfach unausführbaren Be— 
ſtimmungen — aus der Zeit, da das Großfürſtenthum unter Leo— 
pold I. an das Haus Habsburg gelangte — dem Herkommen gemäß 
beſchwören. „Hierzu kommt noch, daß Wir, in Erwägung, wie, an— 
geſichts der Concentrirung der Staatsgewalt in allen Ländern Euro— 
pas, bei den höchſten Aufgaben die gemeinſame Behandlung für die 
Machtſtellung der Monarchie ein Gebot unabweislicher Nothwendigkeit 
geworden iſt, die Anſprüche der einzelnen Länder mit dieſem Gebote 
politiſcher Nothwendigkeit ausgleichend, das hochwichtige Recht der 
Theilnahme an der Geſetzgebung in den gemeinſchaftlichen Angelegen— 
heiten auf die Geſammtheit der Völker und Länder Unſers Reichs 
übertragen haben.“ Wenn es aber auch „mit der Gerechtigkeit und 
dem Gewiſſen unvereinbarlich“ erſcheine, „etwas thatſächlich unmöglich 
Gewordenes“ zu beſchwören, ſo werde Se. Majeſtät nach befriedigen— 
der Umänderung aller dieſer Verhältniſſe gern bereit ſein, ein feier— 
liches Diplom auszuſtellen, das auch Allerhöchſtihre Nachfolger vor 
Ablegung des Homagiums jedesmal zu beſtätigen haben würden“. Noch 
kamen zwei andere Punkte von äußerſter Wichtigkeit für die Wahl- 
ordnung in Betracht. Nach der alten Landesverfaſſung hatte die 
Krone das Recht, ſich ſelbſt Abgeordnete „ex potiore nobilitate“ — 
aus dem höhern, d. h. magyariſchen Adel — und noch dazu in be— 
liebiger Zahl, ſogenannte „Regaliſten“, zu ernennen. Dieſes wunder— 
Rogge, Oeſterreich. II. 14. 
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liche Privilegium wurde mindeſtens auf die Ziffer von 40 beſchränkt. 
Sodann war es, wenn nun einmal die alte ſtändiſche Gliederung mit 
dem modernen Syſtem des Wahlcenſus vermiſcht ward, entſcheidend, 
ob man in die 8 Gulden directer Steuern, auf welche der letztere 
bemeſſen war, die 2 Gulden Kopfſteuer, die nur von den Rumänen 
entrichtet wurden, inbegriff oder nicht: denn danach ergab ſich, ob das 
dieſen in der Theorie zugeſtandene Wahlrecht nicht doch wieder in der 
Praxis annullirt ward. Wie gegen die Beſchränkung der Regaliſtenzahl 
hatten die ungariſchen Räthe des Guberniums in Klauſenburg ſich 
natürlich auch gegen die Einbeziehung der Kopfſteuer in den Cenſus 
aufs heftigſte geſträubt. Mit einer Naivetät ohnegleichen hatten ſie 
die Ernennung von 134 Magyaren, neben 29 Rumänen und 19 Sach— 
ſen, zu Regaliſten verlangt; hatten mit Argumenten, die ſich im Munde 
ſo hieb- und ſtichfeſter Demokraten ſonderbar ausnahmen, die Folgen 
grau in grau gemalt, wenn man die Zahl der Wähler von 15000 
auf 160000 in die Höhe ſchnellen werde. Natürlich waren alle dieſe 
Einwürfe bei dem neuen Wahlgeſetz unberückſichtigt geblieben, ſodaß 
der moderne ſiebenbürgiſche Landtag dem Weſen nach aus Kopfzahl— 
wahlen hervorging und neben 40 Regaliſten das Dreifache von Volks— 
vertretern enthielt: in dem letzten 48er Landtage waren auf mehr als 


300 Deputirte nur 90 erwählte Abgeordnete gekommen! Selbſtver— 


ſtändlich war der magyariſchen Hegemonie mit dieſer radicalen, aber 
relativ vernünftigen Umgeſtaltung der Dinge wenig gedient. Der alte 


ſiebenbürgiſche Landtag mit feinen drei ſtändiſchen Nationen, Ungarn, 


Szeklern und Sachſen, mit feinen neun Zehnteln von Repräſentanten 
des Adels und des Beamtenthums — denn auch das klauſenburger 
Gubernium mit allen feinen, natürlich faſt nur magyariſchen Räthen 


war im Beſitze von Virilſtimmen im Ständeſaale — enthielt auf 


300—350 Mitglieder durchſchnittlich 22 Sachſen und, im Jahre 1848 


z. B., 3 Rumänen, die einzigen Vertreter von 1,200000 Seelen ihres 


Stammes, dazu noch Regaliſten, die vom Gubernium ernannt, alſo 
magyariſirt waren. Ein ſolches Zerrbild von Repräſentanz war denn 
freilich eine feſte Zwingburg für die Erhaltung aller magyariſchen Ge— 
rechtſame auf die alleinige Beſetzung der Landes- und Municipalämter 
ſowie auf die geſammte Legislation. Solange die Wiederherſtellung 
des Unionsgeſetzes von 1848, das Siebenbürgen einfach Ungarn ein— 
verleibte, nicht zu erlangen war, mochte der magyariſche Chauvinis— 
mus ſich immerhin ſchon mit der Reſtauration des Leopoldiniſchen 
Diploms begnügen. 


e 


Die Rumänen. 


Wie die Sachſen den Blick nach Wien gerichtet hielten, ſo ſchau— 
ten die Magyaren nach Peſt und ſchielten die Rumänen nach Buka— 
reſt, ſich in Zukunftsträumen eines dakorumäniſchen Reichs ergehend. 
Unbedingt Schmerling ergeben und ganz der Mann der Situation war 
der Sachſengraf Konrad Schmidt, der ſeit dem Sturze des Centralis— 
mus von den ungariſchen Machthabern beſtverleumdete und beſtgehaßte 


Sachſe. Von ihm rührte in der Adreſſe der Unionsuniverſität die 


Klage her, wie der Bach'ſche Abſolutismus das Kaiſerwort zu Schan— 
den gemacht, daß der Sachſenboden zu einem eigenen Kronlande er— 
hoben und als ſolches im wiener Reichstage vertreten ſein ſolle: „Wir 
waren um eine Hoffnung ärmer, um eine Täuſchung reicher gewor— 
den.“ Als am 20. October 1863 die 20 Siebenbürger im Abgeord— 
netenhauſe ihre Sitze einnahmen, da ließ Schmidt's Begrüßungsrede 
ſich in die trockenen Worte reſumiren: „Nun ſind wir hier, jetzt gebt 
uns ſchnell eine Eiſenbahn, die uns mit Wien verbindet, damit wir 
aufhören, ein verlorener Poſten zu ſein.“ Das zeigte wahrlich von 
einer geſündern Auffaſſung der Sachlage, als das Naſenrümpfen der 
deutſchen Liberalen, die über rohen Egoismus und Materialismus die 
Achſeln zuckten, ſich jedoch durch alle doctrinäre Schwärmerei für frei— 
heitliche Ideale nicht abhalten ließen, die Bewilligung von Bahn— 
conceſſionen genau ihrem Bedürfniß nach Verwaltungsraths-Sinecuren 
anzupaſſen. Die beiden andern Stämme ließen ſich durch ehrgeizige 
und verſchlagene Pfaffen leiten, eventuell nasführen. An der Spitze 
der Rumänen ſtand der griechiſch-orthodoxe Biſchof Baron Saguna, 
ein Prälat von kluger Umſicht und großer Verſchlagenheit, der ſich 
mächtig emporzuſchwingen wußte, indem er ſeine Landsleute zu an— 
geſtrengter nationaler Thätigkeit anzuſpornen, dieſe im kirchlichen 
Gleiſe zu erhalten und ſo für ſeine Privatzwecke auszunutzen verſtand. 
Die Unterſtützung Schmerling's trug ihm ſofort einen Sitz im Herren— 
hauſe, namentlich aber zu Neujahr 1865 die kaiſerliche Ernennung 
zum Erzbiſchof-Metropolitan der griechiſch-orientaliſchen Kirche des 
rumäniſchen Stammes ein, die bisher zuſammen mit der orthodoxen 
Kirche des ſerbiſchen Stammes Einen Organismus unter dem Pa⸗ 
triarchen von Karlowitz gebildet. Kaum hatte der geriebene Kirchen— 
fürſt ſeinen Lohn in der Taſche, ſo ließ er Verfaſſung Verfaſſung 
ſein und dachte nicht daran, ſich in deren Intereſſe mit den ungari— 
ſchen Machthabern, als ſie ans Ruder gekommen, zu überwerfen. 
Als Beleredi und Eſterhazy ihren Staatsſtreich im Spätſommer 1865 
machten und man Saguna aufforderte, für die Rechte des Reichs und 
14 * 
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ſeines eigenen Volks einzutreten, da hatte er nichts vorräthig, als 
einen larmoyanten Hirtenbrief mit dem pathetiſchen Schluſſe: „Flere 
possum, juvare non — weinen kann ich, helfen nicht!“ Ja, auch 
ſchon in der Kriſis, die nach dem Octoberdiplom in dem Großfürſten— 
thum eintrat, hütete der ſchlaue Saguna ſich ſehr, ſich den magyari— 
ſchen Uebergriffen gegenüber allzu ſtark zu compromittiren. Das über— 
ließ er ſeinem Confrater, dem griechiſch-katholiſchen Erzbiſchof Conte 
Sterka⸗Siulutiu, denn ein großer Theil der fiebenbürger Rumänen ges 
hört der unirten Confeſſion an — er wollte erſt einmal ſehen, wie 
der Haſe lief. Sterka-Siulutiu, jetzt als Erzbiſchof de facto Mitglied 
des Herrenhauſes, erließ ſchon damals an die ſiebenbürgiſche Hof— 
kanzlei eine Repräſentation, worin es hieß: „Leider muß ich infolge 
bitterer Erfahrung geſtehen, daß jene ſüße Hoffnung, welche meine 
Nation bisjetzt in ihrem Herzen genährt hatte — es werde ihr näm— 
lich gelingen, ſich mit der edeln magyariſchen Nation zu verſtändigen 
und dauerhaft zu verbrüdern, und dadurch das gegenſeitige Vertrauen 
unter den Schweſternationen unſers theuern Vaterlandes zurückkehren — 
zuſehends ſchwindet. Die großen Beamtenſtellen werden nur den Un— 
garn, kleine wie aus Gnade den Rumänen verliehen; die rumäniſchen 
Wähler werden unter allerhand Vorwänden von der Ausübung ihres 
Wahlrechts fern gehalten; die ungariſche Sprache wird dergeſtalt be— 
vorzugt, daß ſie beiſpielsweiſe in dem zarander Comitat, wo unter 
26000 Rumänen 300 Ungarn wohnen, Amtsſprache geworden; ja, 
es wird ſogar den rumäniſchen Gemeinden und deren Geiſtlichen zu— 
gemuthet, zur Unterſtützung der ehemaligen Honveds beizutragen, die 
1848 Tauſende von Rumänen ermordet und die Dörfer und Kirchen 
derſelben eingeäſchert haben.“ Führer der magyariſchen Oppoſition 
war der katholiſche Landesbiſchof Dr. Ludwig Haynald, der ſich ſelbſt 
inmitten ſeiner durch Schlangenklugheit ausgezeichneten Kaſte noch mit 
vollem Rechte den Namen des „Diplomaten unter den Biſchöfen“ 
verdient. In tiefem Frieden hatten in dem Großfürſtenthum je eine 
Viertelmillion Reformirte, Lutheraner und Römiſch-Katholiſche, 600000 
Bekenner der griechiſch-katholiſchen, 700000 Anhänger der griechiſch— 
orthodoxen Confeſſion und 50000 Unitarier nebeneinander gelebt, bis 
dieſer Fanatiker des trockenen Herzens mit dem ſcharfen Geſchäftsſinn 
ſein Amt antrat. Die Bigoterie war Haynald nur das Mittel Car- 
riere zu machen. Alsbald hörte man von Uebertritten zur katho— 
liſchen Religion; ja, unerhört, die Hälfte der Bewohner eines ſäch— 
ſiſchen Dorfs bei Hermannſtadt wechſelte den Glauben. Jeſuitenmiſ— 
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ſionen mit dem Pater Klinkowſtröm an der Spitze kamen in das Land, 
wo man ſeit hundert Jahren nichts mehr von ihnen gehört; und ent— 
gegen den Landesgeſetzen, die bei Miſchehen die Erziehung der Söhne 
in der Religion des Vaters, die Erziehung der Töchter in dem Glau— 
ben der Mutter anordnen, ſtand bald das Unweſen mit den Reverſen 
in vollſter Blüte. Wie das Bach'ſche Miniſterium den Biſchof bei ſei— 
nem Verſuche, dem „veralteten ſchismatiſchen Kirchenthum“ eine Ende 
zu machen, unterſtützte, zeigt ein Schreiben des Grafen Leo Thun 
ſelbſt aus dem Jahre 1856, worin es heißt: „Es läßt ſich nicht ver— 
kennen, daß die Intereſſen der kaiſerlichen Regierung mit der Befeſti— 
gung und Verbreitung der katholiſchen Wahrheit wie überall, ſo auch 
in den öſtlichen Grenzländern des Reichs aufs innigſte verknüpft ſind, 
und es daher auch ein politiſches Bedürfniß iſt, daß die Regierung 
ſich das Vertrauen der fatholifchen Biſchöfe zu wahren habe und das 
kirchliche Wirken derſelben, unbeſchadet der Gerechtigkeit gegen alle 
Unterthanen Sr. Majeſtät (11), was immer für einem Bekenntniſſe 
ſie angehören mögen, auch durch den moraliſchen Einfluß ihres Ver— 
trauens unterſtütze.“ *) So ſtieg denn Haynald als eifriger Concor— 
datsbefliſſener in der Gunſt des Hofs eine Staffel nach der andern 
empor: er ward k. k. Geheimrath und damit Excellenz, und wurde als 
Regaliſt in den ſiebenbürger Landtag berufen. Der Mann pflügte zu 
jeder Zeit mit zwei Kälbern, und ſpannte das eine nie aus, ehe er 
das andere feſt in der Hand hatte. Den Tag ehe er ſich mit einem 
heftigen Proteſt an die Spitze der ungariſchen Seeeſſioniſten ſtellte, 
verlas er in Perſon eine ſolenne Meſſe zur Eröffnung des Landtags. 
Ganz ebenſo opponirte Haynald ſieben Jahre ſpäter auf dem Vati 
caniſchen Concil dem Unfehlbarkeitsdogma, weil die Lorbern Stroß— 
mayr's ihn nicht ſchlafen ließen, um dann ein Jahr darauf, als er 
ſah, daß die Agitation gegen das Concil im Sande verlief und das 
Miniſterium Andraſſy keine Courage hatte, den klerikalen Prätenſionen 
entgegenzutreten, feierlich vor dem geſammten Klerus feiner Diöcefe 
zu erklären, daß er alle Irrthümer aus ſeinem Herzen geriſſen und 
ſich unterworfen habe. Keine Kunſt der Reclame iſt dieſem Manne 
fremd, und keine verſchmäht er; ſelbſt die Charlatanerie des Quack— 
ſalbers auf Jahrmärkten nicht ausgenommen. So las er vom 17. 
bis 19. Auguſt 1872 auf einer Reiſe die Meſſe im kölner Dom und 
) S. den ſchon erwähnten Aufſatz „Siebenbürgen und ſein Landtag“ in 
„Unſere Zeit“, Juli 1865, S. 497. 
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ſicherte ſich ein ausverkauftes Haus für ſeine Gaſtrollen dadurch, daß 
er einen „erzbiſchöflichen Huſaren“ mit ſich ſchleppte, den er als Mi— 
niſtranten fungiren ließ. Die Kölner, Männlein und Weiblein, dräng- 
ten ſich in hellen Haufen herbei, um den Miniſtranten „in der reichen 
Kleidung der ungariſchen Huſaren“ zu ſehen! 

Am 16. Juli 1863 wurde nun endlich der Landtag in Hermann— 
ſtadt eröffnet“); aber ein Drittel der Landtagsmitglieder, 51 unga— 
riſche Repräſentanten unter Haynald's, Kemenyi's und Miko's Füh— 
rung, erſchienen nicht, ſondern erklärten in einem Proteſt, daß ſie die 
Mandate nur deshalb angenommen, um ſie nicht auszuführen: „Wir 
würden gegen die Geſetze unſers Vaterlandes ſündigen, wenn wir in 
einem Landtage unſere Sitze einnähmen, der mit weſentlicher Ver— 
letzung unſerer Verfaſſung zu Stande gekommen iſt.“ Die Her- 
ren erklärten zugleich, dem Kaiſer eine Denkſchrift übergeben zu wollen; 
doch konnten ſie ſich die Reiſe nach Wien ſparen, da, wie der Donner 
dem Blitze folgt, gleich auf die telegraphiſche Mittheilung des Pro— 
teſtes in der gleichen Weiſe auch aus der Hauptſtadt die Enthebung 
Haynald's von ſeiner Berufung zum Regaliſten in Hermannſtadt ein— 
traf. Ein Reſcript vom 5. Auguſt ſchrieb Neuwahlen für die Aus— 
tretenden aus, deren „negative Haltung“ der Kaiſer „mit um ſo grö— 
ßerm Bedauern und Misfallen bemerkt habe, als ſie, wenn ihre po— 
litiſche Ueberzeugung ihnen die Theilnahme verbot, kein Mandat hät— 
ten annehmen ſollen“. Sollten ſie von neuem gewählt werden, ſo 
erwarte man von ihrer Loyalität, daß fie das Mandat fogleich ab— 
lehnen, falls ſie der Berufung wiederum nicht Folge leiſten wollen. 
Dieſe Hoffnung bewährte ſich nicht, obſchon eine kaiſerliche Entſchlie— 
ßung vom 20. Auguſt die Collectiveingabe der Seceſſioniſten weder 
in materieller noch in formeller Beziehung geeignet zu weitern Ver— 
handlungen erkannte, weil die Unterzeichner nach Niederlegung ihres 
Mandats als bloße einzelne Privatperſonen nicht die entfernteſte Be— 
rechtigung hätten, ihre individuelle Anſicht bezüglich vermeintlicher 
ſtaatsrechtlicher Anſprüche Siebenbürgens oder einzelner Stämme zu 
officieller Geltung zu bringen. Es wurden dieſelben Perſonen mit 
genau dem gleichen Miserfolge erwählt. Auch daß Haynald ſpäter 
ſeiner Geheimrathswürde entkleidet, daß er ad audiendum verbum- 
nach Wien berufen und zur Niederlegung ſeiner biſchöflichen Würde 

*) Ueber die Verhandlungen vgl. „Der ſiebenbürger Landtag“, nach den 
ſtenographiſchen Protokollen (Hermannſtadt 1863). 


4 


2. 
* 


{ . Die Siebenbürgen im Reichsrathe. 215 
genöthigt ward, hatte nur die Eine Wirkung, daß nunmehr das Bis— 
thum an den fügſamen Domherrn von Großwardein Fogaraſſi ver— 
geben werden konnte, der eine Berufung als Regaliſt in den Landtag 
und darauf in das Herrenhaus gehorſam acceptirte. Am 21. Auguſt 
erklärte der Landtag in einer Adreſſe an den Kaiſer das 48er Geſetz, 
das die Union des Großfürſtenthums mit Ungarn angeordnet, für 
ungeſetzlich und hinfällig. Zehn Tage ſpäter nahm er die Vorlage 
über die nationale und religiöſe Gleichberechtigung der Rumänen mit 
den Magyaren, Szeklern und Sachſen an: wie der techniſche Aus— 
druck lautet, es wurde die griechiſch-unirte ſowie die griechiſch-katholiſche 
Religion neben den vier bereits recipirten Glaubensbekenntniſſen der 
Römiſch-Katholiſchen, Unitarier, Lutheraner und Reformirten, ſowie 
die rumäniſche Nation neben den drei andern Stämmen „inarticulirt“. 
Das war eben der Nachtheil der alten ſtändiſchen im Vegleiche mit 
der modernen parlamentariſchen Verfaſſung von 1848, daß auf ihrem 
Boden ſelbſt die einfachen Menſchenrechte der nationalen und confeſ— 
ſionellen Gleichſtellung nur in Form der Privilegienverbriefung ins 
Leben gerufen werden konnten. Noch ward am 24. September ein 
Geſetz votirt, das im amtlichen und communalen Verkehre die deut— 
ſche, magyariſche und rumäniſche Sprache als durchaus gleichberechtigt 
hinſtellte. Endlich wurden am 30. September Octoberdiplom und 
Februarpatent in das Geſetzbuch des Großfürſtenthums aufgenommen 
und am 9. October die Wahlen in den Reichsrath vollzogen, die auf 
10 Sachſen, 13 Rumänen und 3 Magyaren fielen. Am 14. October 
ward der Landtag prorogirt, und am 20. legten die zehn Abgeordneten 
Siebenbürgens im Unterhauſe zu Wien den Eid auf die Verfaſſung ab. 

Die Kammer hatte gleich nach ihrer Wiedereröffnung ein kleines 
Rencontre mit der Regierung gehabt, die den Deputirten Roganski 
während der Seſſionspauſe wegen ſeiner Umtriebe in Galizien, in 
Verbindung mit der Inſurrection in Congreßpolen, hatte verhaften 
laſſen. Da das Haus auf ſeinem klaren Rechte kraft des Immunitäts— 
geſetzes beſtand, obſchon Miniſter Hein den ſchlauen Streich beging, 
ſich im Laufe der Sitzung, in der am 17. September die hitzige Dis— 
cuſſion ſtattfand, vom lemberger Oberlandesgerichte telegraphiren zu 
laſſen, es handle ſich nicht, wie das Tribunal anfänglich angenom— 
men, um ein geringes Verbrechen, ſondern um qualifieirten Hochver— 
rath, wurde der Inquiſit ſeiner Haft auf der Stelle entlaſſen. Da 
der Finanzminiſter am 15. October mit der Forderung einer Anleihe 
von 96 Millionen vor das Haus trat, durfte man es nicht muthwillig 
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verſtimmen. Die Regierung brauchte 33½ Millionen zur Deckung 
des Gebarungsdeficits und verlangte ferner 30 Millionen zur Linde— 
rung des furchtbaren Nothſtandes, den Ueberſchwemmung und Mis— 
ernte in Ungarn hervorgerufen; 12 Millionen zur Einziehung der 
Papierfetzen zu 10 Kreuzer (2 Silbergroſchen), die man Münzſcheine 
nannte, und 20 Millionen zur Reducirung der umlaufenden Salinen— 
ſcheine, eines Steueranticipationspapiers, das auf die Staatsſalzberg— 
werke fundirt iſt. Obſchon man den Finanzausſchuß dadurch zu kö— 
dern ſuchte, daß der ungariſche Hofkanzler demſelben erklären ließ: 
„er betrachte ſich in Bezug auf das Anlehn zur Linderung des un— 
gariſchen Nothſtandes Sr. Majeſtät und dem Reichsrathe für den 
Vollzug dieſes Geſetzes in jener Art verantwortlich, wie das durch 
das von Sr. Majeſtät ſanctionirte Princip der Miniſterverantwort— 
lichkeit erforderlich werde“, beantragte das Comité doch nur 20 Mil— 
lionen zu bewilligen. Nach dieſer Reduction votirte das Haus am 
7. November einſtimmig und ohne Discuffion vorläufig blos ein An— 
lehn von 69 Millionen. Da gleich darauf die kriegeriſche Wendung 
der Herzogthümerfrage neue Creditforderungen hervorrief, hatten eben 
dieſe finanziellen Feſtſtellungen nur die Eine praktiſche Bedeutung, 
durch Reibungen und Häkeleien die Kluft zwiſchen dem Staatsminiſter 
und der Verfaſſungspartei immer mehr zu erweitern. Andere Zwi— 
ſchenfälle trugen dazu ohnedies reichlich das Ihre bei. Am 28. Octo— 
ber reſolutionirte das Haus, die pachtweiſe Ueberlaſſung der Straf— 
anſtalten an weibliche geiſtliche Orden ſei zweckwidrig; es ſeien daher 
die beſtehenden Verträge dieſer Art aufzulöſen und neue nicht abzu— 
ſchließen — allein das Miniſterium widerſprach, da es ſich bewußt 
war, mit ſolchen Anträgen bei Hofe ausgelacht zu werden. Sehr 
gereizt war am 17. November die Discuſſion über die Zuſtände Ga— 
liziens. Das Doppelſpiel und ſchließlich die Polizeimaßregeln des 
Cabinets wurden heftig angegriffen; Polizeiminiſter Meeserey aber, 
für den Schmerling ebenſo energiſch eintrat, wie er in der Rogawski— 
Debatte Hein augenſcheinlich im Stiche gelaſſen hatte, erklärte ziemlich 
ſchroff und derb, daß es bei ſeinen Anordnungen ſein Bewenden habe 
und daß dies Executivangelegenheiten ſeien, in die das Parlament nichts 
dreinzureden habe. So wurde denn am 2. December das Marinebudget 
nur nach Streichung der für den Bau von Panzerfregatten begehrten 
Summe mit faſt 10 Millionen, und am 11. das Militärbudget mit 
123 ſtatt der geforderten 145 Millionen (immer für 14 Monate, vom 
J. November 1863 bis 31. December 1864) votirt. Dagegen ward 
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Plener's Vorlage wegen Einführung einer Kopf- und Klaſſenſteuer 
am 17. December abgelehnt und am 31. Januar 1864 nur ein vom 
Finanzausſchuß ausgearbeitetes Luxusſteuergeſetz mit 67 gegen 54 Stim— 
men angenommen. Wo indeſſen, wie in derſelben Sitzung, Schmer— 
ling perſönlich in den Vordergrund trat, indem er die volle Bewilli— 
gung der für den Preßfonds angeſetzten 525000 Gulden für eine 
Vertrauensfrage erklärte, da ſiegte er auch mit großer Majorität. 
Die ärgſten Misklänge aber riefen am Schluſſe der Seſſion die 
ſchleswig-holſteiniſche Politik der Regierung und die daran ſich knüpfen— 
den Geldforderungen hervor. Das Miniſterium hatte am 11. Jauuar 
1864 für Ausführung der Bundesexecution in Holſtein einen Credit 
von 10 Millionen gefordert, was bereits vier Tage ſpäter Rechbauer 
zu einer fulminanten Anklage der undeutſchen Politik Oeſterreichs Anlaß 
gegeben, weil daſſelbe Bismarck geholfen habe, den Deutſchen Bund 
zu minoriſiren. Wirklich beantragte der Finanzausſchuß nur 5½ Mil: 
lionen als Matricularbeitrag zu gewähren — und das mit dem Zuſatze, 
„es dürfe dieſer Betrag zu keinem andern Zwecke verwendet werden“. 
Auch nahm der Ausſchuß mit 18 gegen 16 Stimmen die Reſolution 
Herbſt's an: „Das Haus könne das Vorgehen der kaiſerlichen Regie— 
rung bezüglich der Occupation Schleswigs als dem wahren Intereſſe 
Oeſterreichs entſprechend und den Frieden ſichernd nicht anerkennen, 
lehne daher jede Verantwortung für die Folgen dieſes Schrittes ab.“ 
Nach viertägiger Debatte wurde zwar der Ausſchußantrag am 1. Februar 
angenommen; die Reſolution ſelbſt jedoch, gegen die außer Rechberg 
auch Schmerling perſönlich in die Arena eingetreten war, mit 103 
gegen 59 Stimmen verworfen. Noch war der Staatsminiſter ent— 
ſchieden der Stärkere; aber die Partei, die ihn bisher getragen, zer— 
ſetzte ſich zuſehends: wie früher die föderaliſtiſche Oppoſition der Rech— 
ten, ſo ward ihm jetzt die liberale der Linken gefährlich — was ihm 
die Mehrheit ſicherte, war eine unnatürliche Coalition der ihn doch 
eigentlich tödlich haſſenden Föderal-Klerikalen, die ſich durch ſolche Ab— 
ſtimmungen in militäriſchen, finanziellen und auswärtigen Fragen nur 
bei Hofe einen Stein ins Bret ſetzen wollten, mit allen ariſtokrati— 
ſchen und ſonſt unbedingt miniſteriellen Elementen. Am 12. Februar 
wurden infolge dieſer neuen Anſprüche — auch 4 Millionen Nach— 
tragsforderungen für Kriegsentſchädigung von 1859 hatte Franck an— 
gemeldet — weitere 40 Millionen Anlehen zugeſtanden, ſodaß im gan— 
zen 109 Millionen, d. h. wiederum der volle Betrag des Defieits im 
Budget für 1864 (652 Millionen Ausgaben bei 543 Millionen Ein— 
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nahmen), durch den Appell an den Credit gedeckt werden ſollten. Am 
15. Februar ſchloß der Kaiſer die Seſſion unter dem frohen Eindrucke, 
den die Waffenſiege in Schleswig hervorriefen und der denn auch der 
übrigens geſchäftlich trockenen Thronrede zum Schluß einigen Schwung 
verlieh: „Oeſterreich habe gezeigt, daß es in der verjüngten Geſtalt den 
alten guten Geiſt bewahrt und in die neuen freiheitlichen Bahnen 
das Erbtheil ſeiner Kraft und ſeines Ruhmes mitgenommen.“ 

Das Glück, die Cirkel ſeiner innern Politik durch keinerlei Wellen— 
ſchlag von außen her geſtört zu ſehen, blieb Schmerling während der 
zweiten Hälfte ſeiner Amtirung nicht ſo treu, wie in der erſten Pe— 
riode. Am 21. Januar 1863 war in Warſchau die Inſurrection 
ausgebrochen, die natürlich die beiden andern Theilungsmächte ſofort 
ins Mitleid ziehen mußte. Während aber Bismarck am 8. Februar 
mit Rußland die Militärconvention zu gemeinſamer Unterdrückung des 

Aufſtandes abſchloß und in Poſen Truppen concentrirte, begann Oeſter— 
reich in Galizien ſein altes Doppelſpiel, das Metternich ſelbſt 1831 
zur Zeit der polniſchen Revolution getrieben und das 1846 zu einem 
vollſtändigen Syſtem ausgebildet worden war. Die wiener Regierung 
kokettirte mit den Polen, weil ſie an ihnen die beſte Wacht im Oſten 
gegen Rußland fand, und verließ ſich auf die tiefwurzelnde Wuth der 
Ruthenen, ja auch der polniſchen Bauern, um den polniſchen „Herren“ 
das Handwerk zu legen, ſobald daſſelbe für Oeſterreich bedenklich ward. 
Dieſe zweideutige Politik war jetzt ein um ſo bequemeres, freilich auch 
um ſo zweiſchneidigeres Auskunftsmittel, als in der gegenwärtigen con— 
ſtitutionellen Zeit natürlich alle Stämme des Reichs offen mit den 
Polen ſympathiſirten; wenigſtens hatte keiner die Courage, ſich im 
entgegengeſetzten Sinne zu erklären, mit Ausnahme der Czechen, welche 
die Vorhut Rußlands an der Moldau bilden, und in deren Namen 
Rieger und Palacky Anfang Juni für den Zaren gegen die Inſurgen— 
ten Partei ergriffen. Dazu kam das Motiv, daß in der Perſon der 
Polen auch die „heilige“ katholiſche Kirche von Rußland verfolgt 
ward: ein Blick auf die officiöſen Federn und ihre Inſpiratoren im 
Preßbureau lehrt, daß unter dem Einfluſſe der fremden Conver— 
titen in dem auswärtigen Amte am Ballplatze, der Biegeleben und 
Gagern, in ultramontauer Tendenzmacherei bei dieſer Gelegenheit gar 
vielfach weit über die Abſichten Rechberg's hinausgegangen ward. Im 
großen und ganzen aber kann man ohne Uebertreibung ſagen, daß 
nicht nur die Localbehörden in Galizien, ſondern auch die Central— 
organe in Wien bezüglich des Aufſtandes beide Augen zudrückten und 
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den Polen in Galizien vollkommen freies Spiel ließen, ja hier und da 
wol gar die Hand boten, wenn es galt, ihre Landsleute im Königreiche mit 
Waffen, Munition und maſſenweiſen Zuzüglern zu unterſtützen. Will 
man Großes mit Kleinem vergleichen, ſo ſpielte Galizien genau die 
nämliche Rolle, wie 1869 Montenegro während des Boccheſenaufſtan— 
des: die geſchlagenen Inſurgenten flohen über die öſterreichiſche Grenze, 
an der die Verfolger Halt machen mußten, und brachen dann, geſtärkt, 
verproviantirt, durch Freiwillige rekrutirt, an einer andern Stelle wie— 
der hervor. Es mußte ſchon ein arg eclatanter Fall ſein, wenn die 
Regierung von dieſem laxen Verfahren abwich, wie im Frühjahr, als 
Fürſt Sapieha, der Sohn des Landesmarſchalls von Galizien, mit 
fliegenden Fahnen den Inſurgenten ein Hülfscorps aus Oeſterreich zu— 
führte. Hart an der Grenze ward die Schar bei Radziwilow zer— 
ſprengt, und nun allerdings wurde der junge Fürſt in Lemberg ge— 
fänglich eingezogen. Als Gegengewicht ward neuerdings die „Bauern— 
wacht“ ins Leben gerufen, eine Art Nationalgarde, die 1846 officiell 
anerkannt und im Strafgeſetzbuche mit demſelben Rechte die Waffen 
zu gebrauchen, wie die k. k. Truppen und Gensdarmen, ausgeſtattet 
worden war. *) Da Napoleon die polniſche Affaire benutzte, um die 
Allianz mit England und ſeinen eigenen verblaſſenden Nimbus Europa 
gegenüber wieder etwas aufzufriſchen, mußte dieſe Stellung Oeſterreich 
zu einer neuen Allianz mit den Weſtmächten und infolge deſſen zu 
einer diplomatiſchen Campagne führen, die jedoch erſt nach dem Ueber— 
tritte des Dictators Langiewicz begann, alſo eigentlich von vornherein 
Senf nach der Mahlzeit war. Am 19. März war Langiewicz mit 
ſeinem Adjutanten Fräulein Puſtowojtoff nach Galizien übergetreten 
und auf Befehl der wiener Regierung internirt worden, und am 
11. April ging die erſte Notenſerie der drei Mächte nach Petersburg 
ab. Zur Rechtfertigung ſeiner Einmiſchung berief ſich Rechberg dar— 
auf, daß „Galizien von ſo beklagenswerthen Ereigniſſen unmittelbar 
an ſeiner Grenze berührt werden müſſe und der kaiſerlichen Regierung 
auf ſolche Weiſe ernſte Verlegenheiten bereitet würden, deren Wieder— 
kehr zu verhüten für ſie von ganz beſonderm Werthe ſei“; Rußland 
möge daher ſeinen polniſchen Provinzen „die Bedingungen eines dauern— 
den Friedens gewähren“, da nach Zerſprengung der Langiewicz'ſchen 
Bande die Würde und militäriſche Ehre zur Genüge gewahrt ſeien. 


*) Die Bauernwache jener Zeit ſchildert Sacher-Maſoch in feiner Novelle 
„Der Don Juan von Kolomea“. 
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Fürſt Gortſchakoff erwiderte am 26. mit höflicher Ironie: „das wiener 
Cabinet möge nur nichts verabſäumen, um jenen gefährlichen Um— 
trieben Maßregeln entgegenzuſetzen, die ſeinen eigenen Intereſſen ebenſo 
wie den internationalen Beziehungen zu Rußland entſprächen“. Am 
18. Juni folgte die zweite Mahnung der drei Mächte, welche die, 
Polen zu gewährenden Conceſſionen in ſechs, ungefähr der Charte 
Alexander's I. parallel laufenden Punkten zuſammenfaßte. Darauf 
antwortete Gortſchakoff am 13. Juli mit dem Verſuche, Oeſterreich 
von den Weſtmächten zu trennen, indem er, den Waffenſtillſtand und 
die ihm vorgeſchlagene Erörterung der Frage zwiſchen den acht wiener 
Vertragsmächten rundweg ablehnend, ſich nicht unbedingt abgeneigt 
zeigte, Verhandlungen der drei Theilungsmächte zuzugeſtehen. Dieſen 
Schachzug parirte nun freilich Rechberg ganz richtig, indem er am 
19. Juli ſofort erwiderte, „das zwiſchen den drei Cabineten herge— 
ſtellte Einverſtändniß bilde ein Band, von dem Oeſterreich ſich nicht 
loslöſen könne, um mit Rußland abgeſondert zu unterhandeln“. Allein 
erzielt war damit gar nichts, da ſich immer deutlicher zeigte, wie die 
Kraft des Aufſtandes erloſchen war und Gortſchakoff nicht im ent— 
fernteſten daran dachte, ſich durch bloße Drohungen imponiren zu 
laſſen. Palmerſton's Entſchluß, auf keinen Fall über eine moraliſche 
Demonſtration hinauszugehen, ſtand um ſo feſter und trat um ſo 
klarer hervor, je deutlicher es ihm wurde, daß Napoleon's eigentliches 
Ziel nur war, einen Krieg am Rheine zu entzünden und dafür von 
vornherein Alliirte zu haben. Allein mit einem ſo unberechenbaren 
Geſellen wie Louis Napoleon ſich in das Abenteuer tiefer zu engagiren, 
konnte kein vernünftiger Menſch Oeſterreich rathen. Die Folge davon 
jedoch war, daß Gortſchakoff die dritte Notenſerie vom 12. Auguſt, 
worin ihm nur in dramatiſcher Weiſe „die ſchweren Folgen einer 
Verlängerung der polniſchen Wirren“ aufgebürdet wurden, einfach 
ohne Antwort ließ und in den Papierkorb warf. Das Ende vom 
Liede alſo war, daß Oeſterreich ſich nicht nur — nicht zu ſeinem be— 
ſondern Ruhme — an einer diplomatiſchen Campagne betheiligt, die 
völlig im Sande verlaufen: es mußte jetzt auch zuſehen, daß es in 
Galizien die Geiſter wieder los ward, die es heraufbeſchworen. Das 
war nun materiell gerade nicht ſo ſchwer; aber die Rückwirkung der 
militäriſchen Maßregeln, die dazu nothwendig waren, that allerdings 
das Ihre, die Situation nach innen immer finſterer zu geſtalten. 
Nachdem am 16. Februar 1864 Sapieha aus dem lemberger Gefäng— 
niß entwiſcht war, wo er die Unterſuchungshaft beſtand, ward am 
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24. der Belagerungszuſtand über Galizien verhängt und am 29. Februar 
die Siſtirung aller „Fremden“ — d. h. aller Flüchtlinge aus Congreß— 
polen — binnen 48 Stunden, die Entwaffnung des Landes binnen 
14 Tagen angeordnet. Das Doppelſpiel und ſein kläglicher Ausgang 
war ſicherlich nicht geeignet geweſen, Oeſterreichs Anſehen zu heben: 
man ſchrie in Petersburg ebenſo laut über Verrath wie in Lemberg. 
In der ganzen ungariſchen Reichshälfte und in Galizien Militär— 
gerichte; Venetien ein offenes Heerlager; die Czechen auf Kriegsfuß 
mit der Verfaſſung: ſchien dieſe nicht zu einer Conſtitution Inner— 
öſterreichs herabzuſinken? 

Hatte die polniſche Affaire Oeſterreichs Stellung zu Rußland 
ſelbſtverſtändlich um ein Bedeutendes verſchlimmert und die zu Preu— 
ßen mindeſtens nicht verbeſſert, ſo wiederholte ſich auch in der Be— 
ziehung die alte Conſtellation vom Schluſſe des Krimkriegs her, daß 
die intimere Berührung mit den Weſtmächten ebenfalls nur den Grund 
zu neuer Entfremdung gelegt. Großbritanniens Entſchluß, ſich auf 
continentale Händel nicht mehr einzulaſſen, ſchien jetzt beſiegelt; mit 
Frankreich hatte die Sache gar noch ein häßliches Nachſpiel. Als 
hätte die erlittene Niederlage ihm ſeine ganze Beſinnung geraubt, de— 
clamirte Napoleon in der Thronrede vom 5. November 1863 dem 
Corps legislatif vor: die Verträge von 1815 hätten aufgehört zu be— 
ſtehen, Rußland trete ſie in Warſchau mit Füßen; deshalb habe er 
die Fürſten zu einem Congreß nach Paris eingeladen, der als „ober— 
ſtes Schiedsgericht“ die neue Ordnung der Dinge conſtruiren ſolle — 
„eine Aufforderung, die alle hören werden“, fügte er drohend hinzu, „weil 
eine Weigerung geheime Plane vorausſetzen ließe, die das Tageslicht 
ſcheuen“. Wohl drückte die ſofortige Ablehnung dieſer naiven Idee, 
durch Errichtung eines Areopags in Paris Frankreich in demſelben 
Augenblicke, wo es mit dem Empire ſichtlich bergab ging, zum Hege— 
monen Europas zu erheben, von ſeiten Englands den projectirten 
Fürſtencongreß, zu dem bereits die Einladungen an alle Souveräne 
und Freien Städte Europas, einſchließlich der deutſchen Kleinſtaaten, 
ergangen waren, den Congreß der Fürſten zu einer bloßen Conferenz 
der auswärtigen Miniſter herab. Aber auch in dieſer beſcheidenen 
Metamorphoſe, die Drouin de Lhuys' Depeſche vom 8. December 
ankündigte, verpuffte der Einfall vollſtändig. In den Reihen der Ab— 
lehnenden brauchte Oeſterreich nicht beſonders hervorzutreten, aber 
eine gewiſſe Erkältung ließ doch auch Rechberg's Refus zurück; und 
dieſe war um ſo unangenehmer, in eine je unnatürlichere Verbindung 
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die unſelige mexicaniſche Geſchichte das Haus Habsburg mit der Politik 
der Bonaparte's brachte. Am 11. Juli 1863 hatte die von Marſchall 
Forey einberufene Notabelnverſammlung in der Hauptſtadt Mexico 
den Erzherzog Ferdinand Maximilian als Kaiſer proclamirt, und am 
3. October Se. kaiſerliche Hoheit der Deputation, die den Beſchluß 
überbrachte, in Miramar die Annahme zugeſagt, falls das ganze Land 
das Votum der Capitale beſtätige. Nicht ohne Reibungen im Schoſe 
der kaiſerlichen Familie ging die Ordnung des Thronfolgeverhältniſſes 
ab. Der Kaiſer ſelbſt reiſte am 9. April 1864 mit Rechberg, Schmer- 
ling, den drei Vicehofkanzlern, ſowie mehrern der höchſten Hofwür— 
denträger nach Miramar ab, um den Staatsact zu vollziehen, durch den 
Erzherzog Maximilian für ſich und feine Erben auf jede Kronanwart— 
ſchaft, Regentſchaft oder Vormundſchaft über einen unmündigen Thron— 
folger verzichten mußte. Am 14. April ſchiffte der Prinz ſich nach 
ſeiner neuen Heimat ein. Immer aber bildete der Act noch ein ge— 
wiſſes Bindeglied zwiſchen Frankreich und der wiener Hofburg, da 
Napoleon mittels der Convention, die er aus Angſt vor Amerika nach 
drei Jahren ſo ſchmählich brach, ſich zur militäriſchen Unterſtützung 
des jungen Kaiſerreichs anheiſchig machte und auch Franz Joſeph am 
6. Mai die Anwerbung von 6000 Freiwilligen für Mexico, ſowie am 
15. November die Bildung einer Trabantenleibgarde für ſeinen kaiſer— 
lichen Bruder geſtattete. Wie unheilvoll ſelbſt dieſe indirecte Verbin— 
dung für Oeſterreich und feine Dynaſtie war, hat Napoleon's hinter— 
liſtige Haltung während des deutſchen Kriegs und ein Jahr ſpäter die 
Tragödie des Cerro von Queretaro gezeigt. Zwiſchen beiden Mäch— 
ten ſtand die italieniſche, ſtand insbeſondere die ſpecifiſch römiſche 
Frage: das zeigte ſich aufs neue bei dem Abſchluſſe der September— 
convention, kraft deren Victor Emanuel ſeine Reſidenz nach Florenz 
verlegen mußte und Frankreich nach Ablauf zweier Jahre die Räu— 
mung Roms in Ausſicht ſtellte. In ſeiner Depeſche vom 12. October 
1864 an den Fürſten Metternich ſprach Rechberg ſein Bedauern darüber 
aus, daß man die päpſtliche Curie nicht vorher zu Rathe gezogen; in— 
deſſen biete Frankreichs Unterſchrift mindeſtens eine Garantie, was man 
von der Italiens „nach der Art und Weiſe wie ſeine Staatsmänner 
ſich über die feierlichſten Verträge hinwegſetzen“, nicht ſagen könne. 
Jedenfalls bleibe dem Papſte ſowie allen andern Mächten „die volle 
Freiheit ihrer Entſchließungen“ gewahrt: wie der Bapft bei jeder künf— 
tigen Bedrohung den Schutz der katholiſchen Staaten bean— 
ſpruchen könne, ſo hätten dieſe das unbedingte Recht, ihm denſelben 
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innerhalb der Grenzen der politifchen Opportunität und 
Convenienz zu gewähren. Noch klarer ſprach die Depeſche vom 
15. October an Bach in Rom: „Der Heilige Stuhl könne ſtets aller 
der Beihülfe gewärtig ſein, die Oeſterreich den Umſtänden nach 
zu leiſten vermöge; daß Pio Nono in dieſer Kriſe keins ſeiner 
Rechte preisgebe und die Integrität des Kirchenſtgats nicht 
antaſten laſſe, betrachte man in Wien als ſelbſtverſtändlich; das 
genüge, um allen Wechſelfällen Rechnung zu tragen, die ſich inner— 
halb der Friſt von zwei Jahren ereignen mögen.“ Auch hier war 
Oeſterreich im formellen Rechte; aber ſein Fluch war, daß dieſes ſein 
Recht ſtets ein himmelſchreiendes Unrecht an den Rechten der Völ— 
ker war. 

So begegnete ihm auch in jener andern Gruppe von Fragen, die 
mit ſeiner Stellung in Deutſchland zuſammenhängen, der Widerſinn, 
daß es auf ſeinem Schein beſtand, durch den es ſich bevollmächtigt 
glaubte, die Hegemonie in Deutſchland zu beanſpruchen, und ſich 
doch gleichzeitig in den beiden Lebensfragen der Nation, in der kur— 
heſſiſchen und ſchleswig-holſteiniſchen nur widerwillig von Preußen ins 
Schlepptau nehmen ließ — Böswilligen Anlaß gebend zu der Behaup— 
tung, nicht um die deutſche Sache zu fördern, ſondern um ſie zu hem— 
men, hänge Oeſterreich ſich als Bleigewicht an die norddeutſche Groß— 
macht. Natürlich war Preußen klug genug, mit dem nöthigen Säbel— 
geraſſel die Augen der Nation erſt recht auf ſich als auf den Befreier 
zu lenken. Erſt als Preußen im Mai 1862 erklärte, „nur noch ſeine 
eigenen Intereſſen zu Rathe ziehen und ſeine Action nicht mehr von 
dem Schwanken in Frankfurt abhängig machen zu wollen“; als Graf 
Bernſtorff einen Feldjäger nach Kaſſel abſchickte, den preußiſchen Ge— 
ſandten abberief und zwei Armeecorps in Minden mobiliſirte: da erſt 
decretirte der Bundestag am 24. Mai die Wiederherſtellung der Ver— 
faſſung von 1831; da erſt mahnte auch Oeſterreich den Kurfürſten, 
daß längere Verſchleppung unmöglich ſei. Und als der Kurfürſt im 
Herbſt einen neuen Rückfall hatte, die liberalen Miniſter entließ und 
die Stände vertagte, da war es wieder die preußiſche Drohnote vom 
24. November 1862, die ihn zur Annullirung aller dieſer reactionären 
Maßregeln zwang. Freilich war im letzten Augenblick auch Schmer— 
ling's Bruder, der General, nach Kaſſel gekommen, um zum Ein⸗ 
lenken zu rathen. Freilich lag es mit Händen greifbar vor, daß bei 
N der Politik Preußens einzig und allein das dynaſtiſche Intereſſe maß— 
5 gebend war. Aber nicht minder klar erſchien, daß — hätte dieſe 
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dynaſtiſche Politik der Hohenzollern nicht eben ihre Spitze gegen die 
Hegemonieplane Oeſterreichs gerichtet, das letztere kein Haar breit 
von feiner Haltung zu Anfang der funfziger Jahre abgewichen wäre. 
Selbſt jetzt drang in die Oeffentlichkeit, daß infolge des Vorgehens 
der preußiſchen Regierung eine bedeutende Erkältung zwiſchen Wien 
und Berlin eingetreten und der Geſandte König Wilhelm's, Baron 
Werther, im Auftrage Bismarck's am 4. December 1862 eine erregte 
Unterredung mit Rechberg gehabt. Kein Wunder alſo, daß Deutſch— 
land es Preußen ins Verdienſtconto ſchrieb, als am 30. Juni 1863 
mit der Sanctionirung des Finanzgeſetzes, das die Stände beſchloſſen, 
das dreizehnjährige budgetloſe Regiment ein Ende nahm, das ja Haſſen— 
pflug nur auf Oeſterreichs Inſpiration und nur zur Realiſirung der Plane 
Schwarzenberg's von dem Siebzig-Millionen-Reiche inaugurirt hatte. 

Noch viel ſchärfer ſprang dieſer grelle Gegenſatz bei den Plänkeleien 
über die Hegemoniefrage hervor. Am 22. Januar 1863 wurde der 
Antrag Oeſterreichs und der vier Königreiche vom 14. Auguſt 1862 
auf Einberufung einer Delegirtenverſammlung aus den einzelnen 
Ständevertretungen, zunächſt um Geſetzentwürfe über einen gemein— 
ſamen deutſchen Civilproceß und ein ebenſolches Obligationen— 
recht zu berathen (h, abgelehnt; Kurheſſen, obſchon zu den Antrag— 
ſtellern gehörig, ſtimmte dennoch dagegen, aus Aerger, daß es in ſei— 
nem Verfaſſungsſtreite von Rechberg nicht beſſer unterſtützt ward. 
Aber in ſeinem Votum ſpielte Preußen nunmehr ſeinen höchſten Trumpf 
aus, indem es ſich gegen „die materielle Halbheit und Untauglichkeit 
der Vorſchläge“ kehrte. Ausſchüſſe der Einzellandtage mit ſo be— 
ſchränkten berathenden Befugniſſen würden, praktiſch bedeutungslos, 
nur geeignet ſein, dem Geſchäftsgange der Bundesverhandlungen „ein 
neues Moment der Schwerfälligkeit und Verſchleppung“ hinzuzufügen. 
„Nur in einer Vertretung, die nach Maßgabe der Bevölkerung aus 
dieſer durch unmittelbare Wahl hervorgeht, kann die deutſche Nation 
das berechtigte Organ ihrer Einwirkung auf die gemeinſamen Ange— 
legenheiten finden.“ Eine Circulardepeſche Bismarck's vom 24. Januar 
beſtätigte das Votum, gab aber der ganzen Sache zugleich einen ſehr 
ernſten und acuten Charakter, indem der Miniſter in geradezu drohen— 
der Sprache den Satz ausführte: „Unſere Beziehungen zu Oeſterreich 
müſſen entweder beſſer oder ſchlechter werden.“ Das Rundſchreiben 
analyſirte mehrere Auseinanderſetzungen, die Bismarck mit dem Ge— 
ſandten Grafen Karolyi gehabt. Aus der Analyſe ging zur Genüge 
hervor, daß dieſe Unterredungen ſehr warmer Natur geweſen; durch 
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officiöſe Federn erfuhr man ſehr bald, daß der Premier dem Diplo— 
maten in ſchroffſter Weiſe erklärt hatte, Oeſterreich möge ſich um ſeine 
Angelegenheiten an der untern Donau kümmern und Ordnung bei ſich 
zu Hauſe ſchaffen, in Deutſchland habe es eigentlich gar nichts zu 
ſuchen. Mit größtem Ernſt und Nachdruck ſowie ohne alle Umſchweife 
erklärte das Circular die Verſuche, Preußen in Frankfurt zu über— 
rumpeln und zu majoriſiren, für einen Bruch der Bundesverträge; 
nahm bei einer Wiederholung ähnlicher Experimente die Abberufung 
des preußiſchen Geſandten aus dem Bundestage ſowie die Nichtanerken— 
nung dieſer Verſammlung in Ausſicht, und überwies „denen, die den 
Bund durch ihr aggreſſives Verhalten in Frage geſtellt, die Sorge 
für die Beilegung, oder die Verantwortung für die Folgen des von 
ihnen heraufbeſchworenen Conflicts“. Oeſterreich habe die Wahl, ſeine 
gegenwärtige antipreußiſche Politik mit dem Stützpunkte einer mittel— 
ſtaatlichen Coalition fortzuſetzen und dann darauf gefaßt zu fein, daß 
bei einer ähnlichen Conſtellation wie die von 1859 es war, Preußen 
ein Bündniß mit den Gegnern des Kaiſerſtaats eingehe und nicht 
mehr neutral bleibe; oder eine ehrliche Verbindung mit Preußen zu 
ſuchen. Dazu ſei in erſter Linie nothwendig, daß es aufhöre, den 
ſeit hundert Jahren traditionellen Einfluß der norddeutſchen Großmacht 
in Hannover und Kaſſel zu durchkreuzen — ein avis au lecteur an 
die Adreſſe des deutſchen Volks, wie man in Berlin die Thätigkeit 
Oeſterreichs in der kurheſſiſchen Frage auffaßte, oder doch von der 
Nation aufgefaßt wiſſen wollte! Wenn Bismarck den Schleier von dem 
Verhältniß der beiden Regierungen zueinander nur gelüftet, ſo zeigte 
Rechberg's Entgegnung vom 28. Februar 1863 auch die letzten Schlupf— 
winkel deſſelben in bengaliſcher Beleuchtung: „Wenn unſer Monarch 
eine Stellung nicht opfert, die, aus der Geſchichte der Jahrhunderte 
hervorgegangen, geheiligt durch die Verträge, ſeiner Krone von Rechts 
wegen gebührt, der Macht und Größe ſeines Hauſes entſpricht, jo 
verletzt Oeſterreich eine Rückſicht, die es dem verbündeten Preußen 
ſchuldig iſt! Wenn der kaiſerliche Hof Preußen nicht zur Befriedigung 
von Anſprüchen verhilft, die auf keinem Rechtstitel beruhen, die viel— 
mehr die Rechte mitverbündeter Staaten offen antaſten, ſo ſetzt Oeſter— 
reich abermals die Rückſichten außer Augen, die der andern deutſchen 
Großmacht gebühren! Verlangt man von uns, daß wir Geſandte in 
Hannover und Kaſſel unterhalten, um dort in Fragen, wo der Stand⸗ 
punkt der beiden deutſchen Mächte ein verſchiedener iſt, nicht für uns, 
ſondern für Preußen zu arbeiten? Wenn man uns von Berlin aus die 
Rogge, Oeſterreich. II. 15 


226 Drittes Buch. Zweites Kapitel: Die Aera Schmerling. 


Alternative ſtellt, entweder uns aus Deutſchland zurückzuziehen, den 
Schwerpunkt unſerer Monarchie, wie der preußiſche Mini— 
ſter meinte, nach Oſten zu verlegen, oder im nächſten europäi— 
ſchen Conflict Preußen auf der Seite unſerer Gegner zu finden: ſo 
wird die öffentliche Meinung Deutſchlands über ſolche Geſinnungen 
urtheilen, die Ereigniſſe werden ſie richten, falls ſie je zur That wer— 
den ſollten.“ Da ſtand man denn beiderſeitig ſchon hart an der 
Grenze, wo es heißt: „Der Worte ſind genug gewechſelt!“ 

Trotz alledem hatte man wunderbarerweiſe in Wien gar keine 
Ahnung davon, daß man einen Tanz auf Leben und Tod mit Preußen 
begann, als man ein halbes Jahr ſpäter durch Inſcenirung des Fürſten— 
congreſſes der norddeutſchen Großmacht an die Lebensbedingungen ihrer 
Exiſtenz griff und ſie in noch ganz anderer Weiſe, als dies mit dem 
Antrage in Frankfurt geſchehen war, zu überrumpeln und zu majori— 
ſiren verſuchte! Völlig ungerüſtet und mit unverantwortlicher Leicht— 
fertigkeit that man einen Schritt, der ſchon damals unbedenklich zum 
Kriege führen mußte, wäre nicht der däniſche Krieg dazwiſchen gekom- - 
men, in dem Oeſterreich dann wieder ſeine Poſition, einerſeits Preu— 
ßen, andererſeits den Mittelſtaaten gegenüber, wie ein Paar Hand— 
ſchuhe wechſelte. Am 2. Auguſt übergab der Kaiſer, der den König 
Wilhelm zu dem Behuf in dem Bade von Gaſtein aufgeſucht, eine 
Denkſchrift über die unabweisbare Nothwendigkeit einer Reform der 
deutſchen Bundesverfaſſung; und am Abend deſſelben Tages erſchien 
ein Adjutant Franz Joſeph's bei Sr. Majeſtät mit einer Einladung 
zu einem Congreſſe ſämmtlicher deutſcher Fürſten, deſſen Beginn be— 
reits auf den 16. in Frankfurt angeſetzt war. Die Denkſchrift gipfelte 

in dem Satze: „Der Status quo iſt ſchlechthin chaotiſch; ſchon 
heute ſtehen die deutſchen Regierungen nicht mehr in einem gegenſeiti— 
gen Vertragsverhältniſſe zueinander; ſie leben nur noch bis auf 
weiteres im Vorgefühl einer nahen Kataſtrophe nebenein— 
ander fortz die Revolution aber, im ſtillen geſchürt, wartet auf 
ihre Stunde.“ Nichts Unglücklicheres ließ ſich denken, als dieſes ewige 
Hinweiſen auf den Crampus des rothen Gefpenftes! Dafür aber war 
dem Concordatsſtaat jedes Gefühl abhanden gekommen, welch eine 
Ungeſchicklichkeit darin lag, jetzt, wo doch die populäre Agitation in 
den Vordergrund treten mußte, ewig mit dieſem Factor zu operiren. 
Das zeigte, daß man in Wien doch eigentlich immer nur auf die Für— 
ſten ſpeculirte, bei denen man darauf rechnete, daß ſie ihre Souve— 
ränetät ebenſo bereitwillig an Oeſterreich ausliefern würden, wie dieſes 
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die ſeine an Rom übertragen, wenn man nur in recht draſtiſcher 
Manier immer wieder den Höllenbreughel der Revolution an die 
Wand male. Die Reorganiſationsplane Oeſterreichs, in der Beilage 
zu dem Einladungsſchreiben nur nach ihren Grundlinien angedeutet, 
charakteriſirten ſich zur Genüge dadurch, daß ſie „auf dem mit aller 
Klarheit und Entſchiedenheit feſtgehaltenen Föderativprincip beruhten“ 
und Einrichtungen wie „eine einheitliche Spitze oder ein aus directen 
Volkswahlen hervorgehendes Parlament“ als „der Natur des Deut— 
ſchen Bundes widerſtrebend“ perhorreſcirten. Schon am 4. Auguſt 
lehnte der König von Preußen die Einladung ab und ſchlug vorberei— 
tende Miniſterconferenzen vor; daſſelbe Schickſal hatte eine erneute 
Invitation des Kaiſers vom 7. Auguſt, wenigſtens einen Prinzen des 
Hauſes Hohenzollern nach Frankfurt zu ſenden. Ernſter und eingehen— 
der faßte Bismarck's Depeſche vom 13. Auguſt an Baron Werther 
die Sache ins Auge: Oeſterreich ſpreche mit ſolcher Misachtung von 
dem Bunde, daß es „deſſen Grundlage in Frage ſtelle“ — gelinge 
es alſo nicht, andere Einrichtungen herzuſtellen, ſo werde die „Er— 
ſchütterung des Vertrauens auf die Bundesverträge das 
einzige Ergebniß der Verhandlungen ſein“ — jedenfalls habe Preu— 
ßen jetzt „das Recht und die Pflicht, Klarheit darüber zu verlangen, ob 
Oeſterreich und die Staaten, welche die Einladung angenommen, die 
vertragsmäßigen Bundespflichten rückhaltlos anerkennen oder nicht?“ 
Preußen als Hüter der Bundesacte, das war in der That eine köſt— 
liche Manier den Spieß umzukehren, wenn auch vielleicht nicht ſo ganz 
berechtigt in dem Munde eines Mannes, der eben erſt die Präſidial— 
macht nach Oſten verweiſen, directe Wahlen für ein deutſches Parlament 
einführen wollte und eine Allianz Preußens mit Frankreich oder Italien 
gegen Oeſterreich, ja die Sprengung des ganzen Bundes durch Ab— 
berufung des preußiſchen Geſandten in Ausſicht genommen! Aber die 
ſimulirte ſittliche Entrüſtung und die verblüffende Offenherzigkeit, an 
die eben um ihrer Brüskerie willen niemand glaubte, das ſind ja die 
beiden diplomatiſchen Hebel, die Bismarck ſeinem Vorbilde Louis Na— 
poleon abgelauſcht und in der Anwendung dann ſo gewaltig vervoll— 
kommnet hat. Mit dem erſten Napoleon theilt der preußiſche Staats— 
mann ja auch den Haß gegen die „Ideologen“, und von allen Ideen 
iſt bei ihm niemals Eine ſo federleicht in die Wagſchale gefallen, wie 
die, welche in der „Bauernpolitik“ — ein beliebter Ausdruck Bis— 
marck's, wenn es gilt, die Diplomatenzunft in hochmüthigen Gegenſatz 
zu dem geſunden Menſchenverſtande zu bringen — mit einer, dieſen 
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Leuten komiſchen Emphaſe „das Recht“ genannt wird. Ganz präcis 
faßte eine Note Bismarck's vom 14. Auguſt an Baron von Werther 
die Meinung Preußens in der Reformfrage dahin zuſammen: „daß 
nur in einer, nach dem Verhältniß der Volkszahl aus directen 
Wahlen hervorgehenden Volksvertretung mit beſchließender 
Befugniß die Grundlage von Bundesinſtitutionen zu erblicken ſei, zu 
deren Gunſten die preußiſche Regierung ihrer Selbſtändigkeit in irgend 


erheblichem Umfang entſagen könne, ohne die Intereſſen der eigenen 


Unterthanen und die politiſche Stellung des preußiſchen Staats weſent— 
lich zu benachtheiligen“. 

Unter dieſen Auſpicien eröffnete Franz Joſeph am 17. Auguſt in 
Frankfurt den Fürſtencongreß, zu dem ſich mit einigen ganz unerheb— 


lichen Ausnahmen alle Souveräne des Bundes bis auf Preußen ein- 


gefunden.“) Die erſte That war ein Antwortſchreiben an König 
Wilhelm, das König Johann von Sachſen demſelben überbrachte und 
worin Se. Majeſtät nochmals um Ihre Betheiligung an der Ver— 
ſammlung erſucht ward, da die Mitglieder der letztern in den öſter— 
reichiſchen Vorſchlägen „allſeitig eine genügende Grundlage der Ver— 
handlungen“ erblickten. Gleich am 20. Auguſt lehnte Wilhelm I. ab, 
und Tags darauf erklärte Bismarck in einer Depeſche an den preu— 
ßiſchen Geſandten von Uſedom in Frankfurt: „daß die Reformplane 
weder der berechtigten Stellung der preußiſchen Monarchie, noch den 
berechtigten Intereſſen des deutſchen Volks entſprächen; daß Preußen 
durch die Annahme der Propoſitionen der Stellung, die ſeine Macht 
und Geſchichte ihm errungen, entſagen und Gefahr laufen würde, die 
Kräfte des Landes Zwecken dienſtbar zu machen, die den Intereſſen 
des Landes fremd ſeien“. Dies mochte die berliner Regierung jetzt 
dreiſt ſagen, denn der Text der Reformacte hatte mittlerweile klar 
enthüllt, daß die Hauptſache und der eigentliche Zweck des Ganzen 


wiederum inſofern der Eintritt Geſammtöſterreichs in den Bund war, 


als ganz Deutſchland die Garantie für den außerhalb deſſelben gelegenen 


Beſitzſtand der Monarchie übernehmen ſollte; alles übrige war po— 
pulärer Aufputz dieſes Grundgedankens. Nach Art. 4 beſtand der 
Bundesrath aus den 17 Stimmen des engern Raths in der alten 
Bundesverſammlung, die auf 21 erhöht wurden, indem Oeſterreich 
und Preußen ſtatt Einer Stimme je drei erhielten. In Art. S aber lau— 
tete das ſechste und ſiebente Alineg: „Ergibt ſich die Gefahr eines Kriegs 


) Die Sitzungsprotokolle findet der Leſer in dem Aegidi'ſchen „Archiv“. 
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zwiſchen einem Bundesſtaate, der zugleich außerhalb des Bun— 
des Beſitzungen hat, und einer auswärtigen Macht, ſo hat das 
Directorium (Oeſterreich, Preußen, Baiern und je zwei erwählte Re— 
präſentanten der andern Staaten) den Beſchluß des Bundes— 
raths, darüber ob der Bund ſich am Kriege betheiligen 
ſolt, zu veranlaſſen. Die Entſcheidung hierüber erfolgt mit 
einfacher Stimmenmehrheit.“ Damit war alles geſagt! Wieder— 
holte ſich die Conſtellation von 1859, ſo konnte Oeſterreich, wenn es 
nur noch acht Stimmen für ſich gewann, Preußen den Krieg octroyi— 
ren. Allein ungeachtet der Ablehnung aus Berlin ſtanden die Sachen 
Oeſterreichs noch keineswegs ſo verzweifelt, wenn dieſes nicht ſelbſt 
den letzten Trumpf, den es in der Karte hatte, die Möglichkeit eines 
Appells an das deutſche Volk, muthwillig fortgeworfen hätte. Am 
22. Auguſt beſchloß der Abgeordnetentag in Frankfurt, an dem 300 


Landtagsmitglieder aus allen Staaten mit Ausſchluß Oeſterreichs theil— 


nahmen — auf den Bericht eines Mannes wie Häuſſer, der doch 
wahrlich ſchwarzgelber Sympathien nicht verdächtig war: „Die Ver— 
ſammlung erblickt in Oeſterreichs Initiative ein erfreuliches Zeugniß 
der allenthalben ſiegreichen Ueberzeugung von der Unzulänglichkeit der 
beſtehenden Bundesformen, und iſt nicht in der Lage, ſich zu 
Oeſterreichs Entwurf lediglich verneinend zu verhaltenz ſie 
muß aber insbeſondere die Delegirtenvertretung als höchſt be— 
denklich erachten und die Bildung einer von der Nation er— 
wählten Vertretung als unerlaßliche Vorbedingung des Ge— 
lingens bezeichnen.“ So tief wurzelte der Haß gegen Bismarck, den 
Vergewaltiger des preußiſchen Verfaſſungsrechts, daß man lieber von 
Oeſterreich zu erhalten ſuchte, was Preußen von ſelbſt bot: war 
denn jemals das timeo Danaos et dona ferentes jo berechtigt wie 
hier! Und war denn der Preis, um den die Unterſtützung der Na— 
tion zu haben war, ein ſolcher, daß Oeſterreich ihn nicht zahlen 
konnte? Was hatte Oeſterreich die Großmacht für ein Intereſſe 
dabei, kleinlich-doctrinär an dem Delegirtenproject feſtzuhalten, ſtatt 
ſich auf den höhern Standpunkt der directen Wahlen emporzuſchwin— 
gen? Im Gegentheil! Warum konnte Oeſterreich nicht einwilligen, 
wie der Abgeordnetentag es verlangte, die endliche Löſung der Frage 
von der Zuſtimmung einer, nach dem 48er Wahlgeſetze zu berufenden 
Nationalverſammlung abhängig zu machen? Was hinderte Oeſter— 
reich nach der Krone zu greifen, die der Abgeordnetentag „dem Wie— 
derherſteller des alten Rechts der Herzogthümer in ſeinem vollen ur— 
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ſprünglichen Umfange“ zuſprach? Aber hier trat ausſchlaggebend ein 
anderer Factor in den Vordergrund: ſeit Schwarzenberg's Tode führte 
im auswärtigen Amte zu Wien eine Coterie von Convertiten „aus 
dem Reiche“, die Blome, Gagern, Biegeleben, die mit dem Beginn 
der funfziger Jahre eingewandert waren, das Ruder. Dieſe Carriere— 
macher der gewöhnlichſten Sorte ſpielten ſich, um ſich ein Relief zu 
geben, auf die überzeugungstreuen Fanatiker hinaus, indem ſie die 
Echtfarbigkeit ihres Schwarzgelbthums und ihres Katholicismus täglich 
dadurch documentirten, daß ſie päpftlicher als der Papſt und kaiſer— 
licher als der Kaiſer auftraten. Wie aber konnten ſie das beſſer und 
bequemer, ausgiebiger und zeitgemäßer thun, als wenn ſie Gift und 
Galle gegen das ketzeriſche und rivaliſirende Preußen ſpuckten? Daß 
ſie ſich auf dieſe Weiſe zu den allerſchlimmſten Typen der hartgeſot— 
tenſten Contrerevolution in Oeſterreich herausbilden mußten, verfteht 
ſich von ſelbſt. Dieſen Standpunkt hielten ſie auch nach dem Sturze 
Bach's nicht nur feſt, ſondern ſie fügten noch eine ſehr bösartige Zu— 
gabe hinzu, die erſt den echten Reactionär, wie er im Buche ſteht, 
vollendet: die engbrüſtig und engherzig kleinſtaatlich-krähwinkleriſche 
Auffaſſung aller Verhältniſſe. Der Faiſeur des Fürſtentags und dann 
auch der öſterreichiſchen Politik in der Herzogthümerfrage war Mini— 
ſterialrath Biegeleben, der Referent für die deutſchen Angelegenheiten. 
Er fungirte geradezu als der böſe Genius des Kaiſerſtaats, indem er 
erſt den Conflict mit Preußen bis aufs äußerſte zuſpitzte und dann 
das Tiſchtuch zwiſchen Oeſterreich und Deutſchland zerſchnitt, als gälte 
es, des erſtern Iſolirung kunſtgerecht nach allen Seiten hin zu voll— 
enden. Graf Rechberg ließ ihn um ſo freier gewähren, da auch er 
ſich, zumal in der Umgebung und unter dem directen Einfluſſe ſeiner 
ſchwäbiſchen und fränkiſchen Sippen in Frankfurt, weit weniger als 
kaiſerlicher Miniſter und Repräſentant einer europäiſchen Großmacht, 
denn als Stammhalter des erlauchten Geſchlechts derer von Rechberg 
und Rothenlöwen fühlte. Nicht Oeſterreich hatte irgendetwas von den 
directen Wahlen zu beſorgen; aber die ſüddeutſchen Standesherren 
fühlten bei dem Gedanken daran alle Zöpfe ihrer Liliputanerherrlich— 
keit wackeln, die nur in der dumpfen Abgeſchiedenheit der Kleinſtaaterei, 
nicht in der freien Luft eines wirklichen Reichsparlaments fortbeſtehen 
konnte! Nicht die Krone Habsburgs hatte das Mindeſte von dem Ab— 
geordnetentage zu fürchten, aber den deutſchen Standesherren erſtarrte 
das Blut in den Adern bei dem Anblicke von Volksverſammlungen, 
in denen die Wühlhuber von Anno dazumal wieder das große Wort 
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führten. Rechberg aber — ohne das mindeſte Verſtändniß für die 
deutſche Bewegung, ſodaß er, wie wir ſogleich erzählen werden, die 
Agitation zu Gunſten der Herzogthümer ſelbſt im Auslande als revo— 
lutionär denuncirte — trug in ſeiner Bruſt auch nur einen Reſonanz— 
boden für die Beängſtigungen und Beklemmungen der Mediatiſirten, 
nicht für die Bedürfniſſe und Anforderungen Oeſterreichs. Vollends 
kalt überlief es alle dieſe Duodezdiplomaten, als die Propaganda für 
Schleswig-Holſtein nun immer mächtiger anſchwoll. Hätten Rechberg 
und Biegeleben ſo ganz freies Spiel gehabt, ſie würden den ganzen 
Abgeordnetentag eingeſperrt, eine neue mainzer Demagogencommiſſion 
eingeſetzt und darauf, wie weiland Nagler, Deutſchland belehrt haben, 
daß es jetzt die einzige ihm zuträgliche Form der Einheit beſitze! 
Ging aber das nicht, ſo reichte dieſe Stimmung wenigſtens hin, um 
den ſonſt unerklärlichen Sprung mit gleichen Füßen aus der bitterſten 
Feindſchaft in die Allianz mit Preußen, die Umkehr von der intimſten 
Bundesgenoſſenſchaft mit Deutſchland zur brüskeſten Vergewaltigung 
der Klein- und Mittelſtaaten in dem däniſchen Streite zu vollbringen. 
Es leitete Rechberg-Biegeleben der Inſtinct, daß ſich nur an Bis— 
marck's Seite ausgiebige Reaction treiben laſſe. Hier liegt das letzte 
Motiv, weshalb Oeſterreich in Frankfurt nicht von der Stelle kam. 
Natürlich war bei einer ſolchen Conſtellation von einer populären 
Umgeſtaltung der Reformacte, namentlich von der Einfügung eines 
Parlaments ſtatt der Delegirtencommiſſionen, keine Rede. Mit Ver— 
beſſerungen, die nur Verſchlimmerungen waren, weil ſie lediglich dem 
Souveränetätsbewußtſein der Königreiche und der „Seelenmillionäre“ 
Rechnung trugen, wurde in der Schlußſitzung vom 1. September das 
Document definitiv feſtgeſtellt und von allen, mit Ausnahme Badens, 
wenngleich nicht vorbehaltlos, angenommen. Ein neues Collectiv— 
ſchreiben der Fürſten erſuchte den König von Preußen nochmals um 
ſeinen Beitritt im Intereſſe der „ſo koſtbaren Hoffnung auf eine end— 
liche allgemeine Verſtändigung“. Auch dieſer Appell ward am 22. Sep— 
tember abgelehnt unter Berufung auf einen Bericht des preußiſchen 
Staatsminiſteriums an Wilhelm J., worin drei Vorbedingungen für 
die Theilnahme der norddeutſchen Großmacht an den fernern Ver— 
handlungen aufgeſtellt wurden: Einräumung eines Veto für jede der 
beiden Großmächte, mindeſtens gegen Kriegserklärungen; Gleichſtellung 
Oeſterreichs und Preußens bezüglich des Vorſitzes; Herſtellung einer 
aus directen Wahlen hervorgehenden Nationalvertretung. Unter dem 
26. September theilte Rechberg darauf den deutſchen Höfen in einem 
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Rundſchreiben ſeine Anſicht über die zu entwerfende Antwort mit, worin 
er eine „vollſtändige Ablehnung“ der „unannehmbaren PBräliminar- 
bedingungen“ empfahl und dem preußiſchen Staatsminiſterium vor⸗ 
warf, es habe ſich „auf confuſe Weiſe in Irrthümer und ſchreiende 
Widerſprüche verwickelt“. Immer noch blieb die öſterreichiſche Regie— 
rung keineswegs ohne Unterſtützung ſeitens der Nation. Wenn auch 
am 16. October der deutſche Nationalverein zu Leipzig decretirte, daß 
„die Reformacte in keiner Weiſe den Anſprüchen des Volks auf Ein— 
heit und Freiheit genüge“ und deshalb „mit aller Entſchiedenheit zu 
bekämpfen ſei“, jo lauteten doch die Beſchlüſſe des deutſchen Reform- 
vereins am 28. October in Frankfurt ganz anders — und hier war 
Wydenbrugk Referent, ein Mann mit einem Namen von ſo freiſinni— 
gem Klang, daß ſein Urtheil, wo Freiheit in Betracht kommt, wol 
das des geſammten Nationalvereins aufwiegt, der doch nichts reprä— 
ſentirt als eine zweite Auflage des Gothaerthums von 1850. Die 
Generalverſammlung des Reformvereins nun begrüßte den Fürſtentag 
als eine „patriotiſche That“, erkannte in der Reformacte „eine geeig— 
nete Grundlage für die Entwickelung der Verfaſſung Deutſchlands zu 
feſterer Einheit und größerer Freiheit“, und empfahl deren „Durch— 
führung, namentlich durch baldige Berufung der Abgeordneten aus 
den geeinigten Staaten“. Auf einer Miniſterconferenz in Nürnberg 
einigten ſich nun am 23. October die 24 deutſchen Fürſten und Freien 
Städte, welche die Reformacte angenommen, dahin, daß man die Antwort 
auf die preußiſche Weigerung Oeſterreich anheimgeben und deſſen Note 
in Berlin unterſtützen wolle. Am 30. October ging daher Rechberg's 
Depeſche an den Grafen Karolyi ab; ſie war im Sinne ſeines oben 
erwähnten Circulars abgefaßt und ſchloß mit den Worten: „Der Un— 
beſtimmtheit der preußiſchen Forderungen gegenüber vermag die kaiſer— 
liche Regierung die frankfurter Reformacte nur mit um ſo tieferer 
Ueberzeugung zu befürworten.“ Dieſer ſalomoniſche Ausſpruch bildete 
zugleich das Epitaph der Reformacte, von der fernerhin mit keiner 
Silbe mehr die Rede war. So verlief die großdeutſche Agitation 
Oeſterreichs noch viel kläglicher im Sande als dreizehn Jahre früher 
die kleindeutſche Initiative Preußens, die es doch wenigſtens bis zu 
dem erfurter Unionsparlament brachte und nur der offenen Kriegs— 
drohung, ja dem Veto einer europäiſchen Coalition wich. Wie Bis— 
marck vorhergeſagt, endete die geniale Escarpade Rechberg's mit einer 
„tüchtigen Verſchnupfung“ für Oeſterreich. An dieſem Reſultat än— 
derte die Illumination nichts, mit der die loyalen wiener Spießbürger 
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den heimkehrenden Kaiſer empfingen, noch das dreimalige Hurrah, 
womit das Herrenhaus die Initiative des Monarchen in der deutſchen 
Frage begrüßte. War doch nicht einmal das Abgeordnetenhaus zu 
bewegen geweſen, ſich dieſer Kundgebung anzuſchließen, die aller— 
dings am 14. October ſchon von geringem Verſtändniß der Situa⸗ 
tion zeigte. 

Den Ausſchlag für Oeſterreichs ſofortigen Frontewechſel hatte 
der plötzliche Tod König Friedrich's VII. am 15. November und die 
Sanctionirung der neuen, Schleswig völlig in Dänemark einverleiben— 
den Geſammtſtaatsverfaſſung vom 18. November durch Chriſtian IX. 
gegeben. Ueber Nacht war die ſchleswig-holſteiniſche Frage acut ge— 
worden, und in dieſem Stadium rief ſie eine Bewegung der Geiſter 
hervor, die denn doch noch ganz andere Erſcheinungen zu Tage för— 
derte, als jene waren, vor denen Graf Rechberg ſich angeſichts der 
Agitation im Gefolge des dynaſtiſchen Hegemonieſtreits geſegnet und 
bekreuzigt. Dem Aufſchwunge der Nation ſich hinzugeben, deren En— 
thuſiasmus und abſolute Opferwilligkeit auszunutzen, das konnte Rech— 
berg ſo wenig wie Bismarck einfallen. Das wäre eine „Bauern— 
politik“ geweſen, bei der, ſelbſt wenn ſie glücklich ausſchlug, die Kaſte 
jener beiden Staatsmänner mehr zu verlieren als zu gewinnen hatte. 
Beiden war die Herzogthümerfrage, ſoweit ſie eine volksthümliche war, 
von jeher widerwärtig; die Action, in die ganz Deutſchland ſich zu 
werfen Anſtalten traf, war ihnen im höchſten Grade bedenklich für 
ihre Specialintereſſen und reactionären Velleitäten; nicht als Frage 
des Rechts, ſondern ausſchließlich der Connivenz, nur als ein Hebel 
zur Förderung ganz anderer Zwecke erſchien ihnen, was Deutſchland 
bis in ſeine tiefſten Grundfeſten aufregte. Für die deutſchnationale 
Seite der Sache hatte Graf Rechberg gerade ſoviel Herz und Verſtänd— 
niß, wie jener ungariſche Huſar, der in Schleswig renitente däniſche 
Gefangene auf einem Transport unter dem Rufe: „Verfluchter Schwob!“ 
zu Paaren trieb. Das zeigte die ewig denkwürdige Depeſche Blom— 
field's vom 10. December an Lord Ruſſell: „Graf Rechberg habe ihn 
über die Befürchtung von Inſurrectionsverſuchen bei Gelegenheit der 
Bundesexecution mit der Bemerkung beruhigt: er könne jedenfalls 
für die Diseiplin der öſterreichiſchen Regimenter, keines— 
wegs aber für die der ſächſiſchen und hannoverſchen Trup— 
pen einſtehen; übrigens ſollten zur Verhinderung von Fra— 
terniſirungen zwiſchen den Holſteinern und dem k. k. Militär haupt— 
ſächlich ungariſche und polniſche Regimenter nach der Eider 
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geſchickt werden“. Da nun eine Einwilligung Bismarck's zur rückhalt⸗ 
loſen gemeinſamen Gegenrevolution, auch in der deutſchnationalſten An— 
gelegenheit, wie vor zwölf Jahren zu Manteuffel's Zeiten, keinenfalls 
zu erlangen war, ſo blieb „dem guten Grafen Rechberg“ in dieſer 
gefährlichen Kriſis, wo es nicht blos nach außen hin gegen die Unter— 
zeichner des Londoner Protokolls, ſondern auch im Innern gegen die 
revolutionären Zuckungen, die der Abgeordnetentag und ſein Sechs— 
unddreißiger-Ausſchuß in Frankfurt hervorriefen, vorzugehen galt, nur 
übrig, unter die Fittiche des eiſernen Conflictsgrafen zu flüchten, der ſich 
bereits als Neuntödter aller liberalen Tendenzen erwieſen und der nach 
ſeinem eigenen Ausſpruche „nichts tragiſch nahm“, am wenigſten den 
Zuſammenſtoß mit dem Rechte, wenn dieſem nicht die Macht zur 
Seite ſtand. Natürlich aber war die Preisgebung der Reformacte 
das erſte Opfer, das dieſer entente cordiale gebracht werden mußte. 
Aber gibt es eine draſtiſchere Kritik dieſer Kreuz- und Querfahrten 
Rechberg's, als daß Oeſterreich im October Preußen mittels der 
Bundesſtaaten bedrohte und im December Arm in Arm mit Preußen 
den Bund drangſalirte; daß es am 30. October pathetiſch erklärte: 
„Oeſterreich braucht kein Veto“, wie das egoiſtiſche Preußen es ver— 
langt, und am 14. Januar mit Preußen die, rechtlich ſelbſt nach der 
Bundesacte vollkommen unanfechtbare Entſcheidung des Bundestags 
annullirte, um ausſchließliche Großmachtspolitik zu machen — dieſelbe 
Behörde alſo minoriſirte, von der es eben erſt ſich jederzeit gern ma— 
joriſiren zu laſſen vor aller Welt betheuert hatte? 

Der Zwieſpalt der Anſchauungen und Intereſſen, der zwiſchen 
den beiden Vormächten und den übrigen Bundesſtaaten obwaltete, kam 
gleich am 28. November zum Ausbruch, als der Bundestag in Frank— 
furt die Stimme für Holſtein-Lauenburg ſuspendirte, da ſowol der 
däniſche Geſandte ſeine neue Vollmacht im Namen Chriſtian's IX. 
präſentirte, wie auch Prinz Friedrich von Auguſtenburg ſeinen Regie— 
rungsantritt als legitimer Herzog Schleswig-Holſtein-Lauenburgs durch 
den badiſchen Geſandten notificirte und die Anerkennung ſeines Ver— 
treters verlangte. Dem mit großer Majorität gefaßten Bundesbeſchluſſe 
gegenüber gaben Oeſterreich und Preußen eine gemeinſame Erklärung 
zu Protokoll, kraft deren ſie durch den londoner Vertrag ge— 
bunden und zu deſſen Anwendung bereit ſeien, wenn Dänemark ſich 
herbeiließe, diejenigen Bedingungen zur Ausführung zu bringen, auf 
welche hin ſie jenem Vertrage beigetreten ſeien und die mit demſelben 
ein untrennbares Ganzes bildeten. Darin lag ein vollſtändiges Pro— 
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gramm: Oeſterreich und Preußen hatten ſich verſtändigt, und zwar 
gegen Deutſchland verſtändigt. Uneinig über die Bundesreform, d. h. 
über die Art und Weiſe, Deutſchland ausſchließlich den preußiſchen 
oder den öſterreichiſchen Intereſſen dienſtbar zu machen, trafen ſie doch 
darin überein, Deutſchland dürfe nicht neben und über ihnen zu einer 
nationalen Macht anwachſen. Die Ziele dieſer neuen Allianz waren 
bald mit Händen zu greifen: in erſter Linie ſollte ein Bruch mit 
Dänemark verhindert werden, und wenn ein ſolcher nicht zu vermeiden 
war, wollte man die deutſche Bewegung mit allen Polizeimitteln in 
Schranken halten — die Durchführung der ganzen Angelegenheit aber 
ſollten die Vormächte allein mit oder ohne Beitritt des übrigen Deutſch— 
lands in die Hand nehmen. Schon die allernächſten Tage zeigten, 
daß dieſe Verſtändigung eine vollſtändige war und daß beide Staats— 
männer ſich nicht ſcheuten, mit den offenkundigen Wünſchen Deutſch— 
lands in den allerſchroffſten Gegenſatz zu treten. Am 4. December 
erließen Rechberg und Bismarck in hochfahrend drohendem Tone gleich— 
lautende Noten an die andern deutſchen Regierungen, worin dieſelben 
auf „die eruſten und unabweislichen Folgen“ aufmerkſam gemacht wur— 
den, die ein weiter getriebener Diſſens zwiſchen der Majorität des 
Bundestags und deſſen Vormächten nach ſich ziehen müſſe. Dieſer 
Diſſens aber lag offen vor. Auf Grund der Vereinbarungen, die in 
dem Londoner Vertrage gipfelten, war ſchon am 1. October in Frank— 
furt die Bundesexecution für Holſtein beſchloſſen worden, um 
Dänemark zur Einhaltung ſeiner Verpflichtungen zu zwingen. Dieſen 
Standpunkt wollten Bismark und Rechberg auch nach dem Thron— 
wechſel in Kopenhagen und nach Octroyirung der Verfaſſung vom 
18. November feſthalten. Dagegen begehrte die deutſche Nation, daß 
nach Friedrich's VII. Tode und nachdem Dänemarks elfjährige Rechts— 
verletzungen den Londoner Vertrag, den der Bund überdies niemals 
anerkannt, ohnehin hinfällig gemacht, auf Grund der ſtreitigen Suc— 
ceſſionsrechte und infolge der Anſprüche, die der Herzog von Auguſten— 
burg erhoben, die Occupation Holſteins eintrete, der Londoner Trac— 
tat mithin als nicht mehr zu Recht beſtehend betrachtet werde. Die 
identiſchen Noten der Großmächte hatten diesmal noch ihre Wirkung 
gethan: am 7. December verwarf der Bundestag mit zwei Stimmen 
Majorität die Occupation und beſchloß die Execution, die Hannover 
und Sachſen, mit Oeſterreich und Preußen als Rückhalt, übertragen 
ward. Fünf Tage darauf erließen die vier Executionsregierungen an 
Dänemark die Sommation, Holſtein binnen Wochenfriſt zu räumen. 
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Die Aera Schmerling. 
Bismarck wie Rechberg konnten nicht im geringſten im Zweifel ſein, 
daß ſie durch ihr Vorgehen am Budestage auch mit der öffentlichen 
Meinung zu Hauſe wie in Deutſchland in ſchroffen Widerſpruch tra— 
ten. Am 2. und 4. December hatten Bismarck dem berliner Land— 
tage, Rechberg dem wiener Reichsrath infolge der Interpellation Rech— 
bauer's bündig erklärt, daß Oeſterreich und Preußen ſich dahin geeinigt 
hätten, an dem Londoner Vertrage feſtzuhalten, und daß ſie ſich aus 
dieſer Poſition durch keinen Bundesbeſchluß verdrängen laſſen würden. 
Wie in Berlin die Majorität des Abgeordnetenhauſes, ſo hatten auch in 
Wien Brinz, Rechbauer und andere Führer der Verfaſſungspartei die 
Antwort der Regierung für durchaus ungenügend erklärt, und ſelbſt 
in Oeſterreichs deutſchen Provinzen befanden dieſe Interpellanten ſich 
in ſo tiefwurzelnder Uebereinſtimmung mit der Bevölkerung, daß die 
Miniſter zu ſcharfen Reactionsmaßregeln greifen mußten, um zu ver— 
hindern, daß die öffentliche Meinung nicht doch zum Durchbruche kam. 
Schon am 26. November hatte in dem Lande der Glaubenseinheit der 
Gemeinderath von Innsbruck eine Dank- und Zuſtimmungsadreſſe an 
Rechbauer und Genoſſen wegen ihres Vorgehens in der deutſchen Sache 
beſchloſſen. Gleich darauf folgte der Gemeinderath von Wien mit einer 
Adreſſe an den Kaiſer, um Schutz für die Rechte Schleswig-Holſteins 
zu erbitten. Am 7. December erhielt die Deputation der wiener Re— 
präſentanz von dem Monarchen die höchſt ungnädige Antwort: „die 
Verſammlung möge ſich um Communalſachen kümmern und Angelegen— 
heiten der hohen Politik, die nicht zu ihrer Competenz gehörten, aus 
dem Spiele laſſen“. Der Gegenſatz zwiſchen dieſer Mahnung und den 
Auſtrengungen, die ein Vierteljahr vorher gemacht worden waren, um 
alle Vertretungen für die Initiative Oeſterreichs in der deutſchen Frage 
zu begeiſtern, war jo craß und fo ſchroff, daß Se. Majeſtät zwei 
Tage ſpäter den Bürgermeiſter, der aus einem andern Anlaß in die 
Hofburg beſchieden worden, über die ihm ertheilte Zurechtweiſung be— 
ruhigte und den Gemeinderath der Allerhöchſten Huld verſichern ließ. 
Trotzdem blieb es dabei, daß in Oeſterreich keine Volksverſammlung 
für Schleswig-Holſtein erlaubt und den wenigen Vereinen, die bei 
dem vollſtändigen Mangel eines Vereins- und Verſammlungsgeſetzes 
beſtanden, die Discuſſion der Herzogthümerfrage ausdrücklich verboten 
ward. Die Statthalter der Provinzen erhielten den Auftrag, die Be— 
wegung ſorgfältig zu überwachen und keinenfalls andere Sammlungen 
für Schleswig-Holſtein, als ſolche zu rein wohlthätigen Zwecken zu 
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geſtatten. Aber die Bewegung ergriff ganz Deutſchland mit ſolcher 
Macht, daß vorübergehend alle Parteidifferenzen dagegen in den Hin— 
tergrund traten. Was bisher ſtets vergeblich angeſtrebt war, brachte 
ſie zu Stande: zwiſchen Groß- und Kleindeutſchen ward eine Ver— 
ſtändigung angebahnt, die Bismarck und Rechberg natürlich am aller— 
wenigſten brauchen konnten. Am 6. December traten in Nürnberg 
die Führer des National- und des Reformvereins zuſammen und be— 
ſchloſſen, alle Mitglieder deutſcher Ständeverſammlungen auf den 21. 
zu einem Meeting nach Frankfurt einzuladen, wo man ſich über die 
„geſetzlichen Mittel“ zur entſchiedenen und raſchen Durchführung der 
Erbfolge Friedrich's in den Herzogthümern ausſprechen wollte. Auf 
der frankfurter Tagſatzung erſchienen denn auch 491 Deputirte aller 
Landtage, freilich nur 7 Oeſterreicher neben 47 Preußen, und deere— 
tirten die Einſetzung eines Centralausſchuſſes von 36 Mitgliedern, der 
„den Mittelpunkt für die legale Thätigkeit der deutſchen Nation“ ab- 
geben ſollte, um dieſer letztern nach Annullirung der londoner Ver— 
träge „für Deutſchlands verletzte Ehre und gefährdetes Recht, ſowie 
für die unterdrückten Stammesgenoſſen und deren rechtmäßigen Für— 
ſten jedes nöthige Opfer“ abzuverlangen. Leider bekämpften die Mit— 
glieder des großdeutſchen Reformvereins dieſen Antrag und verließen — 
etwa 40 an der Zahl, Oeſterreicher, Baiern, Würtemberger — den Saal 
unter Proteſt, um „Conflicte mit der beſtehenden Geſetzgebung“ zu 
vermeiden. So hatte denn in verhängnißvoller Prädeſtination wiederum 
die großdeutſche Partei durch ihre Seceſſion die Führung ergriffen, 
der populären Propaganda die Spitze abzubrechen; und auch bei den 
nunmehr folgenden Schritten beeilte Oeſterreich ſich wieder, genau ſo 
wie vor funfzehn Jahren, in reactionärer Beziehung noch eifriger als 
Preußen ins Zeug zu gehen. Rechberg war es, der am 30. am 
Bunde den Antrag ſtellen ließ, auf Entfernung des Herzogs von 
Auguſtenburg aus Holſtein zu dringen, und damit am 2. Januar 
1864 abgewieſen ward. Er auch war es, der am 10. Januar eine 
ſcharfe Depeſche an Baiern richtete, worin er aufs neue die Entdeckung 
machte, daß Oeſterreich zwar kein Recht des Veto gegen Bundes— 
beſchlüſſe begehre, daß aber „das Majoriſirungsrecht des Bundestags, 
nach Convenienz beliebige Beſchlüſſe zu faſſen, ſeine geſetzlichen Gren— 
zen habe“. Mit Bismarck zuſammen endlich richtete er am Sylveſter— 
abend eine dringende Depeſche gegen den Sechsunddreißiger-Ausſchuß 
an die deutſchen Regierungen, denen dieſes Comité als eine Handhabe 
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denuncirt ward, „durch Bildung von Freiſcharen aus den Turn- und 
Wehrvereinen organiſirte militäriſche Kräfte in Bereitſchaft zu ſetzen, 
die im günſtigen Augenblicke dann für revolutionäre Zwecke ver— 
wendbar ſein ſollten“. Mit einem „Netze revolutionärer Elemente 
werde Deutſchland überzogen“, die vorläufig nur einen moraliſchen 
Druck auszuüben, ſpäter jedoch die beſtehende geſetzliche Ordnung zu 
erſchüttern ſtreben würden; denen die Regierungen daher „bei Zeiten 
mit Energie entgegentreten müßten“. So war denn das rothe Ge— 
ſpenſt glücklich wieder galvaniſirt; allein bald genug zeigte ſich, daß 
man damit einer Sprengung des alten Bundes, die doch in letzter In— 
ſtanz nur Preußen zugute kommen konnte, nicht vorgebeugt. Bis 
zum Jahresſchluſſe war die Eexecution in Holſtein vollzogen. Nun— 
mehr beantragten die beiden Vormächte am 28. December bei dem 
Bunde, Dänemark aufzufordern, es möge ſofort das neue Grundgeſetz 
für Schleswig widerrufen, und zugleich zu erklären, daß im Falle 
der Nichtbeachtung dieſes Ultimatums, Deutſchland das Herzogthum 
militäriſch beſetzen werde als Pfand für die endliche Erfüllung 
jener Zuſagen, die Dänemark im Londoner Vertrage gemacht 
habe, das Deutſchthum und die alten Privilegien auch nördlich der 
Eider zu ſchützen. Dieſen Antrag verwarf der Bundestag am 14. Ja⸗ 
nuar mit elf gegen fünf Stimmen — freilich ohne daß die Majorität 
dann ihrerſeits den Muth gehabt hätte, die großherzoglich heſſiſche 
Gegenpropoſition anzunehmen, wonach der Bund „zum Schutze 
aller Rechte und zur Sicherung aller verfaſſungsmäßigen 
Beziehungen Holſteins zu Schleswig die einſtweilige Be— 
ſetzung des letztern Herzogthums bis zur Erledigung der ſchwebenden 
Fragen ſchleunigſt in Vollzug ſetzen ſollte“. 

Und nun begann jene denkwürdige Campagne, jenes Unicum eines 
diplomatiſchen Feldzugs, worin Oeſterreich, Arm in Arm mit Preußen, 
von niemand als von den reactionären Don Quixoten Kurheſſen und 
Mecklenburg nebſt ein Paar Liliputanern unterſtützt, den Bundestag 
in brutalſter Manier minoriſirte, zu ganz beſonderer Genugthuung 
Bismarck's und unter heftigen Proteſten aller der Staaten, auf deren 
Beiſtand es für die Durchführung ſeiner „liberalen“ und „nationalen“ 
Reformacte angewieſen war. In dieſer Behandlung Baierns, Sach— 
ſens, Würtembergs ein Vierteljahr nach dem Fürſtentage einen andern 
Ariadnefaden zu finden, als etwa den, daß alles, was nur ſo recht 
urregetionär und antinational iſt, deshalb auch gut für Oeſterreich 
ſein muß, erklären wir uns feierlich außer Stande. Die beiden Vor— 
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mächte ſprachen ihr „lebhaftes Bedauern“ aus, daß „die gehoffte Ver— 
ſtändigung nicht erzielt“ worden ſei; bei der „Dringlichkeit der Sache“ 
müßten ſie nunmehr ſelbſt „auf Grund ihrer beſondern Stellung“ und 
als europäiſche Großmächte die Ausführung der beantragten Maß— 
regeln zur Vollziehung des Londoner Tractats von 1852 in die Hand 
nehmen. Am 16. Januar ging die Sommation nach Kopenhagen ab, 
binnen 48 Stunden die Verfaſſung vom 18. November, d. h. die In— 
corporirung Schleswigs aufzuheben; am 18. erfolgte die ablehnende 
Antwort; am 1. Februar überſchritten die Preußen und das Corps 
Gablenz' unter Wrangel's Oberbefehl die Eider. In der großen, 
ſchon erwähnten Debatte des Abgeordnetenhauſes in Wien vom 28. Ja— 
nuar bis 1. Februar über die Beſchaffung der Geldmittel zu der Lö— 
ſung der Herzogthümerfrage war es abermals Biegeleben geweſen, 
dem die Aufgabe zugefallen, das Tiſchtuch zwiſchen Oeſterreich und 
Deutſchland vollends zu zerſchneiden, indem er die Politik Rechberg's 
gerade ſo wie auf dem Fürſtentage vertheidigte. Freilich war der 
Mann hier wie dort nur ein untergeordnetes Werkzeug; aber die her— 
ausfordernde Art, die Luſt an der Reaction, womit der ultramontane 
Convertit in Frankfurt jeder freiſinnigen Modification der Reformacte, 
und in Wien allen populär⸗nationalen Agitationen betreffs der Herzog— 
thümerfrage mit leidenſchaftlicher Verbiſſenheit entgegentrat, ſtempelt 
ihn trotzdem zum böſen Genius Oeſterreichs in beiden Haupt- und 
Staatsactionen. Daß ſein Preußen- und Proteſtantenhaß, der ihn 
auf dem Fürſtencongreſſe beſeelte, ihn nicht hinderte, im Abgeordneten— 
hauſe für das engſte Zuſammengehen mit Bismarck gegen eine echt 
deutſchnationale Bewegung zu plaidiren, beweiſt, wie auch hier die 
Hingebung an die Contrerevolution in jeder Form das leitende Princip 
abgab. Wohl wurden Rechbauer's Interpellation und ſelbſt Herbſt's 
Antrag, wie bereits mitgetheilt, beſeitigt; aber das waren doch nur 
Pyrrhusſiege für die Regierung. Mußte Bismarck ſich nicht ſtill— 
ſchweigend die Hände reiben, wenn er ſah, wie Oeſterreich alles that, 
um mit eigener Hand die Reformacte zu begraben, die in Frankfurt 
erworbene Popularität zu Grunde zu richten, ſelbſt die Nägel zum 
Sarge ſeiner deutſchen Stellung zu liefern? Für eine Macht, die ſo 
wie Oeſterreich an die moraliſchen Hebel appellirt, war es allerdings 
eine ſtarke Schlappe, wenn jetzt der Sechsunddreißiger-Ausſchuß am 
24. Januar in einem fulminanten Manifeſt der Nation zurief: „Zwei 
Mächte, die den Anſpruch verwirkt haben, die Großmächte Deutſch— 
lands zu heißen, ſind in offener Geſetzwidrigkeit begriffen“, und beide 
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der „eigenmächtigen Gewaltthätigkeit“ anklagte. Wohin war der Rauſch 
der Begeiſterung vom September verflogen, wenn Oeſterreich, um 
nicht misliebige Aufmerkſamkeit zu erregen, ſeine Truppen weder über 
Baiern, noch durch Sachſen an die Niederelbe dirigirte, ſondern mit 
der Route über Breslau und Berlin ſorgſam alles nichtpreußiſche 
Territorium vermied? Am 12. Januar trafen öſterreichiſche Quartier⸗ 
macher in Nürnberg ein, wurden aber von der bairiſchen Preſſe mit 
ſo einſtimmiger Erbitterung begrüßt, daß die kaiſerliche Regierung ſie 
wieder abberief! Machte Oeſterreich nicht Bismarck's Geſchäfte, wenn 
es die deutſchnationale Bewegung bei ſich zu Hauſe ſoweit lahmzu— 
legen wußte, daß ſelbſt in der Landtagsſeſſion vom März und April 
1864 nicht Ein deutſcher Landtag eine Demonſtration zu Gunſten der 
Herzogthümer mehr machte, alle vielmehr ſich auf loyale Anerkennung 
der tapfern Armee beſchränkten; daß ſelbſt unter 1353 Unterſchrif— 
ten der Landtagsabgeordneten unter der „Rechtsverwahrung“, welche 
der Sechsunddreißiger-Ausſchuß am 8. Mai dem Baron Beuſt als 
deutſchem Bevollmächtigten bei der Londoner Conferenz überſandte, 
nur die Namen von je 20 deutſchböhmiſchen und ſteiriſchen, ſowie von 
drei vorarlberger Deputirten ſtanden? Ueberall erſchien jetzt Oeſter— 
reich, und wahrlich nicht zu ſeinem Vortheil, auf dem militäriſchen 
wie auf dem diplomatiſchen Felde nur im Schlepptau Bismarck's. 
Die Enttäuſchung Deutſchlands aber, die Misſtimmung, das Cabinet, 
das eben noch die Reform des Bundes auf ſeine Fahne geſchrieben, 
nun dem Urtypus alles märkiſchen Junkerthums hofiren zu ſehen, war 
ſo groß, daß Oeſterreichs einſtige beſte Freunde ein wahres Ver— 
gnügen daran fanden, ſelbſt ſeine beſten Thaten für die Sache der 
Herzogthümer zu verleumden — ein ſchäbiger Schwindel, bei dem aber 
die Nationalliberalen um ſo lieber ſecundirten, je weniger ſie daheim 
etwas gegen Bismarck ausrichten konnten. Die Kopfloſigkeit, womit 
Oeſterreich feine Politik, aus bloßer Begeiſterung für einen Staats- 
mann, der offenbar das Zeug zu einem Staatsſtreichshelden in ſich 
trug, derjenigen Bismarck's unterordnete, trug ihm Unterſchätzung, 
Misachtung, ja rohe Verleumdung ſeiner beſten Dienſte für Deutſch— 
land ein; ſelbſt vor der albernen Verdächtigung, es habe ſich nur an 
Preußen gehängt, um dieſes als Bleigewicht zu hemmen, ſchreckte man, 
wie erwähnt, nicht zurück. 

In der Forcirung der ſtarken Poſition, welche die Dänen unter 
de Meza hinter dem Danewerk eingenommen, ergriff Gablenz mit den 
Oeſterreichern durch die blutige Erſtürmung Jagels und des Königsbergs 
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am 3. Februar die Initiative; öſterreichiſche Reiterei war es, die den 
Feind auf ſeinem Rückzuge drei Tage darauf mit dem Degen in der 
Fauſt bei Oeverſee einholte und mit verhängten Zügeln durch Flens- 
burg jagte. Dann aber gab man es zu, daß die Preußen allein die 
düppeler Schanzen blokirten, hinter welche die däniſche Hauptmacht 
retirirt war, während Anfang März General Manteuffel nach Wien 
in diplomatiſcher Miſſion ging und dort glücklich die Mitwirkung 
Oeſterreichs bei dem Einmarſch in Jütland erlangte. Am 8. März 
überſchritt Gablenz die Königsau und ſchlug in dem Treffen bei Veile, 
das ein kleines ſtrategiſches Meiſterſtück war, den Feind nordwärts 
zurück, ſodaß die Preußen nunmehr ungeſtört die düppeler Schanzen 
mit der Inſel Alſen beſchießen, die Oeſterreicher die jütiſche Feſtung 
Friedericia belagern konnten. Am 18. April wurden die düppeler 
Schanzen von den Preußen genommen, ſodaß dieſen allein der Knall— 
effect blieb, während die ſang- und klangloſe Räumung Friedericias 
acht Tage darauf faſt ſpurlos vorüberging. Auch bezüglich der Rü— 
ſtungen, die Oeſterreich zur See getroffen, ſprach man faſt nur davon, 
daß Admiral Willerstorff-Urbair mit den aus Pola bereits im Februar 
ausgelaufenen Panzerſchiffen nicht vom Flecke kam und erſt nicht die 


Meerenge von Gibraltar paſſiren konnte, dann bis zum Schluſſe des 


Kriegs nicht über die Höhe von Breſt hinauskam. Das glänzende 
Seegefecht aber, das Tegetthoff mit dem kaiſerlichen Nordſeegeſchwader 
am 9. Mai bei Helgoland gegen die däniſche Flotille beſtand, obſchon 
Palmerſton dieſer die beſten Zieler aus Woolwich an Bord gegeben, 
ward ebenfalls von der kleindeutſchen Preſſe nach Möglichkeit todt— 
geſchwiegen. Gerade an dieſem Tage ward übrigens von der lon— 
doner Conferenz der Großmächte, die am 25. April zur Vermittelung 
des Friedens zuſammengetreten war und am 25. Juni unverrichteter 
Sache auseinanderging, ein Waffenſtillſtand beſchloſſen, und wieder 
war es hier Preußen, das auch in diplomatiſcher Beziehung den Vor— 
tritt an ſich riß, indem es am 15. Mai in Form einer Depeſche ſich 
von den Londoner Verträgen losſagte — ein Schritt, den dann am 
17. Mai beide deutſche Großmächte auf der Conferenz wiederholten. 
Was ſie mit dem Bunde zu thun ſich entſchieden geweigert, das thaten 
ſie jetzt aus freien Stücken, da ſie ſicher wußten, daß die Macht der 
Mittel- und Kleinſtaaten, nachdem man fie von der militäriſchen Action 
ausgeſchloſſen, gebrochen war und die Löſung der Herzogthümerfrage 
nicht mehr den Suprematieanſprüchen der beiden Vormächte gefährlich 
werden konnte. Baron Beuſt als Bundesbevollmächtigter auf der 
Rogge, Oeſterreich. II. 16 
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Conferenz diente doch nur zur Verzierung des äußern Schauplatzes, 
nachdem Wrangel und Prinz Friedrich Karl jede Gelegenheit, die Sach— 
ſen und Hannoveraner als Bundes-Executionstruppen unter General 
Haake zu brutaliſiren und an ihrer militäriſchen Ehre zu kränken, bei 
den Haaren herbeigezogen, die öſterreichiſchen Staatsmänner aber 
dieſes Treiben mit gekreuzten Armen geduldet hatten. Dicht vor dem 
Scheitern der Conferenz hatte am 22. Juni König Wilhelm in Be— 
gleitung Bismarck's den Kaiſer Franz Joſeph, bei dem Rechberg war, 
in Karlsbad beſucht. Unter dem berühmten Regenſchirme luſtwan— 
delnd, hatte der preußiſche Miniſter den öſterreichiſchen ſo umgarnt, 
daß Oeſterreich wiederum ruhig zuſah, wie Prinz Friedrich Karl am 
29. Juni den Uebergang nach der Inſel Alſen bewerkſtelligte; und daß 
dann am 10. Juli die Alliirten zuſammen den Limfjord überſchritten, 
um auch die Nordhälfte Jütlands zu beſetzen. Als am Skagerack 
die ſchwarzgelbe und die ſchwarzweiße Fahne wehte, ſuchten am 12. 
die Dänen Waffenſtillſtand nach, der ihnen am 15. bewilligt ward, 
nachdem vorher noch am 13. Juli die Verbündeten die ſchleswigſche 
Juſel Sylt beſetzt. Daß mit Dänemark auch Deutſchland beſiegt 
worden war, inſofern als es jetzt, jedes eigenen Willens ſich begebend, 
ruhig abwarten mußte, welcher Hegemonie es in den Schos fallen 
würde, ob der öſterreichiſchen, ob der preußiſchen, das zeigte ſich klar 
genug, als am 26. Juli in Wien die Friedensverhandlungen ohne 
Zuziehung ſowol des Bundes als der Herzogthümer begannen! Am 
1. Auguſt wurden die Präliminarien unterzeichnet, welche die Herzog— 
thümer von der däniſchen Oberherrlichkeit befreiten; den Dank für die 
Unterordnung Oeſterreichs unter die preußiſche Führung bei dieſer 
ganzen Epiſode ſtattete König Wilhelm in Form eines Beſuchs ab, 
den er vom 20. bis 25. Auguſt mit Bismarck in Wien machte — 
und am 30. October 1864 ward der Wiener Friede unterzeichnet, der 
in Oeſterreichs Hände das Neſſusgeſchenk des „Condominiums“ über 
Schleswig-Holſtein in Gemeinſchaft mit Preußen, legte. 

Nicht glücklicher als in der Herzogthümerfrage verlief Rechberg's 
weitere Campagne in der Zollvereinsdifferenz. Aber wie in der einen, 
ſo verhinderte auch in der andern Augelegenheit die rein dynaſtiſche 
Politik der beiden Großmächte, dort den nationalen, hier den volks— 
wirthſchaftlichen Gedanken in ſeiner Reinheit zum Durchbruche zu ge— 
langen. Das jedoch kann nicht geleugnet werden, in dem diplomati— 
ſchen Intriguenſpiele zeigte ſich Preußen fabelhaft überlegen. Nur 
mit Hülfe Oeſterreichs konnte es die übermächtige Stellung erringen, 
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in der es aus dem däniſchen Kriege hervorgegangen. Nur mit Hülfe 
Oeſterreichs konnte der Bund beiſeite geſchoben, der Krieg gegen das 
Mistrauen der übrigen Großmächte zu Ende geführt werden; nur mit 
Oeſterreichs Einwilligung konnte Bismarck hoffen, ſeine Abſichten auf 
Schleswig-Holſtein ſelbſt gegen den Willen der dortigen Bevölkerung, 
eventuell mit den Waffen in der Hand zu verwirklichen. Und alle 
dieſe Erwartungen erfüllte Graf Rechberg, erfüllte nach ihm Graf 
Mensdorff, ſodaß, als der Kaiſerſtaat ſich endlich in der zwölften Stunde 
aufraffen wollte, es zu ſpät, ſeine Stellung in Deutſchland bereits zu 
ſtark erſchüttert war. Ebenſo wurde bei dem Kampfe um die Recon— 
ſtruirung des Zollvereins auf Grundlage des franzöſiſchen Handels— 
vertrags der volkswirthſchaftliche Geſichtspunkt, der ausſchließlich hätte 
maßgebend ſein ſollen, von öſterreichiſcher wie von preußiſcher Seite 
durch Hineinziehung völlig fremder Motive getrübt. Mit vollem Recht 
und im wahren Intereſſe der vorgeſchrittenen Induſtrie Preußens und 
ſeiner Zollverbündeten war jener Vertrag auf die Freihandelsprincipien 
baſirt; aber mit Unrecht in Art. 31 die wirthſchaftliche Ausſchließung 
Oeſterreichs aus Deutſchland, zur Anbahnung der politiſchen Excluſion, 
decretirt. Mit Recht forderte Oeſterreich die Ausbildung des 1853 
mit ihm abgeſchloſſenen Vertrags; allein ganz mit Unrecht hetzte es 
die Mittelſtaaten, im Gegenſatze zu den Bedürfniſſen ihrer eigenen 
Bevölkerungen, den Handelsvertrag in Bauſch und Bogen zu ver— 
werfen, blos zur Befriedigung Oeſterreichs, das in ſeiner materiellen 
Entwickelung ſo weit hinter Deutſchland zurückgeblieben. Daß letzteres 
wirklich in hohem Grade der Fall war, zeigte ſich deutlich, als Rech— 
berg am 9. December 1863 einen Tarif, den er auf Grund ſeiner 
Zolleinigungsvorſchläge vom 10. Juli 1862 (ſ. II, 190) hatte aus— 
arbeiten laſſen, den Handels- und Gewerbekammern, ſowie den land— 
wirthſchaftlichen Geſellſchaften der Monarchie zur Begutachtung vor— 
legte. Gleich im Februar 1864 mußte der Miniſter den Gewerbe— 
verein von Niederöſterreich dahin beruhigen, daß der neue, relativ 
freihändleriſche Tarif keinenfalls ohne Zuſtimmung des Reichsraths 
eingeführt werden ſolle. Es dauerte bis Ende Auguſt 1864, ehe die 
Antworten einliefen, und dann lauteten, nach Auffaſſung der Regie— 
rung, von 15 der befragten 57 Gremien und Körperſchaften die Voten 
unbedingt ablehnend; von 42, wie der euphemiſtiſche Ausdruck lautete, 
„bedingt oder unbedingt zuſtimmend“. Unter den Voten der 32 Han— 
delskammern insbeſondere waren 10 verneinende, 22 „bedingt oder un— 
bedingt“ bejahende. Nun rechne man zu der miniſteriellen Preſſion 
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noch hinzu, daß ſelbſtverſtändlich gar viele „bedingte“ Zuſtimmungen 
nur verſchleierte Ablehnungen waren, und das wahre Reſultat ſpringt 
von ſelbſt in die Augen. Die Handelskammern wollten im Grunde 
ihres Herzens von dem ganzen Project gar nichts wiſſen; die land— 
wirthſchaftlichen Geſellſchaften waren mit Freuden einverſtanden, den 
Urproducenten den Vortheil des billigern Einkaufs zu ſichern — inſo— 
fern in ihnen nicht die agricolen Nebengewerbe die Hauptrolle ſpielten, 
ſodaß der Majorität bald die Zucker-, bald die Spiritusinduſtrie durch 
Herabſetzung der Eingangszölle gefährdet erſchien. 

Jedem Einſichtigen und Unbefangenen hatte inzwiſchen der Gang 
der Verhandlungen im Schoſe des Zollvereins ſelbſt ſchon deutlich 
bewieſen, daß die Mittel- und Kleinſtaaten um ihrer Bevölkerung 
willen es gerade ſo wenig wie vor zehn Jahren auf die Sprengung 
des Zollvereins ankommen laſſen durften und würden. Am 24. März 
1863 war in München die Generalconferenz des Zollvereins eröffnet 
worden und Rechberg ſprach derſelben ſofort in einer Circulardepeſche 
die „beſtimmte“ Ueberzeugung aus, ſie werde ſich mit einer „ein— 
gehenden Prüfung“ ſeiner Propoſitionen vom Juli 1862 befaſſen. 
Wirklich verlangte eine bairiſche Denkſchrift vom 25. April gleichzeitige 
Verhandlung über die Erneuerung der Zollvereinsverträge auf Grund 
des franzöſiſchen Handelstractats und über die Erweiterung des Han— 
delsvertrags von 1853 mit Oeſterreich. Als aber am 5. Juni Preu— 
ßen dieſen Antrag für unzuläſſig erklärte, nahm ſofort Sachſen eine 
Mittelſtellung ein: es hoffte, man werde den Verkehr mit Oeſterreich 
bedeutend erleichtern können, „ohne die vom Standpunkte der 
ſächſiſchen Intereſſen hoch anzuſchlagenden Vortheile des 
Handelsvertrags mit Frankreich zu opfern“. Baiern ſetzte 
nun zwar Punctationen auf zur Separatverſtändigung zwiſchen jenen 
Regierungen, welche den franzöſiſchen Handelsvertrag nicht als Baſis 
für die Erneuerung der Zollvereinsverträge annehmen wollten. Allein 
am 17. Juli ward die Generalconferenz geſchloſſen, ohne daß Oeſter— 
reich auch nur einmal eine Antwort ertheilt worden wäre. Wohl trat 
am 6. October 1863 nunmehr, auf Baierns Einladung, in München 
eine Conferenz zuſammen, auf der die Regierungen von Hannover, 
Würtemberg, beiden Heſſen, Naſſau und Frankfurt neuerdings dem 
Antrag Baierns auf ſofortige Eröffnung der Verhandlungen mit 
Oeſterreich zuſtimmten. Aber ſelbſt die ſeparatiſtiſchen Staaten hüteten 
ſich ſehr, irgendeine beſtimmte Verpflichtung gegen das Kaiſerreich 
einzugehen; und der Ausgang war an den fünf Fingern abzuzählen, 
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als Preußen der, Anfang November behufs Verhandlungen über die 
Erneuerung der Verträge nach Berlin einberufenen Conferenz aller 
Zollvereinsregierungen am 15. December bei der Vertagung, da die 
Sachen noch immer nicht vom Flecke kamen, erklärte, eventuell für 
Ende 1865 die alten Zollvereinsverträge zu kündigen. Unzweifelhaft 
wäre der Abſchluß viel ſchneller eingetreten, wenn nicht die inzwiſchen 
vollzogene Allianz beider Großmächte gegen den Deutſchen Bund Herrn 
von Bismarck Rückſichtnahme auf Oeſterreich als unerlaßlich geboten 
hätte. So gab er ſich denn dazu her, Conferenzen in Prag zu er— 
öffnen, auf denen der preußiſche Finanzrath von Haſſelbach mit dem 
k. k. Staatsrath Baron Hock vom 18. bis 30. März 1864, wenn 
auch ohne beſondern Erfolg, verhandelte. Das Reſultat war, daß 
Preußen ſich bereit erklärte, nach Reconſtruction des Zollvereins mit 
Oeſterreich über weitere Verkehrserleichterungen auf Grund des Han— 
delsvertrags von 1853 zu verhandeln. — ein Gedanke, den Graf Rech— 
berg in ſeiner Note vom 30. April „peremptoriſch“ zurückwies, da 
Oeſterreich nur mit dem Ziele, die Zolleinigung anzubahnen, weiter 
verhandeln wolle, der Vertrag von 1853 aber „einer weitern werth— 
vollen Fortentwickelung gar nicht mehr fähig ſei“, wenn erſt der Zoll— 
verein auf Grund des Handelstractats mit Frankreich reorganiſirt 
ſei. Inzwiſchen hatte Oeſterreichs Sache auch in Baiern einen Stoß 
durch den plötzlichen Tod des Königs Max II. erlitten (10. März 
1864); und bereits am 11. Mai gab Beuſt, von beiden Kammern 
bedrängt, den Widerſtand Sachſens auf. Das war das Signal zum 
allgemeinen Abfalle, den Oeſterreich vergebens dadurch aufzuhalten 
ſuchte, daß es ſich am 1. Juni mit Baiern über eine „Regiſtratur“ 
der Bedingungen verſtändigte, die Baiern und deſſen Zollverbündete 
Preußen für ihren Beitritt zu dem reconſtruirten Zollverein als Mi— 
nimum ſtellen ſollten. Gleich in den erſten Junitagen fügte ſich Frank— 
furt; und da am 19. ſogar die münchener Conferenz der Separatiſten 
die öſterreichiſch-bairiſche Regiſtratur ablehnte, folgte Kurheſſen Ende 
des Monats dem Beiſpiele der Abtrünnigen, ſodaß am 28. Juni die 
ſeit Februar wieder eröffnete, aber nochmals vertagt geweſene berliner 
Conferenz bei ihrem Schluſſe die neuen Zollvereinsverträge vollziehen 
konnte und Baiern nebſt deſſen Verbündeten den Beitritt bis zum 
1. October offen hielt. Da kündigten denn am 11. Juli Hannover 
und Oldenburg ihre Unterwerfung an; und hart vor Thoresſchluß am 
28. September thaten Baiern, wo die Handelskammer von Nürnberg 
der Regierung keine Ruhe ließ, Darmſtadt, wo die Kammern in das 
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Miniſterium drangen, Naſſau ſowie Würtemberg daſſelbe. Am 12. De 
tober war die Reconſtruction des Zollvereins in ſeiner Totalität eine 
vollendete Thatſache. In der Herzogthümerfrage hatte inzwiſchen 
Oeſterreich dem berliner Cabinet alle gewünſchten Dienſte geleiſtet. 
Als daher Rechberg nunmehr am 28. Juli auf Eröffnung der Ver— 
handlungen zwiſchen beiden Regierungen drang, bekam er nur noch 
ſchöne Worte. Eine bei dem Beſuche des Königs in Wien von 
Schönbrunn aus datirte Depeſche Bismarck's vom 25. Auguſt 1864 
erklärte ſich jetzt, da Preußen ſeinen Willen vollſtändig durchgeſetzt, 
zur Wiederaufnahme der Verhandlungen bereit, zu denen Haſſelbach 
und Hock ſich am 1. October wiederum in Prag einſtellten. Erſt 
nachdem am 13. December 1864 Preußen definitiv jene Modificationen 
des franzöſiſchen Handelsvertrags, zu deren Befürwortung es ſich dem 
Zollverein gegenüber anheiſchig gemacht, mit Frankreich vereinbart und 
ſo endgültig conſtatirt hatte, daß Art. 31, deſſen Annullirung Oeſterreich 
ſtets als conditio sine qua non proclamirt, ſich nicht darunter befand, 
erlaubte Bismarck die Verlegung der Verhandlungen nach Berlin, wo 
Hock am 15. December eintraf. Schon das Zugeſtändniß ward ver— 
weigert, daß in dem neuen Tractat ein beſtimmter Termin feſtgeſetzt 
werde, in dem über eine Zolleinigung Oeſterreichs und des Zoll— 
vereins verhandelt werden ſolle. Der Vertrag, der am 11. April 
1865 endlich unterzeichnet ward und kaum 14 Monate bis zum Kriege 
in Kraft blieb, beſeitigte das Differentialzollſyſtem und verpflichtete 
beide Gebiete zur Beibehaltung eines mäßigen Schutzzollſyſtems. 
Es war für Oeſterreich von vitaler Bedeutung, daß Rechberg den 
Fabrikanten ſchon vorher angezeigt hatte, ſie müßten ſich, bei den 
Fortſchritten, die der Freihandel und das Syſtem der Finanzzölle 
ringsum machten, gefaßt halten, daß der Tarif auf Grund der Vor— 
ſchläge vom 10. Juli 1862 jedenfalls eingeführt werde, welchen Aus— 
gang auch die Verhandlungen mit Preußen nähmen. Wie wenig er 
auch ſonſt bedeutete, der Handelsvertrag von 1865 hatte für Oeſter— 
reich das Gute, einer Partei, die für die Rückkehr zur Prohibition 
energiſch arbeitete und immer mächtiger ſich geltend machte, einen un— 
verrückbaren Riegel e es war das letzte mal geweſen, daß 
die Protectioniſten alle Minen ſpringen ließen, um das verlorene Ter— 
rain wieder zu erobern. *) 


Vgl. den bereits mehrmals erwähnten Aufjaß in Ane Zeit“ vom 
15." Oecher 1868, S. 609-611; Weber, „Der deutſche Zollverein“, Kap. 31; 
auch die Jahresüberſichten in Schultheß' „Geſchichtskalender“ von 1863 und 1864. 
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Am 2. März 1864 hatte die dritte Seſſion der erbländiſchen 
Landtage, mit Ausnahme der Vertretung Galiziens, begonnen. Neben 
dem ſlawiſchen und klerikalen Uebermuthe, der bereits immer drohen— 
der fein Haupt erhob, trat hier die föderaliſtiſche Kleinſtaaterei, welche 
die Reichsrathsreformen im Detail durch Ausführungs- und Landes— 
geſetze zu caſſiren ſtrebte, abermals um mehrere Grade weiter in den 
Vordergrund, mächtig unterſtützt durch die Apathie, die ſich der Deutſch— 
liberalen deſto ſtärker bemächtigte, je klarer ſie zu der Erkenntniß ge— 
langten, daß das ganze Schmerlingstheater doch am Ende nur eine 
Geldbewilligungsmaſchine und unfähig war, den kleinſten Fortſchritt 
auf politiſchem oder confeſſionellem Gebiete zu erzielen. Mit den 
machtloſen Landtagen fertig zu werden, war freilich keine Kunſt; aber 
früher faſt noch als in dem Reichsrathe zeigte ſich in dieſen Vertre— 
tungskörpern eine doppelte Schwächung des Schmerling'ſchen Einfluſſes, 
indem die Deutſchen an ſeinem Liberalismus zu verzweifeln begannen 
und gleichzeitig mit ihrer Abwendung von ihm naturgemäß die Zu— 
verſicht der Verfaſſungsgegner ſtieg. Immer entſchiedener lehnte ſich 
das Deutſchthum gegen Schmerling's Maxime „wir können warten“ 
auf; und immer beſtimmter ſtellte ſich dabei heraus, daß es ſeine 
alleinigen Hoffnungen auf das Centralparlament in Wien und auf 
die Reichsverfaſſung ſetzte, daher auch den Staatsminiſter in dem un— 
geduldigen Beſtreben, die Competenz des Reichsraths zu erweitern 
und das Staatsgrundgeſetz zu conſolidiren, weit überholte. So be— 
ſchloß am 10. Mai der linzer Landtag, die Regierung zu erſuchen, 
ſie möge dem Reichsrathe, nicht den Landtagen, einen Geſetzentwurf 
über die unbedingte Theilbarkeit der Bauergüter vorlegen. So be— 
ſchloß der damals noch von Anaſtaſius Grün geführte und ſtreng 
verfaſſungstreue krainer Landtag am 17. März mit allen gegen drei 
Stimmen, trotz heftiger Einſprache des Statthalters, die Beeidigung 
der Gemeinderäthe auf die Reichs- und Landesverfaſſung. Daß das 
Miniſterium ſelbſt dieſen verfaſſungstreuen Beſtrebungen entgegentrat, 
rächte ſich natürlich, indem am 8. Juni bei den Gemeinderathswahlen 
in Laibach die Slowenen einen eclatanten Sieg erfochten und einer 
ihrer Chefs, Dr. Coſta, Bürgermeiſter wurde. Der Mann hatte 
unter Bach lange vergeblich in Wien mit weißer Cravatte um eine 
Stelle als Bachhuſar petitionirt, und war im Sommer 1862 zur 
Zeit des Juriſtentags mit einer ſchwarzrothgoldenen Rieſencocarde in 
Wien unter den Feſtgäſten herumgelaufen. Jetzt endlich hatte er ein 
paſſendes Plätzchen gefunden! In Zara führte gar der Uebermuth 
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der italieniſchen Beamten aus Bach's Schule, der Aleſani, Lapenna 
und anderer Hofräthe, die dem Landtage mit ſouveräner bureaukrati— 
ſcher Arroganz begegneten, zu Scenen, die eine Auflöſung der Ver— 
ſammlung am 8. April provocirten. Auch der Podeſta und der Ge— 
meinderath von Spalato wurden zwei Monate darauf ihres Amts 
enthoben und durch einen kaiſerlichen Commiſſar erſetzt. Nun war es 
gerade nicht ſchwer, zum 27. September einen Landtag zuſammenzubrin— 
gen, der Ordre parirte. Aber die Kraft der Autonomiſtenpartei, die 
Schmerling, wie wir oben geſehen, ſo vortreffliche Dienſte ſowol gegen die 
nach Kroatien gravitirenden Südſlawen, wie zur Einzügelung der Ita— 
lianiſſimi ringsum geleiſtet, war damit gebrochen. Mehr und mehr 
vergaß der Miniſter die erſte ſtaatsmänniſche Regel, daß man ſich 
nur auf das ſtützen kann, was auch Widerſtand leiſtet. Mit dieſer 
Epiſode war in Dalmatien der erſte Schritt geſchehen, in das Lager 
der Autonomiſten jenen Zwieſpalt zu tragen, der dann die ſlawiſchen 
Elemente durch die klaffende Breſche vordringen ließ. In Böhmen 
war die Poſition der Deutſchen noch ſtark genug; allein im Hinblick 
auf Schmerling's Unthätigkeit hatte ſich ihrer eine verhängnißvolle 
Apathie bemächtigt. Der Landtag hatte 22 Wahlen für das Abgeord— 
netenhaus vorzunehmen. Als nun Rieger beantragte, die Erſatzwahlen 
für die elf renitenten Czechen nicht vorzunehmen; und als Thun die 
Frage einer Commiſſion zugewieſen haben wollte, verwarfen 117 gegen 
79 Stimmen die Propoſition des Grafen — den Rieger'ſchen Antrag 
hatte der Oberlandesmarſchall ſelbſt für ungültig erklärt und deshalb 
nicht zum Scrutinium gebracht. Jetzt aber meinte ein großer Theil 
der Deutſchen, nach Vollziehung der Wahlen ſeine Pflicht gethan zu 
haben, und brach von Prag auf. Dieſer Indolenz iſt es zuzuſchreiben, 
daß die Verfaſſungsgegner noch hart vor Thorſchluß mit 101 gegen 
94 Stimmen das famoſe Sprachenzwangsgeſetz im Sturmſchritt durch— 
brachten: am 25. Mai ward der Unterricht im Czechiſchen auch in 
den deutſchen Mittelſchulen für obligatoriſch erklärt!! Es war zu der 
Sitzung ausdrücklich Succurs an czechiſchen Abgeordneten aus dem 
ganzen Lande aufgeboten, indeß die Deutſchen ruhig in ihrer Indo— 
lenz verharrten. Wie die Slawen, fo fingen auch die Ultramontanen 
an, eine größere Rührigkeit zu entfalten. Am 6. April erlaubte ſich 
der Fürſt-Biſchof von Breslau, dem Abgeordneten Dr. Prutek, einem 
Prieſter, die Niederlegung ſeines Mandats anzubefehlen, weil derſelbe 
ſich auf dem troppauer Landtage nicht ganz günſtig über die Leiſtungen 
der Geiſtlichen als Lehrer ausgeſprochen. Der tiroler Landtag gar 
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verwarf nicht nur am 27. April die liberale Gemeindegeſetzvorlage der 
Regierung; er votirte nicht nur, den Reichsrathsbeſchlüſſen entgegen, 
mit 41 gegen 4 Stimmen die Beibehaltung des politiſchen Eheconſen— 
ſes: er ernaunte auch bei den Erſatzwahlen — ſtatt der bisherigen 
zwei liberalen Abgeordneten — die beiden klerikalen Heißſporne Haßl— 
wandter und Greuter mit 28 gegen 19 Stimmen in den Reichsrath. 
Ja, da Pfretzſchner auf ſeine wiederholte Interpellation über das 
Schickſal des Glaubenseinheitsbeſchluſſes vom Statthalter nur eine 
ausweichende Antwort erhielt, die nicht geeignet war, den Trotz der 
Schwarzen zu brechen, fielen Mitte Mai auch die Magiſtrats- und 
Bürgermeiſterwahlen in Innsbruck durchweg klerikal aus. 

In der ungariſchen Reichshälfte hatte Schmerling gleichfalls nicht 
an Boden gewonnen. Zwar war am 23. Mai auch der ſiebenbürger 
Landtag wieder zuſammengetreten und hatte bis zum 24. October in 
Hermannſtadt getagt; aber weder die dritte noch die vierte Ausſchrei— 
bung von Neuwahlen in den ungariſchen und Szeklerdiſtricten am 
9. Mai und 31. Juli hatte der Repräſentanz des Großfürſtenthums 
irgendwelche nennenswerthe Vervollſtändigung von ſeiten des magya— 
riſchen Volksſtammes zugeführt. Ein paar halbſchlächtige, in ihren 
Vermögensverhältniſſen herabgekommene ungariſche Cavaliere, welche 
der Berufung als Regaliſten Folge leiſteten: das war die ganze Er— 
rungenſchaft. Die einzige Schöpfung, welche die lange Seſſion zu 
Stande brachte, war die Lostrennung auch dieſes Nebenlandes von 
der Jurisdiction der peſter Septemviraltafel. Wie Kroatien, ſo er— 
hielt Siebenbürgen ſeinen eigenen Oberſten Gerichtshof; doch mußte 
der Landtag ſich nach langem Widerſtande darein ergeben, daß dieſes 
Tribunal nicht, wie die agramer Septemviraltafel, im Lande, ſondern 
in Wien ſeinen Sitz habe, wo er, Anfang October 1864 errichtet, 
natürlich wieder zu einem bloßen Senate des dortigen Oberſten Ge— 
richts- und Caſſationshofs hätte herabſinken müſſen, wäre er nicht 
mit Schmerling's Fall ohnedies beſeitigt geweſen. Im eigentlichen 
Ungarn hatte man ſich bereits wieder aufs Conſpiriren gelegt; am 
16. März 1864 wurden in der Hauptſtadt und im ganzen Lande 
zahlreiche Verhaftungen vorgenommen, die am 6. Februar 1865 zu 
drakoniſchen Verurtheilungen führten. Das furchtbarſte Moment bil— 
deten aber nicht die Verdicte ſelbſt, ſondern die myſteriöſe Art des 
ganzen Verfahrens, die geradezu an eine Vehme erinnerte und weit 
über die Geheimnißthuerei gewöhnlicher Kriegsgerichte hinausging. 
Selbſt Haynau's Standgerichte hatten doch die Motive ihrer Todes— 
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urtheile publicirt. Hier aber gelangte aus dem Schoſe gewöhnlicher 
Militärtribunale, die doch nur das Proviſorium aufrecht erhalten ſoll— 
ten, abſolut gar nichts in die Oeffentlichkeit, als ein paar lakoniſche 
Zeilen in der „Wiener Zeitung“, aus denen man erfuhr, daß Paul 
von Almaſſy und Complicen, wegen Hochverraths zum Tode verur— 
theilt, von Sr. Majeſtät zu zwanzigjähriger Kerkerſtrafe begnadigt 
ſeien. Alle Verſuche, ſpeciellere Details zu erfahren, vermochten 
nicht, das Grabesſchweigen der Regierung zu durchbrechen; nur in of-— 
ficiöſer Weiſe ward angedeutet, es dürfe nichts Näheres über die 
Unterſuchung verlauten, weil dadurch der Rothe Prinz und mittelbar 
der Tuilerienhof arg compromittirt werden würden. Selbſtverſtänd— 
lich war dieſe Ausflucht nicht geeignet, den Vorſchub zu beſeitigen, 
den ein fo unqualificirbares Verfahren den Klagen der Ungarn über 
bodenloſen Despotismus, im Auslande leiſten mußte. Erregte doch 
die Procedur um jo größeres Aufſehen, als Almaſſy Pal an jenem 
14. April 1849, wo das debrecziner Parlament das Haus Habsburg 
der ungariſchen Krone verluſtig erklärt, dem Unterhauſe präſidirt 
hatte und nur durch eilige Flucht nach Paris dem Galgen entgangen 
war. Hier gehörte er dann zu den Intimen des Prinzen Napoleon, 
und erſt längere Zeit nach dem Sturze des abſolutiſtiſchen Régime 
ward ihm die Rückkehr in ſein Vaterland geſtattet. Auch ein Mündel 
Deak's befand ſich unter den Verurtheilten, deren vollſtändige Begna— 
digung übrigens kaum ein halbes Jahr darauf gleich nach Schmer— 
ling's Rücktritt erfolgte.“) Schmerling benutzte die Conſpiration, um 
am 22. April 1864 den ihm immer noch zu ſelbſtändigen und zu ſehr 
nationalen Forgach als Hofkanzler durch den Grafen Hermann Zichy von 
Vaſonykeö zu erſetzen. In ihm konnte der Miniſter hoffen, ein willen— 
loſes Werkzeug für feine Plane gewonnen zu haben — nur ſank auch 
freilich die ganze Hofkanzlei mit allen ihren Beamten immer mehr zu 
einer bloßen Spiegelfechterei herab, die keine Seele in Ungarn mehr 
darüber täuſchen konnte, daß ganz wie unter Bach alle ungariſchen 


Ein ſehr bösartiges Pamphlet über den ganzen Handel erſchien damals 
in Brüſſel, offenbar aus der Feder eines Emigranten, der indeſſen zur Ge— 
ſchichte der Verſchwörung und des Proceſſes nichts Neues beibrachte. Den 
Hauptinhalt bildeten recht ſchätzbare Daten aus Almaſſy's Vorleben, wie er, 
während er in Paris einer von den Mittelpunkten der Emigration war, ſeine 
ſchöne Frau nach Wien ſchickte, um durch Gewährung von Schäferſtunden an 
die damaligen Miniſter die über ſein Vermögen verhängte Confiscation rück— 
gängig zu machen. Das Mittel erwies ſich als probat. 
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Angelegenheiten in dem Miniſterium am Judenplatze erledigt wurden. 
Sonſt aber war der Griff kein unglücklicher. Bei dem wiener Bür— 
germeiſterbanket im Augarten ſprach Zichy ſich am 6. Juni unbedingt 
für den Eintritt Ungarns in den Reichsrath aus. Indeſſen kam zu 
bedenken, daß der Mann in ſeiner eigenen Familie für kein Genie 
galt. „Aber lieber Oedoen“, hatte er ſeinen ſtreng nationalen Bruder 
gemahnt, „weißt du denn nicht, wie Papa uns immer ermahnt, zum 
Kaiſer zu halten?“ — „Nein, mein Beſter“, hatte Oedoen dem ſchwarz— 
gelben Hermann erwidert, „das iſt mir wirklich entfallen; dagegen 
entſinnſt du dich ſicher noch, wie oft der ſelige Vater geſagt hat: 
aus dem Hermann wird in ſeinem ganzen Leben nichts Geſcheites!“ 
Als bei dem Herannahen der Reichsrathsſeſſion die Altconſervativen 
ſich mit einem neuen „Ausgleichs“-Programm hinter den Judex Curiä 
ſteckten, erſetzte Schmerling am 13. September 1864 auch auf dieſem 
Poſten den Grafen Georg Andraſſy von Cſik-Szent-Kiraly und Kraszua— 
Horka durch den Grafen Valentin Török von Szendrö. Eine Be— 
lohnung für die Anhänglichkeit der Rumänen und eine Strafe zugleich 
für die Renitenz der Südſlawen war es, daß Schmerling endlich 
Ernſt machte, den Lieblingswunſch der erſtern und ihres verfaſſungs— 
treuen Biſchofs Saguna zu erfüllen, indem er die orthodoxen Rumä— 
nen von dem karlowitzer Patriarchat loslöſte. Am 1. Auguſt 1864 
trat der ſerbiſche Nationalcongreß in Karlowitz zuſammen, um an 
Stelle des 1862 verſtorbenen Rajacic einen neuen Patriarchen zu er— 
wählen. Die Wahl fiel, wie üblich, auf den bisherigen Adminiſtrator 
Maſirevic, der aber am 2. September nur für die Serben, nicht für 
die Rumänen beſtätigt ward. Ein kaiſerliches Handſchreiben vom 
3. Januar 1865 berief dann den ſerbiſchen Nationalcongreß ſowie die 
Synode der griechiſch-orientaliſchen Biſchöfe nach Karlowitz behufs 
Ausſcheidung des den romaniſchen Sprengeln zukommenden, bis dahin 
gemeinſamen Vermögens der karlowitzer Metropolie in Ungarn, Kroa— 
tien, Slawonien und der Militärgrenze, und ernannte den rumäniſchen 
Biſchof von Siebenbürgen Baron Saguna zum, dem ſerbiſchen Pa— 
triarchen coordinirten Erzbiſchof und Metropoliten der nichtunirten 
Rumänen in Siebenbürgen und Ungarn. Der Congreß und 
die Synode tagten vom 6. Februar bis 1. April 1865, ohne trotz 
aller ſtürmiſchen Sitzungen in der heiklen Vermögensfrage eine güt— 
liche Auseinanderſetzung zu erzielen. Wenn man ſich aber gegenwärtig 
hält, daß Saguna der Führer der rumäniſchen Verfaſſungstreuen in 
Siebenbürgen war, daß er ferner Sitz und Stimme im Herrenhauſe 
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zu Wien hatte, wie gewaltig ſchwer ſchließlich die Autorität der Kirche 
unter der walachiſchen Bevölkerung wiegt, dann bedarf es keines nähern 
Commentars über die Bedeutung eines Actes, welcher die Autorität 
dieſes Mannes mit dem Nimbus eines oberſten Hirten ganz direct 
auf die orthodoxen Rumänen Ungarns ausdehnte. Da in der Ver— 
faſſungsfrage, d. h. in dem Widerſtande gegen die Magyariſirung, 
die kleinere Hälfte der unirten mit der größern Hälfte der orthodoxen 
Rumänen durchaus Hand in Hand ging, ſo war dadurch eine com— 
pacte, continuirliche Maſſe von guten drittehalb Millionen Seelen 
hergeſtellt, die das magyariſche Element von den Karpathenpäſſen 
Siebenbürgens bis tief in das arader Komitat und die Bacsfa ſüd— 
wärts umſpannten und die demſelben um ſo gefährlicher werden konnten, 
als ſie ſich nordwärts an die Rumänen der Bukowina lehnten und an 
der Donau die 4 Millionen der Moldo-Walachen als Rückhalt hatten. 

Neben der magyariſchen hatte ſich auch die italieniſche Agitation 
bemerkbar gemacht. In allen Städten Venetiens ward am 24. Juni 
1864 der Jahrestag von Solferino mit feſtlichen Demonſtrationen be— 
gangen; Krawalle an der Univerſität von Padua füllten das Winter— 
ſemeſter von 1864 auf 1865; ſchon Ende Auguſt 1864 wurden auch 
in Welſchtirol umfangreiche Arretirungen vorgenommen. Am 16. De- 
tober kam es bei Udine und Belluno zu einem bewaffneten Aufſtands— 
verſuche, den erſt am 6. und 7. November 1864 Benedek's Truppen 
niederſchlugen; am 11. November wurde der Belagerungszuſtand über 
Friaul verhängt; zugleich aber bot die Regierung auch — ein Zeichen, 
daß ſie ſich noch nicht ganz ſicher fühlte — freiwillige Schützen in 
Tirol auf. Dieſes Intermezzo wirkte auf Trieſt zurück, ſodaß auch 
dort die Italianiſſimi wieder kecker das Haupt erhoben. Am 21. Ja— 
nuar 1865 mußte das zugleich als Landtag fungirende Municipium 
wegen einer, italieniſche Sympathien verrathenden Reſolution aufgelöſt 
werden. Indeſſen trat raſch ein Umſchwung ein, da gleich darauf eine 
Loyalitätsadreſſe an den Kaiſer in der Stadt und namentlich in dem 
ſlawiſchen Territorium, das zu Trieſt gehört, zahlreiche Unterſchriften 
fand. Von den Aufſtändiſchen wurden am 10. Juni 1865 etwa 
30 Trientiner abgeurtheilt; am 21. befahl der Kaiſer die Einſtellung 
der Unterſuchung gegen 153 Friauler. Schon die heikle Lage der 
Finanzen gebot Milde nach allen Seiten hin, da ſie den Staat zu 
jeder nachdrücklichen Aetion unfähig machte. Als Plener ein Siebzig— 
Millionen-Anlehn auf die 109 Millionen, die das Parlament bewil— 
ligt, ausſchrieb, liefen am 13. Mai 1864 nur zwei Offerten von 
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23½ und 10 Millionen ein, von denen die zweite überdies abgelehnt 
naeh mußte; wegen der übrigen 46½ Millionen verſtändigte der 
Miniſter ſich mit den Unternehmern der 23½ Millionen und einem 
Conſortium von Bankiers. Höchſt charakteriſtiſch iſt, daß inmitten 
dieſer Miſere Rauſcher am 29. Juli in einem Hirtenbriefe den Gläu⸗ 
bigen dringend die Betheiligung an dem päpſtlichen Anlehn von 
50 Millionen Franes empfehlen durfte, da der Peterspfennig nicht aus— 
reiche, die Bedürfniſſe des Heiligen Stuhls zu decken. Ja, der Car— 
dinal erlaubte ſich, drohend hinzuzufügen: „Das Reich, welches gegen— 
wärtig von Turin aus beherrſcht wird, hat auf Zukunft keinen An— 
ſpruch; das Zuſammenwirken europäiſcher Verwickelungen iſt es, wo— 
durch daſſelbe kümmerlich zuſammengehalten wird.“ Bereits Anfang 
November ſah Plener ſich abermals genöthigt, ein Steueranlehn von 
25 Millionen zu den drückendſten Bedingungen, noch um 1 Procent 
ungünſtiger als Anfang 1861, zu emittiren; unter ſolchen Auſpicien 
hatte er denn freilich die Genugthuung einer Ueberzeichnung um das 
Doppelte. Auf kirchlichem Gebiete ſuchte Schmerling ſich jetzt mit der 
evangeliſchen Generalſynode fortzuhelfen, die am 22. Mai 1864 wirk— 
lich zuſammentrat, „um die zur definitiven Feſtſtellung der Kirchen— 
verfaſſung geeignet erachteten Geſetzentwürfe zu formuliren und dem 
Kaiſer zur Schlußfaſſung zu unterbreiten“. Wohl beſchloſſen die 
Herren nach einer Audienz bei dem Staatsminiſter: „der Regierung 
eine Denkſchrift bezüglich der interconfeſſionellen Angelegen— 
heiten und eine Petition um Vorlage eines diesfälligen Geſetzes an 
den Reichsrath einzureichen“. Allein als am 11. Juli die Synode 
auseinanderging, war die Sache um keines Strohhalms Breite von 
der Stelle gerückt. 

Wenige Tage ehe der Reichsrath zuſammentrat, zahlte Graf Rech— 
berg am 27. October 1864 die Koſten des Fürſtentags-Fiasco.“) 
Früher hätte ſeine Entfernung für einen Triumph des Staatsminiſters 
gelten mögen, da er es aus Eiferſucht gegen Schmerling geliebt, dann 
und wann mit den ungariſchen Altconſervativen zu kokettiren: allein 


) Rechberg hätte wol früher weichen müſſen: zu feinem Glück aber hatten 
die Wiener gerade bei dem Schluſſe des Fürſtentags ſo vollauf mit einem 
Bühnenintermezzo zu thun, daß die frankfurler Bagatelle darüber ganz und gar 
vergeſſen ward. Eine bekannte Soubrette, deren Fiſchweibermanieren der wie— 
ner jeunesse dorée für ungemein „feſch“ gelten, hatte ſich mit ihrem Director 
hinter den Couliſſen geohrfeigt: dieſe „Hetz“ drängte jedes andere Tagesereigniß 
in den Hintergrund. 
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ſo wie die Dinge lagen, war ſeine Entlaſſung einfach eine Genug— 
thuung für Preußen, und ſeine Erſetzung durch den Grafen Mensdorff— 
Pouilly eine Verſtärkung des ariſtokratiſch-militäriſchen Elements, ſowie 
des perſönlichen Regiments. Der Feldmarſchall-Lieutenant Mensdorff, 
Statthalter von Galizien, war gerade auf einer amtlichen Geſchäfts— 
reiſe in Wien geweſen, als er, im Begriff auf ſeinen Poſten nach 
Lemberg zurückzukehren, bei ſeiner Abſchiedsaudienz vom Kaiſer ſeine 
Berufung zum Miniſter der auswärtigen Augelegenheiten erfuhr. Da 
ſein Bedenken, er ſei ja lediglich Soldat, durch die beſtimmte Wei— 
ſung aus allerhöchſtem Munde zum Schweigen gebracht wurde: um 
ſo beſſer werde er, ans Gehorchen gewöhnt, die ihm zugehenden kai⸗ 
ſerlichen Befehle auszuführen wiſſen — hatte Bismarck wol recht, daß 
bezüglich der auswärtigen Politik Rechberg und Mensdorff jo viel 
heiße wie „meine Tante, deine Tante“. Mit Schmerling war es aber 
bereits ſo weit gekommen, daß er die Ernennung des Miniſters, der 
fortan den erſten Rang im Conſeil bekleidete, gleich dem Publikum 
aus der „Wiener Zeitung“ erfuhr. Der Miniſterwechſel trug das 
Seine dazu bei, daß dem Reichsrathe bei Eröffnung ſeiner dritten 
Seſſion eine wahrhaft eiſige Luft entgegenwehte. Hatte doch die Gräfin 
Mensdorff, eine geborene Fürſtin Dietrichſtein und etwas reſolute 
Dame, den ſie beglückwünſchenden Freundinnen gleich erklärt: die 
Herren vom Reichsrathe würden ſich wundern, zu ſehen, daß ihr 
Mann da einen Degen trage, wo „der gute Graf Rechberg“ nur eine 
Feder gehabt. Sehr viel zur Verſchlimmerung der Atmoſphäre in den 
Hofkreiſen hatte auch der Beſuch Bismarck's in Wien gewirkt. Die 
perſönliche Bekanntſchaft mit dem Miniſter, der widerſpenſtige Kam— 
mern ſo vortrefflich zu behandeln verſtand; ſeine mitleidig-verwunder— 
ten Sticheleien über die Rolle, die man dem Reichsrathe zu ſpielen 
erlaube, hatten in den hohen Regionen ein gemiſchtes Gefühl von 
Verwunderung und Beſchämung hervorgerufen, welches die Ariſtokra— 
tie, die Generalität, das Epiſkopat und die Spitzen der Beamten— 
hierarchie vortrefflich für ſich auszunutzen verſtanden. Wenn Bismarck 
mit Oſtentation eine Depeſche zeigte, die ihm beträchtliche Ueberſchüſſe 
der Steuereingänge über den Voranſchlag meldete, und dabei die zün— 
denden Worte hinwarf, da ſehe man, wie gut ſich's ohne Volksver— 
tretung regieren laſſe: ſo fand jenes naive Bäuerlein, das ſich alles 
Ernſtes einbildete, durch den bloßen Ankauf einer Brille leſen zu ler— 
nen, weil der Schulmeiſter geſagt, er brauche ſeine Augengläſer dazu, 
treuherzige Nachfolger in den Reihen jener funfzig Adelsfamilien, die 
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zuſammen mit ebenſo vielen Prälaten, um ein Wort Berger's zu ge— 
brauchen, ſeit Jahrhunderten das Regiment in Oeſterreich „wie eine 
Privatwirthſchaft betrieben haben“. Schmerling aber war machtlos 
und nachgiebig genug, um ſich auch dieſer Wandlung anzubequemen. 
Wenn es möglich war, die troſtlos apathiſche Stimmung der 
Bevölkerung noch tiefer daniederzudrücken, die gerechtfertigte Erbitte— 
rung der deutſchliberalen Partei im Abgeordnetenhauſe noch höher zu 
ſchrauben, ſo bewirkte dies am 14. November die bei Eröffnung des 
Reichsraths gehaltene Thronrede. Schon daß der Reichsrath aus— 
drücklich blos als Geſammtreichsrath berufen war, deutete an, daß er 
weſentlich nur als Steuerſchraube benutzt werden ſollte: denn die mei— 
ſten der in der Schwebe befindlichen wirklichen Freiheitsfragen gehör⸗ 
ten im Grunde nur vor das Forum des engern Reichsraths. Jetzt 
zeigte der Kaiſer dem Parlament gar an, daß es in Einer Seſſion 
zwei Budgets, das für 1865 und das für 1866, zu abſolviren haben 
werde. Wie groß die Neigung war, das Miniſterium Schmerling 
mit allen nöthigen Creditgeſetzen bis Neujahr 1867 zu verſehen, er— 
gibt ſich aus dem Vorangehenden von ſelbſt. Die unbeſtimmten Ver— 
ſprechungen, daß nach „raſcher“ Erledigung der beiden Etats der 
engere Reichsrath zuſammentreten und „eine Menge wichtiger wie um— 
fangreicher Vorlagen“ erhalten ſolle; daß die Krone ſich auch der Er— 
wartung hingebe, „es werde in der öſtlichen Reichshälfte die verfaſ— 
ſungsmäßige Thätigkeit allenthalben aufs neue beginnen können“: dieſe 
unverbindlichen Wendungen konnten natürlich die Bereitwilligkeit der 
Abgeordneten, den pecuniären Forderungen der Regierung entgegen— 
zukommen, auch nicht gerade ſteigern. Um ſo weniger, als ſofort am 
24. November Schmerling auf eine Interpellation Schindler's erklärte, 
die Einbringung eines Miniſter-Verantwortlichkeitsgeſetzes im Laufe 
dieſer Seſſion liege nicht in ſeiner Abſicht. Zwei andere ſchwarze 
Punkte bildeten gleich im Beginn der Seſſion die Czechen-Affaire und 
die Procedur gegen Rogawski. Von den elf czechiſchen Deputirten 
Böhmens und Mährens hatten die acht aus erſterm Kronlande gegen 
den Reichsrath als eine unvollſtändige Vertretung der Monarchie Pro— 
teſt erhoben, die drei aus der Markgrafſchaft aus gleichem Grunde 
um Urlaub nachgeſucht. Am 4. December beſchloß das Haus, beide 
Erklärungen als Mandatsniederlegungen anzuſehen. Was den Ab— 
geordneten Rogawski aubetraf, jo hatte Schmerling alsbald in gewohnter 
hochfahrender Weiſe dem Hauſe angezeigt, derſelbe habe ſein Mans 
dat verloren, da die galiziſchen Militärgerichte ihn nur von der 
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Inſtanz losgeſprochen. Tief gekränkt über dieſen Eingriff in ſeine 
Jurisdiction überwies das Haus trotzdem die Frage faſt einſtimmig, 
beinahe nur gegen das Votum der Miniſter ſelbſt, einem Ausſchuſſe, 
und dieſem erklärte die Regierung, ſie ertheile überhaupt dem Reichs— 
rathe nur aus gutem Willen Aufſchlüſſe über die Verhängung des 
Belagerungszuſtandes in Galizien — eine Verpflichtung dazu erkenne 
ſie durchaus nicht an (25. November). Das Haus freilich wußte ſich 
dem Wortlaute des Geſetzes gegenüber nicht anders zu helfen, als daß 
es am 13. December Rogawski's Mandat caſſirte. Aber obgleich die 
Regierung den Buchſtaben des Geſetzes auf ihrer Seite hatte, einen 
wie bittern Stachel mußte es in aller Herzen zurücklaſſen, daß das 
Verdict eines Kriegsgerichts, ſelbſt wenn dieſes kein genügendes Motiv 
zur Verurtheilung fand, einen Bürger ſeiner politiſchen Privilegien 
berauben und ihn der Miſſion entkleiden konnte, die ihm das Vertrauen 
ſeiner Wähler übertragen. Man kann ſich daher leicht denken, unter 
welchen Auſpicien das Abgeordnetenhaus vom 24. November bis 6. De— 
cember ſeine Adreßdebatte abſolvirte. Schon bei der Adreßdiscuſſion 
des Herrenhauſes hatte ſich ein höchſt bedeutſamer Umſchwung der 
Stimmung kundgegeben. Anaſtaſius Grün, der die beiden frühern 
Adreſſen dieſer Körperſchaft verfaßt, wurde diesmal gar nicht in die 
betreffende Commiſſion gewählt, wohl aber der bisher ſtets übergan— 
gene Graf Leo Thun. Der Adreßentwurf, eine matte Umſchreibung 
der Thronrede aus der Feder Halm's (Baron Münch-Bellinghauſen), 
fiel denn auch derart aus, daß in der eintägigen Discuſſion vom 
23. November Graf Leo Thun und Graf Rechberg das Schriftſtück 
vertheidigten, Graf Anton Auersperg (Anaſtaſius Grün) und Graf 
Wickenburg vergeblich dagegen das Wort ergriffen. Im Unterhauſe 
ſprachen im Verlauf der Generaldebatte Berger, Graf Eugen Kinsky, 
Giskra u. a. energiſch für eine „Umkehr“ der Regierung; in der Spe— 
cialdebatte kam es dann in allen einzelnen Fragen zu harten Ren— 
contres mit ſämmtlichen Miniſtern. Der Adreßentwurf betonte das 
Recht des engern Reichsraths auf jährliche Seſſionen als eine Bürg— 
ſchaft verfaſſungsmäßiger Zuſtände. Er drang entſchieden auf die 
Herſtellung conſtitutionellen Regiments in Venetien und Galizien; als 
Laſſer und Schmerling gegen das Alinea zu Gunſten der Polen ſcharf 
ins Zeug gingen, wurden fie mit 104 gegen 60 Stimmen geſchlagen. 
Der Entwurf erklärte ferner die „ungeſäumte“ Einberufung, wie des 
galiziſchen, jo auch des ungariſchen und des kroatiſchen Landtags für 
„unbedingt nothwendig“ — ja, er ging ſo weit, daß er die Geneigtheit 
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des Hauſes ausſprach, den transleithaniſchen Ländern „bei unverrück— 
ter Wahrung des in der Reichsverfaſſung verkündeten Princips, 
gemeinſchaftlicher Behandlung der gemeinſamen Angelegenheiten, die 
nöthigen Garantien für ihre Autonomie in allen, ihren Landtagen vor— 
behaltenen Dingen“ zu geben. Die Adreſſe befürwortete in der aus— 
wärtigen Politik innigen Anſchluß an den Bund als den einzig richti— 
gen Weg, um „bundeswidrige Sonderbeſtrebungen“ in der Herzog— 
thümer- wie in der Reformfrage hintanzuhalten. Das Haus ſprach 
ſeine „tiefe Betrübniß“ aus, daß „die unheilvollen Ereigniſſe“ in Polen 
zur Verhängung des Belagerungszuſtandes über Galizien geführt; 
fügte jedoch in peremptoriſchem Tone hinzu: „es gewärtige von der 
Regierung die ihr nach der Verfaſſung obliegende Darlegung 
der Gründe und Erfolge jener Ausnahmsmaßregeln und könne den 
lebhafteſten Wunſch nicht unterdrücken, daß, wenn etwa bisher deren 
Nothwendigkeit vorhanden war, dieſelbe doch in kürzeſter Zeit entfallen 
möge“. Hier lag der Keim eines offenen Conflicts, da die Miniſter 
dabei beharrten, die Verhängung des Kriegszuſtandes im Frieden als 
eine reine Executivmaßregel zu betrachten, die den Reichsrath nicht 
das mindeſte angehe. Dann hieß es weiter: „Die Finanzlage iſt 
eine ſehr ernſte; nicht das bloße Streben nach Erſparungen, ſon— 
dern die völlige Umkehr zur ſtrengen Regelung der Staatsausgaben 
nach dem Maße der ordentlichen Einnahmen iſt der allein erfolg— 
reiche, unverweilt nöthige Schritt zur Herſtellung des Gleich— 
gewichts im Staatshaushalt.“ Herabſetzung der Ausgaben für Heer 
und Flotte, Vereinfachung der Verwaltung ſeien die einzigen Wege 
zum Ziele. „Klar und beſtimmt“ endlich ſprach die Adreſſe aus, daß 
„das ſchon längſt in Ausſicht geſtellte Geſetz über die Miniſterverant— 
wortlichkeit zu den dringendſten Ergänzungen der conſtitutionellen 
Staatseinrichtungen“ gehöre; ſowie ſich hoffentlich unter den verſpro— 
chenen Vorlagen für den engern Reichsrath diejenigen zur Regelung 
der durch das Concordat berührten confeſſionellen Verhältniſſe befinden 
würden. Am 6. December ward die Adreſſe, die in ſo vielen Punk— 
ten eine Kriegserklärung gegen die Regierung bildete, mit allen gegen 
40 Stimmen angenommen; doch verwahrten die Führer der Oppo— 
ſition, die bisher Schmerling's Stützen geweſen, ſich gegen die Au— 
nahme, das Miniſterium erſchüttern zu wollen. Allerdings ward auch 
der Finanzausſchuß für das Budget von 1865 gouvernemental be— 
ſtellt. Indeſſen, ehe der Reichsrath ſich Mitte December bis Neujahr 
vertagte, bewilligte er die immer nur für Ein Präliminare zugeſtan— 
Rogge, Oeſterreich. II. 17 
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denen Steuererhöhungen (die laufenden Abgaben hatte er nicht zu 
votiren) blos auf drei, nicht, wie die Regierung verlangt, auf ſechs— 
Monate über Sylveſter hinaus. 

Bei ſeiner Wiedereröffnung nach Neujahr 1865 fand das Ab— 
geordnetenhaus keinen andern Beruf mehr vor, als den Zerſetzungs— 
proceß des Miniſteriums Schmerling zu accompagniren und zu be— 
ſchleunigen. Gleich am 9. Jauuar erhielt es ſchriftlich die trockene 
Anzeige, daß der Kaiſer ſeine Adreſſe „zur Kenntniß“ — nicht wie die 
Herrenhausadreſſe „wohlgefällig“ zur Kenntniß — genommen. Am 
19. Februar erklärte Graf Mensdorff, die Regierung erachte ſich zur 
Vorlegung des Friedensſchluſſes mit Dänemark nicht verpflichtet; die 
Documente freilich, welche ſich auf die Entſagung des Erzherzogs 
Maximilian bezüglich ſeiner Erbfolge in Oeſterreich bezogen, waren 
gleich nach Eröffnung der Seſſion dem Reichsrathsarchiv einverleibt, 
um der Thronfolge jede denkbare Garantie zu verleihen. Der Finanz— 
ausſchuß ſeinerſeits beſchloß, das Budget für 1865 der Regierung 
zurückzuſenden, damit ſie wenigſtens das eigentliche Gebarungsdeficit 
beſeitige, welches vom Comité als mindeſtens 25 Millionen hoch 
bezeichnet ward. Man verſtand darunter die Herſtellung des Gleich— 
gewichts zwiſchen den wirklichen laufenden Einnahmen und Ausgaben 
— abgeſehen alſo von den Zahlungen an die Bank und von dem Erlös 
aus Domänen- oder Effectenverkäufen. Da der Ausſchuß auf die 
beiden Vorbedingungen, welche das Cabinet für die Namhaftmachung 
der Summe, die es abſetzen könne — Zugeſtändniß freier Virements 
innerhalb der einzelnen Departements und Zuſicherung ſofortiger Dis— 
cuſſion des Budgets für 1866 — nicht einging, mußte er, nach Ab— 
brechung der Verhandlungen, nunmehr die erforderlichen Abſtriche von 
ſich aus vornehmen. So ſtanden die Sachen Ende Januar, und der 
Februar verſchlimmerte die Temperatur noch viel mehr, da der Aus— 
ſchuß ſich überzeugte, daß abermals den entlaſſenen Miniſtern Forgach, 
Rechberg und Wickenburg Penſionen ausgeſetzt waren, deren Höhe das 
oft erwähnte, vom Abſolutismus erlaſſene Reichsgeſetz völlig ignorirte 
und die daher ſofort beſchnitten wurden. Am 18. Februar erſtattete gar 
die Staatsſchulden-Controlscommiſſion einen Bericht, aus dem ſich 
ergab, daß „die Finanzverwaltung die zur Einlöſung der Partial— 
Hypothekaranweiſungen beſtimmten 20 Millionen zu dem geſetzlich vor— 
geſchriebenen Zwecke nicht verwendet hatte“. Endlich wies das Tags 
darauf eingebrachte Präliminare für 1866 ſelbſt in der Gruppirung 
Plener's immer noch ein Gebarungsdefieit von 13 Millionen auf. 
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Schmerling ſuchte nun die Debatte aus dem Schoſe des Ausſchuſſes 
vor das Plenum zu ſpielen, indem er die Entſcheidung des Hauſes 
anrief und dem Comité anzeigte, daß die Miniſter an ſeinen Bera— 
thungen nicht mehr theilnehmen würden. Indeſſen ließ die Regierung 
ſich doch herbei, am 2. März die nach ihrer Anſicht unter den obigen 
Bedingungen erlaubten Abſtriche auf etwas über 20 Millionen zu 
fixiren, wovon 11 auf das Militär- und 1% auf das Flottenbudget 
entfielen. Ein beſſeres Verhältniß konnte dadurch nicht mehr herge— 
ſtellt werden, um ſo weniger, als der Ausſchuß bereits vom Marine— 
etat über 2 ½ Millionen abgeſetzt und auf feine Forderung, es ſei 
„Pflicht“ der Miniſter, zur Ertheilung von Aufſchlüſſen im Comité 
zu erſcheinen, am 7. März neuerdings eine abweiſende Antwort er— 
halten hatte. Schmerling hatte Bismarck vortrefflich abgeguckt, wie 
er ſich räuspert und wie er ſpuckt — wie er dem Ausſchuß auch früher 
ſchon die Bismarck'ſche Theorie zum beſten gegeben: das Abgeordneten— 
haus könne freilich ſtreichen ſoviel es wolle; allein wenn Herrenhaus 
und Krone die Abſtriche nicht ſanctionirten, käme kein Finanzgeſetz zu 
Stande, und dann müſſe eben ohne ein ſolches regiert werden. Der 
Ausſchuß reducirte darauf am 7. März das Kriegsbudget um 17 ½ Mil— 
lionen und ſchloß am 17. ſeine Arbeiten damit, daß er ein Gebarungs— 
deficit von nur 7 Millionen übrigließ, für deſſen Bedeckung ein be— 
ſonderes Geſetz ſorgen ſolle. Am 27. März begann die Plenardiscuſ— 
ſion. Dabei ward gleich in der Generaldebatte der Grundſatz betont, 
das Defieit müſſe in kürzeſter Friſt beſeitigt werden, da weder ein 
weiterer Appell an den Credit, noch neue Steuererhöhungen zuläſſig 
ſeien. Unmittelbar darauf ward „die Erwartung“ ausgeſprochen, 
daß in Zukunft der Miniſter des Aeußern dem Reichsrath ein Expoſé 
über die politiſche Situation und die Beziehungen zu den fremden 
Mächten in Begleitung der einſchlägigen Actenſtücke vorlegen werde. 
Bei allen Poſten, ſelbſt in der unbedeutendſten Rubrik, unterlag die 
Regierung. Satz für Satz wurden die Ausſchußanträge angenommen, 
wenngleich oft nur mit einer Mehrheit von zwei Stimmen. So ward 
am 29. April Schmerling's Forderung für den Dispoſitionsfonds von 
500000 auf 200000 Gulden herabgeſetzt. Der Staatsminiſter hatte 
höchſtens 50000 Gulden opfern wollen, jedoch nicht mehr gewagt, aus 
dem Poſten wie im Vorjahre eine Cabinetsfrage zu machen. Wie 
leicht ſelbſt jetzt noch die Verſtändigung zwiſchen dem Staatsminiſter 
und der Oppoſition geweſen wäre, zeigte die minimale Stimmenzahl, 
mit der die letztere ſiegte. Allein die Camarilla wollte eben die Kluft 
17 * 
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um jeden Preis erweitern, bis Schmerling völlig in der Luft ſchwebte: 
deshalb ward ihm vom Hofe auch nicht die geringſte liberale Con— 
ceſſion geſtattet, damit nur ja keine Wiederherſtellung des alten Ein— 
vernehmens zu Stande käme. Vergebens ließ die Linke am 26. April 
bei der Berathung des Juſtizbudgets das Haus die Klagen über die 
unerträglich gedrückte Lage der Preſſe wiederholen; und auf eine Inter— 
pellation Giskra's über den Belagerungszuſtand in Galizien hatte 
Schmerling bereits am 9. März erwidert: „er müſſe dabei beharren, 
daß es ſich hier um eine Executivmaßregel handle, zu deren Recht— 
fertigung das Miniſterium nach §. 13 der Verfaſſung nicht verpflichtet 
ſei; doch werde er, zur Ausfüllung der hier vorhandenen «Lücke, gern 
die Hand bieten, um ein Geſetz über den Belagerungszuſtand zu ent— 
werfen“. Darauf hin brachte Berger ſofort den von 75 Mitgliedern 
unterſtützten Antrag auf eine conſtitutionellere Formulirung des §. 13 
ein; hiermit und mit dem Votum des Plenums über den Heeres— 
etat war denn erzielt, was die Camarilla gewollt, der Bruch zwiſchen 
Schmerling und der Majorität des Abgeordnetenhauſes ſo unwider— 
ruflich entſchieden, daß der längſt vorbereitete Staatsſtreich gegen den 
Reichsrath und die Februarverfaſſung unmittelbar hinterdrein in Scene 
geſetzt werden konnte. . 

Die 105 ½ Millionen, welche die Regierung urſprünglich für 
die Armee verlangt, hatte fie ſelbſt, wie erwähnt, um 11 Milfio- 
nen reducirt; der Ausſchuß dagegen beantragte, das Geſammterforder— 
niß auf 90 Millionen anzuſetzen, ſodaß, nach Abzug der 10%, Mil- 
lionen eigener Einnahme des Kriegsdepartements, noch 79½ Millio- 
nen aus den Staatsfinanzen zuzuſchießen wären. Nach fünftägiger 
Debatte wurden dieſe Anträge mit großer Mehrheit am 6. Mai vom 
Hauſe angenommen, obgleich Miniſter Franck erklärt hatte: „es ſei 
ihm unmöglich, darauf einzugehen, wenn er nicht die Or— 
ganiſation der Armee angreifen wolle“. Ebenſo wurde für 
die Marine nach den oben mitgetheilten Ausſchußpropoſitionen nur eine 
Dittelmillion weniger bewilligt, als das Miniſterium in ſeinem re— 
ducirten Präliminare beanſprucht, wenig über 7, ſtatt reichlicher 
7/ Millionen. Am 8. Mai war das Budget mit 522 Millionen 
Erforderniß und 515 Millionen Bedeckung genehmigt; für den Ab— 
gang von etwas mehr als 7 Millionen ſollte ein eigenes Geſetz Sorge 
tragen. So unterlag die Regierung auf allen Punkten; denn dadurch, 
daß das Herrenhaus in ſeiner Budgetdebatte am 23. und 24. Juni 
den Marineetat wieder um gute zwei Drittel, das Armeebudget um 


ccc 


Schmerling und die Verfaſſungspartei. 261 


reichliche 4¼ Millionen erhöhte und überhaupt das Geſammtdeficit 
ziemlich aufs Doppelte, auf nahezu 14 Millionen ſteigerte, war doch 
am Ende nichts zum Beſſern gewendet, ſondern nur die Confuſion 
vermehrt. Der Schlag aber traf den Staatsminiſter um ſo directer, 
als er, der denn doch wiſſen mußte, daß die Fülle der preußiſchen 
und die verzweifelte Leere der öſterreichiſchen Kaſſen hier jeden Ver— 
gleich ausſchloß, ſich trotzdem herbeigelaſſen, den patriotiſchen Depu— 
tirten privatim die Bismarck abgelauſchte Phraſe einzuſchärfen: die 
Herren möchten ja nicht probiren, ſich in der Militärfrage auf den 
preußiſchen Landtag hinauszuſpielen. Das hatte dieſer Staatsmann 
den traurigen Muth auszuſprechen, vier Wochen ehe Plener am 
8. Juni das Haus mit der Forderung einer Anleihe von 117 Mil— 
lionen niederſchmetterte! Ja, in der Commiſſion für den Berger'ſchen 
Antrag beſtand er nicht nur unwandelbar auf der unveränderten Bei— 
behaltung des §. 13, er fügte auch noch provocirend hinzu: gewiß 
könne man mit demſelben in ſeiner gegenwärtigen Faſſung das Fe— 
bruarpatent ſelbſt aufheben. Das Haus ſollte ſich damit beruhigen, 
daß die Regierung die polniſche Frage momentan aus der Welt ſchaffe, 
indem ſie am 26. Februar die Internirung der entwaffneten Polen 
caſſirte, die nun in Maſſen nach Baiern und der Schweiz gingen; 
daß ſie ferner am 14. April den Belagerungszuſtand für Galizien 
aufhob; daß endlich Se. Excellenz bei der Plenardebatte über den 
Berger'ſchen Antrag (14. bis 16. Juni), acht Tage vor dem Sturze 
des Miniſteriums, die drei Viertel der Verſammlung umfaſſende Op— 
poſition mit der nichtsſagenden Redensart zu beſchwichtigen geruhte: 
„das Miniſterium ſehe den §. 13 nicht für das Kind an, das be— 
ſtimmt ſei, die eigene Mutter zu verſchlingen“. Das ſollte der Dank 
ſein für die unerträglichen Opfer, die man dem Reichsrathe und der 
Bevölkerung zumuthete! Da war es denn kein Wunder, wenn am 
10. Juni der Finanzausſchuß vor jeder Creditbewilligung Garantien 
dafür verlangte, daß in Zukunft die willkürlichen Budgetüberſchreitun— 
gen, ſowie die unter dem Titel „Depotſchulden“ verſteckten Anleihen 
fortfielen; vor jeder Anlehnsbewilligung müſſe der Grundſatz der Ver— 
faſſung zur Wahrheit gemacht werden, daß die Staatsſchuld unter der 
Controle des Parlaments ſtehe und ohne deſſen vorausgehende Zu— 
ſtimmung nicht vermehrt werden dürfe. Kein Wunder auch war es, 
daß am 16. Juni 102 gegen 48, reſp. gar 117 gegen 44 Stimmen 
den Berger'ſchen Antrag ſammt den angehängten beiden Reſolutionen 
annahmen. Der Geſetzentwurf Berger's beſtimmte, daß auf. Grund 
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des 8. 13 nur dringende, in den Geſetzen nicht vorgeſehene, den 
Staatsgrundgeſetzen nicht zuwiderlaufende Verordnungen erlaſſen wer— 
den dürften, deren Gültigkeit ſofort erlöſche, wenn der Reichsrath nach 
ſeinem Zuſammentritt ſie nicht ratificire. Die Reſolutionen ſollten 
für die Zwiſchenzeit bis zur Sanctionirung dieſes Geſetzes Vorſorge 
treffen und beſagten: das Haus verwahre ſich gegen jede Auslegung 
des §. 13, als könne durch denſelben ſein Recht, bei allen Acten der 
Geſetzgebung beſchließend mitzuwirken, aufgehoben werden; auch könne 
derſelbe, ſogar in ſeiner heutigen Faſſung, nur auf dringende Fälle 
und vorübergehende Verhältniſſe Anwendung finden, und müſſe jede 
auf Grund derſelben erlaſſene Verfügung mit dem Aufhören des be— 
ſondern Falles außer Wirkſamkeit treten. Am 21. Juni nahm das 
Haus desgleichen die Anträge ſeines Finanzausſchuſſes an. Statt der 
verlangten 117, erhielt Plener ein Anlehn von 13 Millionen bewilligt, 
deren er zur Einlöſung der Julicoupons bedurfte. Jede größere Credit— 
operation wurde vertagt bis nach Erledigung der Budgets für 1865 
und 1866, ſowie bis nach Einführung ſolcher Maßregeln, welche die 
Wiederkehr der gerügten Unregelmäßigkeiten und die Verwendung der 
Credite für andere als die im Etat angegebenen Ausgaben unmöglich 
machen würden. 

Eine jo unerhörte Renitenz mußte nun vollends der Camarilla 
bei Hofe Oberwaſſer verſchaffen. Ein ſehr freiſinniger, ſehr hoch— 
geſtellter und in die Verhandlungen jener Tage tief eingeweihter Ungar 
ſagte, in richtiger Würdigung des Umſtandes, daß bei dem Sturze 
Schmerling's die feudal- klerikalen Elemente den Ausſchlag gaben und 
die Liberalen nur in deren Schlepptau erſchienen, zum Verfaſſer: 
„Wie könnt ihr nur glauben, daß wir Deakiſten euere Verfaſſung 
zerſtört haben? Sie fiel an dem erſten Tage, wo ihr ernſthaften Ge— 
brauch davon machtet und der Regierung ein Neuntel von dem, was 
ſie forderte, darbotet. Euer Fehler war nur zu glauben, daß man 
Ernſt machen dürfe mit einer Verfaſſung, von der Ungarn ſich abge— 
wendet.“ Gewiß, der Miniſter, der in Ungarn, Kroatien, Galizien, 
Venetien nur mittels des Militärregime in mehr oder minder ſtraffer 
Form zu herrſchen vermochte, bewegte ſich in einem circulus vitiosus, 
wenn er ſich und andern einbilden wollte, in dem Reſte des Reichs ein 
ernſthaft conſtitutionelles Syſtem verwirklichen zu können. Blieb ihm 
doch ſchon an Werkzeugen, nachdem er alle nicht durchaus „correcten“, 
d. h. irgendwie von dem Geiſte ſelbſtändiger Regſamkeit angefreſſenen 
und nicht durchaus in die bureaukratiſche Schablone paſſenden Factoren 
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von ſich geſtoßen, nichts übrig, als das alte Bach'ſche Beamtenthum, 
das viel zu ſehr von dem Geiſte des rückhaltloſeſten Abſolutismus 
durchtränkt war, um auch nur jenem dürftigen Scheinconſtitutionalis— 
mus, den Schmerling in den deutſchen Kronländern zu realiſiren meinte, 
als geſchickte oder ſelbſt blos als willige Stütze zu dienen. Noch we— 
niger als die Bureaukratie traute der Klerus dem Frieden. Wenn jene, 
theils durch ihre Reminiſcenzen, theils durch die Sorge für die eigene 
Zukunft bewogen, fortwährend auslugte, um ſich im Dienſte der Fe— 
bruarverfaſſung nicht allzu ſehr zu compromittiren, und dies Ziel am 
einfachſten zu erreichen hoffte, indem ſie auch die letzten kümmerlichen 
Funken austrat, die etwa von dem 1860 angebahnten Umſchwunge 
noch leiſe fortglimmten, ſo ſtellte ſich namentlich die hohe Geiſtlichkeit 
auf die Dauer dem Regime Schmerling immer feindſeliger gegenüber. 
Der Fürſterzbiſchof von Wien, Cardinal Rauſcher, ſcheint der einzige 
in ihren Reihen geweſen zu ſein, der klar die Gefahr für das Con— 
cordat erkannte, falls dem Sturze des Centralismus ein dualiſtiſches 
Regiment folge und Ungarn dann, wie mit abſoluter Beſtimmtheit 
vorauszuſehen, den Vertrag mit Rom vom Jahre 1855 einfach als 
illegal ignorire. Die Heißſporne des Epiſkopats, namentlich Cardinal 
Schwarzenberg in Prag, die Biſchöfe von Olmütz und Brünn, Land— 
graf Fürſtenberg und Graf Schaffgotſche, zweifelten auch nicht Einen 
Augenblick, daß es ihnen mit Hülfe der böhmiſchen Hochtories und 
der czechiſchen Nationalität gelingen werde, der Entlaſſung Schmer— 
ling's und der Beſeitigung des Reichsrathes den Charakter eines mi— 
litäriſch-klerikalen Staatsſtreichs aufzudrücken. Von der Herrſchaft 
des Dualismus könne dann keine Rede ſein: im Gegentheil, es müſſe 
eine Zeit anbrechen, wo der Baum des Concordats, der unter Schmer— 
ling zwar nicht vertrocknet war, aber auch keine neuen Früchte angeſetzt 
hatte, wieder üppiger blühen werde als ſelbſt in den Tagen Bach's. 
Wie wenig auch Schmerling in ſeiner precären Stellung daran denken 
konnte, dem Concordat ernſtlich zu Leibe zu gehen, hatte die Regierung 
ſich doch (7. Januar 1865) über die Encyclica und den Syllabus in 
einer cavaliermäßigen Weiſe geäußert, die den Suprematiegelüſten 
Roms durchaus nicht conveniren konnte: ſie ſei nach dem Concordat 
nicht in der Lage, auf die Publicirung jener Documente ſeitens des 
Epiſkopats „Einfluß zu nehmen“, erkenne aber in demſelben lediglich 
eine Verlautbarung von Anſchauungen des Heiligen Stuhles, welche 
nicht geeignet ſei, eine Aenderung der in Oeſterreich beſtehenden Ge— 
ſetze zu erwirken. Freilich mußte der Staatsminiſter ſich begnügen, 
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die Fauſt in der Taſche zu ballen; freilich mußte er auf die Einbrin- 
gung der interconfeſſionellen Geſetze definitiv verzichten; freilich wurde 
die im Proteſtantenpatent den Evangeliſchen zugeſicherte Glaubensfrei— 
heit zur Poſſe, indem ihnen in Meran die nachgeſuchte Erlaubniß 
zur Begründung einer Kirchengemeinde, die ihnen im Princip allerdings 
zuſtand, in der Praxis von der Regierung zwar nicht verweigert, aber 
noch viel weniger bewilligt ward! Allein wenn die Farce der Con— 
cordats-Reviſion des Reichsrathes, dem man ſie vorſpielte, unwürdig 
war, war ſie des Klerus im Grunde weniger unwürdig? Entſprach 
ſie der Jupitershaltung der Curie, die eben damals durch ihren Nuntius 
Monſignore Meglia dem Kaiſer Maximilian in Mexico erklären ließ, 
daß er gerade ſo wie der letzte Bewohner ſeines Landes „ein Unter— 
than“ des Papſtes ſei? Und wenn das Benehmen Schmerling's ebenſo 
ſehr die Ohnmacht wie den böſen Willen des Miniſters conſtatirte, 
ſollte man vielleicht abwarten, bis durch irgendeine Veränderung der 
Conſtellation zum Wollen ſich auch wieder das Können fand, nachdem 
er ſelber vor fünf Jahren die Gelegenheit, beides miteinander zu ver— 
einen, ſo unglücklich verpaßt? 

Hieraus ergab ſich aber für Schmerling eine Lage, die ihm auch 
noch die letzten ſeiner bisherigen Stützen, die Sympathien des deut— 
ſchen Elementes entzog. Es mußte ſich von ihm abwenden, weil er 
es zuletzt mit dem Kopfe gegen die Wand ſtellte und ihm keine andere 
Wahl ließ, als den Uebergang ins oppoſitionelle Lager oder den radi— 
calen Bruch mit den einfachſten Grundprincipien des Liberalismus, ſo— 
daß es zum Geſpött der Welt geworden wäre. Hatte doch Schmer— 
ling ſelbſt den Grafen Beleredi, der berufen war, ihn perſönlich zu 
verdrängen und über die Deutſchöſterreicher eine furchtbare Zuchtruthe 
zu ſchwingen, nur deshalb zum Statthalter von Böhmen gemacht, 
weil dieſer feudal-ultramontane Magnat zur beſondern Genugthuung 
des Staatsminiſters mehrere freiſinnige Anträge der Deutſchböhmen 
unter Herbſt im prager Landtage zu Falle gebracht. Ebenſo war Graf 
Moritz Eſterhazy durch den Staatsminiſter ſelbſt in das Conſeil be— 
rufen, wo er jetzt mit der ganzen Zähigkeit, dem vollen Raffinement 
eines Jeſuiten von Profeſſion ruhig den Zeitpunkt ablauerte, wo es 
ihm endlich vergönnt ſein werde, das Cabinet zu ſprengen, dem er als 
Miniſter ohne Portefeuille nun ſchon vier Jahre angehörte. Der Graf 
iſt ein viel zu bequemer Herr, um ſich ſelbſt für ſeine Parteizwecke 
einer anſtrengenden Propaganda zu unterziehen; man verſichert, daß, 
als er Oeſterreich bei der Curie repräſentirte, die Regierung oft mo— 
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natelang auf dringend nothwendige und wiederholt verlangte Berichte 
warten mußte. Aber trotzdem eifriger Vertreter ſeiner Kaſtenintereſſen 
und als Hofmann wie als Jünger Loyola's im Intriguenſpiele ſeine 
größte Befriedigung findend, iſt er wie wenige angethan, „am Ufer 
zu ſitzen und auf den Wind zu warten“; er ſchüttelt den Baum nicht, 
aber man kann ſicher ſein, daß er den Moment nicht verpaſſen wird, 
wo ſich die reife Frucht vom Aſte ablöſt, um in ſeinen Schos zu 
fallen. Bei der Oppoſition gegen Schmerling hatte er überdies alle 
nur erſinnlichen Gründe, ſeiner Indolenz Gewalt anzuthun. Dem 
Magnaten, der im Intereſſe ſeines Standes wie ſeines Ordens dem 
ehrlichen Parlamentarismus nicht etwa kalt gegenüberſteht wie ein Alt— 
conſervativer, ſondern ihn mit dem intenſiven Fanatismus der Hoch— 
tories und Hochkirchler faßt; der alſo die Februarverfaſſung verab— 
ſcheute, weil ſie immerhin für die Erblande die Keime conſtitutioneller 
Entwickelung enthielt, und der den Widerſtand Ungarns gegen dieſelbe 
nur ausbeuten wollte, um jene Saat zu zertreten und in ſeinem Va— 
terlande die „avitiſche“ Verfaſſung von 1847 mit allen excluſiven 
Adelsprivilegien wiederherzuſtellen, ihm mußte die ganze Wirthſchaft 
Schmerling's in tiefſter Seele ein Greuel ſein. Der Staatsminiſter 
verrechnete ſich ſchwer, wenn er, getäuſcht durch die apathiſche Ruhe 
des Grafen, der im Conſeil kaum je den Mund aufthat, ſich einbil— 
dete, derſelbe habe ihm die mannichfachen freundlichen Bemühungen, 
den letzten, nicht unbedingt der Actionsſphäre des Staatsminiſteriums 
untergeordneten Ungarn aus dem Rathe der Krone los zu werden, ver— 
geſſen oder gar verziehen. Als er endlich klar ſah, wie gefährlich 
ihm gerade dieſer ſteinerne Gaſt als Mittelglied zwiſchen den Hoch⸗ 
kirchlern, den Hochtories und der geſammten nationalen Oppoſition 
werden konnte, da brach er am 31. März 1865 im Abgeordnetenhauſe 
in die unbedachten Worte aus: „nie werde die Regierung mit den 
Altconſervativen Ungarns verhandeln; ſie erkenne in ihnen vielmehr 
ihren erbittertſten Feind, deſſen Minen bis in dieſes Haus reichen“. 
Alle Welt wußte, auf welches Mitglied dieſe ſchlecht verſteckte Denun— 
ciation, daß ungariſches Geld ſeinen demokratiſchen Angriffen auf das 
Miniſterium nicht fremd ſei, gemünzt war; allein der Staatswagen 
rollte ſchon viel zu ſchnell die verhängnißvolle ſchiefe Ebene hinab, als 
daß mit ſolchen Zornausbrüchen ſich noch das mindeſte erreichen ließ. 
Es waren Hiebe in die Luft, die das Verderben Schmerling's nur 
beſchleunigten; denn längſt war er abſolut unfähig geworden, bei Hofe 
irgendetwas durchzuſetzen, was nur im geringſten wie ein Abweichen 


266 Drittes Buch. Zweites Kapitel: Die Aera Schmerling. 


aus den Gleiſen des Bach'ſchen Concordatsſtaats ausſah, ſodaß es 
Eulen nach Athen tragen hieß, ſich noch oppoſitionelle Redner gegen 
einen Premier erkaufen, dem ſogar ſein intimſter Freund, der ehe— 
malige Juſtizminiſter Pratobevera, in öffentlicher Sitzung die Freund— 
ſchaft aufgekündigt, weil ſeine Politik auch nicht mehr die kleinſte ho— 
möopathiſche Doſis von Liberalismus enthielt. Schmerling's Boutade 
war daher für Eſterhazy und die ihm am nächjten ſtehenden Altcon— 
ſervativen, denen die Initiative bei der Beſeitigung Schmerling's zu— 
fallen mußte, nur ein Wink, ihre Arbeit zu beſchleunigen, um ſo mehr, 
als den Grafen überdies pecuniäre Intereſſen ſtachelten, die für den 
Moment der Miniſterkriſis auch entſcheidend geweſen fein ſollen. Er 
ſelbſt ſchuldete dem Staate ſeit dem Tode ſeines Vaters, d. h. ſeit 
1856, alſo feit neun Jahren, eine Erbſteuer im Betrage von 283000 Gul— 
den. Endlich war Schmerling und Plener die Geduld ausgegangen und 
die Executionsordre bereits erlaſſen. Drei Tage nach dem Staats— 
ſtreiche und nach Herſtellung des Abſolutismus durch das September— 
patent präſentirte nun Graf Eſterhazy bei ſeinem neuen Collegen, dem 
Finanzminiſter Grafen Lariſch, ein Geſuch vom 23. September 1865 
um Siſtirung der Execution, Herabſetzung der Steuer und Bewilligung 
von Ratenzahlungen. Bereits am 3. October erhielt die ofener Fi— 
nanzbezirks-Direction den Befehl, mit völliger Umgehung der Finanz— 
landesdirection in Ofen, die Acten direct an das Finanzminiſterium 
einzuſenden, was am 23. October geſchah. Obwol es ſich um einen 
Grundbeſitz von mehr als 100000 Joch und mehr als 10,000000 Gul— 
den Werth handelte, der mit Schätzungen aller Art belegt war, brauchte 
Graf Lariſch nur drei Tage, das Geſuch durch einen Machtſpruch zu 
erledigen. Am 27. October theilte er dem werthen Herrn Collegen 
unter Ausdrücken lebhafteſter Freude mit, daß die Erbgebühr um 
33000 Gulden herabgeſetzt und daß ihm eine neunjährige Friſt— 
erſtreckung zu Ratenzahlungen bewilligt ſei; außerdem ſchenkte der Fi— 
nanzminiſter großmüthig dem Standesgenoſſen die vom Geſetze vorge— 
ſchriebenen Verzugszinſen, die ſich auf 56000 Gulden beliefen. Noch 
am 27. revidirte der neue Sectionschef des Finanzminiſters Baron 
Kappel-Savenau die Entſcheidung, Lariſch approbirte ſie, und am 28. 
ward ſie Eſterhazy zugeſtellt.“) Ein Trinkgeld von faſt 90000 Gulden, 

*) Zu beſtreiten und abzuleugnen gibt es in dieſem Falle nichts. Die 
„Neue Freie Preſſe“ war unter dem Bürgerminifterium in der Lage, den gan— 
zen unerhörten Skandal mit allen Protokoll- und Exhibitnummern der betref— 
fenden Actenſtücke zu publieiren. 
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dafür macht man ſchon einen Staatsſtreich; die Monarchie war eben 
wieder in den Händen jener erbgeſeſſenen Adelsfamilien, die ſie als 
Melkkuh behandelten. Außerdem war ſeit länger als einem Luſtrum 
der alte Fürſt Eſterhazy inſoweit bankrott, daß die Gewinſte bei der 
Ausſpielung der Eſterhazy-Loſe nicht mehr ausbezahlt werden konnten. 
Der zur Verwaltung des fürſtlichen Vermögens beſtellte Graf Zichy 
hatte ſein Amt niedergelegt, nachdem er ſelbſt und die Familie ſich in 
Broſchüren gegenſeitig die unſauberſten Geſchichten vorgeworfen. Da— 
durch, daß wiener und andere Firmen mit Zichy Pachtcontracte über 
große Gütercomplexe abſchloſſen, welche die fürſtliche Familie als be— 
trügeriſch anfechten wollte, war eine Hinüberziehung der fatalen Sache 
auf das Gebiet des gewöhnlichen Concursverfahrens unvermeidlich, 
weil in jenen Verträgen beide Parteien ausdrücklich das wiener Ober— 
landesgericht als einziges forum litis anerkannt. Zu pariren war 
dieſer Schlag nur, wenn man, um der fürſtlichen Linie des Hauſes 
Eſterhazy pecuniäre Verluſte und den ungariſchen Magnaten allerlei 
Skandal zu erſparen, mit dem „avitiſchen“ Rechte der Magyaren da— 
zwiſchenfuhr, die ganze ſchmuzige Wäſche unter Caſſirung obiger Con— 
tracte vor die Septemviraltafel nach Peſt rief und durch dieſe geiſt— 
reiche Wendung die bürgerlichen Pächter das Bad ausgießen ließ. 
Gegen dieſe Manipulation ſträubte ſich denn aber doch ſelbſt des 
Juſtizminiſters juriſtiſches Gewiſſen: ſeine poſitive Weigerung, darauf 
einzugehen, gehört zu den letzten und ehrenwertheſten Acten des Mi— 
niſteriums Schmerling. Wie recht hat doch Richelieu, in ſeinem 
Teſtamente die Fürſten zu warnen, ihre Räthe nie aus den niedern 
Ständen zu nehmen, deren Mitglieder, durch alberne Gewiſſensſerupel 
geplagt, zu allem Schlimmen ſtets weniger biegſam wären als die der 
höhern Klaſſen! i 

Der Schluß der Aera Schmerling nahte mit Rieſenſchritten. 
Schon ſcharten in klarem Bewußtſein ihrer Tantalusarbeit auch die 
deutſch-liberalen Mitglieder eben jenes Abgeordnetenhauſes, welches die 
Ungarn anfeindeten, die Czechen perhorreſeirten und die Polen nicht 
mehr beſuchten, ſich immer zahlreicher um die Deviſe, daß nur von 
dem Umſchwunge, der ſich auf der andern Seite der Leitha ſichtlich 
vorbereitete, für die Erblande noch Heil zu erwarten ſei, weil nur die, 
durch den Ausgleich mit den Magyaren unerlaßlich werdende Ver— 
faſſungsreviſion Oeſterreich zu den erſehnten Modificationen des Februar— 
patents verhelfen könne. Ohne dieſe aber werde der Reichsrath im 
Leben nichts weiter repräſentiren als eine bequeme Maſchine zum 
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Schuldenmachen und einen anſtändigen Deckmantel für die Fortſetzung 
des Bach'ſchen Centraliſirungsſyſtems. Zeigten ſich doch überall bereits 
im Hintergrunde der unter dem Gewande des Scheinconſtitutionalis— 
mus arbeitenden Reaction als eigentliches Agens jene finſtern Gewalten 
des Ultramontanismus, von deren Bekämpfung auch nicht einmal mehr 
die Rede war. Wenn bei der Buͤdgetdebatte (1. Februar) die „ge— 
radezu unerhörten“ Misſtände, welche die Verwaltung der Strafan— 
ſtalten durch fromme Schweſtern herbeigeführt, zum hundertſten mal 
gerügt wurden; wenn man Schmerling an ſein Verſprechen bezüglich 
der Jeſuitengymnaſien in Feldkirch und Raguſa erinnerte, ſo hörte er 
kaum mehr mit halbem Ohre hin. Dafür nahm er mit Erbitterung 
die Partei des Univerſitätsconſiſtoriums gegen die Studenten, wenn 
daſſelbe die fünfhundertjährige Jubelfeier der wiener Hochſchule, ſtatt 
auf den Gründungstag (12. März), auf das Datum der päpftlichen 


Beſtätigungsbulle vom 8. Auguſt 1365 verlegte, und (Ende Januar 


1865) an der Nichtzulaſſung der proteſtantiſchen Profeſſoren zu den 
akademiſchen Würden feſtzuhalten beſchloß. Sollten die Deutſch— 
öſterreicher hoffen, mit dieſem Syſtem zur Concordatsreviſion zu ge— 
langen? Oder ſollten ſie ſich einbilden, daß Concordat und eine nur 
halbwegs freiſinnige Entwickelung der innern Politik, eine moderne 
Richtung des Staatslebens nebeneinander exiſtiren könnten? Man 
kann daher auch kaum ſagen, daß der Feſtjubel, der aus Ungarn nach 
Wien zur Zeit der peſter Kaiſerreiſe gerade an demſelben Tage hin— 
überſchallte, wo Plener den Abgeordneten (8. Juni) die Anleiheüber— 
raſchung bereitete, hier unangenehm berührt hätte. War man doch 
mit Schmerling in den Erblanden ſo gründlich fertig, daß der ent— 
ſchiedene Widerwille, irgendetwas zu unternehmen, was nur von weitem 
einer Unterſtützung des Staatsminiſters ähnlich ſehen könnte, mit ein 
Motiv der deutſchen Parteiführer war, durch das ſie ſich abhalten 
ließen, während der fünfwöchentlichen Miniſterkriſis irgendwelche Vor— 
ſorge zu Gunſten der Februarverfaſſung zu treffen, irgendeine Barriere 
wider die hereinbrechende Reaction zu errichten, durch irgendein poli— 
tiſches Teſtament Verwahrung für die Rechte ihrer Committenten ein— 
zulegen. Somit blieb dem Staatsminiſter nur noch Eins übrig: um 
ſich doch Einen Erſatz zu ſichern, mußte er, je mehr er ſelbſt die Fe— 
bruarverfaſſung zu einer bloßen Form ohne andern Inhalt als das 
von Bach übernommene klerikal-bureaukratiſche Syſtem erniedrigt, 
deſto eifriger darauf bedacht ſein, dies Grundgeſetz dem ganzen Reiche 
zu octroyiren. In dem Sinne lag daher allerdings, namentlich für 


n 


Schmerling's Iſolirung. 269 


Ungarn, eine nicht zu unterſchätzende Gefahr in jener Seſſion des 
kroatiſchen und ungariſchen Landtags, die gleichzeitig mit der Eröffnung 
des engern Reichsraths, nach dem Schluſſe des weitern Reichsraths 
angekündigt war. Seit Januar waren alle Vorbereitungen zur Ab— 
haltung des agramer Landtags getroffen worden, ſodaß derſelbe am 
29. Mai auf Mitte Juli einberufen werden konnte. Wenn es unter 
dieſer Preſſion nun vielleicht doch möglich war, „die armen Brüder“ 
von Kroatien zur Nachahmung des von Siebenbürgen gegebenen Bei— 
ſpiels und zur Beſchickuug des Abgeordnetenhauſes in Wien zu be— 
wegen, dann hatte Schmerling offenbar einen gewaltigen Schritt vor— 
wärts gethan und der ungariſche Landtag, für den die Einberufungs— 
ordre ebenfalls ſchon fertig dalag, einen ſchweren Stand. Was von 
den Propoſitionen Schmerling's und des Hofkanzlers Grafen Zichy, 
die eine kaiſerliche Entſchließung vom 21. Januar auszuarbeiten be— 
fohlen, zu erwarten war, darüber ließ der Staatsminiſter die Ungarn 
nicht im Zweifel, indem er zu wiederholten malen im Reichsrath er— 
klärte, ehe von einer Reviſion der Februarverfaſſung die Rede ſein 
könne, müßten erſt einmal die Delegirten des peſter Landtags im Ab— 
geordnetenhauſe erſcheinen; er ſelbſt ſei aber nicht der Anſicht, daß der 
Landtag ſich ſchon in feiner nächſten Seſſion zur Beſchickung des Reichs— 
rathes herbeilaſſen werde. Alſo Ungarn gegenüber blieb die Loſung, 
es zu drangſaliren, bis es, mürbe gemacht, ſich auf das Prokruſtes— 
bett des Februarpatents werde ſtrecken laſſen, während der Miniſter 
im Abgeordnetenhauſe auf der Unantaſtbarkeit des Octroyirungspara— 
graphen und des Concordats beharrte. Konnte er ſich wundern, daß 
die Magyaren ſich unverhohlen zur Abwehr der Landtagsſeſſion, mit 
der er die Länder der Stephanskrone bedrohte, rüſteten? daß die 
Deutſch-Liberalen ohne die geringſte Sympathie der angekündigten 
Seſſion des engern Reichsraths entgegenſahen, von der unter dieſem 
Regime doch kein halbwegs freiſinniges Geſetz für die Erblande in 
Ausſicht ſtand? daß ſie vollends nicht das allermindeſte Intereſſe für 
die weitern, auf Territorialeroberungen der Februarverfaſſung gerich— 
teten Beſtrebungen Schmerling's verriethen? daß unter dieſen Um— 
ſtänden zwiſchen den nationalen und liberalen Gegnern des Miniſte— 
riums, zwiſchen Altconſervativen, Deakiſten und Autonomiſten eine 
Allianz ſich zuſammenfand, die dann allerdings durch den unvermeid— 
lichen Zutritt der böhmiſchen Hochtories und der mit dieſen ſo innig 
verſchwiſterten klerikalen und czechiſchen Elemente keinen entſchieden 
freiheitsfeindlichen Beigeſchmack erhielt? 
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Die erſten Anzeichen dieſer Annäherung heterogener Parteien 
reichten bis in die letzten Tage des Jahres 1864 zurück. Deak hatte 
ſein Schweigen durch ein ausführliches Pamphlet über ungariſches 
Staatsrecht gebrochen, und aus altconfervativer Feder waren zwei 
Broſchüren: „Drei Jahre Verfaſſungsſtreit“ und „Siebenbürgen und 
die öſterreichiſche Regierung in den letzten vier Jahren“ erſchienen, 
die wie Angriffsfanfaren zum Kampfe riefen. Deak's Oſterartikel hatte 
dann die Frage vom publiciſtiſchen auf das politiſche Gebiet hinüber— 
geſpielt; denn, indem er im „Naplö“ ein Programm veröffentlichte, 
in welchem der berühmte Satz ſeiner Adreſſe, daß Ungarn und die 
Erblande nur „von Fall zu Fall“ verhandeln könnten, aufgegeben und 
ein unerwartet weiter Kreis „gemeinſamer Angelegenheiten“ conjtatirt 
ward, welche zwar nicht in parlamentariſcher Weiſe, wohl aber durch 
Entſendung von Ausſchüſſen ihre regelmäßige Erledigung finden ſollten, 
hatte er jenes Terrain betreten, wo die Altconfervativen ihm die Hand 
reichen konnten. Damit aber war das letzte Bedenken geſchwunden, 
welches der Kaiſer noch immer dem Andrängen dieſer letztern entgegen— 
ſetzte: fie würden ſich wieder, wie 1860 nach dem Erlaß des unter 
ihrem ausſchließlichen Einfluſſe entſtandenen Octoberdiploms, in der 
eigenen Heimat als ohnmächtig, als „Generale ohne Armee“ erweiſen. 
Jetzt gelang es daher den ungariſchen Rathgebern des Kaiſers leicht, 
ihn (6. bis 9. Juni) zu dem Beſuch der landwirthſchaftlichen Aus— 
ſtellung in Peſt zu bewegen, wo er, in Erwartung der Kriſis, die jetzt 
mit unwiderſtehlicher Gewalt hereinbrach, von ſeiten des Adels eine 
glänzende, von ſeiten der Maſſen eine enthuſiaſtiſche Aufnahme fand. 
Seine Anſprache an den Fürſt-Primas Cardinal Scitovszky, in der 
er den „entſchiedenen Willen, die Völker der ungariſchen Krone mög— 
lichſt zu befriedigen“, betonte, ſtand in zu directem Widerſpruch mit 
der Schmerling'ſchen Vergewaltigungsdoctrin, als daß ſich daraus nicht 
klar hätte entnehmen laſſen, wie das Feſtgeläute in Peſt das Zügen— 
glöcklein für das Miniſterium Schmerling war. Hofkanzler Zichy ſetzte 
auch ſofort fein Entlaſſungsgeſuch auf und ließ ſich nur durch den 
Staatsminiſter beſtimmen, es einſtweilen noch nicht einzureichen; als 
aber am 26. Juni der Graf Mensdorff bei ihm erſchien und ihm die 
Aufforderung Sr. Majeſtät, um ſeine Demiſſion einzukommen, über— 
brachte, nahm er das Schriftſtück mit einem lächelnden: „Bitte, iſt 
ſchon alles in Ordnung!“ von feinem Bureau und händigte es dem 
verblüfften Collegen ein. Der Kaiſer hatte nämlich behufs des ihm 
von Zichy vorgelegten Deerets zur Einberufung des ungariſchen Land— 
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tags den Grafen Eſterhazy zu Rathe gezogen und auf deſſen Antwort, 
daß der bloße Name Zichy darunter alles verderbe, ſofort beſchloſſen, 
den Extavernicus Georg von Majlath zum Hofkanzler zu ernennen, 
was noch am 26. Juni durch die „Wiener Abendpoſt“ dem Publikum 
und Miniſterium zu gleicher Zeit notificirt ward. Im ſelben Augen— 
blicke wurde dem ſiebenbürgiſchen Hofkanzler Grafen Nadasdy ſeine 
Entlaſſung in der Form zugeſtellt, daß man eine Demiſſion annahm, 
die er vor anderthalb Jahren wegen eines Augenleidens eingereicht, 
die jedoch damals im Wege mündlicher Beſprechung dahin erledigt 
worden war, daß er ſich mit einem längern Urlaube begnügte. Die 
übrigen Miniſter begaben ſich ſofort zum Erzherzog Rainer, ihrem 
Präſidenten, um Sr. kaiſerlichen Hoheit ihre Entlaſſungsgeſuche einzuhän— 
digen. Derſelbe erklärte ſich mit ihrem Schritt durchaus einverſtan— 
den, jedoch nicht in der Lage, an irgendeiner Geſammtdemonſtration 
theilzunehmen; er werde ſelbſt ſofort ſeine eigene Enthebung erbitten 
und müſſe es den Herren dann überlaſſen, behufs der ihrigen nach 
eigenem Ermeſſen zu handeln. Wirklich ſuchte der Erzherzog ſofort 
ſeinen kaiſerlichen Vetter auf, bei dem er nicht nur um ſeine Ent— 
laſſung, ſondern auch um Urlaub zu einer Reiſe ins Ausland bat. 
Franz Joſeph ſoll einigermaßen erſtaunt geweſen ſein über den brüsken 
Eindruck, den die Ernennung Majlath's hervorgerufen. Der Kaiſer 
hätte ſeinen Vetter daran erinnert, daß ja er ſelbſt und Schmerling 
oft genug ihr Auge auf Majlath als auf den Staatsmann geworfen, 
der naturgemäß zur Vermittelung zwiſchen dem Miniſterium und 
Ungarn berufen ſei; jedoch die Antwort erhalten, es ſei ein anderes 
Ding, ob Majlath von dem Geſammtconſeil die Bedingungen des 
Ausgleichs vorgeſchrieben bekomme, oder ſo als Herr der Situation 
ins Cabinet ſchneie. Man ſagt, die Unterredung habe damit geendet, 
daß der Erzherzog Rainer bedeutet wurde, wie vor ſeiner Abreiſe nach 
London, jo auch vor feiner Rückkehr nach Wien die kaiſerliche Er— 
laubniß einzuholen. Als die übrigen Miniſter, mit Ausnahme des 
Grafen Mensdorff und des Ritters von Franck, die als Militärs auf 
ihrem Poſten ausharren zu müſſen glaubten, und natürlich auch des 
portefeuilleloſen Grafen Eſterhazy, ihre Entlaſſung einreichten, erhielten 
ſie, wie es heißt, den ungnädigen Beſcheid, Se. Majeſtät könne nichts 
dafür, wenn die Herren ihr den Strohſack vor die Thür ſetzten. Das 
Miniſterium Schmerling war gefallen: wenn es trotzdem noch einen 
vollen Monat amtirte, ſo war das nur ein Beweis mehr für den 
einerſeits ſtaatsſtreichartigen, andererſeits ganz in Form einer Cama— 
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rilla-Intrigue erfolgenden Verlauf der Miniſterkriſis. Wohl wußte 
man, daß Graf Beleredi zum Staatsminiſter deſignirt war. Sein 
Chef, Miniſter Laſſer, redete ihn in dieſen Tagen an: „Ja, was ſind 
denn Sie für ein Statthalter, daß Sie ohne Urlaub von mir Prag 
verlaſſen!“ Und der Graf war ſo perplex zu erwidern, daß er auf 
einen Specialbefehl des Kaiſers ſich nach Wien begeben und ſeine An— 
kunft vor dem Verwaltungsminiſter habe geheimhalten müſſen. Allein 
weder hatte der neue Gewalthaber Collegen, noch ein Programm, 
noch ſelbſt eine klare Vorſtellung, wie er auch nur mit den Schwierig— 
keiten fertig werden ſolle, die ihm das Beiſammenſein des Reichsraths 
und das noch nicht votirte Budgetgeſetz für 1865 bereitete. Man hatte 
nur erſt einmal das durch die peſter Kaiſerreiſe erzielte moraliſche Re— 
ſultat in beſtimmte, greifbare, thatſächliche Formen bringen wollen, 
um mittels der Erhebung Majlath's jeden Rückfall unmöglich zu machen. 
Jetzt war man Schmerling definitiv los: ja, die Wirkung der Kriſis 
hatte ſich zu großer Freude der Feudalen ſogar ſo weit erſtreckt, daß auch 
der greiſe, aber noch wunderbar rüſtige Freiherr von Lichtenfels ſein 
Amt niederlegte, obwol der Kaiſer ſelbſt dieſen ſeinen frühern Lehrer 
zum Bleiben bereden wollte. Um ſo beſſer! Hatte man nur erſt die 
Gewalt in Händen, ſo werde ſich das andere ſchon finden und das 
Reich ſchnell genug wieder ſo eingerenkt ſein, daß die „gaugräfliche“ 
Sippe und der Jeſuitismus ihre Rechnung dabei fänden! 
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Die Unfertigkeit aller Verhältniſſe bei Schmerling's Sturze führte 
zu einer vierwöchentlichen Verlängerung der Kriſis, die ſo recht allen 
Betheiligten Zeit gab, ſich in ihrer ganzen Blöße zu zeigen! Die 
Krone wurde durch ihre neuen Räthe, unter denen jetzt mit Einem 
mal möglich ſein ſollte, was der Hof Schmerling rundweg abgeſchlagen, 
mit einer Gewiſſenloſigkeit ohnegleichen compromittirt, und das Herren— 
haus machte ſich zum Theilnehmer dieſer Schuld, indem es dem feudalen 
Cabinet zu Liebe ein Budget acceptirte, welches früher in dem Stände— 
ſaal der Herrengaſſe energiſch zurückgewieſen worden! Die abtretenden 
Miniſter erniedrigten ſich zu bloßen Commis der Krone, indem ſie 
ſich einen vollen Monat lang dazu hergaben, mit ihren Namen das 
Spiel ihrer Nachfolger zu decken, deren Manipulationen ſelbſtverſtänd— 
lich auf die Beſeitigung der von Schmerling und ſeinen Collegen 
inaugurirten Verfaſſung abzielten! Die größte Schmach aber erntete 
das Abgeordnetenhaus, deſſen Parteiführer ſich früher in kindiſcher 
Blindheit der Hoffnung hingegeben, Kaiſerfeld an die Stelle Schmerling's 
treten zu ſehen, das aber nunmehr, angeſichts der Kataſtrophe, einen 
Monat lang auch nicht Ein Wort der Abwehr fand, ſondern ſang— 
und klanglos zum Orcus hinabſank, ohne ſich auch nur zu einem 
Proteſt, zu einem Appell an ſeine Mandanten aufzuraffen. Kaum hatte 
das Miniſterium Schmerling das Zeitliche geſegnet, als der Hof die 
Entdeckung machte, die Armee in Italien laſſe ſich ja ganz gut auf 
den Friedensfuß ſetzen, und infolge davon am 6. Juli derſelbe Kriegs— 
miniſter, der eben erſt erklärt hatte, „unmöglich“ mit den Anſätzen 
des Abgeordnetenhauſes für die Armee auskommen zu können, das 
Herrenhaus wiſſen ließ, daß das Unmögliche denn doch „nicht un— 
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möglich“ ſei. Demgemäß nahmen die Pairs die Ziffern des andern 
Hauſes an, und am 22. Juli war das Finanzgeſetz für 1865 erledigt. 


Das Jahresdeficit, nominell wenig über 7 Millionen Gulden, in Wahr- 


heit gute 80 Millionen, da allein der Rechnungsabſchluß für 1864, 
den Plener am 22. Juli vorlegte, einen Minderertrag der Einnahmen 
von 30 Millionen aus Anlaß der Steuerrückſtände aufwies, ſollte 
nach dem Schlußartikel des Finanzgeſetzes „durch ein Geſetz“ bedeckt 
werden. Als daher zwei Tage darauf die Regierung den Seſſions— 
ſchluß auf den 27. Juli fixirte, ſetzte ſie ſich mit der Legalität in 
flagranten Widerſpruch, und ein vollſtändig berechtigter Proteſt des 
Abgeordnetenhauſes gegen eine ungeſetzliche Anleihe hätte wahrſcheinlich 
auf die Finanzwelt einen ſolchen Eindruck gemacht, daß Beleredi es 
etwas ſchwieriger gefunden haben würde, ſich über denſelben hinweg— 
zuſetzen, als Schmerling es vor vier Jahren fand, die Verwahrung 
Deak's zu ignoriren. Allein das Höchſte, wozu dieſe „Volksvertretung“ 
ſich ermannen konnte, war der ſentimentale Klageruf Pratobevera's: 
„Ob und auf welche Weiſe wir uns in dieſen Räumen wiederſehen 
werden, weiß ich nicht, aber ich hoffe es!“ Eine für den Abend in 
Ausſicht geſtellte Verſammlung von Abgeordneten, „um der unſichern 
Zukunft gegenüber Poſition zu nehmen“, kam wegen Mangel an Theil— 


nahme nicht zu Stande; ja, um ſich ſelber die Hände zu binden, - 


damit ſie nicht etwa doch noch aus Schamgefühl durch die Preſſe ſich 
zu einem energiſchen Schritt aufſtacheln laſſe, hatte dieſe Caricatur 
einer conſtitutionellen Körperſchaft gleich am 24. Juli, als man ihr 
den Seſſionsſchluß für den 27. Juli anzeigte, beſchloſſen, bis dahin, 
d. h. vom Montag bis Donnerstag, keine Sitzung mehr zu halten. 
Graf Bismarck, wenn er dem Landtage am 22. Februar 1866 den 
Seſſionsſchluß für den 23. Februar ankündigte, mußte ihn auch augen 
blicklich bis dahin vertagen, um die Faſſung unliebſamer Beſchlüſſe 
in Sachen des Verkaufes der Köln-Mindener Bahn zu verhüten; 
Graf Beleredi ließ, angeſichts eines finanziellen und politiſchen Staats- 
ſtreichs, den Seſſionsſchluß ganz gemüthlich eine halbe Woche vorher 
proclamiren, und der Reichsrath übernahm es, die Rolle der Sicher— 
heitspolizei gegen ſich ſelber zu ſpielen! Wahrlich, der Miniſter hatte 
jo unrecht nicht mit feinen wegwerfenden Aeußerungen über den Reichs- 
rath. Nur wenn er dieſes Abgeordnetenhaus im „Schmerling-Theater“ 
mit der deutſch-öſterreichiſchen Bevölkerung verwechſelte und ſich darauf 
hin in den ungeziemdſten Lazzi über das deutſche Element, „mit dem 
nichs anzufangen ſei“, erging, überſah er, daß die Februarverfaſſung 
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das Möglichſte gethan, um das Abgeordnetenhaus zu allem andern als 
zu einem Spiegelbilde der Nation zu machen. Nicht an dem Abgeord— 
netenhauſe, wohl aber an den Deutjch-Dejterreichern iſt Beleredi's 
hochfahrendes Wort aus dem Januar 1867, als ſein Sturz ſchon vor 
der Thür ſtand, zu Schanden geworden: „Hat Schmerling Oeſterreich 
fünf Jahre ohne die Slawen regiert, ſo werde ich dieſen Deutſchen 
zeigen, daß man es ebenſo lange ohne ſie regieren kann.“ 

Endlich war am 27. Juli der Reichsrath durch den Erzherzog 
Ludwig Victor, jüngſten Bruder des Kaiſers, mit einer durchaus farb— 
(ofen Throurede geſchloſſen worden, und drei Tage ſpäter publicirte 
die „Wiener Zeitung“ die möglichſt kühl, ja für die hervorragendſten 
Centraliſten geradezu ungnädig abgefaßten Entlaſſungsſchreiben an die 
Adreſſe Schmerling's, Plener's, Laſſer's, Hein's, Meeſery's und Burger's, 
des ſiebenbürgiſchen Vicehofkanzlers Baron Reichenſtein, des proviſoriſchen 
Handelsminiſters von Kalchberg und der einflußreichſten Sectionschefs 
im Finanzminiſterium. Gleichzeitig wurde Graf Beleredi zum Staats-, 
Verwaltungs- und Polizeiminiſter ſowie zum Conſeilpräſidenten, Graf 
Lariſch zum Finanz⸗, Ritter von Komers zum Juſtizminiſter, Graf 
Haller zum ſiebenbürgiſchen Hofkanzler, und die von jetzt ab allmächtigen 
Herren von Kappel-Savenau und Baron Becke zu Sectionschefs des 
Finanzminiſteriums für den Verwaltungsdienſt und das Budget- nebſt 
dem Creditweſen ernannt. Herr v. Becke mußte ſofort ſeine famoſe 
Rundreiſe auf Erjagung einer Anleihe nach Paris und London antreten, 
die vierthalb Monate ohne Erfolg blieb, obgleich die Officiöſen in 
Wien täglich eine Jubelhymne anſtimmten, daß das Geld ſchon ge— 
funden ſei. Der Grundzug des neuen Cabinets war ſein entſchieden 
klerikaler Charakter und dann die äußerſte Sorgfalt, mit der dies— 
wie jenſeits der Leitha jedes liberale Element fern gehalten ward. 
Nur zu bald enthüllte ſich die namentlich durch Beleredi's Antecedentien 
vollauf gerechtfertigte Befürchtung als durchaus zutreffend: daß man 
es nicht etwa mit einem conſervativen Reformminiſterium, das auch 
vor einer Dictatur im joſephiniſchen Sinne nicht zurückſcheue, ſondern 
mit einem ſtaar feudal-ultramontanen Cabinet zu thun habe, das natur— 
gemäß ſeine Hauptaufgabe eben in der engherzigſten Pflege der alten 
öſterreichiſchen Erbübel und Krebsſchäden erkannte. Graf Richard 
Beleredi, damals ein Mann von 42 Jahren, aus altem, aber nicht 
reichem Geſchlechte, hatte als hochgeborener Cavalier, und auch weil 
er für einen tüchtigen Adminiſtrator galt, die untern Stufen der 
Beamtencarriere mit Rapidität durchlaufen: in wenig mehr als einem 
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Decennium hatte er es vom einfachen Kreishauptmann in Zunaym 
bis zum erſten Statthalterpoſten der Monarchie gebracht. Beiläufig 
ſei hier als charakteriſtiſch für den Politiker, der lediglich aus hoch⸗ 
kirchlichen und hochariſtokratiſchen Motiven die Czechen zu feinen Schos— 
kindern erkoren und mit ihrer Nationalität nach Kräften kokettirte, 
erwähnt, daß Beleredi ſich erſt als Statthalter Böhmens mit Mühe 
und nothdürftig das Sprachidiom des von ihm ſo übermäßig verehrten 
Stammes aneignete. Daß ſein Bruder Egbert zu den Hauptſtiftern 
des „Vaterland“, der wiener Kreuzzeitung, gehört, und daß er ſelber 
als Mitglied des Abgeordnetenhauſes während dreier Seſſionen nur 
das Wort ergriff, um ſich gegen die Auflöſung des Lehnverbandes 


und für die Rechte der katholiſchen Kirche auf die Studienfonds aus- 


zuſprechen; daß ihm gleich 1862 die Energie, mit der- ex ſich in dem 
betreffenden Comité gegen Mühlfeld's Religionsedict ausgeſprochen, 
den Spitznamen des „Biſchofs“ Belcredi zugezogen, bezeichnet ſeine 
Richtung zur Genüge. Die rein egoiſtiſchen Kaſtenziele der Regierung 
offenbarten ſich ſofort darin, daß das Miniſterium mit eiſerner Stirn 
als erſte Nutzanwendung des wiederhergeſtellten Abſolutismus inmitten 
eines bankrotten Staatsweſens eine Grundſteuererleichterung, und zum 
Vortheile der Großgrundbeſitzer eine Pauſchalirung der Branntwein⸗ 
und Zuckerſteuer decretirte, welche dem Aerar Millionen koſtete. Der 
neue Finanzminiſter Graf Lariſch-Mönnich, ein reicher ſchleſiſcher Groß: 
grundbeſitzer, der das Portefeuille nur dem Staatsminiſter zu Liebe 
übernommen, früher Landeshauptmann in Schleſien und als ausge— 
zeichneter Oekonom von feinen Gütern her bekaunt, hatte als Mitglied 
des Herrenhauſes nur in Sachen der Agriculturbeſteuerung das Wort 
ergriffen. Sein Amt benutzte er blos, um ſich perſönlich und ſeinen 
Standesgenoſſen die obenerwähnten finanziellen Erleichterungen auf 
Regimentsunkoſten zu verſchaffen und um in echt junkerlicher Manier 
in Staatsſchriften, namentlich in ſeinen Motiven zu den Etatsgeſetzen 
für 1866 und 1867, ſowie in ſeinen Randgloſſen zu den Berichten 
der Staatsſchulden-Controlscommiſſion, ſeinen Vorgänger im Miniſterium, 
den Reichsrath und überhaupt die finanzielle Seite des parlamentariſchen 
Regime mit einer Ungenirtheit an den Pranger zu ſtellen, wie das 
in officiellen Documenten bisher wol unerhört war. Gewiß bot Plener's 
Thätigkeit der Angriffspunkte gar viele! Wenn jedoch ein hochgeborener 
Graf, der abſolut nur die eine Fähigkeit entwickelt, Papiergeld in 
Unmaſſen anfertigen zu laſſen, mit ſolcher Verachtung von den klein— 
lichen „Depotſchulden“ ſpricht, mit denen der, durch die gewiſſenhafte 
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Ueberwachung der Volksvertretung eingeengte Plener ſich durchhalf, 
wie es eben ging, ſo hat man das widerwärtige Bild einer cavalier— 
mäßigen Staatsverwaltung, die en gros darauf losborgt, ohne jemals 
aus Wiedergeben zu denken, und mit hochnäſiger Verachtung, vom 
blaublütigen Standpunkt aus auf kleinbürgerliche Rechtlichkeit wie auf 
banauſiſche Lebensart herabſieht. Calonne und Necker — das it 
derſelbe Gegenſatz wie Lariſch und Plener! Der Miniſter ſelber 
aber, als echter Grandſeigneur, überließ die Arbeiten ſeines Departe— 
ments, ſich mit der Repräſentation begnügend, feinen beiden Sec— 
tionschefs. Baron Becke, früher in Galizien und dann bei der Cen— 
tral⸗Seebehörde in Trieſt bedienſtet, zeigte ſich ſchmieg- und bieg— 
ſam, ſodaß er nicht nur den Fall ſeines Chefs überdauerte, ſondern 
ſelbſt von dem wiedereinberufenen Abgeordnetenhauſe als Reichsfinanz— 
miniſter geduldet ward, obſchon es männiglich bekannt iſt, daß gerade 
er der Urheber jener Lariſch'ſchen Philippiken war, in denen der Reichs— 
rath und deſſen Controlscommiſſion gleich einer Bande nichtsnutziger 
Schuljungen heruntergekanzelt wurden. Herr Kappel von Savenau 
dagegen, ein echter Sohn der Wenzelskrone, ſpielte ſchon in Wien auf 
eine Weiſe, die hochkomiſch geweſen wäre, wenn ſie nicht öfter tragiſche 
Folgen nach ſich gezogen hätte, den ſtolzen Machthaber; uns ſind Fälle 
bekannt, wo ſelbſt Stabsoffiziere es büßen mußten, daß ſie mit dieſem 
Beamten, von dem ſie 1 nicht geduldig hatten auſchnauzen laſſen, 
in Conflict geriethen. Dem war nun einmal nicht zu helfen; denn 
der Miniſter brauchte das neuentdeckte Finanzgenie unbedingt, um ſich 
feine Zucker- und Branntweinſteuer, bei der alle Welt außer dem 
Staate glänzend ihre Rechnung fand, einrichten zu laſſen. Als aber 
nach Königgrätz die Miniſterien nach Ofen überſiedelten, und Herr 
von Kappel die Transferirung des Finanzminiſteriums leitete, nahm 
ſein Stolz noch bedeutend zu. Er richtete ſich auf dem ofener Schloſſe 
mit fürſtlichem Glanze ein und gab allen Behörden auf, d direct an 
ihn zu berichten; das war denn doch auch für Lariſch's läſſiges C Cavalier— 
thum zu arg über die Schnur gehauen, ſodaß der Sectionschef K Knall 
und Fall aus Wien feine Eutlaſſung zugeſchickt bekam. Lariſch, der 
bei dem Beginn ſeiner Amtirung gern das Wort im Munde führte, 
nicht nur das Hemde, auch die Haut müſſe man hergeben, ehe mau 
die Bankacte verletze und die Wiederaufnahme der Baarzahlung ge— 
fährde, hinterließ bei ſeinem Rücktritte das Uebereinkommen mit der 
Bank in Fetzen zerriſſen und die Herſtellung der Valuta, der man 
ſchon ſo nahe gerückt war, unter einer wahren Sündflut von Papier— 
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geld hoffnungslos begraben. Daß daran der Krieg allein ſchuld ge— 
weſen, iſt eine Unwahrheit; lange ehe von Krieg die Rede war, zog 
das Siſtirungsminiſterium es vor, gleich die erſte Anleihe von 
90 Millionen Gulden Silber, mit der es ſein Regiment inaugurirte, 
unter den drückendſten Bedingungen, wie ein Großſtaat ſie ſich noch 
kaum jemals gefallen laſſen, z. B. Auszahlung der Zinſen in Paris, 
und um 10 Procent theuerer als Plener abzuſchließen, blos um ſeinen 
Staatsſtreichsgelüſten fröhnen zu können. Es kümmerte Lariſch ſehr 
wenig, wie der Staat dabei fuhr, daß die Regierung die Anleihe auf 
Grund des Septemberpatents octroyirte, die ſie, auf Grund der 
Februarverfaſſung, unter Ueberwachung des Reichsraths und ſeiner 
Controlscommiſſion jedenfalls viel wohlfeiler hätte haben können. Dem 
ungeachtet duldete Lariſch's Stolz, daß er ſich vor ſeinem Abgange 
noch ſelber ein Geſetz als caudiniſches Joch auferlegen mußte, das 
ihn vollſtändig unter die polizeiliche Obſervanz der von ihm ſo tödlich 
gehaßten Controlscommiſſion ſtellte. Indeſſen blieb er doch immer 
der Cavalier, der nicht im Verdachte ſtand, um des Gehaltes willen 
Miniſter zu ſein, wenn er gleich die Gelegenheit im Stile großer 
Herren wahrnahm, um den Magnaten Oeſterreichs durch ſeine Steuer— 
geſetze ein anſtändiges Cadeau zu machen. Als er aber ſah, daß es 
unwiderruflich zu Ende ging, klammerte er ſich nicht krampfhaft an ſein 
Portefeuille: er verlangte, wie er ſich ausdrückte, „ein reinliches 
Sterben“ und wollte nicht warten, „bis der ganze Tiegel ausgeſchüttet 
werde“ — fo ging er denn auch ein paar Wochen vor Beleredi. 
Mit einem Handelsminiſter vervollſtändigte das Cabinet ſich Ende 
September in der Perſon des Admirals Baron Wüllerstorf-Urbair, 
der durch die Weltumſegelung auf der Fregatte Novara ſich einen 
Ruf als Seemann erworben, denſelben jedoch 1864 durch ſeine Läſſig— 
keit bei Heranführung des Panzergeſchwaders zur Unterſtützung Tegett— 
hoff's in der Nordſee arg gefährdet hatte. Die Ernennung des da— 
mals noch nicht funfzigjährigen Mannes hatte hauptſächlich einen 
ſymboliſchen Zweck. Das Miniſterium liebte es nämlich, ſich durch 
den Abſchluß von Handelsverträgen das Air zu geben, als werde es 
materielle Reformen à la Napoleon anbahnen und die Maſſen von 
der Ausbeutung durch eine ſchutzzöllneriſche, privilegirte Bourgeoiſie 
emancipiren. Gegenüber den Klagen, daß ein ſchlimmeres Syſtem als 
der Bach'ſche Abſolutismus hergeſtellt werden ſollte, wußten die Officiellen 
und Officiöſen nicht genug Rühmens davon zu machen, daß ſich 
Ocſterreich jetzt unter dem „Drei-Grafen-Miniſterium“ durch wirth: 
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ſchaftliche Reformen den am weiteſten vorgeſchrittenen Nationen Europas 
anreihen werde. Wenn indeſſen die Fahne des Freihandels während 
der Siſtirung hoch erhoben wurde, ſo darf man nicht vergeſſen, daß das, 
ſoweit dabei überhaupt von Verdienſt die Rede ſein kann, das Verdienſt 
des vorigen Cabinets war. In Wahrheit gehorchte die eine wie die 
andere Regierung lediglich dem Gebote einer unbeſiegbaren Noth— 
wendigkeit; namentlich aber Graf Lariſch that nichts, als in den 
Gleiſen ſeiner Vorgänger beharren, weil es eine thatſächliche Unmög— 
lichkeit war, daraus abzulenken. In England hatten ſich ſelbſt die 
Hochtories mit dem Freihandel ausgeſöhnt, ſo enorm waren ſeine Er— 
gebniſſe; Frankreich hatte mit der Prohibition gebrochen; der Zollverein 
die Bahnen der Handelsfreiheit, die er zwei Decennien lang verlaſſen, 
neuerdings betreten; Italien war dieſen Beiſpielen gefolgt: da mußten 
denn ſogar die blödeſten Augen erkennen, daß Oeſterreich gebundene 
Marſchroute habe. So kam noch im December 1865 der Handels— 
vertrag mit Großbritannien; im December 1866 der Handels- und 
Schiffahrtsvertrag mit Frankreich zu Stande. Ende 1866 wurden 
auch in Wien die Negociationen eröffnet, die nach Artikel 13 des 
Prager Friedens infolge des deutſchen Kriegs den Handels- und 
Zollvertrag mit Deutſchland vom April 1865 „im Sinne einer größern 
Erleichterung des gegenſeitigen Verkehrs“ revidiren ſollten. Sie führten 
zu dem Handels- und Zollvertrage, der am 9. März 1868 in Berlin 
unterzeichnet ward, einer „Fortſetzung und Fortbildung“ des 65er 
Tractates. Gleichzeitig kam der Schiffahrtsvertrag mit Großbritannien 
zu Stande, nachdem mittlerweile im Februar bis Mai 1867 Handels— 
und Schiffahrtswerträge mit Belgien, den Niederlanden, Italien und 
der Pforte unterzeichnet worden. Man ſieht, die materielle Entwickelung, 
ging ihren gewieſenen Weg, ob Schmerling, ob Beleredi, ob Beuſt, 
ob Andraſſy und das Bürgerminiſterium regierten. Daß im übrigen 
die feudalen Concordatsritter ebeuſo wenig danach angethan waren, 
mit beſonderm Schwung und aus freier Initiative wirthſchaftliche 
Fortſchritte zu inauguriren, wie ſie als Repräſentanten einer tief in 
„Gründer“-Geſchäfte verſtrickten Ariſtokratie daran denken konnten, der 
haute-finance den Daumen aufs Auge zu drücken: das zeigte ſich klar 
genug. Als Graf Lariſch im Januar 1866 der Creditanſtalt die 
Auszahlung des Coupons verbot, ſchrumpfte die anfangs kategoriſch 
geſtellte Forderung der Regierung, das Inſtitut ſolle ſeine Bilanz 
von fictiven Werthen reinigen, alsbald zu der Tracaſſerie zuſammen, 
daß der Miniſter 9 ſtatt 10 Gulden auszuzahlen erlaubte und die 
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Rechnungen des Verwaltungsrathes auf ſich beruhen ließ. Als Eng— 
länder die an Kapitalloſigkeit und Kleinlichkeit des Betriebs zu Grunde 
gehenden Eiſenwerke Steiermarks aufkaufen wollten unter der Einen 
Bedingung, daß ſie an Sonn- und Feiertagen nicht die Feuer zu 
löſchen brauchten, verwarf Graf Beleredi dies gottloſe Anſinnen mit 
frommer Entrüſtung! Und als geſtützt auf Lariſch's neue Steuer— 
geſetze, welche die Fabrikserträgniſſe pauſchalirten, indem fie das muth— 
maßliche Tagesergebniß mit der Zahl der Monatstage multiplicirten, 
die Grundbeſitzer und Induſtriellen Mährens auch an Sonntagen 
Branntwein brennen und Zucker ſieden wollten, entſchied, auf die 
feierliche Einſprache des olmützer Erzbiſchofs gegen dieſe Verletzung 


des Concordats, der Staatsminiſter ganz im Sinne des Prälaten, daß 


die Verpflichtung, für die Sonntage Steuern zu zahlen, durchaus 
keine Berechtigung zum Arbeiten gebe. 

Als Juſtizminiſter ſtand den Feudalen der Chef des lemberger 
Oberlandesgerichts, Ritter von Komers, zur Seite, der die erſte beſte 
Beſeda in Wien zum Anlaß nahm, um feierlich zu erklären, er habe 
ſich ſtets als Slawe gefühlt. Er machte ſich noch nach Belcredi's 
Sturze, den er um einige Wochen überlebte, dadurch bemerklich, daß 
er fort und fort mit jener potenzirten Schnelligkeit eines ſchnurrenden 
Uhrwerkes, deſſen Feder gebrochen, Entwürfe für eine neue Organiſation 
der Gerichtsſprengel in den Ländern mit gemiſchter Bevölkerung 
publiciren ließ, welche beſtimmt waren, die Deutſchen den Slowenen 
und Czechen ans Meſſer zu liefern. Auch bei Beleredi war es 
bemerkenswerth, daß er im Geſpräche unter vier Augen bei jeder 
Gelegenheit eine Scheidewand zwiſchen ſeiner Perſönlichkeit und den 


Deutſchen zu errichten ſuchte. „Wie kann man mich der Feindſchaft 


gegen das Deutſchthum anklagen, dem ich ja meine ganze Bildung 
verdanke?“ — pflegte der Graf mit dem italieniſchen Namen, dem 
czechiſchen Herzen und der deutſchen Sprache, für ſeine Abſtammung 
alſo indirect die deutſche Raſſe deprecirend, am Anfange ſeiner Lauf— 
bahn zu bemerken. Gegen das Ende derſelben freilich hatte dieſe ver— 
ſteckte Antipathie ſich zu einem unverſchleierten, in ſeinen Aeußerungen 
ſelbſt ſchroffen Haſſe geſteigert, wie er ja im November 1866 den 
Kaiſer auf der Rundreiſe durch die vom Feinde heimgeſuchten Länder 
zu bewegen wußte, in dem deutſchen Niederöſterreich, wie hart es auch 
von der preußiſchen Occupation mitgenommen war, nicht einmal an— 
zuhalten! Desgleichen ſpielte in Ungarn bei der ans Ruder gelangen— 
den Clique die politiſche Charakterfeſtigkeit keine größere, die Reaction 
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keine geringere Rolle. Der ſtarr conſervative Hofkanzler hatte ſich 
bereits acht Tage vor Belcredi's officiellem Regierungsantritte mit 
einem Tavernikus oder Statthaltereipräſidenten für Ungarn und die 
dort einzuleitende Action verſehen, der bei den Magyaren als Typus 
des Feudalismus gilt. Baron Paul von Sennyey, unter Bay 
Vicepräſident der Statthalterei in Ofen, ſtand gleichfalls noch im 
Anfange der Vierziger; bei den bevorſtehenden Ereigniſſen trat er 
übrigens in den Hindergrund gegenüber ſeiner Frau, einer blendenden 
Schönheit, welche das Herz der Kaiſerin dermaßen zu gewinnen wußte, 
daß Ihre Majeſtät ihr öffentlich den Mund zum Kuſſe hinhielt, wenn 
die Baronin die Lippen auf die Hand der Monarchin drücken wollte. 
Wie Belcredi, der im Beginn feiner Amtirung bramarbaſirte, der 
Dualismus ſei ihm noch verhaßter als der Centralismus, nach König— 
grätz zur Wahrung ſeines Portefeuilles ganz bereit war, ein erb— 
ländiſches Parlament zu acceptiren, hätten nur nicht die Deutſchen 
jede Gemeinſchaft mit ihm zurückgewieſen: ſo waren auch Majlath 
und Sennyey, die doch in der Thronrede bei Eröffnung des unga— 
riſchen Landtags die gemeinſame Behandlung der im Sinne des 
Octoberdiploms bemeſſenen Geſammtſtaatsangelegenheiten als unum— 
gängliche Bedingung des Ausgleiches hingeſtellt, ein Jahr ſpäter durch— 
aus willig in das rein dualiſtiſche Fahrwaſſer als ungariſche Miniſter 
einzulenken, wenn nur Graf Andraſſy ſie als Collegen angenommen 
hätte. Die Hauptſache aber war, daß alle dieſe Herren nur die vor— 
geſchobenen Poſten der feudal-ultramontanen Partei, der eigentlichen 
„weißen Jakobiner“ von der Farbe Leo Thun's und Apponyi's bildeten, die 
ſchon als ungeduldige lachende Erben hinter dem Miniſterium ſtanden. 
Als die ſtaatsmänniſchern erwieſen ſich auch hier die ungariſchen Alt— 
conſervativen. Mit demonſtrativer Zurückhaltung vermied Graf Georg 
Apponyi jedes Hervortreten. Er lebte zurückgezogen in Wien und 
machte kein Hehl aus feinen Motiven: „Befeſtigt ſich die Regierung, 
ſo kann ſie mich nicht entbehren, andernfalls habe ich um ſo mehr 
Ausſicht ihr Nachfolger zu werden, je weniger ich mich für ſie com— 
promittirt habe.“ Viel ungeſchickter benahmen ſich die böhmiſchen 
Hochtories, die den Staatsminiſter förmlich umlagerten, obſchon dieſer 
ſie flehentlich bat, ihm wenigſtens noch für einige Zeit die Arme frei— 
zulaſſen und ihn nicht zu beiderſeitigem Schaden zu drängen. Ihr 
Organ, das „Vaterland“, tobte und wüthete von vornherein in einer 
Weiſe, als gelte es, Beleredi's Politik durch die craſſeſten Ueber— 
treibungen unmöglich zu machen und namentlich ſeinem Plaue, wonach 
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die Slawen ein Gegengewicht gegen Ungarn bilden ſollten, ſodaß man 
der Deutſchen entbehren könne, die Spitze abzubrechen. Die Ezechen 
in ihrer angeborenen Ueberhebung beſtärkend, wiegelten die Tories den 
prager Landtag vielmehr auf, ſelber in die Bahnen des peſter zu 
treten und für Böhmen nebſt deſſen „Nebenländern“ dieſelbe Unab— 
hängigkeit zu begehren, wie Ungarn ſie für ſich und ſeine Annexe 
forderte. Die Coterie des „Vaterland“ war ſich ihrer Ziele klar 
bewußt. Durch die vorläufige Befriedigung der Magyaren wollte ſie 
ſich unbedingte Freiheit des Handelns dieſſeit der Leitha erkaufen; in 
den Erblanden durch den Bund des Adels, der Kleriſei und der „ur— 
wüchſigen“ Nationalitäten, der Czechen, Slowenen, Polen ſowie der 
„ſchwarzen Czechen“ in Tirol, die ſich ja alle mehr oder minder in 
den Händen der privilegirten Kaſten befinden, das Deutſchthum und 
mit dem Deutſchthume das Bürgerthum, den Tiers-Etats als eigent- 
lichen Träger der parlamentariſchen Gelüſte in den Staub treten; 
endlich wenn in den deutſch-ſlawiſchen Provinzen, auf den Trümmern 
des Reichsraths und der Aera Schmerling, der Abſolutismus mit 
feudal-ultramontanem Aufputz in Form der Rothfrackſtände hergeſtellt 
war, mit den ſo gewonnenen Mitteln den Feldzug gegen den Parla— 
mentarismus in Ungarn eröffnen. 

Daß Graf Beleredi im Grunde ſeines Herzeus durchaus einver— 
ſtanden war mit jenen Fanatikern, die, um den Parlamentarismus 
auszurotten, keinen Anſtand genommen hätten, deutſches Bürgerthum 
und Culturleben in Oeſterreich zu vertilgen, welche lärmend ſtatt der 
„Siſtirung“ die Aufhebung der Verfaſſung und ſtrenges Einſchreiten 
gegen alle Anhänger derſelben verlangten, dafür liegen die unzwei— 
deutigſten Beweiſe vor. Sehr bald erſchienen in der „Wiener Abend— 
poſt“ Tag für Tag langathmige Artikel aus der Feder des Staats- 
miniſters, von ihm ſelber „Lehrmeinungen“ genannt, worin er mit dem 
zelotiſch-doctrinären Tone eines Profeſſors die Reichsverfaſſung für 
eine „Fiction“ erklärte. Der Börſenwitz: „Dem Conſeilpräſidenten 
kann das Parlament geſtohlen werden!“ als der neue Polizeiminiſter 
ſofort den Poſten von dem Abgeordnetenhauſe entfernen ließ, traf den 
Nagel auf den Kopf. Kein Parlament in Wien! das war die Loſung, 
weil die Hauptſtadt der Sitz des deutſchen Tiers-Etats iſt. Wenn 
auf der Bahn zu dieſem gemeinſamen Ziele Beleredi die böhmiſchen 
Hochtories immer nur halbwegs begleitete, ſo ſpielte bei dieſer Behut— 
ſamkeit keineswegs eine beſondere Milde des Charakters, ſondern ein— 
fach die Sorge um ſein Portefeuille-Kleeblatt mit, das durch Hervorrufung 
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heftiger Conflicte leicht hätte gefährdet werden können. Wo er hin— 
auswollte, das zeigte er deutlich genug, indem er es ſeine erſte Sorge 
ſein ließ, jenes Trifolium von Beamten wieder in einflußreiche Stellen 
zu befördern, das ſelbſt Schmerling nicht auf dem alten Poſten gelaſſen. 


Bernhard von Meyer, der in feinem Vaterlande zum Tode verurtheilte 


Anſtifter des ſchweizer Sonderbundskriegs, dieſe vielberufene Perſön- 


lichkeit, mit der Metternich den öſterreichiſchen Staatsdienſt beglückt, 
war Belcredi zu geiſtesverwandt, als daß er ſich durch alle Entrüſtung 


der Preſſe hätte abhalten laſſen, denſelben zum Protokollführer des 


Miniſterraths zu ernennen. Allein gegen die Wiederanſtellung des 


Barons Helffert, ehemaligen Unterſtaatsſecretärs Thun's, und des 


Herrn Weiß von Starkenfels, der unter Welden Polizeidirector Wiens 


geweſen, erhob ſich denn doch in der öffentlichen Meinung ein ſolcher 
Sturm, daß jene vorläufig ganz unterblieb und der ehemalige Polizei— 
director ſich vorderhand mit einer untergeordneten Function begnügen 
mußte. Wie kann man aber von Abneigung gegen bureaukratiſche 
Gewaltmittel bei dem Manne reden, der feine innerſten Sympathien 
für einen Weiß von Starkenfels ſo wenig zurückhielt! Wenn ein 
Miniſter, der zu dieſem Manne in geiſtiger Wahlverwandtſchaft 
ſteht, ſich als Gegner der Beamtenwirthſchaft ein Air gibt und 
ſich, namentlich der Journaliſtik gegenüber, als Cavalier drapirt 
mit dem vielcitirten Ausſpruche: „Ich will keine Märtyrer machen!“ 
ſo begründet er damit keineswegs einen Gegenſatz zwiſchen ſich und 
der böhmiſchen Clique, die laut nach Gewaltmaßregeln rief — er zeigt 
eben nur, daß er klug und einſichtig genug war, um zu begreifen, er 
könne, wenigſtens einſtweilen, noch nicht wie er wolle. Aber Gott 
gnade der Freiheit, der Cultur, dem Deutſchthum in Oeſterreich, wenn 
die Sonne von Königgrätz einem Tage geleuchtet, der dieſe Coterie in 
Stand geſetzt hätte, ihre Handlungen ihren Geſinnungen anzupaſſen! 
An Schlauheit himmelhoch über den Troß der im „Vaterland“ polternden 
„Gaugrafen“ erhoben, war Beleredi betreffs der Ziele vollkommen 
mit ihnen einverſtanden; nur ſah er ein, daß er im Anfang einen 
Glacéhandſchuh über die Eiſenhand ziehen müſſe. Sollte er Preß— 
proceſſe provociren, in denen der Staatsanwalt die Theorie zu verthei— 
digen hatte, daß die Reichsverfaſſung, die Se. Majeſtät zu wiederholten 
malen in Thronreden und Staatsgrundgeſetzen „für ſich und ſeine 
Nachkommen unerſchütterlich aufrecht zu erhalten, durchzuführen und 
gegen jeden Angriff zu ſchirmen“ gelobt, nur „eine Fiction“ geweſen? 
Bis man alſo dem Rechte offen Gewalt anthun durfte, mußte man 
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es vorläufig auf Umwegen zu umgehen, durch Liſte und Ränke zu 
biegen verſuchen. Und gerade in der Inſcenirung von kleinlichen 
Polizeikniffen, welche dieſen Zweck verfolgten, hat Graf Beleredi ſich 
gefallen, wie denn jeder ſeiner Beamten beſtätigt, daß das Polizei— 
portefeuille es war, dem er ſo ziemlich ſeine geſammte Thätigkeit 
widmete. Er war Meiſter in jenen Jeſuitenſtücklein, ſchwarz weiß zu 
machen, ſolange bis man ſtark genug geworden, um mit Schwertern 
drunterzuſchlagen! Wie mußte der Chef des Preßbureau ſich, während 
doch officiell der Reichsrath nur „ſiſtirt“ war, die Beine ablaufen, 
um den Redactionen wieder und immer wieder einzuſchärfen, das 
Parlament mitſammt der Februarverfaſſung ſeien für alle Zeiten 
abgeſchafft, Se. Excellenz werde nicht länger dulden, daß die Blätter 
davon ſprächen! War Beleredi der Geſcheitere, jo war das „Vaterland“ 
ehrlicher, indem es daſſelbe offen ausgeſprochen haben wollte, was 
der Miniſter hinter den Couliſſen betrieb. Daß die Publiciſten ſich 
in dieſem Streite zehnmal muthiger bewieſen als die Abgeordneten, 
das iſt eben ihr Verdienſt und nicht ein Beweis von Belcredi's 
Yangmuth. Vor öffentlichen Proceſſen über die Verfaſſungsfrage 
mußte der Staatsminiſter zurückſchrecken; das Beſtreben der Staats— 
anwälte war daher immer, eine Majeſtätsbeleidigung herauszudifteln 
und ſo die geheime Verhandlung zu erzielen. Wo aber nicht gerade 
der Verfaſſungsſtreit direct ins Spiel kam, da griff Belcredi feſt genug 
zu. Als die „Neue Freie Preſſe“ die Abgeordneten aufforderte, eine 
Verſammlung zum Schutze des Februarpatents abzuhalten, als die 
„Oſt⸗Deutſche Poſt“ der illegalen Anleihe in den Weg trat, da folgte 
die Anklage den Artikeln auf dem Fuße. Aber weit mehr noch liebte 
Belcredi, ein intenſiver Feind jeder Oeffentlichkeit, unangenehme Fragen 
und Debatten ganz in der Stille durch Drohungen aus der Welt zu 
ſchaffen; hier war er recht eigentlich in feinem Lieblingsdepartement. 
Mit welchen Intriguen wußten er und Graf Lariſch jedesmal die 
geſetzlich vorgeſchriebene Publicirung der Staatsſchulden-Controls— 
commiſſions-Berichte über die Finanzwirthſchaft der Siſtirungsperiode 
hintanzuhalten, bis der Kaiſer ſelbſt dieſen Leuten, die ſich als Gegner 
der bureaukratiſchen Geheimthuerei darzuſtellen wagten, weitern Wider— 
ſtand verbot! Als der Unterrichtsrath ſich einſtimmig gegen die 
Sanctionirung des böhmiſchen Sprachenzwanggeſetzes ausſprach und, 
nach der entgegengeſetzten Entſcheidung des Miniſters, um die Erlaub— 
niß bat, ſein Gutachten zur eigenen Rechtfertigung veröffentlichen zu dürfen, 
reſolvirte Beleredi, dieſer vermeintliche Verehrer der freien Diseuſſion, 
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mittels Marginalbemerkung: „Kann auf keinen Fall geſtattet werden“, 
— freilich hatte auch nicht einer der Unterrichtsräthe die Courage, 
auf dieſe Kränkung hin ſeinen Abſchied zu nehmen! Als nach dem 
Prager Frieden im Spätherbſte 1866 die Invaſion der Jeſuiten und 
der Kampf der Blätter dagegen begann, da wurden die polizeilichen 
Hebel mit demſelben Hochdrucke, wie nur je unter Bach, auf Befehl 
deſſelben Staatsminiſters, der ſich als einen, den bureaukratiſch -polizei— 
lichen Augiasſtall ausmiſtenden Hercules verherrlichen ließ, in Bewegung 
geſetzt, ſodaß eben keine Zeitung, die in die Hände ihrer Leſer gelangen 
wollte, ſich auch nur die unſchuldigſte Notiz über die Jünger Loyola's 
erlauben durfte. Beleredi ließ wol, um die Aufregung der Preßproceſſe 
zu vermeiden, mit erſtaunlicher Unempfindlichkeit auf ſich ſelber Holz 
hacken; jeder Beleidigung der Jeſuiten aber kam er als getreuer 
polizeilicher Eckart zuvor, weil er durch Nachläſſigkeit in dieſem Dienſte 
ſeine drei Portefeuilles zu compromittiren fürchtete. Auch ſonſt ſcheute 
er, wo es nur ohne Aufſehen geſchehen konnte, einen Gewaltſchritt 
eben nicht, und bei dem, was er ſich vorläufig um ſeines Poſtens 
willen gefallen laſſen mußte, machte er durchaus den Eindruck, als ſei 
bei ihm „aufgeſchoben nicht aufgehoben“. Oberſtaatsanwalt Waſer 
in Graz wurde Knall und Fall ſeines Amts enthoben; Landeshaupt— 
mann Froſchauer in Vorarlberg nicht minder plötzlich, vier Wochen 
vor Vollendung ſeines 40. Dienſtjahres, deſſen Ablauf ihn zum Bezuge 
des vollen Gehalts berechtigt hätte, penſionirt (December 1865 und 
Januar 1866), weil ſie auf ihren reſpectiven Landtagen gegen die 
Verfaſſungsſiſtirung Partei genommen. Gegen die vorarlberger Ge— 
meinden, welche Froſchauer und den Landtag für ihre antiminiſterielle 
Haltung in Adreſſen beglückwünſchten, wurden ſo energiſche Maßregeln 
juridiſcher und adminiſtrativer Natur ergriffen, daß die Propaganda 
ſofort im Keime erſtickt ward. Nach dem Prager Frieden wurden an 
die Beamten Circulare bezüglich ihrer Betheiligung an den Yandtags- 
wahlen im miniſteriellen Sinne erlaſſen, die hinter den analogen 
Kundgebungen der Grafen Eulenburg und Lippe in Preußen nicht 
zurückſtanden; ſelbſt Staatsrath von Hock traute ſich als Mitglied des 
niederöſterreichiſchen Landtags nicht mehr mit der Sprache heraus, 
wenn er in einer reinen Fachfrage ſein Urtheil über die unverant— 
wortlichen Steuermaßregeln des Grafen Lariſch abgeben ſollte; ſelbſt 
ein fo anerkannt „correcter“ Functionär fühlte das Damollesſchwert 
des Disciplinarverfahrens über ſeinem Haupte ſchweben! So viel 
ſtrenger als ſogar unter Bach wurde die bureaukratiſche Hierarchie 
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und das Tſchinweſen unter dem Régime der Siſtirung gehandhabt. 
Nicht minder charakteriſtiſch für den hohen Grad von Heuchelei, der 

darin lag, wenn gerade dieſes Miniſterium ſich als Gegner des polizei— 
lichen und Beamtenregiments, als Gegenſatz zur Aera Bach und 
Schmerling, als Verehrer der Oeffentlichkeit und als Widerſacher aller 
Verſuche die öffentliche Meinung zu fälſchen, geberdete, iſt der Umſtand, 
daß Beleredi den geheimen Dispoſitionsfonds nicht nur bis auf den 
letzten Kreuzer aufbrauchte, ſondern bei ſeinem Rücktritt am 2. Februar 
1867 ſchon faſt den ganzen Betrag der Gelder für das eben begonnene 
Jahr ausgegeben hatte. Natürlich, die Vorbereitungen zum „Außer— 
ordentlichen“ koſteten mehr als die Schmerling'ſchen „Fictionen“! Das 
Verdienſt, Oeſterreich mit Amneſtien überſchüttet zu haben, wollen wir 
Beleredi nicht ſchmälern; aber ebenſo wenig verkennen, daß der edle 
Graf dabei zunächſt an ſich ſelber dachte und auch das Vorrecht der 
Krone zu kleinlichen Haupt- und Staatsactionen im eigenen Intereſſe 
ausnutzte, ſowie daß er ſich nicht genirte, in Bezug auf den Nachlaß 
der Folgen gerichtlicher Verurtheilungen die Deutſchen weit weniger 
günſtig zu behandeln als Czechen, Polen und namentlich Magyaren. 
Die Niederſchlagung der gegen föderaliſtiſche Blätter ſchwebenden 
Proceſſe verſtand ſich doch beinahe von ſelbſt. Die Begnadigung der 
politiſchen Opfer von 1848 aber kam in den Erblanden erſt nach dem 
Kriege an die Reihe, und da erſt, um eine Allianz zwiſchen den März 
demokraten, welche die Februarverfaſſung als ungenügend gleichfalls 
perhorreſcirten, und den Feudalen, denen ſie ſchon viel zu liberal war, 
zuſammenzuſchweißen. 

Doch daß Beleredi ſich auf alle jene Kunſtſtücke, die geeignet 
ſind, der Menge Sand in die Augen zu ſtreuen, vortrefflich verſtand, 
iſt unleugbar. Am 1. September hatte Benedek, der ſchon als Sohn 
eines einfachen Arztes aus Oedenburg der Ariſtokratie ein Dorn im 
Auge und den Cavalieren ſeines Vaterlandes doppelt verhaßt war, 
weil er im Frühjahr 1861 in ſeinem erwähnten Tagesbefehle von 
„feigen Magnaten“ geſprochen, das Obercommando über die italieniſche 
Armee abgeben müſſen. Vier Wochen ſpäter wurde Bach von dem 
Botſchafterpoſten in Rom entfernt. Auch hierbei handelte es ſich für 
die Feudalen und Altconſervativen lediglich darum, ihr Müthchen an 
dem Manne zu kühlen, der den politiſchen Einfluß des ungariſchen 
Adels gebrochen und die Beſeitigung der Fronen und Robote aufrecht 
erhalten hatte. Daß man in Bach weder den politiſchen Reactionär, 
noch den Prieſterknecht treffen wollte, bewies man deutlich, indem man 
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ihm einem andern Römling, den Freiherrn von Hübner zum Nach— 
folger gab, der ſich im Herbſt 1860 als Polizeiminiſter unmöglich 
gemacht hatte. Nichtsdeſtoweniger entblödete man ſich nicht, die Be— 
friedigung einer rein perſönlichen Rancune als einen Triumph des 
Liberalismus darzuſtellen: in wenigen Wochen ſei Belcredi gelungen, 
was Schmerling nicht in ebenſo vielen Jahren zu Stande gebracht, 
den Urheber der nichtswürdigen Polizeiwirthſchaft der funfziger Jahre 
aus dem Staatsdienſte zu entfernen! Nach allen Richtungen hin wurde 
mit „Schlagworten“ operirt, deren Misbrauch die geringe Bildung 
der Bevölkerung um ſo leichter und gefährlicher macht, und die nament— 
lich der Wiener auf allen Gebieten des Lebens, vom Vorſtadttheater 
bis in die hohe Politik ſo leidenſchaftlich liebt. Wie man den „guten 
Chriſten und ſchlechten Muſikanten“ unter dem Deckmantel eines wüſten 
Geſchimpfes auf die „Bureaukratie“ eine feudal- klerikale Patrimonial— 
wirthſchaft ſerviren wollte, haben wir bereits gezeigt. Eine noch ver— 
logenere und poſſirlichere Rolle ſpielte das Stichwort „Autonomie“. 
Galt es, durch illiberale Vorlagen für Gemeindeordnungen die frei— 
ſinnigen Grundſätze zu durchbrechen, welche ein Reichsgeſetz von 1862 
für derartige Landesgeſetze feſtgeſtellt, ſo appellirte man an die „Autono— 
mie“, weil der Judenhaß des lemberger, das chineſiſche Abſperrungs— 
ſyſtem des innsbrucker Landtags in der That mit Leidenſchaft Communal— 
geſetze für Galizien und Tirol ſchuf, die jenem Reichsgeſetzte Hohn 
ſprachen. Galt es das Proteſtantenpatent in Fetzen zu reißen, indem 
man der evangeliſchen Gemeinde in Meran die Erlaubniß ſich zu con— 
ſtituiren definitiv abſchlug (1. November) und in craſſem Widerſpruche 
mit dem Patent die Bewilligung zur Gründung akatholiſcher Gemeinden 
ſowie zur Ausübung des proteſtantiſchen Gottesdienſtes in Tirol mit 
derber Ironie von der Zuſtimmung des innsbrucker Landtags abhängig 
machte, ſo ſchmückte man ſich mit der Achtung vor der „Autonomie“ 
der Länder. Wenn man die deutſchen Kinder in Böhmen und Krain 
zwang, czechiſch und flowenifch zu lernen, weil die Landtage von Prag 
und Laibach mit Beihülfe der von Wien aus inſtruirten Beamten und 
der klerikalen ſowie der adelichen Deputirten es ſo beſchloſſen, dann 
reſpectirte man eben nur die „Autonomie“, die Schmerling mit Füßen 
getreten. Wo aber blieb die Devotion vor der „Autonomie“, wenn 
der ſteiriſche Landtag die Schule unabhängiger von dem Klerus zu 
ſtellen beſchloß; wenn nach dem Kriege der wiener Gemeinderath ein 
Lehrerſeminar nach preußiſchem Muſter gründen wollte, und alle großen 
Städte der Reihe nach ſich gegen die Anſiedelung der aus Italien 
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vertriebenen Jeſuiten wehrten; wenn die evangeliſche Generalſynode 
ſich eine Kirchenverfaſſung gab, die der Staatsminiſter völlig eigen⸗ 
mächtig und ungeſetzlich nach dem Wunſche ſeiner klerikalen Rathgeber 
ummodelte? Dann hieß es: „Ja, Bauer, das iſt ganz was anders!“ 
Dann wurden alle ſolche „autonomen“ Aeußerungen abgetrumpft, — 
denn war auch die Verfaſſung „ſiſtirt“, das Concordat ſtand feſt und 
ſollte neue Blüten treiben. Auch mit der Verunglimpfung der „Centra— 
liſation“ wurde tapfer gearbeitet; als aber die Gemeinden ſich die 
ſchönſte Gabe der Decentraliſation bei Lichte beſahen, fanden ſie, wie 
die Ueberlaſſung der Polizeigewalt an die Communen nichts anderes 
bedeutete, als daß der Staatsſeckel die finanziellen Laſten, welche die 
Straßen- und Sanitätspolizei mit ſich bringt, auf die Schultern der 
Gemeinden lud, die ganze Fremden- und politiſche Polizei dagegen 
ſich ſelber vorbehielt! Natürlich war auch Graf Beleredi ein viel zu 
geſcheiter Mann, um nicht zu wiſſen, daß man mit den Landtagen 
ohne Reichsrath gerade ſo wenig kutſchiren könne wie mit einem Wagen, 
deſſen Hinterräder ausgehoben ſind. Allein klang es nicht verzweifelt 
freifinnig, wenn er, im Gegenſatze zu den „Octroyirungen“ Schmerling's, 
alles der freien Vereinbarung anheimgab? Man iſt ordentlich verſucht 
hell aufzulachen bei dem Gedanken, welch eine köſtliche Sorte von 
„Conſtitutionalismus“ es doch iſt, 17 „Königreiche und Länder“ auf 
die Suche nach ihren „legalen Vertretern“ zu ſchicken und ſich ſelber 
das abſolute Regiment ſo lange vorzubehalten, bis alle 17 Körper⸗ 
ſchaften ſich untereinander ſowie mit Ungarn, Siebenbürgen und Kroatien 
über die möglichſt beſte und auch der Regierung zuſagende Verfaſſung 
verſtändigt haben. 

Beleredi huldigte daher nicht blos der Schmerling'ſchen Deviſe: 
„Wir können warten“; er ſprach abſolut im Tone eines Mannes, der 
über die Ewigkeit verfügt und Aeonen zu ſeiner Dispoſition hat. „Was 
finden Sie bei dieſer meiner Methode Schwieriges?“ ſagte er zu einem 
hervorragenden wiener Publiciſten. „Daß, ein Ausgleich ſchon mit 
dem nächſten ungariſchen Landtage gelingen wird, glaube ich ſelbſt 
nicht; vielleicht auch mit dem folgenden noch nicht; aber um ſo ſicherer 
mit dem dritten. Bitte, mir ehrlich zu ſagen, ob dabei irgendetwas 
Bedenkliches iſt?“ Für ihn war aber auch gar nicht die Hauptſache, 
etwas zu Stande zu bringen, ſondern die Dinge allſeitig in der 
Schwebe zu erhalten; denn gerade dieſe Balancirung bildete die Grund— 
lage ſeiner Allmacht. Die eisleithaniſchen Landtage mußten ſich ja, 
inſoweit das deutſche Element darin dominirte, bald über den Staats- 
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ſtreich ausgeſchimpft haben, und deutſche wie ſlawiſche ruinirten ſich 
ſelber durch ihre bloße Exiſtenz ohne Reichsrath. So ſehr ſcheute dies 
Miniſterium vor jeder Initiative in der Verfaſſungsfrage zurück, daß 
es vor lauter „echtem Conſtitutionalismus“ in legislativen und Finanz— 
fragen ſtets auf die Octroyirung angewieſen blieb, weil die richtige 
Verfaſſung ebenſo unauffindbar war wie der Stein der Weiſen. In— 
dem es ferner aus lauter „conſtitutioneller“ Geſinnung von den Land— 
tagen über ſeine Entwürfe zu Geſetzen, die in den Bereich des 
„ſiſtirten“ Parlaments fielen, „Gutachten“ einholte, ohne ſich an ihren 
Beſcheid, wo er überhaupt erfolgte, im mindeſtens zu kehren, drückte 
es dieſelben auf den Standpunkt rein conſultativer Körperſchaften 
herab, den ſie nach den urſprünglichen Statuten Goluchowski's vom 
20. October 1860 einnehmen ſollten. War man in den Erblanden 
auf dieſem Punkte angelangt, dann kam Ungarn an die Reihe, deſſen 
Rechte ja auch das Siſtirungsminiſterium nur „im Princip“ anerkannt 
und deſſen Verfaſſung in der Praxis genau ſo wie die der Erblande 
„ſiſtirt“ blieb. Nachdem die Freiheit ſo auf beiden Seiten der Leitha 
kalt geſtellt war, gehörte dann keine beſondere Kunſtfertigkeit dazu, 
ſich mit Hülfe des Hofes, den Beleredi durch ſeine Schwiegermutter, 
die alte Gräfin Welden, Aja der kaiſerlichen Kinder, geſchickt beein— 
flußte, und der klerikal-feudalen Partei nach dem Sprichworte: „Eine 
Hand wäſcht die andere“, obenauf ſchwimmend zu halten. Daß Beleredi 
immer viel eifriger auf ſeine eigene Erhaltung als auf die des Reichs 
bedacht war, und daß er als ſeine Krücke in allen Dingen die Ultra— 
montanen betrachtete, bewies er am augenſcheinlichſten, da er ſelbſt 
nach dem Prager Frieden keine wichtigere Aufgabe kannte, als ſeine 
Freunde, die Jeſuiten, die Italien ausgeſtoßen, von Trieſt bis Tarnopol 
und von Feldkirch bis Troppau behäbig unterzubringen. Das iſt der 
Ariadnefaden des Regiments Beleredi von ſeinem erſten bis zu ſeinem 
letzten Tage. Wie bei dem Univerſitätsjubiläum (Anfang Auguſt) 
Waldeck's, Gneiſt's und Virchow's Namen von der Liſte der Ehren— 
promotionen geſtrichen wurden und Rector Hyrtl „die Umkehr der 
Wiſſenſchaft zur Kirche, der fie alle befruchtenden Keime verdanke“, 
predigte; wie von jener Feier die evangeliſch-theologiſche Facultät 
ausgeſchloſſen blieb und die Studenten ſich völlig zurückzogen; wie bei 
dem Rectoratswechſel (2. October) Profeſſor Jäger in ſeiner Inau— 
gurationsrede ausdrücklich der Wiſſenſchaft die poſitiven Satzungen der 
Religion als unnahbare Schranke entgegenſtellte: jo war Beleredi's 
Rogge, Oeſterreich. II. 19 
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letztes Streben, das aus tauſend Wunden blutende Reich den über die 
Alpen hereinbrechenden Schülern Loyola's völlig zu überantworten. 
In eben dieſem Zuge wurzelten auch in der auswärtigen Politik 
die koloſſalſten Fehler des Siſtirungsminiſteriums. Im Hochſommer 
1865 war die Herzogthümerdifferenz bis hart an den Rand eines 
Krieges mit Preußen gediehen. Das Cabinet aber war davon, daß 
gleich ihm ſelber auch Graf Bismarck jener unfruchtbaren Schule der 
Kreuzzeitung-Reaction angehörte, die einen Kampf zwiſchen zwei feudalen 
Miniſterien in Wien und Berlin für eine abſolute Unmöglichkeit hielt, 
feſt genug überzeugt, um ſich, unter völliger Ignorirung der von der 
Spree her drohenden Gefahren, über Hals und Kopf in eine ultra⸗ 
montan⸗legitimiſtiſche Action zu ſtürzen, die Italien und Napoleon 
aufs tiefſte verletzen mußte. Schon am 21. Juli hatte Graf Mens- 
dorff ſich veranlaßt gefühlt, ebenſo muthwillig wie ungeſchickt dem 
madrider Cabinet wegen der Anerkennung des Königreichs Italien 
Vorſtellungen zu machen, mit dem Zuſatze, daß Spanien dadurch ge— 
hindert werden würde, dem päpſtlichen Stuhle nachdrücklichen Beiſtand 
zu leihen. Dieſer Excurs zog der öſterreichiſchen Regierung nicht nur 
aus der Feder Bermudez de Caſtro's eine ſehr derbe Antwort über 
die Pflicht zu, ſich nicht um ungelegte Eier zu bekümmern, ſondern, 
was noch viel ſchlimmer, jene Zurechtweiſung gelangte auch auf dem 
Umwege über Paris in die Oeffentlichkeit. Als es trotzdem lediglich 
durch die perſönliche Intervention der beiden Monarchen gelang, die 
Kriegsgefahr nochmals mittels der Gaſteiner Convention zu beſchwören 
(14. Auguſt), unter welchem Meiſterwerke der Name des bekannten 
Grafen Blome prangt: hätte ein in ſolchen Dingen halbwegs zu— 
rechnungsfähiges Miniſterium wiſſen müſſen, daß es damit nur eine 
Galgenfriſt erkauft, um ſich, durch Concentrirung aller Kräfte im 
Innern wie nach außen hin, auf den äußerſten Widerſtand gegen 
Preußen und Italien vorzubereiten, wenn es nicht mindeſtens Einem 
der beiden Gegner durch die Ceſſion Schleswig-Holſteins oder Venetiens 
gerecht werden wollte. Die Männer der Siſtirung jedoch erkannten 
darin nur eine Beſtätigung ihrer überlegenen Einſicht, daß von Berlin 
her nichts zu fürchten ſei! Ja, als dann vollends das eben erſt 
beleidigte Frankreich ihnen zu der dringend benöthigten Anleihe von 
90 Millionen Gulden Silber (Anfang November) verhalf, begriffen 
ſie nicht einmal, daß dies nur geſchah, weil Napoleon nicht durch eine, 
ſonſt unvermeidliche, allzu große Nachgiebigkeit Oeſterreichs gegen 
Preußen die Chance eines deutſchen Kriegs verlieren wollte! Sie waren 
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jetzt ſicher, mit Napoleon auf ſo intimem Fuße zu ſtehen, daß ſie von 
außen her nicht das Mindeſte zu fürchten hätten, weil ſchon Frankreich 
einen Angriff Preußens auf Oeſterreich um keinen Preis dulden werde! 
So commandirten fie denn in dulci jubilo: „Fertig zum Staats- 
ſtreich!“ als ſtrahlte der Himmel der auswärtigen Politik im 
reinſten Blau. 

Den erſten Schlag gegen die Schöpfung Schmerling's zu führen, 
war Hofkanzler Majlath berufen. Indem er Siebenbürgen aus dem 
Verbande des weitern Reichsraths herausriß, zertrümmerte er dieſen 
Grundſtein der Februarverfaſſung; und indem er die Union des Groß— 
fürſtenthums mit Ungarn vollzog, die zwar von den Magyaren ſtets 
beanſprucht war, factiſch aber nur wenige Monate im Jahre 1848 exi— 
ſtirt hatte, bot er dem peſter Landtage jene Morgengabe, ohne welche es 
ſelbſt Deak nicht gelungen wäre, dieſen zum Abweichen von dem 1561er 
Standpunkt, daß nämlich der Reichstag vor Wiederherſtellung der 1848er 
Geſetze zu allen Verhandlungen incompetent ſei, zu bewegen. Zugleich 
machten auch die Deutſch-Liberalen bei dieſer Gelegenheit an den Ru— 
mänen und Sachſen die erſte, ſpäter bei den Ruthenen ſich wieder— 
holende Erfahrung, welch unzuverläſſige Stützen fie ihrerſeits ſich an 
jenen „intereſſanten“ Nationalitäten erworben, deren Dank ſie dadurch 
verdient zu haben glaubten, daß ſie denſelben in ihrer eigenen Heimat 
die Oberhand über die bisher ſouveränen Stämme verſchafft. Da 
das Reich hierzu die Mittel geboten, meinten ſie, jene Völkerſchaften 
dem Centralismus gewonnen zu haben. Statt deſſen mußten ſie jetzt 
ſehen, wie dieſelben, ſobald der Centralismus abgewirthſchaftet hatte 
und bei demſelben nichts mehr zu holen war, durch die eigene Angſt 
und Engherzigkeit, ſowie durch den Egoismus der geiſtlichen Führer, 
in deren Händen die Leitung lag, in das föderaliſtiſche oder in das 
dualiſtiſche Lager hinübergedrängt wurden. Die Chefs wie die Maſſen 
waren eben keines andern Gedankens fähig, als gouvernemental zu 
ſein: wie fie nur centraliſtiſch geweſen, weil und ſolange die Regierung 
es war, ſo verſtand es ſich für ſie auch von ſelbſt, daß ſie mit dem 
Miniſterium ihr Glaubensbekenntniß wechſelten. Majlath hatte fein 
erſtes, nicht unwichtiges Treffen ſchon am 29. Auguſt gewonnen, als 
ſein Erlaß, welcher die Wiederherſtellung der Comitate vor Eröffnung 
des Landtags für unzuläſſig erklärte, eine zuſtimmende Aufnahme fand. 
Es handelte ſich dabei um eine Lebensfrage: denn Vay's Régime war 
hauptſächlich dadurch geſtürzt, daß bei dem Zuſammentritt des 186 ler 
Landtags das Land ſchon nahezu ein halbes Jahr in den Händen der 
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Comitatscongregationen geweſen, welche ſich als ein halbes Hundert 
ſouveräner, zur Controle des Landtags berufener Winkelparlamente 
inſtallirt hatten. Am 1. September erſchien dann das Reſcript, welches 
den nach der Schmerling'ſchen proviſoriſchen Wahlordnung zuſammen— 
geſetzten hermannſtädter Landtag auflöſte und einen andern, auf Grund 
des Geſetzartikels von 1791 zu ernennenden, für den 19. November 
nach Klauſenburg zu dem alleinigen Zwecke einberief, das Unionsgeſetz 
von 1848, welches Siebenbürgen unter Aufhebung ſeines Sonderland— 
tags einfach Ungarn einverleibte und für die Beſchickung des peſter 
Reichstags mit den ungariſchen Comitaten völlig auf Einen Fuß ſtellte, 
„zu revidiren“. Daß dieſe angebliche „Reviſion“ in Wahrheit nur 
auf eine Beſtätigung des Artikels hinauslaufen würde, war ſelbſtver— 
ſtändlich, da nach jener alten Wahlordnung allein an Beamten des 
Guberniums und Regaliſten, oder von der Regierung ernannten Ver— 
tretern viel mehr Magyaren und Szekler in der Verſammlung ſaßen 
als Rumänen und Sachſen. So wie die Dinge einmal lagen, mußte 
auch der centraliſtiſche Liberale es nunmehr als eine Wohlthat empfinden, 
daß jene reactivirte Ungeheuerlichkeit von einer Repräſentanz, in der 
das Gubernium ſich beliebig viele Deputirte ernannte und für welche 
jeder magyariſche oder ſzekler Bettler als Wähler fungirte, während 
der Rumäne 8 Gulden directer Steuern (die Kopfſteuer, d. h. die 
Hauptabgabe der Rumänen nicht mit eingerechnet) zahlen mußte, um 
dieſer Ehre theilhaftig zu werden, nur als kurzes Uebergangsſtadium 
für die Hereinziehung Siebenbürgens in den Bereich des auf echt 
conſtitutioneller Baſis fußenden peſter Parlaments betrachtet werden 
konnte. Wollten aber Rumänen und Sachſen ſich wehren, ſo gab es 
für ſie nur Einen Weg: den klauſenburger Landtag nicht zu beſchicken, wie 
die Magyaren den hermannſtädter nicht beſchickt hatten, wie die Deutſchen 
Anfang 1867 und im Herbſt 1871 feſt entſchloſſen waren, den „Außer— 
ordentlichen“ Beleredi's und den Reichsrath Hohenwart's zu ignoriren. 
Dazu fehlte es der Menge an Muth und Eintracht, den Führern auch 
an Opferfähigkeit. Längſt ſchon hatte der Gouverneur General von 
Crenneville die Statthalterei aus dem ſächſiſchen Hermannſtadt nach 
dem magyariſchen Klauſenburg zurückverlegt; alle magyariſchen Be— 
amten, die unter Schmerling ſuspendirt waren, wurden reactivirt; der 
Redacteur der „Hermannſtädter Zeitung“, Dr. Schmidt, trat von 
ſeinem Poſten zurück, weil ihm der Verluſt ſeiner Profeſſur in Aus— 
ſicht geſtellt ſei, wenn er ſich unterfinge, das Reſeript vom 1. September 
zu kritiſiren. Wohl reiſten der Chef des ſächſiſchen Stammes Nations- 
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graf Schmidt und der griechiſch-orthodoxe Metropolit Baron Saguna 
nach Wien hinauf; allein ſie wurden von dem Hofkanzler General 
Haller von Hallerkeö, einem Magyaren, der früher in Ofen als Adlatus 
des Generalgouverneurs Erzherzogs Albrecht und 1861 als Regierungs— 
commiſſar bei der Landtagsauflöſung amtirt, ſo hart angelaſſen, daß 
ſie vollends den Muth verloren und namentlich der ſchlaue Prälat 
gar keinen Grund mehr ſah, die unter der Centraliſation mühſam 
erworbene Metropolitie jetzt durch unzeitgemäßen Widerſtand zu com— 
promittiren. Als der griechiſch-katholiſche Erzbiſchof Freiherr von 
Sterka⸗Siulutiu eine Verſammlung der Rumänen nach Blaſendorf 
einberief, auf der es übrigens auch zu keinem Entſchluſſe kam, ent— 
ſchuldigte der diplomatische Saguna ſich in einem ſalbungsvollen Briefe, 
der mit den claſſiſchen Worten ſchloß: „Weinen kann ich, helfen nicht.“ 
Für die Sachſen berief zwar Comes Schmidt eine Nationsuniverſität 
ein, die vom 2. October bis 6. November in Hermannſtadt tagte, 
aber ſelbſt in ihrem Innern an Parteiſpaltungen krankte, da die Fraction 
der Jungſachſen aus Kronſtadt ſchon unter Schmerling ſtets zur 
magyariſchen Fahne gehalten. So brachte dieſe Verſammlung nichts 
zu Stande als eine Repräſentation an den Kaiſer, in welcher ſie für ihre 
Beſchickung einige, unter den obwaltenden Umſtänden abſolut nichts— 
ſagende Vorbehalte machte, und am 20. November wurde in Klauſen— 
burg der von allen vier Nationen beſchickte Landtag unter dem Vorſitze 
des Barons Kemenyi, der unter Vay Hofkanzler des Großfürſtenthums 
geweſen, eröffnet. Die Regierung ſelber behandelte Siebenbürgen 
im Grunde bereits als einen integrirenden Theil Ungarns, indem das 
Eröffnungsreſeript den klauſenburger Landtag gar nicht wie den peſter 
und agramer zur Abgabe eines Votums über das Octoberdiplom und 
Februarpatent aufforderte, damit alſo zu verſtehen gab, daß die 
Stellung des Großfürſtenthums zum Geſammtſtaate in Peſt durch den 
auch von Siebenbürgen zu beſchickenden ungariſchen Reichstag geregelt 
werden ſolle. Selbſtverſtändlich beſchloß der Landtag am 6. December, 
daß der Unionsartikel, demzufolge Siebenbürgen gar keine eigene 
Repräſeutativkörperſchaft mehr beſitze, ſondern 73 Deputirte nach dem 
ungariſchen Wahlgeſetze in den peſter Reichstag zu entſenden habe, 
mit legaler Vollkraft fortexiſtire. Die kronſtädter Deputation unter 
Bömches, ebenſo einige Rumänen unter Hoßu begnügten ſich damit, 
eine Reihe von Wünſchen in Betreff der Union zu Protokoll zu geben, 
während das Gros der ſächſiſchen Deputirten unter Rannicher, und 
das der rumänischen Abgeordneten unter den beiden Prälaten Saguna 
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und Sterka-Siulutin Sondermeinungen abfaßte, welche auf Einberufung 
eines ſiebenbürgiſchen Landtags nach der Schmerling'ſchen Wahlordnung 
drangen. Natürlich waren jetzt alle dieſe Vorbehalte nur Stoff für 
den Papierkorb, und iſt in Peſt von einer Rückſichtnahme auf dieſelben 
nie auch nur die Rede geweſen. Allein nicht beſſer erging es der 
wiener Regierung mit ihren Reſerven, denen fie in ihrem Antworts— 
reſeript vom 25. December Ausdruck gab. Sie genehmigte darin die 
Beſchickung des „gegenwärtigen Krönungslandtags“ in Peſt, löſte 
jedoch den klauſenburger Landtag nicht auf, ſondern vertagte ihn nur, 
beſcheinigte auch den Empfang aller Separatacten und Sondergut— 
achten, die „definitive Union“ davon abhängig machend, daß alle dieſe 
Differenzen in einer Art ausgeglichen würden, der die Krone ihre 
Sanction ertheilen könne. Das war der erſte praktiſche Verſuch, das 
Syſtem der Balancirung auch auf Ungarn zu übertragen und den 
Abſolutismus zu etabliren, indem mau die widerſprechendſten Rechte 
anerkannte, um eins durch das andere in der Schwebe zu erhalten. 
Die Ungarn machten indeß mit dieſem Kunſtſtück ebenſo wenig Feder— 
leſens wie mit den Clauſeln der Rumänen und Sachſen, ſodaß die 
Altconſervativen, die ſich laut ihrer Klugheit rühmten, dem peſter 


Reichstage die Siebenbürger nur „ausgeliehen“ und dadurch eine 


Bürgſchaft für ſein gutes Betragen gewonnen zu haben, eigentlich doch 
blos einen Pyrrhusſieg erfochten hatten! Auch ließ die Regierung das 
Autwortsreſeript vom 7. Januar 1866 in Klauſenburg nur vorleſen 
und, ohne eine Debatte darüber zu geſtatten, ſofort die Seſſion ſchließen. 
Senf nach der Mahlzeit war es dann, daß die ſächſiſche Nations— 
univerſität, von Comes Schmidt einberufen, ſich am 3. März noch— 
mals zu einem großartigen Proteſt gegen die klauſenburger Beſchlüſſe 
aufraffte, in welchem den Miniſtern frühere Aeußerungen Sr. Majeſtät 
(wie „die verfaſſungsmäßige Thätigkeit des hermannſtädter Landtags, 
die in Siebenbürgen erfreulich waltet“, oder „der Ausdruck eines 
ſegensvollen Einverſtändniſſes und die Bürgſchaft einer glücklichen 
Zukunft“ mit Bezug auf den Eintritt der Siebenbürger in den Reichs— 
rath u. ſ. w.) ſehr geſchickt unter die Naſe gerieben wurden. Die 
ſehr umfangreiche „allerunterthänigſte Repräſentation“ verſchnupfte die 
regierenden Herren ſtark, aber das war auch ihr ganzer Erfolg. Am t 
26. April erledigte Graf Crenneville fie mittels eines ſehr derben 
Gubernialdecrets, welches die Beſchlüſſe der Nationsuniverſität als 
„ungeſetzlich“ und „ungültig“ unter ausdrücklicher Kundgebung des 
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allerhöchſten „Misfallens“ zurückwies. Die Wahlen nach Peſt erfolgten 
überall anſtandslos. 

Bei weitem nicht ſo einfach geſtaltete ſich die Sache in Kroatien. 
Zum Theil lag das an der Weigerung Beleredi's, dieſe Südſlawen 
den Magyaren ebenſo unbedingt preiszugeben, weil er im agramer 
Landtage den letzten Hebel beſaß, um auch auf dem Gebiet der 
Stephanskrone das parlamentariſche Régime nicht zu Kräften kommen 
zu laſſen; zum Theil aber in der größern Energie, mit der die ein— 
heitliche Bevölkerung des Landes die unter Schmerling errungenen 
Privilegien zu vertheidigen wußte, während die Sachſen in Sieben— 
bürgen immer auf die Dauer den Beiſtand des ungariſchen Stammes 
nicht entbehren konnten, wenn ſie nicht ſelber den halbwilden Walachen 
zum Opfer fallen wollten. Die Ungarn waren, vorläufig wenigſtens, 
zufrieden, wenn die Macht des zukünftigen peſter Miniſteriums in 
Agram ſich fo weit erſtreckte, daß dort nicht die Hebel zur Demoliruug 
des Conſtitutionalismus, wie zu Jellachich's Zeit, eingeſetzt werden 
konnten; nur der Beſitz Fiumes, als ihres einzigen Hafens, war eine 
Lebensfrage für fie, in der fie keine Discuſſion geſtatteten. Die Kroaten 
hatten ſomit keine ſchlechten Karten in der Hand, da auch der Banus 
und Präſident der Septemviraltafel Baron Sokcevie, ſoweit das für 
einen activen General möglich war, auf ihrer Seite ſtand; mußte er 
doch im Laufe des November in Gemeinſchaft mit dem agramer Erz— 
biſchof Haulik, ſeinem Stellvertreter auf dem Banuspoſten ad audjendum 
verbum nach Wien berufen werden. Haulik war Kroncardinal d. h. 
einer der auf Vorſchlag des Kaiſers bei dem Abſchluſſe des Concordats 
ernannten Cardinäle; das mäßigte ſeinen nationalen Eifer einiger— 
maßen, wenngleich die Krone hier wie in vielen andern Fällen mit 
5 Auswahl der höhern Prälaten eben kein beſonderes Glück gehabt. 

Der eigentliche Führer der Nationalpartei aber war der Biſchof von 
Diakovar, Stroßmayr. Dieſer Herr, ſpäter auf dem Vaticaniſchen 
Soneil zu einer europäiſchen Berühmtheit avancirt, ſoll, im Beſitze 
eines großen Einkommens, das ihm geſtattet, mitunter bedeutende 
Summen für ſüdſlawiſche Zwecke zu opfern, ein ſehr behagliches und 
weltliches Leben führen. Er hatte das Land ſchon im Sommer 1860 
in dem „Verſtärkten Reichsrathe“ repräſentirt und iſt, wie erzählt, 
Hauptvertreter der auf den Zerfall der Türkei ſpeculirenden Fraction. 
Das Siſtirungsminiſterium entledigte ſich, vor Eröffnung ſeiner Action 
nach dieſer Seite, am 1. November des Schmerling'ſchen Hofkanzlers 
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Mazuranic, dem es, wie in Siebenbürgen, proviſoriſch einen hohen 
Militär zum Nachfolger gab. Feldmarſchallieutenant Baron von 
Kuſſevic galt für einen guten Kroaten mit magyariſchen Sympathien, 
der bei keiner der beiden Parteien Anſtoß erregen konnte, die Weiſungen 
der Regierung aber mit ſoldatiſchem Gehorſam ausführen werde, da 
er bei verſchiedenen Generalcommandos, zuletzt in Udine, in mehr 
adminiſtrativer Verwendung geſtanden. Nach dieſen Vorbereitungen 
wurde am 12. November der agramer Landtag mit einem Reſcript 
eröffnet, welches denſelben zur Annahme des Octoberdiploms und — 
pro forma — auch des Februarpatents (I), namentlich aber zur 
Regelung der Beziehungen zu Ungarn aufforderte, damit Kroatien 


rechtzeitig den nach Peſt bereits einberufenen Krönungslandtag beſchicken 


und daſelbſt an der Ausfertigung des Inauguraldiploms den ihm 
gebührenden Antheil nehmen könne. Die Berathungen beſtanden nur 
aus einem verzweifelten Kampfe der Nationalen und der ungariſch— 
fuſioniſtiſchen Partei um die Majorität, und in jedem einzelnen Falle 
pflegte die momentan unterliegende Fraction immer gleich durch ihren 
Austritt und durch Entſendung einer Deputation an das kaiſerliche 
Hoflager mit der Bitte um Caſſirung des ihr ungünſtigen Beſchluſſes 
die Discuſſion zu unterbrechen. Die nationale, etwa 117 Stimmen 
zählende Rechte unter Führung des präſidirenden Banus verlangte 
die Beſchränkung der von den meiſt magyariſch geſinnten Großgrund— 
beſitzern beanſpruchten Virilſtimmen; die unioniſtiſche Linke wollte um— 
gekehrt die Virilſtimmen der unter dem geſtürzten Régime ernannten 
Banaltafelbeiſitzer nicht gelten laſſen. An ſich kein ungerechtfertigtes 
Begehren, aber ſeltſam inconſequent im Munde der Partei, die in 
Klauſenburg Rumänen und Sachſen durch Regaliſten und Gubernial— 
räthe eigener Fabrikation niederſtimmte! Außerdem traute die Linke 
den Grenzdeputirten nicht, welche wie 1861 dem Landtage bis zur 
Regelung der ſtaatsrechtlichen Frage, unter Beibehaltung des ganzen, 
in der Militärgrenze beſtehenden Soldatenrégimes zugeſellt waren, und 
wollte daher den wichtigen Act der Bureauernennung vor Verificirung 
der Grenzwahlen vorgenommen wiſſen. Der Banus trat entſchieden 
auf Seite der Rechten, die nun in Abweſenheit der Linken den Land— 
tag in nationalem Sinne conſtituirte; das zog wieder dem Feld— 
marſchallieutenant Sokcevie eine Reprimande aus Wien zu und hatte 
die Caſſirung aller Beſchlüſſe zur Folge, die in Abweſenheit der 
magyariſchen Linken gefaßt waren, nachdem die letztere ſich in Wien 
beklagt. Wäre es dem Miniſterium mit der Begründung eines par— 
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lamentariſchen Regimes Ernſt geweſen, fo hätte es das Programm der 
nationalen Rechten, die denn doch durch die 186 ler Ereigniſſe in etwas 
gewitzigt war, acceptiren müſſen: „Anerkennung der gemeinſamen An— 
gelegenheiten bei gemeinſchaftlicher conſtitutioneller Behandlung, eine 
beſchließende Vertretung der Geſammtmonarchie, begründet auf gleich— 
berechtigter Vertretung aller Factoren, und eine dieſer Vertretung 
verantwortliche Geſammtregierung.“ Allein die Regierung ſuchte auch 
in Agram nicht die Mittel, ein conſtitutionelles Geſammtöſterreich her— 
zuſtellen, ſondern ein Werkzeug, um das conſtitutionelle Geſammtungarn 
aus den Angeln zu heben; das rein unverſtändliche Verhältniß bei den 
Abſtimmungen zeigt, daß hier auch lichtſcheue Intriguen mitſpielten, 
denen „unſere armen Brüder aus Kroatien“ nur zu leicht erliegen. 
Wie ſoll man ſonſt den Wirrwarr erklären, daß am 28. Januar 
eine, das Nationalprogramm ausführende Adreſſe mit impoſanter 
Majorität acceptirt, daß dieſelbe am 9. Februar in dualiſtiſchem Sinne 
mit 5 Stimmen Mehrheit amendirt wird, und daß vollends tags darauf 
78 Stimmen der Magyaren gegen 22 Stimmen unter Stroßmayr 
die ſo abgeänderte Adreſſe genehmigen, während 92 Nationale, alſo 
weit mehr als zur Verhinderung dieſes Votums erforderlich waren, 
ſich erſt der Abſtimmung enthalten und dann mit einem Mordſpectakel 
gegen den Vorgang Proteſt erheben? Die Regierung blieb ihrer alten 
Taktik, alles in der Schwebe zu erhalten, getreu. Wie früher durch 
die Aufrechthaltung der Magnaten- und durch die Caſſirung der Banal— 
tafelbeiſitzer-Virilſtimmen, ſo ſchaffte ſie jetzt der Linken auf dem Land— 
tage (20. Februar) durch die Abberufung der Grenzerdeputirten Luft; 
allein Sokcevie wurde mit beiden Adreſſen, der urſprünglichen und der 
amendirten, an das ofener Hoflager des Kaiſers beordert. Das Antworts— 
reſcript vom 27. Februar erkannte mit Vergnügen an, daß der Land— 
tag ſeinen rein negativen Standpunkt aufgegeben und das Octoberdiplom 
im Princip angenommen. Da indeſſen der ungariſche Landtag um 
dieſe Zeit bereits Diplom und Februarpatent mit Einem Federſtriche 
caſſirt hatte, klang die ſpäte Zuſtimmung wie eine Ironie in den Ohren 
der Octobermänner, die längſt ihr eigenes Werk preisgegeben und 
nun noch mit ſauer-ſüßer Miene Freude über die Umkehr der Kroaten 
erheucheln mußten! Das einzig Praktiſche an dem Reſcript war die 
ſehr beſtimmte Aufforderung, ſofort eine Deputation nach Peſt zu 
entſenden, die wegen der ſtaatsrechtlichen und der auf die Krönung 
bezüglichen Fragen mit einer Deputation des ungariſchen Reichstags 
in Unterhandlung treten ſolle. Dieſe Deputation von 12 Mitgliedern 
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wählte der Landtag am 9. März, jedoch ohne Theilnahme der Linken, 


da den Sendboten das unbedingte Feſthalten an dem Artikel 42 von 


1861 — dem einzigen ſanctionirten Landtagsbeſchluſſe, der die alten Bande 
zwiſchen Kroatien und Ungarn für zerriſſen erklärte (ſ. oben S. 155) 
— als bindende Inſtruction mit auf den Weg gegeben ward. Der 
Landtag, der ſich nach dieſem Beſchluſſe vertagte, wurde am 21. April 
1866 auf unbeſtimmte Zeit prorogirt; die Reſultatloſigkeit der Ver— 
handlungen aber, welche tags darauf die gemiſchte Regnicolardeputation 
in Peſt begann, war unter dieſen Umſtänden von vornherein unzweifel— 
haft. Das einzig Merkwürdige daran war, daß ſie in deutſcher Sprache 
geführt werden mußten, weil die Magyaren nicht kroatiſch und die 


Kroaten nicht ungariſch reden konnten oder wollten! Das Schluß 


protokoll vom 25. Juni conſtatirte eben nur die Unmöglichkeit der 
Verſtändigung auf Grund des Artikels 42 und ſolange Kroatien Fiume 
beanſprucht. 3 

Der Staatsſtreich vom 1. September, welcher Siebenbürgen aus 
dem Verbande des weitern Reichsraths riß, hatte inzwiſchen in der 
Aufhebung des engern Reichsraths und der reichsräthlichen Staats— 
ſchulden-Controlscommiſſion ſeine Ergänzung gefunden. Nachdem 
Belcredi die 17 eisleithaniſchen Landtage zu ihrer gewöhnlichen Seſſion 
einberufen, erſchien zwei Tage ſpäter am 20. September das Manifeſt, 
welches auch den engern Reichsrath „ſiſtirte“, bis die Regierung durch 
die mit Ungarn und Kroatien einzuleitenden Verhandlungen „Reſultate“ 
gewonnen haben würde, die ſie für geeignet halte, „den legalen Ver— 
tretern der andern Königreiche und Länder“ zur Vernehmung ihres 
„gleichgewichtigen Anſpruchs“ vorgelegt zu werden. Bis dahin wurde 
die Regierung durch das beiliegende Patent ermächtigt, „alle unauf— 
ſchiebbaren Maßregeln, insbeſondere jene, welche das finanzielle und 
volkswirthſchaftliche Intereſſe des Reichs betreffen“, aus eigener Macht— 
vollkommenheit zu ergreifen. Welche „Verhandlungsreſultate“ die 
Regierung erwartete, wen ſie unter den „legalen Vertretern“ der 
Erblande, nach Suspendirung des Reichsrathsſtatuts, verſtand; auf 
welche Art ſie den „gleichgewichtigen Ausſpruch“ Cisleithanieus zu 
eruiren und wie ſie demſelben Nachdruck zu verſchaffen dachte, das 
alles blieb mit dem Schleier tiefſten Geheimniſſes bedeckt. Gewiß 
war nur, daß mit dem Zuſammentritte der Landtage und des ungariſchen 
Parlaments ein conſtitutioneller Hexenſabbat, wie die Welt ihn noch 
nicht geſehen, ſeinen Anfang nahm. Von Bregenz bis Klauſenburg 
und von Zara bis Troppau erſtreckte ſich die durch das September— 
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patent eröffnete „freie Bahn“. Auf ihr tagten Mitte December in 
20 Repräſentativkörpern gegen 3000 Volksvertreter! und dieſe ſollten, 
ohne ein feſtes Recht unter ihren Füßen — denn wie die erbländiſche 
Verfaſſung „ſiſtirt“ war, fo wurde ja die ungariſche nur „im Princip“, 
nicht de facto anerkannt — ohne irgendeine Initiative ſeitens der 
Regierung, ohne irgendeine Umgrenzung ihrer Aufgabe, ohne irgend— 
einen Zuſammenhang miteinander, auf einen Plan zur Reorganiſirung 
der Monarchie verfallen, der auch zugleich dem, über ihnen in der 
Herrlichkeit abſoluter Vollgewalt thronenden Miniſterium ſo ſehr ein— 
leuchtete, daß es aus Entzücken darüber beſchloſſen hätte, der unbe— 
ſchränkten Macht, die es ſich octroyirt, zu entſagen. Sollte dieſe 
Olla⸗potrida vielleicht dadurch ſchmackhafter werden, daß die Regie— 
rung in ſolchem Augenblicke zu dem Staatsſtreiche noch in unver— 
antwortlicher Weiſe das höhniſche Verſprechen fügte, das October— 
diplom und Februarpatent in Peſt und Agram zur Annahme vor— 
legen zu wollen, als ob es ſich nur um „Modificationen“ dieſer 
Grundgeſetze handle, ehe man ſie aufs neue in Kraft ſetze? Man 
hat ſich über die ehrſamen Krähwinkler luſtig gemacht, die nach den 
Märztagen „die Republik mit dem verſtorbenen Großherzog an der 
Spitze“ begehrten. Dies Siſtirungscabinet aber mit ſeinen 20 Con— 
ſtituanten und der Deviſe: „Heute wird abſolutiſtiſch regiert, morgen 
conſtitutionell!“ iſt keine Caricatur aus den „Fliegenden Blättern“! 
Noch hatte der Liberalismus Eine Chance, und ſie hätte, da das 
Miniſterium eine Anleihe wie das liebe Brot ſofort brauchte, genügt, 
um alles zu retten, wenn die Mitglieder der reichsräthlichen Staats 
ſchulden-Controlscommiſſion halbwegs, auf der Höhe ihrer Miſſion 
geſtanden hätten. Hier jedoch zeigte ſich ſo recht deutlich, daß es 
keineswegs blos Schmerling's Fehler, ſondern weit mehr noch die 
Unmännlichfeit des Reichsraths geweſen, „die Elend ließ zu hohen 
Jahren kommen“. Statt eines feierlichen, die illegalen Creditunter— 
handlungen Becke's deroutirenden Proteſtes, hatte die Controlscommiſſion 
nichts Eiligeres zu thun, als Anfang October ihre Hände in Unſchuld 
zu waſchen und ſich durch das Septemberpatent ebenfalls für „ſiſtirt“ 
zu erklären. Da aber ſelbſt dieſer geräuſchloſe Abgang der Commiſſion 
der Regierung unbequem war, welche dem Auslande durch das Schein— 
bild einer conſtitutionellen Ueberwachung zu imponiren wünſchte, gaben 
ſich dieſelben Männer, welche ein Mandat des Reichsraths übernommen, 
zu gehorſamen Dienern des Cabinets her, das dieſe Verſammlung 
durch einen Staatsſtreich befeitigt! Am 17. October erſchien ein 
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neues octroyirtes Statut für die Controlscommiſſion, welches derſelben 
jede politiſche und parlamentariſche Befugniß entzog und ihr lediglich 
die rein buchhälteriſche Ueberwachung ließ, daß nicht mehr Obligationen 
ausgegeben wurden, als in der „Wiener Zeitung“ verzeichnet waren. 
Und mit Ausnahme der beiden Abgeordneten Graf Kinsky und Baron 
Doblhoff traten die vier Mitglieder des Herrenhauſes (eins war ge— 
ſtorben) und drei des Unterhauſes — darunter Herbſt — unbedenklich aus 
der reichsräthlichen in die k. k. Controlscommiſſion des Siſtirungs— 
miniſteriums über! Eugen Kinsky proteſtirte laut in einem Briefe 
gegen den Umſturz der Februarverfaſſung; Baron Doblhoff nahm 
Kränklichkeit zum Vorwande ſeines Rücktritts. Am 25. November 
konnte das Geſetz wegen der in Frankreich contrahirten Anleihe von 
90 Millionen Gulden Silber publicirt werden. Wenn aber Graf 
Lariſch die Commiſſion, die ihm dieſen Dienſt mit Aufopferung ihrer 
eigenen Würde geleiſtet, fortan mit cavaliermäßigem Uebermuthe be— 
handelte; wenn er ihr ſogar die Mittel entzog, ihrer beſcheidenen 
Aufgabe gerecht zu werden, die nunmehr blos darin beſtand zu ver— 
hindern, daß nicht wie unter Bruck bei einer Anleihe 111 Millionen 
zu viel ausgegeben wurden, ſo war das dem Miniſter nicht zu 
verargen. 

Am 23. November begann dann mit dem Zuſammentritte der 
17 cisleithaniſchen Landtage, deren Turbulenz während der Siſtirung 
des Reichsraths natürlich nur der Umdrehung von Schrauben im leeren 
Raume gleichen konnte, jenes troſtloſe Schauſpiel, das wie eine Illuſtration 
zu dem pariſer Gaſſenhauer ſich ausnimmt: „Jai un pied qui remue 
et autre qui ne va guère.“ In Gemäßheit eines kaiſerlichen Hand— 
ſchreibens vom 7. November wurde den Landtagen von dem September— 
patent „Mittheilung“ gemacht; daſſelbe ging aber in der Ignorirung 
des Februarpatents bereits einen Schritt weiter, indem es dieſen Weg 
für den geeigneten erklärte, um eine dauernde Grundlage für „eine“ 
Reichsverfaſſung zu gewinnen, die Exiſtenz der rechtlich beſtehenden, 
wenn auch factiſch ſuspendirten, alſo einfach negirte. Zehn Tage vor— 
her hatten Abgeordnete von Ober- und Niederöſterreich, Salzburg, 
Kärnten, Vorarlberg und Steiermark ſich in einer Conferenz zu Wien 
über die Grundzüge einer Adreſſe gegen das Septemberpatent geeinigt. 
Daß ſie dabei im ganzen auch auf den geſunden Sinn des Volks 
rechnen konnten, dem zwar weder Schmerling's Scheinconſtitutionalis— 
mus behagt und noch weniger die Contumacirung Ungarns gefallen, 
das aber am allerwenigſten daran dachte, ſich aus bloßer Verbiſſenheit 
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durch den Köder einer ultramontan-feudalen „Autonomie“ in das Lager 
der „Gaugrafen“ hinüberziehen zu laſſen, hatte hart vor dem Zuſammen— 
tritte der Landtage eine Nachwahl in Wien bewieſen. Schuſelka, 
damals noch der Abgott der 1848er wiener Demokraten aus der 
Alſervorſtadt und der Wieden, hatte unter Schmerling durch Preß— 
vergehen fein Mandat verwirkt, jetzt durch Beleredi mit Wiederver— 
leihung ſeiner politiſchen Rechte begnadigt, trat er noch dazu im vollen 
Glanze eines Märtyrers vor ſeine Wähler. Dennoch fiel er durch, 
weil ſein Zorn gegen Schmerling ihn zur Ablegung eines föderaliſtiſchen 
Glaubensbekenntniſſes im Beleredi'ſchen Sinne verleitet. Allen voran 
ging der grazer Landtag am 2. December mit einer Adreſſe, die 
ſchlechtweg in dem Petitum „Aufhebung der Siſtirung“ gipfelte und 
Wiederherſtellung des „Grundgeſetzes über die Reichsvertretung“ ver— 
langte, ohne ſich darüber auszuſprechen, ob hierunter nur der engere, 
die Erblande allein umfaſſende Reichsrath zu verſtehen ſei. Kaiſer— 
feld, der Führer des ſteiriſchen Landtags, war durch den Staatsſtreich 
ſo erbittert daß er in ſeiner Rede die berühmten Worte ſprach: 
„Rechtlos, verfaſſungslos, als Bettler ſchickt man uns nach Peſt!“ 


Gleich darauf (6. und 7. December) folgten die Landtage von Wien, 


Linz, Klagenfurt, Troppau und (13. December) von Salzburg; die 
betreffenden Adreſſen wurden zum Theil einſtimmig, im ſchlimmſten 
Falle gegen ein paar klerikale und feudale Stimmen votirt, denen ſich 
höchſtens noch ein oder der andere hohe Beamte zugeſellte, nicht jedoch, 
ohne daß die Regierungscommiſſarien den Verſuch gemacht hätten, den 
Vertretungen jedes Recht der Cognition über das Septemberpatent 
abzuſprechen. Ebenſo kamen auch hier bereits die Statthalter Graf 
Taaffe in Salzburg, Graf Chorinsky in Wien beſtimmter, und ſpäter 
Graf Lazansky in Prag noch herausfordernder mit der gouvernemen— 
talen Doctrin zum Vorſchein, daß unter den „legalen Vertretern“ 
der Erblande allerdings die 17 Landtage zu verſtehen ſeien. Damit 
war der engere Reichsrath officiell eingeſargt, und nur noch officiöſe 
Söldner mochten vorgeben, an die conſtitutionellen Abſichten eines 
Miniſteriums zu glauben, das die Völker mit dem Verſprechen hänſelte, 
ſich des Abſolutismus zu entſchlagen, wenn die 17 Landtage ſich mit 
Ungarn und Kroatien über eine ihm ſelber genehme Verfaſſung ver— 
ſtändigt haben würden! Die vorarlberger Adreſſe endlich fiel am 
16. December ſo derb aus, daß die Krone deren Annahme verweigerte, 
weil dieſelbe in nackten Ausdrücken den begangenen Verfaſſungsbruch 
brandmarkte, indem ſie zu wiederholten malen hervorhob, wie die 
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„durch das kaiſerliche Wort gewährleiſtete, durch die That beſiegelte 
Verfaſſung, den in ihr ſelbſt enthaltenen Grundſätzen entgegen, aus 
Nützlichkeitsrückſichten beiſeitegeſchoben worden ſei“; indem ſie gecen— 
tuirte, wie „die Siſtirung einer den Ungarn und Kroaten zur An— 
nahme empfohlenen Verfaſſung dieſe vorſichtigen Völker“ in der 
Feſthaltung ihres Rechts nur um ſo ſtarrer machen werde. Be— 
merken müſſen wir noch, daß die niederöſterreichiſche Adreſſe ſich ſchon 
mit der begrenzten Bitte um Wiederherſtellung des engern Reichsraths 
begnügte, den weitern alſo gewiſſermaßen bereits preisgab; und daß, 
aus Haß gegen die präſumirte concordatsfeindliche Haltung Ungarns, 
ſogar der Fürſt-Erzbiſchof von Wien, Cardinal Rauſcher, die Wahl 
zum Vorſitzenden der Adreßcommiſſion annahm. Allerdings präſentirte 
er dann eine Minoritätsadreſſe, die, ohne beſtimmte Erwägungen und 
Coneluſionen, lediglich eine Kundgebung des Bedauerns und Vertrauens 
enthielt, dem Lichtenberg'ſchen Meſſer ohne Heft und Klinge gleich. 
Immerhin ware das Benehmen des Prälaten rühmlicher als das Schmer— 
ling's, der ſich von ſeiner Rancune gegen die deutſch-liberale Reichs— 
tagslinke dermaßen beherrſchen ließ, daß er conſequent in dieſer wie 
in der nächſtfolgenden Landtagsſeſſion jeder Kundgebung zu Gunſten 
der von ihm geſchaffenen Verfaſſung fern blieb! Die Aufforderung, 
Gutachten über Regierungsvorlagen in Betreff neuer Kronlands— 
eintheilungen u. ſ. w. abzugeben, lehnten im Verlaufe des Januar 
die Landtage von Ober- und Niederöſterreich, von Steiermark und 
Kärnten ab, weil jene Geſetzentwürfe zur Competenz des Reichsraths 
gehörten. Dagegen nahmen ſie, um den rechtlichen Fortbeſtand des 
Reichsraths zu documentiren, die Wahlen für die erledigten Abgeord— 
netenſitze aus ihrer Mitte vor — „wie wenn Kinder ſich Salz zu dem 
Fleiſche, das ſie zu bekommen wünſchen, auf den Teller legen“, höhnten 
die Officiöſen Beleredi's, die trotzdem auch die Stabstrompeter Beuſt's 
und Hohenwart's geblieben find, wie fie zum größten Theil auch die 
Schmerling's und Bach's geweſen! Umgekehrt petitionirte der klagen— 
furter Landtag in Reichsangelegenheiten um den Abſchluß eines Handels— 
vertrags mit Italien, ein Wunſch, dem ſich (31. Januar) auch der 
trieſter Landtag anſchloß. Letzterer ſowie alle Landtage, auf denen 
das ſlawiſche Element ſtark mit dem italieniſchen verſetzt iſt (Dalma— 
tien, Iſtrien, Görz), nahmen übrigens gar nicht oder nur in ſehr 
lauer Weiſe für das Septemberpatent Partei. Von dieſen vier Kör— 
perſchaften erließ blos der Landtag zu Parenzo eine Dankadreſſe, ac- 
centuirte darin aber nur leichthin die Aufhebung der Februarverfaſſung, 
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ſehr entſchieden dagegen die Hoffnung, daß bald eine liberalere an 
deren Stelle treten werde. Der tiroler Landtag ſeinerſeits hatte den 
alten erfolgloſen Kampf mit den nichterſcheinenden liberalen Deputirten 
des Trento, deren Abweſenheit leider zugleich immer den klerikalen 
Elementen in Innsbruck das Uebergewicht verleiht, mit gleich geringem 
Erfolge weiter zu beſtehen. Dieſe weigerten ſich wie bisher zu kom— 
men und beſtanden auf der Errichtung einer beſondern Statthalterei- 
abtheilung in Trient, die natürlich nur das Vorſpiel für den Anſchluß 
an Italien bilden ſoll; der Landtag ſchrieb Neuwahlen aus und die 
Deputirten Welſchtirols proteſtirten von ihrer Heimat aus gegen die 
Beſchlüſſe des Landtags. Letzterer hatte übrigens nichts Wichtigeres 
zu thun, als dem Spukgebilde der „Glaubenseinheit“ nachzujagen. 
Selbſt die Regierungsvorlage, welche die Bildung evangeliſcher Ge— 
meinden und die öffentliche Ausübung des proteſtantiſchen Gottes— 
dienſtes von der Zuſtimmung des innsbrucker Landtags abhängig er— 
klärte, wurde von dieſer Verſammlung nur als eine unzureichende Ab— 
ſchlagszahlung aufgenommen. Statt der erwarteten Dankadreſſe für 
das Septemberpatent votirte die Körperſchaft (3. Februar) mit 33 
gegen 17 Stimmen eine Repräſentation an den Kaiſer, worin ſie 
zwar ihre hohe Zufriedenheit mit der Zerreißung des Proteſtanten— 
patents ausſprach, zugleich aber die frühern Petitionen um ein Ver— 
bot wiederholte, daß kein Akatholik ſich in Tirol anſiedeln oder Güter 
erwerben dürfe, weil nur ſo „das hohe Glück der Glaubenseinheit“ 
vollſtändig gewahrt werden könne. In den Jeſuiten und in den Sla— 
wen, namentlich in den Czechen, hatte der Staatsminiſter das Gegen— 
gewicht zu finden gehofft, mittels deſſen er die ſeparatiſtiſchen Auſprüche 
Ungarns, auch nach Zerſtörung des Reichsraths und nach Eliminirung 
des deutſchen Elements vom Kampfplatze, zu paralyfiven hoffte. In 
Innsbruck machte er jetzt zuerſt die Erfahrung, daß die Römlinge — 

nur mit ihren ei igenen X Deſiderien beſchäftigt und viel weniger noch als 
die Magyaren um die Lage der Monarchie bekümmert — nach der Hand 
griffen, wenn man ihnen den kleinen Finger bot. Natürlich unterließ 
er auch nicht, mit den herkömmlichen Sophismen zu beweiſen, daß er 
mit dem Proteſtantenpatent vom 8. April 1861 „in keinen Widerſpruch 
trete“, als er es zerriß, gerade ſo wie Graf Lariſch ſpäterhin dem 
Publikum weismachen wollte, daß er die Bankacte durchaus nicht ver— 
letze, indem er fie caſſirte! Galt es doch überhaupt, mit Siebenmeilen— 
ſtiefeln den freilich nur allzu kurzen Weg rückwärts zu machen, auf 
dem Schmerling und der Reichsrath eine winzige Strecke vorwärts 


304 Drittes Buch. Drittes Kapitel: Die Siſtirung. 


geſchritten. So wurde dann auch dem tiroler Landtage eine höchſt 
reactionäre Gemeindeordnung vorgelegt und von dieſer Körperſchaft 
angenommen, obwol oder beſſer weil ſie mit dem Reichsgeſetze von 
1862, welches für alle Gemeindeſtatuten eine Reihe liberaler Princi— 
pien aufgeſtellt, in eraſſem Widerſpruche ſtand. 

Genau dieſelben Erfahrungen wie mit den Kutten mußte Se. Exc. 
jetzt auch mit den Slawen machen. Wie die Tiroler das Reich einen 
guten Mann ſein ließen und lediglich an ihre „glaubenseinheitlichen“ 
Ziele dachten, fo hatten Slowenen, Czechen und Polen ausſchließlich 
ihre „nationalen“ Zwecke im Auge. In Laibach führte dies Streben 
nur zu einem Zerrbilde, obwol immerhin die Folgezeit bewieſen, daß 
es auch ſeine ſehr ernſte Seite hatte, wenn Graf Beleredi ein altes 
deutſches Reichsland, in dem bis dahin ſtets germaniſche Bildung die 
erſte Rolle geſpielt, dem ſloweniſchen Klerus als gute Priſe hinwarf. 
So konnte es ſich ereignen, daß die dortigen nationalen Schreier, die 
Toman, die Cerne, die Bleiweis ihre Satelliten auf den Galerien 
poſtirten, von wo ſie dann mit wüthendem Geſchrei die deutſchen Red— 
ner einzuſchüchtern ſuchten; daß in einem deutſchen Bundeslande eine 
Zierde der deutſchen Literatur und ein alter Vorkämpfer des deutſchen 
Liberalismus, Graf Anton Auersperg, bekannter unter ſeinem Dichter— 
namen Anaſtaſius Grün, niedergejohlt wurde, weil er zur Rechtferti— 
gung einer Adreſſe gegen das Septemberpatent das Wort ergriff! Der 
Poet mochte ſich tröſten, wie Ovid in Tomi: „Hier bin ich der Barbar, 
weil jene mich nicht verſtehen!“ Aber als aus Anlaß dieſer unerhörten. 
Zucht die deutſche Auswanderung aus Krain begann, als man im 
Januar 1867 nach Auflöſung der Landtage bei den Neuwahlen mit 
ſtarrem Entſetzen wahrnahm, welche Dimenſionen die klerikal- nationale 
Wühlerei angenommen, ſodaß, mit Ausſchluß der Großgrundbeſitzer— 
curie, kaum Ein Deutſcher in den Landtag gelangte und ſelbſt das ur— 
deutſche Herzogthum Gottſchee aus Nachgiebigkeit gegen den herrſchen— 
den Terrorismus ſich durch einen Slowenen repräſentiren ließ, da 
ward man erſt inne, was hier, um ein berühmt gewordenes Wort 
von Beleredi's Geſinnungsgenoſſen, dem Regierungsrath Arndts, zu 
gebrauchen, „eine Bubokratie“ geleiſtet, der jedes Mittel recht war, 
um das deutſche Bürgerthum niederzutreten und dem feudal-ultramon— 
tanen Kaſtenintereſſe die „Bahn frei“ zu machen! Von der laufenden 
Seſſion hatte indeſſen nicht einmal das Miniſterium einen Vortheil. 
Alle Weiſungen an die Beamtendeputirten, die ſchließlich ſogar, durch 
ihre Seceſſion im Vereine mit den Slowenen, den Landtag beſchluß— 
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unfähig machten, konnten in der unter Schmerling gewählten Körper— 
ſchaft denn doch nicht mehr durchſetzen, als daß weder für noch gegen 
das Septemberpatent eine Adreſſe angenommen wurde. Was aber 
ihre Stellung zum Reiche anbelangt, ſo hatten ſelbſtverſtändlich auch 
die Slowenen keine andern Schmerzen, als nach Analogie des den 
Czechen für Böhmen bewilligten Sprachenzwanggeſetzes ein ähnliches 
Deeret für Krain zu erlangen. Davor aber, die Deutſchen des 2x 
zogthums zur Erlernung jenes ſogenannten „Schrift-Sloweniſch“ zi 
zwingen, welches ſelbſt urſloweniſche Gemeinden, indem fie die Ba 
abgefaßten Nummern des Reichsgeſetzblattes als völlig unverſtändlich 
nach Wien zurückſchickten, für eine bloße Erfindung und Geſchäfts— 
ſpeculation der Herren Toman, Bleiweis u. Comp. ausgaben, ſchreckte 
zur Zeit ſelbſt das Staatsſtreichsminiſterium zurück; ſpäter überwand 
Beleredi auch dieſe Scheu. 

Was in „Slowenien“ nur eine Poſſe war, das nahm in den 
czechiſchen und polniſchen Ländern ein ſehr ernſtes Geſicht an. Hier 
begnügte man ſich nicht mit rein „nationalen“ Forderungen, ſondern 
gerade jene beiden Landtage in Prag und Lemberg, durch welche Bel— 
eredi den peſter Reichstag zu balanciren gehofft, traten auch politiſch 
genau in die Fußſtapfen der Magyaren. Statt deren ſeperaeee 
Forderungen zu widerſtehen, waren die Landtage von Prag und Lem— 
berg vielmehr bereit, dieſelben zu unterſtützen, nur mit dem Zuſatze, 
daß Galizien und Böhmen nebſt ihren Nebenländern (Bukowina einer— 
ſeits, Mähren und Schleſien andererſeits) „nicht um Ein Haar breit“ 
weniger Unabhängigkeit von Wien erhalten e als Ungarn! Der 
Staatsminiſter war indeſſen ſehr ärgerlich, als Mähren dieſen Veits— 
tanz, der freilich Oeſterreich an den Rand des Abgrundes führte, dem 
Miniſterium aber endlich die erſehnten Dankadreſſen für ſeinen Staats— 
ſtreich einbrachte, nicht mitmachen wollte. Der Umſtand, daß die beiden 
Landeshauptſtädte, Brünn und Olmütz, entſchieden deutſch find, gab 
der deutſchen Bevölkerung in der Markgrafſchaft eine Widerſtandskraft, 
die nicht ſo leicht zu brechen war. Statt durch das Septemberpatent 
ſich entmuthigen zu laſſen, ſtrengten die Deutſchen ſich doppelt an, 
ſodaß bei den zahlreichen Ergänzungswahlen faſt überall ihre Candi— 
daten ſiegten. Das blieb auf die deutſchen Großgrundbeſitzer nicht 
ohne Einfluß, die in Brünn wenigſtens nicht maſſenweiſe ins czechiſche 
Lager deſertirten. So hielten trotz der Ungunſt der Zeiten die Par— 
teien ſich mindeſtens die Wage. Das ausſchlaggebende Zünglein bil— 
dete das numeriſch ſchwache Centrum der verfaſſungstreuen Magnaten, 
Rogge, Oeſterreich. II. 20 
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die jedoch auch nach oben hin jeden Anſtoß möglichſt vermeiden wollten, 

unter Führung des Grafen Mittrowski, den Beuſt dann auch zum . 
Lohne ſeiner Haltung bei der Wiederherſtellung der Verfaſſung (1. April 
1867) in das Herrenhaus als lebenslängliches Mitglied berief. Wenn 
dieſer Tiers-Parti es durchſetzte, daß (6. December) der Antrag 
Giskra's auf eine Reſolution zu Gunſten der Februarverfaſſung mit 
51 gegen 43 Stimmen verworfen ward, ſo ließ er dafür auch keine 
Dankadreſſe für den Staatsſtreich aufkommen und verhinderte (14. Fe— 
bruar 1866) die Annahme jenes Antrags, der zur Zeit in allen ge— 
miſchten Landtagen eine große Rolle ſpielte: daß nämlich auch noch 
während der zweiten, 1867 beginnenden Legislaturperiode, alſo in einer 
Epoche, wo bereits unter dem Syſteme Belcredi's allgemeine Neu⸗ 
wahlen erfolgt ſein würden, die einfache, ſtatt der in den Landtags— 
ordnungen vorgeſchriebenen Zweidrittelmajorität zur Abänderung der 
Wahlſtatute (natürlich in ſlawiſchem Sinne) genügen ſolle. Anders 
in Böhmen, deſſen Landtag während dieſer Seſſion das eigentliche 
Schoskind Beleredi's war und ſich daher auch recht wie ein enfant 
gäté in Ungeberdigkeiten aller Art erging, wie fie dort eben „länd— 
lich ſittlich“ ſind. Die Fahnenflucht der Hochtories von der Ver— 
faſſungsſache ſchon während der letzten Tage Schmerling's hatte die 
deutſche Bevölkerung des Königreichs arg deprimirt. Maſſenweiſe 
Mandatsniederlegungen erfolgten von ſeiten der Deutſchen im Laufe 
des October; die Nachwahlen im November fielen faſt alle zu Gunſten 
der Czechen aus, und, um den Gegenſatz zu Mähren zu vollenden, 
ging auch das Gros der deutſchen Ariſtokratie ins „nationale“ Lager 
über. Zum Danke dafür purificirten Rieger und ſein Schwiegervater 
Palacky, der berühmte Hiſtoriker, ſich von den letzten Schlacken des 
Liberalismus, die ihnen anklebten, und ſchloſſen ſich unbedingt der 


klerikalen Junkerpartei der Thun und Schwarzenberg an. Allerdings 


veranlaßten jene beiden Czechenführer eine Seiſſion: unter Sladkowski 
und Gregr blieb eine Fraction zurück, welche ſich die „jungczechiſche“ 
nannte und dieſen Sprung denn doch nicht mitmachen wollte. Allein 
dieſer Riß hatte praktiſch nichts zu bedeuten. Die nationalen Gegen— 
ſätze waren viel zu ſchroff, als daß Deutſchböhmen und Jungczechen 
ſich auf dem gemeinſamen Boden eines liberalen Programms hätten 
begegnen können. Daher fühlten die Jungczechen ſich zu einer ver— 
ſchwindend kleinen Minorität verurtheilt, ſobald ſie eine andere als 
rein nationale Politik nach dem Commando Rieger's und Palacky's 
treiben wollten. Die Erfahrung belehrte ſie bald, daß ſie ihren Selb— 
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dal⸗czechiſchen Partei auftreten müßten. 

So war denn die Ligue zwiſchen den Nationalen, Klerikalen und 
Großgrundbeſitzern fertig, der gegenüber für die Deutſchböhmen kein 
Sieg mehr, ſondern nur noch ein ehrenvolles Unterliegen denkbar war. 
Aber wie wird die Geſchichte urtheilen über eine Ariſtokratie, die um 
ihrer Kaſtenintereſſen willen ihr eigen Fleiſch und Blut den Slawen 
ans Meſſer liefert, wie über die Magnaten, noch dazu „frommen“ 
Magnaten und Concordätler, die, aus dem Reiche eingewandert und 
oft keines czechiſchen Wortes mächtig, die deutſchen Böhmen zwingen 
wollten, der Sprache zu entſagen, in der ihre Mutter ſie das Vater— 
unſer beten gelehrt! Und es befinden ſich unter dieſen Ariſtokraten die 
Fürſtenberg aus Schwaben, die Thurn und Taxis aus Franken (frei— 
lich war Fürſt Hugo zugleich ein Schwager des Staatsminiſters), die 
Thun von Hohenſtein (auch hier iſt Graf Leo ein Schwager des 
Grafen Clam-Martinitz), die Noſtitz u. ſ. w., die in aller Seelenruhe 
mit den Czechen einen Tauſchhandel eingingen, indem ſie dieſen ſo 
viele Deutſche überwieſen, aus deren Haut die Herren Palacky und 
Sladkowski ſich Riemen ſchneiden mochten, als die Führer der „Na— 
tionalen“ ihnen in mittelalterlichen Jagdgeſetzen und Virilſtimmen be— 
zahlten! Eine ekelhaftere Grimaſſe hat die Weltgeſchichte noch nicht 
zu Tage gefördert, als das Treiben jener Hochtories, die ſich auf die 
Urczechen hinausſpielten und ſich den Anftrich gaben, auf die Zuſtände 
vor der Schlacht am Weißen Berge zurückgreifen zu wollen, wie 
Ungarn an die Zeit vor Vilagos anknüpfte, während ihre Familien 
ihre Güter in Böhmen eben den Confiscationen Ferdinand's II. ver— 
danken, der ihre Vorfahren als ſeine treuen Anhänger mit den reichen 
Beſitzungen der auf dem Altſtädter Ring enthaupteten „Rebellen“ 
ausgeſtattet! Mit dieſem Landtage kam daher auch der Staatsminiſter 
trefflich zurecht: nur auf ſeinen ſchlauen Plan, die Landtage zu Poſtu— 
latenlandtagen zu degradiren, indem er von ihnen „Gutachten“ ver— 
langte über Angelegenheiten, die zur allgemeinen Geſetzgebung gehör— 
ten, ging auch der prager Landtag nicht ein und ließ ſo ſchon in dieſer 
Seſſion merken, daß das Reich ihn herzlich wenig kümmere. Wenn 
die deutſchen Landtage ſolche Vorlagen als zur Competenz des Reichs— 
raths gehörig zurückwieſen, ſo wollte man in Prag ſich zu keinem 
„Gutachten“ herbeilaſſen, ſondern die Sache einfach im Beſchlußwege 
erledigen, ſoweit ſie Böhmen allein anging, ohne nach dem andern 
weiter zu fragen. Graf Noſtitz beantragte eine Dankadreſſe für das 
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ſtiudigteitsgelüſten entfagen und als geherfame Schleppträger der feu- 
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Septemberpatent; Herbſt's Antrag, der betreffenden Commiſſion auch 
ſeinen, im Sinne der deutſchen Partei abgefaßten Reſolutionsentwurf 
zu überweiſen, wurde mit 111 gegen 105 Stimmen abgelehnt (30. No⸗ 
vember); der Antrag Plener's auf Uebergang zur Tagesordnung über 
die Dankadreſſe, weil ſich im Laufe der Debatte herausgeſtellt, daß ſie 
durchaus nicht die einſtimmige Ueberzeugung des Landes zum Ausdruck 
bringe, fiel mit 97 gegen 118 Stimmen, und die Dankadreſſe wurde 


am 11. December angenommen, nachdem der Regierungscommiſſar 


Graf Lazansky ſich in ſo unſchicklicher Weiſe über den Reichsrath und 
deſſen Thätigkeit ausgelaſſen, daß vier Tage ſpäter der Herrenhaus— 
präſident, Fürſt Carlos Auersperg, nebſt vier andern verfaſſungs— 
treuen Grundbeſitzern unter einem Proteſt gegen dieſes Benehmen ihr. 
Landtagsmandat niederlegten. Es war das derſelbe Graf Lazansky, 
der ein halbes Jahr ſpäter als Viceſtatthalter Böhmens ſich, allen 
ſeinen Beamten voran, bei dem Anrücken der Preußen aus dem Staube 
machte. Aber wie Graf Beleredi ihm für dieſe Heldenthat einen hohen 
Orden verlieh, ſo ließ er ihn auch dem Fürſten Auersperg gegenüber 
nicht im Stiche. Hatte doch Lazansky's Verfahren durch ſeine Con— 
ſequenzen die Deutſchen definitiv in die Minorität gebracht, da die 
Neuwahlen auf czechiſche Candidaten fielen. Zwei Tage vor Jahres— 
ſchluß nahm der Kaiſer die Adreſſe entgegen und ſtellte der Deputa— 
tion, die ſie nach Wien überbracht, ſeine Krönung mit der böhmiſchen 
Krone in Ausſicht, was nach czechiſchen Begriffen die Analogie zwi— 
ſchen Böhmen und Ungarn vollendete, ſowie gleichbedeutend war mit 
der Incorporirung Mährens und Schleſiens in das Königreich. Dies 
und am 18. Januar die Beſtätigung des Sprachenzwanggeſetzes, welches 
die Deutſchen auch in rein deutſchen Diſtricten czechiſch zu lernen 
zwang (ſ. II, 248) und, was bei dem drakoniſchen Geſetze die Haupt— 
ſache, den deutſchen Bürger für Wahl- und andere Agitationszwecke 
in die Hand des czechiſchen Sprachlehrers gab, da dieſer nunmehr bei 
Ertheilung von „Vorzugsklaſſen“ auf die ganze Zukunft der Schul— 
kinder, auf Militärbefreiung u. ſ. w. entſcheidend einwirkte — das alles 
machte das Maß des nationalen Jubels voll, ſodaß es jetzt hieß: 
„Die Beſtialität wird ſich gar herrlich offenbaren!“ Im Laufe des 
Februar nämlich kam es zu lärmenden Demonſtrationen gegen die ver— 
faſſungstreuen Abgeordneten, die ſich der Czechiſirung der älteſten deut— 
ſchen Univerſität widerſetzten; und den Gedenktag der Februarverfaſſung 
ſuchten die Czechen ſich aus, um nach Landesbrauch in der Joſephſtadt 
Prags ihre gehobene Stimmung durch Judenhetzen zu bekunden, die bei 


ihnen gleichzeitig der naturwüchſige Ausdruck guter wie böſer Launen 
ſind und die denn auch ſofort in den verſchiedenſten Diſtricten, zu 
Hoſtomic, Schüttenhofen u. ſ. w., ein lautes Echo fanden. Die Re— 
gierung hatte es in beiden Richtungen nicht allzu eilig mit dem Ein— 
ſchreiten. Die deutſchen Abgeordneten ſollten erſt ein wenig „gezwie— 
belt“ werden, bis man endlich polizeiliche und militäriſche Maßregeln 
gegen fernere Terroriſirungsverſuche auf dem Platze vor dem Land— 
hauſe traf. Der Antrag Rieger's auf Czechiſirung der Univerſität war 
mittlerweile am 2. März im Sinne der Majorität erledigt worden. 
Obſchon die Univerſität proteſtirt und eine Denkſchrift an die Regie— 
rung eingereicht, in der ſie gehört zu werden verlangte, wurde von 
dem für „Autonomie“ ſchwärmenden Miniſterium und Landtage (mit 
121 gegen 101 Stimmen) der Antrag auf Befragung des Senats 
verworfen. Infolge einer matten und vieldeutigen Erklärung des 
Grafen Lazansky, daß die Frage eine Reichsangelegenheit ſei, wurde 
endlich Thun's Vorſchlag angenommen, wonach es jedem Docenten 
freiſtehen ſollte, czechiſch vorzutragen, und jedem Studenten, die Prü— 
fungen in dieſer Sprache abzulegen. Gegen die Judenhetzen aber ſchritt 
die Regierung erſt ein, als deutſche Fabrikanten nach Wien eilten, um 
energiſch an geeigneter Stelle gegen die längere Duldung eines Uufugs 
zu reclamiren, der leicht in eine Jacquerie ausarten konnte, wenn er 
auch dem Grafen Belcredi nur als eine harmloſe Aeußerung des 
„hiſtoriſch-politiſchen Individualitäten“- Spiels erſcheinen mochte. Am 
19. März wurde in den hart betroffenen Diſtricten die Sicherheit des 
Lebens und Eigenthums durch Publicirung des Standrechts rehabilitirt; 
und wer weiß, ob man darauf nicht noch länger hätte warten müſſen, 
wenn nicht die Militärpartei dieſe Maßregel als unſcheinbaren Deck— 
mantel für den erſten Beginn der Truppenconcentrationen in Böhmen 
gegen Preußen verlangt hätte. Inzwiſchen hatten die Czechen den 
Feudalen auch das famoſe neue Jagdgeſetz nach mecklenburger Zuſchnitt 
als Morgengabe dargebracht; und zum Schluſſe der Seſſion fand 
dann noch dieſe verhängnißvolle Allianz, in der „Nationale“, Klerikale, 
Feudale und Regierung den Deutſchböhmen ihre Rechte, wie Orla 
Lehmann bezüglich der Herzogthümer ſagte, „mit blutiger Schrift auf 
den Rücken ſchrieben“, ihren ganz präciſen Ausdruck in der Adreſſe an 
den Kaiſer wegen radicaler Umgeſtaltung der Landesvertretung. Der 
böhmiſche Landtag beſteht aus 5 Virilſtimmen (4 Biſchöfe und der 
Univerſitätsrector), 70 Vertretern des Großgrundbeſitzes, 87 der Städte 
und Handelskammern, 79 der Landgemeinden. Begreiflicherweiſe iſt 
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das flache Land die Stütze des Czechismus, während die Deutſchen in 
erſter Linie auf die Städte und Handelskammern angewieſen ſind. 


Demgemäß wurde eine abnorme Erhöhung der Landgemeinden-Reprä— 


ſentanten vorgeſchlagen, wogegen die Vertretung der Handelskammern 
ganz geſtrichen und die der Städte auf ein Minimum reducirt werden 
ſollte. Zum Danke dafür, daß Adel und Klerus dieſe himmelſchreiende 
Ungerechtigkeit durchſetzen halfen, wurden dem weltlichen und klerikalen 
Großgrundbeſitz eine Menge Virilſtimmen zugeſprochen. Die Hoch— 
kirchler und Hochtories waren ohnehin gut czechiſch, und wenn man 
dadurch dem vom Deutſchthum infieirten Mittelſtande des Großgrund— 
beſitzes ſein Wahlrecht arg verkümmerte, ſo war das abermals reiner 
Gewinn; die Juhaber der Latifundien waren aus Kaſtengeiſt „national“, 
auch wenn ſie keine Silbe czechiſch verſtanden. Da dieſe herrlichen 
Vorſchläge jedoch eine Reviſion nicht blos der Wahl-, ſondern der 
Landesordnung involvirten, war zu ihrer Annahme eine Zweidrittel— 
majorität erforderlich. Dieſelben Leutchen alſo, die fortwährend über 
die „Octroyirungsgelüſte“ der Deutſchen ſchrien, beſchloſſen, dieſe 
Klippe dadurch zu umgehen, daß ſie mit einfacher Mehrheit eine 
Adreſſe an den Kaiſer richteten, welche ihn bat, dem Lande die bei— 
liegende Wahlordnung aus eigener Machtvollkommenheit zu verleihen. 
Mit 119 gegen 110 Stimmen wurde der Antrag der Deutſchen auf 
Nothwendigkeit der Zweidrittelmajorität verworfen, und am 20. März 
erklärte der von der Regierung ernannte Oberſtlandesmarſchall, Graf 
Rothkirch-Panthen, die Adreſſe mit 119 gegen 98 Stimmen für an— 
genommen, weil hier die abſolute Majorität genüge! Die geſammte 
Minorität der Deutſchen unterzeichnete einen Proteſt gegen dieſe Ver— 
gewaltigung. 

Wie den böhmiſchen, ſo ließ Graf Beleredi auch den galiziſchen 
Landtag ein paar Monate länger als die deutſchen Landtage beiſam— 
men; doch wurde derſelbe ſein eigentliches Steckenpferd erſt in der 
nächſten Seſſion, als die Czechen anfingen, bockbeinig zu werden und 
Graf Goluchowski ſeine eigentliche Miſſion als eine Art polniſchen 
Vicekönigs angetreten. Im Herbſt 1865 handelte es ſich für den 
Grafen erſt einmal darum, wieder feſten Fuß unter ſeinen Landsleuten 
zu faſſen, denen er aus früherer Zeit her gerade keine allzu ſympa— 
thiſche Perſönlichkeit war. Ein homeriſches Göttergelächter war die 
einzige Antwort, als einer feiner Freunde ihn bei den Wahlen von 1861 
als Candidaten in Lemberg vorſchlug. Jetzt trat er eben dort bei den 
Nachwahlen auf. Man wußte, daß er mit Beleredi, der den Polen 
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von vornherein eine ſanftere Hand als Schmerling zeigte und durch 
eine umfaſſende Amneſtie im November vielen derſelben ihre politiſchen 
Rechte wiedergab, auf vertrautem Fuße ſtand. Man wußte, daß im 
großen und ganzen die Auslieferung der Ruthenen an die Polen, ſchon 
weil jene zu Schmerling gehalten und dann auch, weil das Syſtem, 
wonach die Krone der Jagellonen eine „hiſtoriſch-politiſche Judividua— 
lität“ war, es ſo mit ſich brachte, in Beleredi's Politik paßte. Der 
Staatsminiſter begegnete allen Klagen der Ruthenen über Vergewalti— 
gung mit eiſiger Kälte: „Ich kann euch nicht helfen, ihr müßt euch 
mit den Polen vertragen“, war ſein ewiger Refrain. Dieſen Wahl— 
ſpruch auszuführen, ſchien Goluchowski, nach allen Erfahrungen und 
Wandlungen, die er durchgemacht, der geeignete Mann. So wurde 
er denn in Lemberg zum Deputirten gewählt, obſchon die iſraelitiſchen 
Wähler ihm das Mandat bis aufs Blut ſtreitig machten. Sie hatten 
nicht vergeſſen, daß er vor fünf Jahren als Miniſter die Fähigkeit, 
Grundbeſitz zu erwerben, für die galiziſchen Juden an die Abſolvirung 
gewiſſer Schulklaſſen geknüpft. Als Landtagsdeputirter ſchien der Graf 
dann glühende Kohlen auf die Häupter der Kinder Iſraels ſammeln 
zu wollen, indem er deren bedingungsloſe Emancipirung beantragte. 
Freilich blieb er ſpäter, ganz gemüthlich in den Zähnen ſtochernd, wie 
ein echter Cavalier ſitzen, als Polen und Ruthenen um die Wette einen 
Antrag niedervotirten, für den ſein Urheber kein Wort der Empfeh— 
lung hatte! Auch der Conflict zwiſchen Polen und Ruthenen ſollte in 
dieſer Seſſion noch nicht zum vollen Durchbruch gelangen: erſt gegen 
Ende derſelben ſpitzte er ſich ſchärfer zu. Wohl hatte der lemberger 
griechiſch-unirte Erzbiſchof Litwinowicz am 1. November ein Programm 
der rutheniſchen Partei veröffentlicht, das auf eine Halbirung Gali— 
ziens nach den beiden Nationalitäten abzielte. Allein einestheils hatte 
ja auch die Regierung eine Vorlage, natürlich in der ſichern Voraus— 
ſicht, daß die Polen dieſelbe ablehnen würden, eingebracht, derzufolge 
Galizien in zwei Statthaltereigebiete unter einem Generalgouverneur 
zerfallen ſollte; anderntheils ſollten die Deutſchen mit den Ruthenen 
Galiziens ſowie mit den Ruthenen und Rumänen der Bukowina ge— 
nau dieſelbe Erfahrung machen, die ſich ihnen ſchon in Siebenbürgen 
aufgedrängt. Sie glaubten dieſe Stämme dem Centralismus gewonnen 
zu haben, während dieſelben blos einfach miniſteriell waren und blieben, 
daher auch mit der uns bereits bekannten Naivetät ins föderaliſtiſche 
Lager übergingen, ſelbſtverſtändlich immer unter Führung ihrer geiſt— 
lichen Oberhirten. Wie Sagung und Sterka-Siulutiu hatte auch 
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Litwinowicz von der alten Regierung alles erhalten, was ſie ihm ver— 
leihen konnte: warum alſo es mit der neuen verderben und das Ge⸗ 
wonnene vielleicht gefährden? So kam es, was man in Wien für 
abſolut unglaublich hielt, daß nicht nur der czernowitzer Landtag ſeine 
Dankadreſſe für das Septemberpatent ohne weiteres votirte, ſondern 
auch der lemberger gleich am Eröffnungstage eine ſolche ohne Debatte 
und einſtimmig annahm. „Wo waren denn da die Ruthenen?“ 
fragten die wiener Blätter, „wo war Litwinowicz, der Schmerling 
ſeine erzbiſchöfliche und Geheimrathswürde ſowie den Sitz im Herren— 
hauſe dankte, nachdem er die erſte Reichsrathsſeſſion hindurch als 
Führer der elf Köpfe zählenden Ruthenenbrigade im Ageordnetenhauſe 
ſtets mit der Regierung geſtimmt?“ Er und die Seinen thaten eben, 
was ſie immer gethan: ſie gingen mit der Regierung! Daß ſie ſich 
damit einer politiſchen Charakterloſigkeit ſchuldig machten, war ihnen 
ſehr gleichgültig; daß ſie aber auch einen dummen Streich begangen, 
davon dämmerte denn doch ſchon am Schluſſe dieſer Seſſion eine 
dunkle Ahnung in ihnen auf, die ſich in der nächſten Seſſion bis zur 
blendenden Klarheit ſteigerte: denn am 27. März petitionirte der 
Landtag bei dem Kaiſer um die Einſetzung eines eigenen galiziſchen 
Hofkanzlers, obſchon die Ruthenen mit Litwinowicz au der Spitze den 
Saal verlaſſen hatten und nur 84 Polen zurückgeblieben waren; und 
am 18. April verwarf, unter heftigem Proteſt der Ruthenen, die pol— 
niſche Majorität die Regierungsvorlage wegen der Zweitheilung Ga— 
liziens. Von den Ruthenen gilt hier natürlich das: „Tu Pas voulu“ 
in ausgedehnteſtem Maße. Nichtsdeſtoweniger blieb es ein äußerſt ge— 
wagtes Experiment, einen rutheniſchen „Schmerzeusſchrei“ in Scene 
zu ſetzen. Darauf deutete der Umweg, den die ruſſiſche Kaiſerin all— 
jährlich über Czernowitz und Lemberg durch Oſtgalizien bei ihrer Reiſe 
von und nach dem Luſtſchloſſe Livadig in der Krim machte, ſowie die 
ungeheuere Höflichkeit, mit der Goluchowski jedesmal die Zarin an 
der Grenze empfing und während der ganzen Tour durch öſterreichi— 
ſches Gebiet nicht Einen Moment von der Seite derſelben wich. Als 
endlich auch der lemberger Landtag auseinanderging, warf einerſeits 
der herannahende deutſche Krieg bereits ſeine düſtern Schatten vor ſich 
her; andererſeits war der ungariſche Reichstag ſchon vier Monate in 
Peſt verſammelt, wo das Siſtirungsrégime feine erſte Probe einem 
ernſthaften Parlament gegenüber zu beſtehen hatte. 

Zwei Jahre ſpäter charakteriſirte bei den Ausgleichsdebatten der 
Schwager des Barons Cötvös, Trefort, die Siſtirungsminiſter als 
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„Jeſuiten, die den Ausgleich ſtets im Munde führten und doch alles 
thaten, um ihn zu verhindern“. Dieſer Hieb traf den Nagel auf den 
Kopf: aber er kennzeichnet auch zugleich die Kirchthurmspolitik der 
magyariſchen Liberalen, welche in blindem Haſſe gegen Schmerling 
und aus reinem Localpatriotismus das Reich einem Beleredi und 
Eſterhazy auslieferten. Aber bloßgelegt wenigſtens mußte die Heuchelei 
der Siſtirungspolitik werden, ſobald dieſelbe mit einem Parlament von 
echtem Schrot und Korn zuſammentraf. Hier trat das: „Hic Rhodus, 
hic salta“ an die Herren; hier war es unmöglich, auch nur ein paar 
Monate lang die Maske zu tragen, als ſei es keine feudal-ultramontane 
Geſinnung, ſondern im Gegentheil ein übertriebenes conſtitutionelles 
Feingefühl, was die Miniſter nöthigte, jo lange abſolutiſtiſch zu wirth— 
ſchaften, bis die alleinſeligmachende Verfaſſung entdeckt ſein werde, 
gegen die auch kein Slowene in Laibach und kein Kroate in Agram 
mehr etwas einzuwenden habe. Jedenfalls kamen die Ungarn nach 
ihrer Freude über den Sturz Schmerling's überraſchend ſchnell zur 
Beſinnung. Weit entfernt, dem Septemberpatent noch mit der Blind— 
heit oder den autokratiſchen Sympathien der flawiſchen Stämme zu— 
zujubeln, wurden ſie über die Siſtirung des engern Reichsraths ſtutzig. 
Daß der „Rajxrät“ nicht mehr verſuche, ſeine Autorität über die 
Leitha hinaus auszudehnen, dafür ſolle ihr eigener Landtag ſchon 
ſorgen: wozu alſo die Suspendirung des wiener Parlaments? Das 
ſah nicht mehr aus wie Emancipirung des Conſtitutionalismus in 
Ungarn, ſondern wie Ertödtung des verfaſſungsmäßigen Lebens in den 
Erblanden. Trotzdem wirkten perſönliche und ſachliche Motive zuſam— 
men, welche auf lange Zeit hinaus dem eifrigen Beſtreben des Mi— 
niſteriums, die Liberalen auf beiden Seiten der Leitha auseinanderzu— 
halten, Erfolg verſprachen. Nicht das geringſte darunter war die 
Eigenart der ungariſchen Führer, und namentlich Deak's, die jedoch 
allerdings wieder in der Nothwendigkeit, das geſammte Land um Ein 
Banner zu ſcharen und den Fractionsgeiſt von vornherein durch eine 
eiſerne Disciplin niederzuhalten, ihre Berechtigung fand. Gewiß, die 
1848er Artikel, welche den Schlachtruf Ungarns bildeten, hatten auch 
einen liberalen Inhalt. Aber wenn man bedenkt, daß die Nation im 
Augenblicke des höchſten revolutionären Aufſchwunges nicht daran dachte, 
an der politiſchen Rechtloſigkeit der Iſraeliten und der orientaliſchen 
Griechen, noch an dem Privilegium des Adels zu rütteln, das jeden 
Edelmann von dem allgemeinen und ſehr niedrig bemeſſenen Wahl— 
cenſus ausnahm, ſo begreift man leicht, daß die freiſinnigen Beſtim— 
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mungen in jenen Geſetzen denn doch nur als ein Aufputz fungirten, 


theils ein Reflex der Bewegungen in Weſteuropa, theils auch darauf 


berechnet, der ungariſchen Agitation das Intereſſe des Auslandes zu 
gewinnen. Der Kern war anderswo zu ſuchen: er bezog ſich lediglich 


auf die Souveränetät des magyariſchen Stammes in dem Gebiet der 


Stephanskrone und auf die ſtaatlich unabhängige Stellung Ungarns 


mitſammt ſeinen Nebenländern als Eines ſtaatlichen Ganzen zu der 
Geſammtmonarchie und den Erblanden. Deshalb hielt man mit der 
Emancipirung der Juden, weil ſie mit ihrer deutſchen Halbeultur ſich 
dem Magyarismus noch nicht genügend aſſimilirt, und der orthodoxen 
Griechen, weil ſie theils Walachen, theils Südflawen ſind, zurück! 
Deshalb ließ man dem Edelmann ſein Wahlrecht, auch wenn er als 
Gyulas oder Cſikos Rinder und Pferde, vielleicht gar als Kanaſz die 
Schweine hütete; denn ein wie vollſtändiger Betyar er auch ſein mag, 
in Ungarn decken ſich bekanntlich die Begriffe des Vollblutmagyaren 
und des Adelichen, auch wenn der letztere den Reihen der Boeskoros 
Emberek oder des bettelhaften Bundſchuhadels angehört. Sicher⸗ 
lich ſoll damit nicht geleugnet werden, daß im übrigen — dieſe na⸗ 
tionalen Schwächen nun einmal zugeſtanden und das Verhältniß 
Ungarns zu Oeſterreich ganz aus den Augen gelaſſen — die Ma— 
gyaren mit einer Entſchloſſenheit, welche die größte Achtung ver— 
dient, ihr abgeſchloſſenes Staatsweſen auf eine demokratiſche Baſis 


geſtellt. Dennoch begreift ſich leicht, daß im Contact mit den übrigen 


Theilen der Monarchie die 1848er Artikel vielfach durch Zerſpaltung, 
ja Erbitterung der Liberalen gegeneinander ebenſo verhängnißvoll wirken 
mußten wie 1821 der Aufſtand der Sicilier, als dieſe ihrer engliſchen 
Verfaſſung von 1812 gegen das Centralparlament in Neapel und 
gegen die gemeinſame Conſtitution, welche die Carbonari dem ganzen 
Königreiche octroyirt, Luft ſchaffen wollten. Es war ein abſolutes 
Gebot der Situation, alle Freiheitsfragen in den Hintergrund zu 
ſtellen und die ganze Kraft Ungarns an den Einen Zweck zu ſetzen, 
für den man eben der geſammten Nation ſicher war: an die Begründung 
der peſter parlamentariſchen, von Wien unabhängigen Regierung, in 
dem Sinne, wie die 1848er Artikel dieſelbe aufgefaßt und deeretirt 
hatten. Dieſe Route war ſo ſcharf vorgezeichnet, daß niemand, auch 
ein ſo allgewaltiger Volkstribun wie Deak, nicht einen Moment von 
ihr abweichen durfte, ohne ſofort zu abdiciren. Damit war aber zu⸗ 
gleich die tiefe Kluft bloßgelegt, welche die ungariſche von der deutſch— 
öſterreichiſchen Bewegung noch trennte! Und dieſer Abgrund konnte 
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weder dadurch überbrückt werden, daß die Magyaren in Franz Deak 


einen Mann beſaßen, der die ihm zugefallene Aufgabe mit dem Voll— 


gewicht jener ſtarren und ſchroffen Einſeitigkeit und Selbſtbeſchränkung 
löſte, wie ſie allen hiſtoriſchen Perſönlichkeiten eigen iſt, deren die 


Weltgeſchichte ſich zu einer beſtimmten Miſſion bedient — noch durch 
die Widerſprüche, in die der liebenswürdige, univerſal gebildete Baron 
Eötvös ſich mit ſeinen eigenen Argumenten verwickelte, wenn er den 
Erblanden zu beweiſen ſuchte, daß ſie unverbeſſerliche Doctrinäre 
ſeien, weil ſie für Geſammtöſterreich jenen Parlamentarismus forderten, 
den doch Ungarn mit vollem Rechte für das Territorium der Stephans— 
krone als die einzige Grundlage echter und unverkümmerter Freiheit 
reclamirte. Deak's vierſchrötige und rückſichtsloſe Natur, wie ſie einem 
Parteiführer, der ſeinem Volke ein Pfadfinder ſein und ihm lediglich 
durch unerſchütterliche Charakterfeſtigkeit imponiren ſoll, unentbehrlich 
iſt, entſprach ſeiner Sendung wol in noch höherm Grade als unbedingt 
unerlaßlich. Je ausſchließlicher er nun aber die nationalen, die Macht— 
fragen, kurz, die ungariſchen Forderungen ohne alle Rückſichten auf 
Oeſterreich in den Vordergrund rückte, und je ſtrenger er ſich dabei von 
jeder Intervention in die cisleithaniſchen Angelegenheiten fern hielt, deſto 
unverhohlener mußte der Groll der Deutſch-Oeſterreicher aufbrauſen. 
Denn für ſie ging aus alledem nur das Eine unfehlbar hervor: nach— 
dem das deutſchſlawiſche Parlament in Wien zerſtört war, wurde von 
Peſt aus jeder Gedanke an ein Reichsparlament für immer beſeitigt 


— welche Hoffnung blieb alſo den Deutſch-Oeſterreichern, denen von 


den Trabanten Beleredi's wieder und immer wieder vorgerückt ward, 
daß ſie eben mit allem zufrieden ſein müßten, weil ſie keine hiſtoriſchen 
„Rechte“ hätten wie die Magyaren, ja nicht einmal wie die Czechen? 
Die Union Siebenbürgens mit Ungarn war Geſetz, obgleich ſie kaum 
fünf Monate beſtanden; die Februarverfaſſung ward zur „Fiction“ 
erklärt, obſchon ſie ebenſo viele Jahre in Gültigkeit war! Die Czechen 
waren willkommen, wenn ſie vorſuchten, was vor der Schlacht am 
Weißen Berge beſtanden hatte und ſeit dritthalb Jahrhunderten be— 
graben war: die Exiſtenz des engern Reichsraths ſollte den Tag nach 
deſſen „Siſtirung“ aus der Reihe der hiſtoriſchen Thatſachen geſtrichen 
ſein! Und hierbei zeugte die Haltung ſelbſt Deak's deutlich dafür, 
daß die Deutſchen mit der Aufopferung ihrer Verfaſſungserrungen— 
ſchaften nicht einmal erwarten durften, jene Reichseinheit zu erhalten, 
die ihnen ſtets in viel höherm Grade am Herzen gelegen als irgend— 
einem andern Stamme Oeſterreichs. Erinnerte man ſich doch nur zu 
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gut, wie „der weiſeſte Mann ſeines Landes“ auf dem letzten „Reichs— 
tage“ mit unbezahlbarer Trockenheit behauptet hatte, es könnten aller— 
dings ſehr gut die Erblande ſogar in Kriege verwickelt werden, welche 
Ungarn nicht das mindeſte angingen. Mit geringem Erfolge ſuchte 
hier Eötvös zu vermitteln, der zu dieſem Zwecke noch einmal unter 
die Journaliſten ging und den „Hetilap“ (Wochenblatt) ſtiftete. Gewiß 
meinte der Freiherr es herzlich wohl, wenn er die Deutſchen zu tröſten 
ſuchte, indem er ſie darauf verwies, daß gerade ſie durch die Ein— 
ſetzung eines öſterreichiſchen Centralparlaments in ihrer nationalen 
Entwickelung und in dem unveräußerlichen Rechte, einſt ein gemein— 
ſames deutſches Parlament in der Paulskirche zu beſchicken, gefährdet 
würden. Wenngleich Cötvös, der ſich an univerſeller Bildung und 
Feinheit des Geiſtes den Beſten des Oceidents an die Seite ſtellen 
kann, in jeder andern Beziehung Deak weitaus überragte, ſo fehlte 
ihm doch das Eine Moment, das den politiſchen Parteiführer macht, 
die Unerſchütterlichkeit, die ihre Kraft, ohne nach rechts und links zu 
blicken, mit einer gewiſſen Beſchränktheit nur feſt auf einen entſcheiden— 
den Punkt richtet. Eine nervöſe, zartbeſaitete Natur, wie der Steierer 
Kaiſerfeld, glich Eötvös einer Aeolsharfe, für deren Spiel einfach die 
herrſchende Luftſtrömung verantwortlich iſt, und verſchlimmerte dieſen 
Uebelſtand noch, wenn er als Mann von Esprit zu jedem „Liede ohne 
Worte“, das auf den Sturmesflügeln der öffentlichen Meinung daher— 
rauſchte, immer gleich einen langen Text ſchrieb, in welchem er weit— 
läufig bewies, daß gerade die diesmaligen Poſtulate Ungarns die allein 


richtigen ſeien. So haben wir ihn faſt ohne Uebergang für ein Central 


parlament und für die reine Perſonalunion plaidiren ſehen. Wer ſo 
mit politiſchen Programmen um ſich warf, das war kein Führer, wie 
die Situation ihn brauchte: da bedurfte es eines Mannes wie Deal, 
der zur rechten Zeit zu ſchweigen verſtand und deſſen Rede, wenn er 
endlich ſprach, nachdem er ſein Thema hatte reif werden laſſen, Ja 
Ja und Nein Nein war. Wohl muthete es daher die Deutſch-Oeſter— 
reicher freundlich an, wenn Eötvös in feinem „Hetilap“ den geiſtigen 
Verkehr mit den wiener Journaliſten ſuchte, die föderaliſtiſchen Plaue 
der Slawen auch für die Weſthälfte der Monarchie weit von ſich wies 
und Beleredi's Programm, die Verfaſſung der Erblande durch die 
17 Landtage erneuern zu laſſen, mit aller Lauge ſeines Sarkasmus 
übergoß. Ein höchſt erfreulicher Gegenſatz zu der Engherzigkeit Deak's 
und der Vornehmheit des „Napl6“, die beide, eingeſponnen in ihren 
Vollblutmagyarismus, es unter ihrer Würde fanden, ſich um das, was 
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jenſeit der Leitha vorging, zu bekümmern, wenn nur Ungarn niemand 
das Recht ſtreitig machte, auf ſeinem eigenen Grund und Boden das 
Unkraut der „Nationalitäten“⸗Propaganda mit Stumpf und Stiel 
auszurotten! Aber ſobald man bei Eötvös näher zuſah, mußte man 
inne werden, daß er doch nur daſſelbe Lied in Moll vortrug, das Deak 
in Dur intonirte. Seine Theorie, daß Oeſterreich und Ungarn wie 
zwei Bäume gepflegt werden müßten, deren Wurzeln zwar nichts mit— 
einander gemein hätten, deren Kronen ſich aber ineinander verſchlängen, 
hinkte ſelbſt als Gleichniß durch das Betonen der vollen ſtaatlichen 
Selbſtändigkeit und Unabhängigkeit Ungarns! Dem Wechſel, den 
Eötvös den Deutſch-Oeſterreichern auf Frankfurt ausſtellte, fehlte jedes 
Accept, ſodaß ſie denſelben unmöglich als eine Entſchädigung für die 
Verluſte gelten laſſen konnten, welche die Zerſtörung der Reichseinheit 
und der Untergang ihrer Verfaſſung über ſie verhängte! Geradezu 
böſes Blut aber machte es, wenn Eötvös, mit ſeinen Hülfsmitteln am 
Ende, den Deutſch-Liberalen ganz im „Kreuzzeitungs“-Stile vorwarf, 
ſie wären beſchränkte und obſolete Doctrinäre, die bei der Charte des 
Bürgerkönigthums ſtehen geblieben und ſich die Freiheit nicht ohne 
ein Parlament denken könnten. Wenn man erwägt, wie in eben dem 
Momente der peſter Reichstag alle Fibern anſpannte, um durch die 
Wiederherſtellung der 1848er Artikel für das ganze Gebiet der Stephans— 
krone einen ſtramm centraliſirenden Conſtitutionalismus einzuführen, 
ohne die geringſte Rückſicht darauf, daß ja in Betreff des Nationali— 
tätenwirrwarrs Ungarn ſelbſt nichts iſt als ein Oeſterreich en miniature: 
da muß man ſich die oben detaillirten Gegenſätze recht gegenwärtig 
halten, um die Naivetät zu begreifen, mit der eine ſo hervorragende 
Capacität wie Eötvös gerade das, was er daheim als eine Panacee 
anpries, in der Manier des „Rundſchauers“ als ein Gift verſchrie, 
ſobald die Centraliſten es auf die Geſammtmonarchie anwenden wollten! 
So war es denn auch verſtändlich, daß die Deutſch-Oeſterreicher jen— 
ſeit der Leitha Bundesgenoſſen außerhalb des Deakiſtenlagers ſuchten 
und ſich gleichfalls, in Erinnerung an die Erfahrungen von 1861, an 
die Radicalen der ehemaligen Beſchlußpartei wandten. Wie Teleki's 
Teſtament bewieſen, hatte in dieſen Reihen die Verbindung mit 
dem Auslande und den vielen zurückgekehrten Emigranten denn doch 
den Ideen des modernen Liberalismus ein weiteres Feld eröffnet und 
die ſtaar nationale Bornirtheit einigermaßen in den Hintergrund ge— 
drängt. Man ſagte ſich in den Erblanden nicht ohne Grund: „Wo ſelbſt ein 
Eötvös nur eine Berührung in den letzten Ausläufern beider Staats— 
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organismen geftatten will, da ift fü ir die ee der Geſalt tente 


überhaupt nichts mehr zu verlieren; warum alſo nicht zu denen halten, 


welche nicht die Freiheitsfragen von der Tagesordnung abſetzen, ſon⸗ 


dern ſie wenigſtens zugleich mit den Machtintereſſen verhandeln wollen?“ 
Dies Raiſonnement bewog einen Theil der wiener Blätter, bei den 


Wahlen in Ungarn hier und da, namentlich bei einem ſehr harten 


Wahlkampf in Peſt, auf die Seite der radicalen gegen die dealiſtiſchen 
Candidaten zu treten. Leider ſtießen ſie dort auf ſo hirnverbrannte 
Phantaſien und Ueberhebungen, daß ſie ſich verblüfft zurückzogen, nicht 
aber ohne den Redacteur des „Napl6“ Kemenhy, der bei einer dieſer 


Wahlen noch dazu perſönlich betheiligt war, arg verſchnupft zu haben. 


Die Folge war, daß dies Factotum Deak's in dem Organ der Partei 
ſich mit offenſter Feindſeligkeit gegen den engern Reichsrath und für 


die flawiſchen Föderaliſten, natürlich nur in den Erblanden, erklärte. 
Unter dem Vorſitze Kemeĩny's wurde ſogar zu Ehren der nach Peſt 
wallfahrenden Czechenführer Sladkowski und Skreykowski ein Banket 
abgehalten und dabei unter anderm ein Toaſt ausgebracht „auf die 
beiden Nationen, die durch gemeinſames Ausharren die Februarver— 
faſſung und den Schmerling'ſchen Reichsrath zu Falle gebracht“. 


Indeſſen wenn auch in Ungarn ſichtlich und wahrlich nicht ganz 
ohne Grund die Schadenfreude ſpukte, den Deutſch-Oeſterreichern, die 
oft davon gefabelt, den Magyarismus mittels der Rumänen und Slo- 
waken in die Arbeit zu nehmen, bis er auf das Gebiet zwiſchen Theiß 
und Donau eingeſchränkt ſei, eine ausgiebige Bedrängung durch Cze— 
chen und Polen von Herzen gern zu gönnen; wenn man auch in Peſt 
die Adreſſe ans dem Hochſommer 1861 nicht vergeſſen, mittels deren 
der Reichsrath die Auflöſung des ungariſchen Landtags gebilligt und 
das Vorſpiel zum militäriſchen Proviſorium geliefert hatte, mußte 
doch dieſes Aufbrauſen von ſelbſt wieder erlöſchen. Die Gewalt der 
Ereigniſſe übernahm es, die Kanten und Ecken abzuſchleifen, da man 
begriff, daß der parlamentariſche Centralismus in Ungarn neben dem 
föderaliſtiſchen Abſolutismus in den Erblanden unmöglich beſtehen 
könne. Die Deutſchen wiederum mußten ſich geſtehen, daß, wie die 


Dinge nun einmal lagen, es Reich und Freiheit muthwillig in die 


Schanze ſchlagen hieß, wenn die Liberalen auf beiden Seiten der Leitha 
es nicht als eine Lebensaufgabe ins Auge faßten, ſich miteinander zu 
verſtändigen. Viel zu tief hatte die Unerlaßlichkeik jener Einigung 
Wurzel geſchlagen, als daß ernſthaft die Rede von einem Bündniſſe 
ſein konnte zwiſchen den Deakiſten und den böhmiſchen Hochtories, 
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welche der Czechismus zu ſeinen Führern erkoren. Der Sirenenruf 
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der prager „Narodni Listy“: „Nur ſolange ihr euch nicht um das 


Geſchick der Deutſchen in den Erblanden kümmert, drücken wir hier 
ein Auge zu bezüglich deſſen, was aus den ungariſchen Slawen wird“, 
konnte in Peſt nicht verfangen. Denn man ſagte ſich dort mit vollem 
Recht, daß Kroaten und Rumänen ganz von ſelbſt gegen die magya⸗ 
riſche Centraliſation reagiren würden, ſobald in den Erblanden der 
ſlawiſche Föderalismus geſiegt, und daß auch für Ungarn die Sache 
der Nationalität wie der Freiheit verloren ſei, wenn das Czechenthum 
in Wien einem feudal- klerikalen Miniſterium zum unbeſtrittenen Beſitz 
der Gewalt verholfen habe. Die Verſtändigung war daher ein unab— 
weisliches Gebot: und daß eine Verſtändigung mit Ungarn ſoviel hieß 
wie eine Verſtändigung mit Deak, das hatte der Ausfall der Wahlen 
zum Landtage in wahrhaft eclatanter Weiſe gezeigt. Um den Zu— 
ſammentritt des Reichstags zu ermöglichen, hatte die Bevölkerung 
ſich allenthalben darauf beſchränkt, gegen die Nichtwiederherſtellung der 
Comitate Proteſt einzulegen, die Wahlen für das Abgeordnetenhaus 
aber anſtandslos vollzogen, obſchon nach dem Wortlaut der 1848er 


Geſetze zur Bildung der Wahlausſchüſſe eigentlich die vorherige Er— 


nennung der conſtitutionellen Beamten durch die Comitatscongregatio— 
nen unbedingt erforderlich geweſen wäre. Gerade die Maſſe alſo kam 
der Regierung mit einer Freundlichkeit entgegen, die nach der vier— 
jährigen Bearbeitung Ungarns durch die Militärgerichte des Schmer— 
ling'ſchen Proviſoriums beinahe überraſchen mußte. Dagegen zeigte 
ſich von vornherein gleich bei den Wahlen die alte Popularitätshaſcherei 
und Unſelbſtändigkeit der Altconſervativen genau in demſelben ſtrahlen— 
den Lichte der Nichtsnutzigkeit wie im Herbſt 1860. Wie ſie damals, 
kaum daß ſie ihre Unterſchrift auf das Octoberdiplom geſetzt, in den 
Comitaten ſich auf die Seite der Perſonalunioniſten ſchlugen, ſobald 
ſie ſahen, daß die überwiegende Majorität von irgendeiner Inſtitution, 
die einer gemeinſamen Reichsvertretung gleichſah, nichts wiſſen wollte, 
ſo gaben ſie heute die ärgſten Schreier ab gegen jeden Gedanken, die 
Autonomie Ungarns zu Gunſten des Geſammtſtaats zu beſchränken. 
Mit dem Sturze Schmerling's hatten ſie die klare Verpflichtung über— 
nommen, ihre Landsleute zur Anerkennung gemeinſamer Angelegen— 


heiten und einer gemeinſamen Behandlung derſelben zu bewegen. Allein 


ſobald ſie erſt einmal im Sattel ſaßen, konnten ſie ihres Verſprechens 
gar nicht mehr eingedenk ſein, weil ſie, von der Bevölkerung ohnedies 
als Anhänger des feudalen Shſtems mit äußerſtem Mistrauen ange— 


320 Drittes Buch. Drittes Kapitel: Die Siſtirung. 


ſehen, nur Ein Mittel hatten, den Deakiſten, von denen fie an Libe— 
ralismus weit überboten wurden, den Rang abzulaufen, nämlich: den 
Bogen der nationalen Forderungen noch viel ſtraffer bis zum Zer— 
ſpringen anzuſpannen. Wäre das Hochhalten der „öſterreichiſchen“ 
Fahne für das Siſtirungsminiſterium nicht blos ein Vorwand, wäre 
es ihm nicht in Wahrheit blos darum zu thun geweſen, den Tiers— 
Etat und das deutſche Bürgerthum zwiſchen den „intereſſauten“ Na— 
tionalitäten wie in einem Walzwerke zu zerreiben: ein widerſinnigerer 
Gedanke wie der, den Geſammtſtaat durch eine Clique proclamiren zu 
laſſen, welche das Mittelalterliche ihrer Tendenzen dadurch vergeſſen 
machen wollte, daß fie die extravaganteſten Forderungen des Czechis— 
mus, Polonismus, Magyarismus u. ſ. w. begünſtigte, hätte ſich 
kaum erſinnen laſſen. Das trat in Ungarn nicht minder grell hervor 
als in Böhmen und Galizien. Daß alle Programme in den Comita— 
ten die volle Wiederherſtellung der 1848er Artikel und der Selbſtän— 
digkeit Ungarns verlangten, ganz wie vor fünf Jahren, das war 
freilich ſelbſtverſtändlich. Daß die alten Führer der Beſchlußpartei, 
ein Ghyezy, ein Tiſza, von gemeinſamen Angelegenheiten nichts hören 
wollten; daß die von den modernen Ideen der Emigration augehauch— 
ten radicalen Cadidaten ihren Mangel an excluſivem Magyarismus 
durch die Auflöſung jedes Verhältniſſes zu Oeſterreich, mit Ausnahme 
einer zeitweiligen Defenſivallianz, wettzumachen ſuchten; daß ſelbſt die 
Deakiſten in ihren Programmen den Kreis der gemeinſamen Augelegen— 
heiten auf ein Minimum beſchränkten: auf das alles mußte man gefaßt 
ſein. Unerfreulich für die ganze Partei aber war es, wenn z. B. der— 
ſelbe Hofrath Zſedenyi, der als Adlatus Vay's in der Hofkanzlei 
ſelbſt jedes Compromiß mit den 1848er Artikeln voll Abſcheu zurück— 
gewieſen und die Comitate wegen ihres Feſthaltens an jenen Geſetzen 
mit harten Strafen bedroht hatte, jetzt mit Fanatismus für die voll— 
ſtändige Integrirung jener Legislation eintrat. Immerhin war dies— 
mal der Sieg der Deakiſten ein unbeſtrittener, ſodaß ſie der Linken 
von vornherein um gute hundert Stimmen überlegen waren. Sie 
verfügten, als der Landtag am 14. December zuſammentrat, über eine 
Majorität, die mit dem Eintreffen der ſiebenbürger Brigade wahrhaft 
überwältigende Dimenſionen annehmen mußte und von der ſie auch 
ſogleich einen energiſchen Gebrauch machten, indem das Abgeordneten— 
haus, noch ehe es in die Weihnachtsferien ging, das Bureau im aus— 
ſchließlichen Sinne der Mehrheit zuſammenſetzte. Der greiſe Präſident 
Szentivanyi ſowie der Vicepräſident Graf Julius Andraſſy wurden mit 
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allen gegen nur 50 Stimmen gewählt. Beide gehörten zur Partei, 
der erſtere zu den perſönlichen Vertrauten Deak's, wenn auch Andraſſy 
1849 als Geſandter Koſſuth's in Konſtantinopel fungirt hat. Die Er— 
öffnung des Landtags erfolgte diesmal durch den Kaiſer in Perſon 
mittels einer Throurede, deren weſentlicher Inhalt folgender war: 
„Unter die Hinderniſſe, die der Löſung der ſchwebenden ſtaatsrecht— 
lichen Fragen entgegengeſtanden, ſei in erſter Linie der ſchroffe Gegen— 
ſatz zu reihen, der in den verſchiedenen Ausgangspunkten der beabſich— 
tigten Verſtändigung gelegen. Rechtsverwirkung einer-, ſtarre Rechts— 
continuität andererſeits habe zu keinem Ausgleiche führen können. 
Deshalb greife die Krone zur Beſeitigung jenes Widerſpruchs auf die 
Pragmatiſche Sanction zurück, welche ebenſo ſehr den unauflöslichen 
Verband der unter der Regierung des Hauſes Habsburg ſtehenden 
Länder wie die Integrität des Königreichs Ungarn wahre.“ Die 
Thronrede ſetzte dann weiter auseinander, was in Siebenbürgen be— 
reits geſchehen ſei, um der Anſicht des 1861er Landtags, daß dem 
Erſcheinen der ſiebenbürger Abgeordneten auf dem peſter Reichstage 
nichts im Wege ſtehe, Geltung zu verſchaffen; und erinnerte anderer— 
ſeits die Ungarn an ihr damaliges Verſprechen, über das zukünftige 
Verhältniß zu Kroatien mit dem agramer Landtage von Nation zu 
Nation in Verhandlung zu treten. „Als erſte Aufgabe dieſes Land— 
tags“, hieß es ſodann, „müſſen wir die Art der Behandlung der allen 
unſern Königreichen und Ländern gemeinſamen Angelegenheiten bezeich— 
nen.“ Der Kaiſer ſprach „die feſte Ueberzeugung“ aus, „daß die 
gemeinſame verfaſſungsmäßige Behandlung der im Octoberdiplom be— 
zeichneten gemeinſchaftlichen Angelegenheiten ein unabweisliches Erfor— 
derniß des einheitlichen Beſtandes und der Machtſtellung unſers Ge— 
ſammtreiches bildet, dem jede andere Rückſicht untergeordnet werden 
muß“. Da nun aber die Art der Behandlung, welche das Februar— 
patent vorgezeichnet, auf gewichtige Bedenken geſtoßen, verzichte der 
Monarch darauf, dieſelbe durch eine moraliſche oder materielle Preſſion 
durchzuführen. Es ſei demnach durch das Septemberpatent das Statut 
über die Reichsvertretung ſuspendirt worden, und Februarpatent ſowie 
Octoberdiplom würden nunmehr dem Landtage in der Hoffnung unter— 
breitet, „daß er dieſe Vorlagen im Geiſte entgegenkommender Billig— 
keit einer eingehenden Prüfung unterziehen und nur ſolche Modificatio— 
nen beantragen werde, die mit den Lebensbedingungen der Geſammt— 
monarchie in Einklang zu bringen ſeien“. Was ferner die Reviſion 
der 1848er Geſetze anbetreffe, ſo „unterliege deren formelle Gültigkeit 
Rogge, Oeſterreich. II. 21 
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keinem Einwurfe“, das unveränderte Inslebentreten derſelben aber ſei 
eine Unmöglichkeit, ſowol im Hinblick auf die Machtſtellung des Reiches 
und auf die ungeſchmälerte Geltung der Herrſcherrechte, als auch auf 
die begründeten Anſprüche der übrigen Länder. Jene Artikel müßten 
daher „ſorgſam geprüft und zweckmäßig abgeändert werden“, ehe der 
Monarch ſie mit ſeinem Inauguraleide zu bekräftigen und dann nach 
erfolgter Krönung dem Reichstage weitere wichtige Propoſitionen zu 
unterbreiten vermöge, welche die geiſtigen und materiellen Intereſſen 
des Landes zu innig berühren, um längern Aufſchub zu geſtatten. 
Wo das Siſtirungsminiſterium mit dieſer Thronrede hinaus wollte, 
das mußte nachgerade auch ein Unmündiger begreifen! Mit wahrer 
Leidenſchaftlichkeit beeilten Beleredi und Majlath ſich, alle erſinnlichen 
Rechte, je widerſprechender, deſto beſſer, anzuerkennen, um eben aus 
den contradictoriſchen Gegenſätzen derſelben den Beweis zu führen, daß 
keins davon praktiſch verwirklicht werden könne, ohne einem andern 
zu nahe zu treten, daß alſo factiſch das Concordat das einzige unan— 
taſtbare und durchführbare Grundgeſetz im Kaiſerſtaate ſei. In den 
Erblanden eine „ſiſtirte“ und in Ungarn eine blos „im Princip“ an— 
erkannte Verfaſſung, thatſächlich hüben und drüben der Abſolutismus, 
bis beide Theile ſich verſtändigt haben würden, nachdem die Zertrüm— 
merung des engern Reichsrathes die nackte Möglichkeit der Verhand— 
lungen zwiſchen ihnen ausgeſchloſſen! Aber wenn dieſe Grand-Seigneurs 
nicht ſo leichtfertig geweſen wären, ſo mußten ſie mit apodiktiſcher 
Gewißheit wiſſen, daß dies geiſtreiche Spiel der „Fictionen“ wol mit 
den kleinen deutſchen Landtagen, auf keinen Fall jedoch dem peſter 
Reichstage gegenüber ungeſtraft in Scene zu ſetzen war. Einen guten 
Monat vor der Landtagseröffnung hatten Deak und ſein Generalſtab 
in einer Conferenz, deren Reſultat die Blätter gleichzeitig veröffent— 
lichten, beſchloſſen, in der Antwort auf die Thronrede die factiſche 
Wiederherſtellung der 1848er Geſetze, vor allen Dingen alſo die Ein— 
ſetzung eines verantwortlichen Miniſteriums für Ungarn und deſſen 
Nebenländer zu verlangen. Unter dieſen Umſtänden ausdrücklich zu— 
geben, daß die Legalität der 1848er Artikel über jeden Zweifel er— 
haben ſei, hieß die Hacke mitſammt dem Stiel fortwerfen! Und nun 
gar ſich einbilden, der peſter Landtag werde, glücklich über dies leere 
Compliment, das die ungariſche Verfaſſung neben der erbländiſchen 
kalt ſtellte, verſäumen, aus dieſer theoretiſchen Anerkennung die ſich 
von ſelbſt ergebende praktiſche Folgerung zu ziehen, daß es „kein 
Recht gegen das Recht“ gibt, mithin niemand berechtigt ſei, die 
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Realiſirung jener, über alle Zweifel erhabenen Geſetze nur Einen 
Augenblick zu verzögern: das war blos ein neuer ſchlagender Beweis, 
wie jo gar nicht die Alteonſervativen den Geiſt ihres Volks kennen! 
Ohne daß Majlath oder Beleredi eine Ahnung davon gehabt hätten, 
was ſie thaten, hatten ſie ſich mit jener „formellen“ Anerkennung 
jeden Drucks auf die Reviſion der 1848er Verfaſſung begeben: denn 
von jetzt ab waren die Magyaren die „beati possidentes“, und das 
Reich mußte um Coneeſſionen für die Möglichkeit feines Fortbeſtandes 
bei ihnen wie um ebenſo viele Almoſen betteln. Nachdem dieſe Wen— 
dung einmal eingetreten war, konnten die hohen Worte der Thronrede 
von den „unabweislichen Erforderniſſen“ der Reichseinheit, denen „jede 
andere Rückſicht untergeordnet“ werden müſſe, von der „Unmöglich— 
keit“, die 1848er Geſetze vor ihrer Reviſion zu reſtituiren, blutwenig 
verfangen. Der Landtag wußte, daß es den Siſtirungsminiſtern nicht 
Ernſt war, wenn ſie ſich den Anſchein gaben, als ſei es ihnen darum 
zu thun, das Februarpatent nur mit „Modificationen“ annehmen zu 
ſehen; er wußte, daß er ihnen gar keinen ärgern Poſſen hätte ſpielen 
können, als dieſen Wunſch durch die That zu erfüllen, weil dann die 
Siſtirungsherrlichkeit in den Erblanden mit Einem Schlage ihr Ende 
erreicht haben würde. Warum alſo ſollten ſie vor jenem Paſſus der 
Thronrede ehrfurchtsvoll ſtehen bleiben, welcher den Kreis der gemein— 
ſamen Angelegenheiten, wie er im Octoberdiplom feſtgeſetzt war, als 
„unverrückbar“ bezeichnete? Die Miniſter waren taftlos genug ge— 
weſen, Octoberdiplom und Februarpatent als bloße Vorlagen hinzu— 
ſtellen, ſogar zuzugeben, daß gegen letzteres „vielſeitige und gewichtige 
Bedenken“ obwalteten, dagegen die Legalität der 1848er Artikel als 
„formell unanzweifelbar“ zu proclamiren. War es da nicht klar wie 
der Tag, daß die ungariſche Verfaſſung als das Feſtſtehende zu be— 
trachten war, dem die Monarchie ſich accomodiren mußte, und nicht 
umgekehrt? Als Beleredi bei dem Beginn der Adreßdebatte beide 
Majeſtäten bewog, vom 29. Jan. bis 5. März ihr Hoflager in der 
ofener Königsburg aufzuſchlagen, zeigte ſich denn auch, daß er viel 
weniger auf ſeine und ſeiner Collegen Regierungskunſt gerechnet, als 
vielmehr ſich ganz nach Art ſeiner Geſinnungsgenoſſen in aller Herren 
Ländern darauf verlaſſen hatte, der perſönliche Einfluß des Monarchen 
werde ihm über die Klippen und Untiefen hinweghelfen. Auch das 
war ein großer Irrthum. Das Kaiſerpaar wurde glänzend empfangen. 
Es mochte auch dem ungariſchen Stolze ſchmeicheln, daß im Februar 
die ganze Regierung nach Peſt verlegt ſchien, indem das geſammte 
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Miniſterium zweimal dorthin berufen ward: zuerſt, um die Note vom 
7. Februar an Preußen zu entwerfen, in welcher Oeſterreich die For— 
derungen Bismarck's in Betreff der Herzogthümer kategoriſch, ſelbſt 
auf die Gefahr eines Bruches hin ablehnte, dann, um die Antworten 
auf die Adreſſen des agramer und peſter Landtags zu berathen. Allein 
auf den Verlauf der Adreßdebatte hatte das alles nicht die geringſte 
Wirkung; und auch das hätte ein beſonnener Staatsmann im voraus 
wiſſen können, da Deak auf dieſem Reichstage als unbeſchränkter Herr 
gebot. Gerade ihn aber ſolchen Hebeln zugänglich zu glauben, das 
hieß denn doch nicht blos den Mann unterſchätzen, ſondern den inner— 
ſten und beſten Kern ſeines ganzen Naturells, die feſten Angeln, in 
denen ſein Gleichgewicht ruht, verkennen. Wieder zeigte es ſich, daß 
dieſe „Generale ohne Armee“ weit beſſer in der wiener Hofburg und 
bei den Jeſuiten in Kalchsburg als auf den Puſzten Ungarns Beſcheid 
wiſſen. Alles, was ſich in dieſer Richtung erzielen ließ, war, daß die 
Magnatentafel, die 1861 nur immer blindlings die Beſchlüſſe des 
Unterhauſes acceptirt, am 13. Februar beſchloß, diesmal eine eigene 
Adreſſe zu erlaſſen. Aber genau wie vor fünf Jahren warfen die 
Herren auch jetzt die Flinte ins Korn, ſobald die Preſſe ſie für die 
unerwartete Regung von Selbſtändigkeit heftig angriff; die am 22. Fe⸗ 
bruar angenommene Adreſſe des Oberhauſes entſprach in allen For— 
derungen, obſchon ſie dieſelben in etwas weniger kernigen Wendungen 
vortrug, derjenigen, die Deak im Unterhauſe eingebracht. Von dieſer 
Seite hatte die Regierung alſo auf keine Unterſtützung zu rechnen; und 
noch ſchlimmer erging es ihr mit den Hoffnungen, die ſie auf das 
halbe Dutzend Altconſervativer in der Ständetafel gebaut. Da die 
ungariſche Verfaſſung einem Magnaten, nur gegen die Verpflichtung, 
für die betreffende Seſſion auf ſeinen Sitz im Oberhauſe zu verzichten, 
geſtattet, ſich zum Deputirten wählen zu laſſen, hatte Graf Apponyi 
von jenem Vorrechte Gebrauch gemacht. Er, der bisher nie anderswo 
als unter ſeinen Standesgenoſſen geſeſſen und den ſein ganzes fein— 
hofmänniſches Weſen, feine ariſtokratiſche Haltung, ſeine Leiſetreterei 
und ausgeſprochene Vorliebe für die Intriguen der Hintertreppen einzig 
und allein unter den Magnaten am Platze erſcheinen ließen, hatte 
vielleicht den Traum geträumt, bei den „Gemeinen“ die Rolle eines 
Rivalen Deak's zu ſpielen. Er mußte jetzt zum eigenen Schaden er— 
fahren, daß man dadurch noch lange kein „Commoner“ wird, wenn 
man nach der Ständetafel überſiedelt. Hat doch nicht wer da will 
die Vielſeitigkeit eines Eötvös, der allerdings im Vormärz mit gleichem 
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Glück bald als Baron das Oberhaus durch die claſſiſche Eleganz und 
Ruhe ſeiner Rede, durch die Rundung ſeiner Perioden und die Fein— 
heit ſeiner Ironie entzückte, bald als „Ablegat“ durch den freiſinnigen 
Flug ſeiner Gedanken, das Feuer ſeiner Ueberzeugungen, die lebens— 
warme Glut ſeines Vortrages und die humanitäre Tiefe ſeiner Bil— 
dung das Unterhaus hinriß. Als Adjutanten im Unterhauſe nun hatte 
Graf Apponyi ſich den jugendlichen Georg Bartal zugelegt, der in der 
kurzen Friſt von fünf Jahren den etwas weiten Weg aus dem Lager 
der Beſchlußpartei durch das der Deakiſten bis in das der Altconſer— 
vativen zurückgelegt und dafür von Majlath mit der Vicepräſidentſchaft 
über die ofener Statthalterei belohnt worden war. Die Journale der 
Regierung und die Penſionäre des Dispoſitionsfonds hatten den Mann 
in allen Tonarten als ein wahres Meerwunder geprieſen, und wirklich 
brachte er mit dem Grafen Apponyi in der Adreßdebatte ein Amende— 
ment ein, wonach der Landtag ſich bei der principiellen Anerkennung 
der Rechtscontinuität, wie die Thronrede ſie ausgeſprochen, zufrieden 
geben und ſich vor der thatſächlichen Wiederherſtellung der 1848er 
Artikel der Reviſion derſelben unterziehen ſollte. In dieſem Satze lag 
allerdings der ganze Streit zwiſchen Miniſterium und Landtag; aber 
nach einer bandwurmartigen, an Langweiligkeit ihresgleichen ſuchenden 
Rede Bartal's wurde den Antragjtellern zwei Tage lang der Kopf 
von allen Seiten her ſo derb gewaſchen, daß ſie ihr Amendement 
zurückzogen. Mit andern Worten: die Regierungspartei wagte über 
das Princip, mit deſſen Aufrechthaltung oder Verwerfung die ganze 
Siſtirungspolitik ſtand oder fiel, nicht einmal eine Abſtimmung zu 
provociren, um nicht „in ihres Nichts durchbohrendem Gefühle“ ent— 
hüllt zu werden. Das war die Unterſtützung, welche der Hofkanzler 
von ſeiner Clique in beiden Häuſern erhielt: denn nach der Niederlage 
Bartal's und der Einſchüchterung der Magnaten rührte ſich keine Hand 
mehr für Majlath während der ganzen fernern Action! Ein erſtes 
„parturiunt montes!“ Wie aber ſoll man es nennen, wenn ein 
Cabinet, das in Ungarn ſo abſolut auf gar keine Hülfe zu rechnen 
hatte, dennoch vornehm bei der Reorganiſirung der Monarchie die 
Deutſchen entbehren zu können meinte? Ebenſo wenig Anhalt wie die 
altconſervative fand die „nationale“ Oppoſition im Hauſe. Als der 
Serbe Miletics auf der Tribüne anfing ſüdſlawiſch zu ſprechen, wurde 
er von Deak ſelbſt unter Hindeutung auf das beſtehende Geſetz zurecht— 
gewieſen und von ſeinen eigenen Landsleuten im Stiche gelaſſen, ſodaß 
es nicht einmal zu einer Skandalſcene kam. Das Amendement Strati— 
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mirovic aber, in der Adreſſe ſtatt der Worte „ungariſche Nation“ zu 
ſetzen „die Nationen Ungarns“, blieb mit allen gegen die paar Stim— 
men der Serben und Rumänen in der Minorität. 

So war denn Deak abſoluter Herr der Lage, und mit ſeiner ge— 
waltigen Rede vom 22. Februar traf er unter dem ſtürmiſchen Beifall 
des Reichstags das Jeſuitendogma, auf dem die ganze Siſtirungs— 
politik ruhte, von einer principiell anerkannten, thatſächlich aber aus 
Opportunitätsgründen ſuspendirten Legalität, tödlich ins Herz. „Durch 
die Anerkennung des Rechts iſt die damit correſpondirende Verpflich— 
tung der factiſchen Ausführung nur noch ſtärker geworden“, ſagte er. 
„Viele brauchen das Wort Opportunität hinſichtlich der Nichteinhal— 
tung creirter Geſetze, ſo oft das Geſetz nicht zu ihren Gunſten ſpricht; 
ſie ſtellen dieſelbe in Gegenſatz zu dem poſitiven Geſetz, ja im vor— 
liegenden Falle zu einer ganzen, rechtlich beſtehenden Verfaſſung. Eine 
ſolche Opportunität aber, die 17 Jahre dauert und die man uns dann 
vorſchlägt, auf unbeſtimmte Zeit beizubehalten, iſt eben feine Oppor— 
tunität, ſondern heißt mit ihrem wahren Namen Abſolutismus.“ 
Draſtiſch charakteriſirt der Redner nun, wie die Opportunitätspolitik 
Bach's, Goluchowski's, Schmerling's das Land zugerichtet und wie ſie 
zu Falle gekommen: „Die Männer der Opportunität mögen ſich nicht 
wundern, wenn wir nach ſo vielen Täuſchungen ein wenig vorſichtig 
ſind und nicht rückhaltslos den Pfad, den ſie uns anrathen, betreten. 
Dadurch, daß ſie am Rechte feſthielten, und nicht dadurch, daß ſie 
Opportunitätspolitik trieben, haben die Ahnen das Vaterland gerettet: 
voll, ohne Clauſeln und ohne Bedingungen mußte ſelbſt Leopold I. die 
ungariſche Verfaſſung, die er beſeitigt, wiederherſtellen, ehe der Land— 
tag ſich ſechs Jahre ſpäter herbeiließ, die Beſtimmung der Goldenen 
Bulle über die Geſetzmäßigkeit des bewaffneten Widerſtandes, die doch 
kein geordneter Staat dulden darf, zu ſtreichen.“ Deak wollte die 
Geſinnungen keines einzelnen verdächtigen, auch nicht die guten Ab— 
ſichten jener Opportunitätspolitiker, „die uns unter dem Scheine der 
Bereitwilligkeit den Weg verlegen“ . . . „aber“, ſchloß er warnend, 
„Eſau verkaufte, als er hungerig war, wol ſein Erſtgeburtsrecht um 
eine Schüſſel Linſen; er bekam auch die verſprochenen Linſen, und 
doch war ein Bruderkrieg das Ende. Die eine ſolche Täuſchung her— 
vorrufen, wären nicht im Stande, die verheißene Beſſerung ſo raſch 
zu vermitteln. Das Volk, welches der verſprochenen Begünſtigungen 
wegen ſeinen Rechten entſagt hätte, was würde dieſes Volk, getäuſcht 
in ſeinen Hoffnungen, thun? Es wäre das ein gefährliches Spiel und 
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ein ungerechtes, und ebendeshalb fürchte ich es nicht; denn der Fürſt 
kann nicht wollen, was für den Staat gefährlich und dem Volke gegen— 
über ungerecht iſt.“ Zwei Tage darauf wurde nahezu einſtimmig eine 
Adreſſe angenommen, welche zunächſt kurzweg Octoberdiplom und Fe— 
bruarverfaſſung verwarf. Unter ausdrücklicher Bezugnahme auf die 
Stelle der Throurede, daß die gemeinſame conſtitutionelle Behandlung 
der im Octoberdiplom umſchriebenen gemeinſchaftlichen Angelegenheiten 
ein unabweisbares Poſtulat für die Machtſtellung der Monarchie ſei, 
vor dem jede andere Rückſicht in den Hintergrund zu treten habe, er— 
klärte dies der Feder Deak's entſtammende Actenſtück: daß die im 
Diplom beliebte Umſchreibung der gemeinſamen Angelegenheiten „der 
Annullirung der Verfaſſung, der conſtitutionellen Selbſtändigkeit, der 
geſetzlichen Unabhängigkeit Ungarns“ gleichkäme. Wohl erkannte die 
Adreſſe an, „daß es Verhältniſſe gebe, welche Ungarn mit den Erb— 
landen gemein habe“; wohl verſprach ſie, der Landtag werde „ohne 
Verzug zur Ausarbeitung eines Geſetzentwurfs ſchreiten in Bezug auf 
die Feſtſtellung und Behandlungsart dieſer Verhältniſſe“, ſowie alle 
Vorſchläge der Regierung über die Reviſion der 1848er Artikel in 
reifliche Erwägung ziehen: aber die Wiederherſtellung der Rechtsconti— 
nuität müſſe wenigſtens ſo weit vorhergehen, daß dieſe Propoſitionen 
durch ein verantwortliches Miniſterium eingebracht würden. Hier war 
es, wo Unterhaus und Regierung ſcharf aufeinanderſtießen. „Fort— 
während ſteht das Land unter abſoluter Herrſchaft“, ſagte die Adreſſe. 
„Sanctionirte Geſetze, von denen Ew. Majeſtät ſelbſt anerkennen, daß 
gegen ihre formelle Gültigkeit kein Einwand erhoben werden kann, 
werden factiſch als nicht vorhanden betrachtet. Sogar der innere Friede 
der einzelnen Religionsgenoſſenſchaften wird durch illegale Verordnungen 
(das Concordat!) geſtört; in allen Zweigen der Verwaltung gebietet 
das abſolute Syſtem; zwei voneinander unabhängige Beamtenkörper 
führen die Adminiſtration; verfaſſungsmäßig iſt keiner von beiden, der 
eine aber iſt überdies fremd und von der ungariſchen Regierung unab— 
hängig. Rechtscontinuität erbitten wir daher von Ew. Majeſtät im 
Sinne unſerer Geſetze, insbeſondere parlamentariſche Regierung, ver— 
antwortliches Miniſterium und verfaſſungsmäßige Wiederherſtellung 
der Municipien. Wir verlangen nur die Vollziehung der Geſetze; denn 
das nicht vollzogene Geſetz iſt ein todter Buchſtabe.“ Es gab keine 
ſchärfere Verurtheilung der Siſtirungspolitik als dieſe Adreſſe; denn 
was der Landtag zugeſtand, das concedirte er unter ausdrücklicher 
Hinweiſung auf feine 186 ler Adreſſen und genau mit den damals ge— 
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brauchten Worten, die ſowol bezüglich der gemeinſamen Angelegenheiten 
wie bezüglich der Bereitwilligkeit Ungarns, an der Staatsſchuld über 
das Maß der ſtrengen Verpflichtung hinaus zu participiren, citirt 
wurden. Erreicht war alſo durch die Zertrümmerung des engern 
Reichsraths Ungarn gegenüber gar nichts, wohl aber war es eine ſehr 
verſtändliche Kundgebung des dadurch hervorgerufenen Mistrauens, 
wenn die ungariſche Adreſſe dem „Wunſche“, daß auch auf der andern 
Seite der Leitha „der wahre Conſtitutionalismus möglichſt bald ins 
Leben trete“, bezeichnend die Clauſel hinzufügte: „in dieſem Falle ſei 
Ungarn bereit“, ſeine 1861 gemachten Zuſagen zu erfüllen. Mit dem 
Empfange der Adreßdeputation in Ofen am 27. Februar vollzog ſich 
daher auch äußerlich der Bruch zwiſchen Altconſervativen und Deakiſten, 
deren Oſterbündniß ſonach kaum ein Jahr gedauert. Der Kaifer 
wandte ſich an die Magnaten, denen er ans Herz legte, „getreu ihrer 
Miſſion das Gewicht ihrer weiſen Mäßigung geltend zu machen“, und 
bedeutete den Deputirten, er müſſe im Intereſſe der Geſammtbevölke— 
rung Oeſterreichs entſchieden an den Principien der Thronrede feſt— 
halten. Nach dieſer kurzen Antwort verließ der Kaiſer ſofort den 
Audienzſaal; ohne den leiſeſten Eljenruf zog ſich die Deputation be— 
troffen zurück und mit eiſigem Stillſchweigen nahm tags darauf das 
Unterhaus ihren Bericht entgegen. 

Indeſſen wurde am 1. März auf Deak's Antrag eine aus 52 Ungarn 
und 15 Siebenbürgern beſtehende Siebenundſechziger-Commiſſion behufs 
Feſtſtellung der gemeinſamen Reichsangelegenheiten eingeſetzt. Zwei 
Tage vor der Rückreiſe des Kaiſerpaares nach Wien brachte dann das 
Reſcript vom 3. März die Antwort auf die Adreſſe, worin der un— 
verſöhnliche Gegenſatz zwiſchen dem Miniſterium und einem parlamen— 
tariſchen Regiment klar conſtatirt ward. Nicht nur wurden im Meri— 
toriſchen alle Forderungen Ungarns abgelehnt, ſondern es wurde auch 
direct über das parlamentariſche Syſtem der Stab gebrochen, indem 
einerſeits betont ward, daß deſſen Durchführung von der Bekleidung 
des Palatins mit der vollen ſouveränen Gewalt eines Vicekönigs und 
laiſerlichen Alteregos in Ofen, wie die 1848er Geſetze das allerdings 
ausgeſprochen, bedingt ſei, und andererſeits hinzugefügt wurde, daß 
die Einheit der Monarchie dem Kaiſer „nicht geſtatte, jemals in die 
Beſtellung eines ſolchen Stellvertreters einzuwilligen“. Schärfer konnte 
der principielle Widerſpruch nicht formulirt werden. Ihm gegenüber 
blieb es denn auch faſt gleichgültig, daß das Reſcript ſich herbeiließ, 
die Modificationen einzeln anzuführen, welche die Regierung an den 
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1848er Artikeln verlangte. Der Landtag hat ſpäter ſeine Bereitwillig— 
keit gezeigt, die Beſtimmung, daß die Kammern vor Erledigung des 
Budgets weder vertagt noch aufgelöſt werden dürfen, zu ſtreichen, den 
Artikel über die Nationalgarde aufzuheben, die proviſoriſchen Geſetze 
über das Municipalſyſtem, ſowie alle, die kaiſerliche Macht oder die 
Integrität der Monarchie zerſtörenden Beſtimmungen gründlichſt um— 
zugeſtalten. Davon aber durfte jetzt nicht die Rede ſein, wo das 
Cabinet deutlich erklärte, daß auch nach einer ſolchen Reviſion an die 
Einſetzung eines verantwortlichen Miniſteriums gar nicht zu denken ſei, 
und wo überdies das Gouvernement ſeine Zweideutigkeit aufs neue 
dadurch bewährte, daß es ſich für alle weitern Forderungen vollkom— 
men freie Hand behielt. Nachdem Hr. von Majlath im einzelnen alle 
ſeine Beſchwerden gegen die 1848er Artikel aufgeführt, ſchloß er: 
„Außerdem erſcheint es wünſchenswerth, daß alle noch nicht wieder 
zur Wirkſamkeit gelangten Beſtimmungen der 1848er Geſetze ſorgfältig 
überprüft werden. Unter dem Drucke der welthiſtoriſchen Ereigniſſe 
entſtanden, tragen dieſe Artikel den Charakter der Ueberſtürzung an 
ſich, wie denn das nicht nur aus der theoretiſchen Prüfung hervor— 
geht, ſondern auch durch die praktiſche Erfahrung beſtätigt wird, z. B. 
in Betreff des Wahlgeſetzes, deſſen Anwendung nun ſchon zweimal 
verſucht worden iſt.“ Alſo nicht einmal das demokratiſche 1848er 
Wahlgeſetz, das im December 1860 der Fürſt-Primas und die ganze 
altconſervative Tafelrunde zu Gran beſtätigt, aus dem das Unterhaus 
von 1861 wie das von 1865 hervorgegangen, war in den Augen 
dieſer Siſtirungskünſtler eine unverrückbar feſtſtehende Errungenſchaft. 
Das ſagten ſie demſelben Reichstage ins Geſicht, von dem ſie die Zu— 
ſtimmung zur Abänderung der 1848er Artikel erbitten kamen und der 
ſich natürlich ſehr geſchmeichelt fühlen mußte durch die Bemerkung, daß 
ſeine eigene Exiſtenz ein augenſcheinlicher Beleg für die Nichtsnutzig— 
keit des Wahlgeſetzes ſei. Das ſagten die nämlichen Leute, die eben 
erſt die Legalität der ſo von ihnen gebrandmarkten Geſetze als über 
jeden Zweifel erhaben proclamirt hatten. Und dabei ſahen dieſe 
Männer, welche mit dem unglücklichen Staate am Vorabend eines ent— 
ſetzlichen Doppelkriegs ſo experimentirten, noch dazu auf jeden „Nicht— 
blaublütigen“, der ſich in die Regierung miſchte, mit vornehmem 
Achſelzucken herab, weil ſie nur das Holz bilden, aus dem man wahre 
„Staatsmänner“ ſchnitzen kann. 

Der Rückſchlag ließ denn auch nicht lange auf ſich warten. Schon 
am 19. März beſchloß das Unterhaus einſtimmig eine Adreſſe, die 


330 Drittes Buch. Drittes Kapitel: Die Siftirung. 


zwar verſprach, die Reviſion der 1848er Artikel gleichzeitig mit dem 
auszuarbeitenden Geſetzentwurfe über die gemeinſamen Angelegenheiten 
zu berathen, die Forderung aber, daß vorher die factiſche Anerkennung 
der Rechtscontinuität erfolgen müſſe, ſchon in geradezu drohendem 
Tone wiederholte. Die bedingungsloſe Reſtituirung der Verfaſſung ſei 
der Vorläufer des Ausgleichs auch mit Leopold I., mit Leopold II. 
nach dem Joſephiniſchen Abſolutismus, mit Franz I. nach der reichs— 
tagsloſen Zeit von 1811—25 geweſen. Wieder wie 1861 ſtand Deak 
dicht daran, den Faden der Verhandlungen für „abgeriſſen“ zu er— 
klären, denn der Geiſt ſeiner zweiten Adreſſe ſpiegelt ſich am klarſten 
in den Worten derſelben ab: „Die geſetzgebende Gewalt iſt das ſchönſte 
Recht der Nation. Soll es aber zur Wirklichkeit werden, ſo iſt un— 
umgänglich nothwendig, daß die Geſetze auch gehalten werden, bis die 
conſtitutionelle Legislative ſie auf ordentlichem Wege aufhebt oder ver— 
ändert. Hätte die ausübende Gewalt das Recht, die auf verfaſſungs— 
mäßigem Wege geſchaffenen Geſetze nicht zu vollziehen, ihre Kraft zu 
ſuspendiren, ſie durch Erlaſſe zu erſetzen und die ganze Conſtitution 
ſo lange in der Schwebe zu erhalten, bis der Landtag ſie modificirt, 
dann würde in der That die vollziehende Gewalt auch das Recht der 
Geſetzgebung üben. Ew. Majeſtät wollen, wie wir glauben, den Ab— 
ſolutismus nicht ferner erhalten; nun aber wäre eine ſolche Vereini— 
gung der geſetzgebenden und vollziehenden Gewalt, wenn ſie auch blos 
proviſoriſch iſt, wirklicher Abſolutismus. Nicht eine ſolche Rechtscon— 
tinuität haben die Geſetze, königlichen Inauguraldiplome und fürſtlichen 
Eide begründet. Die wirkliche Rechtscontinuität bezieht ſich nicht blos 
auf die Art der Entſtehung der Geſetze, ſondern auch auf deren Voll— 
ſtreckung und Aufrechthaltung.“ Das Siſtirungsminiſterium hatte dieſen 
Keulenſchlägen keinen Schild entgegenzuhalten; ja, noch mehr, mit 
ſeiner Proclamirung der tadelloſen Legalität für alle Acte von 1848 
hatte es ſelbſt Deak gezwungen, jene Schwadronshiebe nicht blos im 
Intereſſe der Offenſive, ſondern der eigenen Defenſive zu führen. Eine 
Verfaſſungsentwickelung, deren Repräſentanten einmal „auch blos pro— 
viſoriſch“ das Recht der Executive, die Legislative an ſich zu reißen, 
zugegeben, war unrettbar in alle Ewigkeit dem Banne des Abjolutis- 
mus verfallen, weil dieſem damit das Privilegium, morgen zu wieder— 
holen, was ihm geſtern gelungen, mit voller Geſetzeskraft für die 
ganze Zukunft eingeräumt war. Hatte die Schmerling'ſche Theorie der 
„Rechtsverwirkung“ darin gefehlt, daß ſie durch den 1848er Aufſtand 
die achthundertjährige ungariſche Verfaſſung als vernichtet und Ungarn 
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als erobertes Land betrachtete, was doch nicht einmal die abſolutiſti— 
ſchen Fürſten des Hauſes Habsburg nach den furchtbaren, mit türki— 
ſcher Hülfe durchgeführten Inſurrectionen eines Zapolya, eines Toköly, 
der Rakoczys oder Stephan Boeskays gewagt, jo war Majlath mit 
ſeiner Anerkennung der „formellen Legalität“ in Bezug auf die 1848er 
Artikel noch viel heilloſer über das Ziel hinausgeſchoſſen. Ebenſo 
unanfechtbar wie gegen alle Octroyirungsgelüſte die vormärzliche 
„avitiſche“ Verfaſſung Ungarns daſtand, ebenſo maſſenhaft lag das 
Material vor, gerade die „formelle Legalität“ der presburger April— 
geſetze zu beſtreiten. Deak ſelbſt durfte das nicht leugnen. Die „for— 
melle Legalität“ jener Beſtimmungen, welche die einfache Einverleibung 
Kroatiens in Ungarn decretirt, war nicht um Ein Haar breit geringer 
als die des Unionsgeſetzes, welches Siebenbürgen annectirte; aber da 
von Agram aus die Empörung mit bewaffneter Hand auf die Ueber— 
griffe des peſter Landtags geantwortet, fand ſogar Deak es für paſſend, 
hier die kitzelige Legalitätsfrage auf ſich beruhen zu laſſen und den 
Kroaten das famoſe „weiße Blatt“ hinzuhalten. Nachdem einmal die 
Ungarn ſelbſt in ihre „Rechtscontinuität“, ſoweit dabei die 1848er 
Geſetze ins Spiel kamen, dieſe Breſche hatten legen müſſen, ſtand es 
mit der „formellen Legalität“ bezüglich Siebenbürgens nicht beſſer. 
Daß der klauſenburger Landtag unter dem Terrorismus der „Unio 
vagy halal!“ (Union oder den Tod) brüllenden Maſſen die Vereini— 
gung mit Ungarn votirte, hatte um ſo weniger verbindende Kraft, 
als Sachſen und Rumänen — letztere ſeit dem blaſendorfer Congreß 
ebenfalls mit den Waffen in der Fauſt — proteſtirten, der Landtag 
auch nach den Beſtimmungen des Leopoldiniſchen Diploms, der Magna— 
Charta Siebenbürgens, durchaus nicht competent war, ſo tiefgreifende 
Beſchlüſſe zu faſſen, und der presburger Art. 7 ausdrücklich erklärte, 
daß die Beſtimmungen über die Vertretung des Großfürſtenthums in 
Peſt „ſich nur auf den nächſten ungariſchen Landtag“ (alſo den im 
Sommer 1848 nach Peſt berufenen) erſtreckten. Das alles wußte der 
Hofkanzler recht gut, aber es galt, durch die Hinausreißung Sieben— 
bürgens aus dem Reichsrathe dem Parlamentarismus den Todesſtoß 
zu verſetzen, und da konnte doch eine Bagatelle wie die Reichseinheit 
nicht in Betracht kommen! Ja weiter! Es lag der feierliche Proteſt 
der niederöſterreichiſchen Stände vom 1. Mai 1848 gegen die Sanctio— 
nirung der 1848er Geſetze im allgemeinen und die Union Siebenbürgens 
im beſondern vor. In dieſem Actenſtücke wurde ausgeführt, daß zu einem 
ſolchen Umſturze der mit den Ständen aller Kronländer abgeſchloſſenen 
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Pragmatiſchen Sanction, wie die 1848er Artikel ihn vorausſetzen, nicht 
einmal der abſolute, geſchweige denn der bereits 14 Tage vor Unter— 
zeichnung der presburger Geſetze conſtitutionell gewordene Kaiſer er— 
mächtigt geweſen ſei. Für Staatsmänner, denen es Ernſt geweſen 
wäre mit der Sache der Monarchie und der Freiheit, war der 
Weg klar vorgezeichnet: nachholen, was ſeit Vilagos verſäumt war, 
nämlich die „avitiſche“ Verfaſſung Ungarns anerkennen; dagegen die 
mehr als gerechtfertigten Bedenken wider die „Legalität“ der 1848er 
Artikel benutzen, um ein freies Terrain zu gewinnen, auf dem man 
Ungarn, für die Befriedigung des lebhaft gefühlten Bedürfniſſes nach 
einer wirklich verantwortlichen Regierung, zu Conceſſionen an die Cen— 
traliſirung der Reichskräfte und an die parlamentariſche Erledigung 
der gemeinſamen Angelegenheiten drängen konnte. Die Anerkennung 
der „formellen Legalität“ hatte dem Geſammtſtaate die Waffen aus 
der Hand geſchlagen, und jenſeit der Leitha erſtanden ihm, trotz der 
kaiſerlichen Mahnung an die Magnaten, keine freiwilligen Vertheidiger 
mehr. Das Unterhaus überſandte ſeine Adreſſe der andern Tafel 
kurzweg „zur Zuſtimmung“. Das Oberhaus vertagte die Berathung 
zwar um einen Monat, weil es immer noch hoffte, durch eine Nach— 
giebigkeit der Regierung aus feiner Lage zwiſchen Scylla und Charyb— 
dis errettet zu werden; war doch der Kaiſer von Peſt nach Wien 
zurückgereiſt, um dort ſogleich den Berathungen des Marſchallsrathes, 
der für den immer unausweichlicher werdenden Krieg einberufen war, 
zu präſidiren. Als aber dieſe Friſt verrann, ohne daß irgendetwas 
geſchah, nahm am 18. April das Oberhaus mit 106 gegen 102 Stim— 
men die Adreſſe Deak's an, womit dann die Velleität der Magnaten, 
der Ständetafel gegenüber eine eigene Politik zu treiben, definitiv zu 
Grabe getragen war. Acht Tage ſpäter begnügte Franz Joſeph ſich 
bei Uebergabe der Adreſſe, die Deputation zu ermahnen, der Reichs— 
tag möge die Verhandlungen wegen der gemeinſamen Angelegenheiten 
beſchleunigen. 

Am 3. Mai wählte denn auch bereits die Siebenundſechziger— 
Commiſſion ein Funfzehner-Subcomité, welches am 25. Juni mit 
ſeinem Operat fertig war. Daſſelbe umſchrieb den Kreis der gemein— 
ſamen Angelegenheiten dahin: bewaffnete Macht, wobei jedoch die 
Rekrutenbewilligung und Regelung des Wehrſyſtems der peſter Legis— 
lative für Ungarn verbleiben müſſe; Auswärtiges; die Finanzverhält— 
niſſe, inſofern ſie jene beiden Punkte betreffen. Ein Zoll- und Handels— 
bündniß ſoll dafür ſorgen, daß die völlig ſelbſtändige Ordnung des 
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Steuerſyſtems in beiden Reichshälften nicht wieder zur Errichtung von 
Mauthlinien führt. Für die gemeinſame Behandlung der Geſammt— 
ſtaatsfragen macht das Elaborat — jedoch nur unter den beiden 
„Grundbedingungen“, daß vorher die ungariſche Verfaſſung „in ihrem 
vollen Umfange reſtaurirt werde“, und „der volle Conſtitutionalismus 
auch in den übrigen Ländern Sr. Majeſtät ins Leben trete“ — folgende 
Zugeſtändniſſe, die „dann, aber auch nur dann zu gelten haben, wenn 
die Verfaſſung Ungarns vollſtändig und factiſch wiederhergeſtellt ſein 
wird und auch die übrigen Länder Sr. Majeſtät factiſch eine wahrhafte 
Verfaſſung beſitzen, ſodaß hüben und drüben eine geſetzliche verant— 
wortliche Regierung das Regiment übernommen haben wird“. Nach— 
dem beiderſeitige Deputationen auf eine Reihe von Jahren das 
Quotenverhältniß fixirt, in dem jede Reichshälfte zu dem gemeinſamen 
Budget beiſteuert, ſoll letzteres endgültig durch zwei Delegationen feſt— 
geſetzt werden, die alljährlich abwechſelnd in Peſt oder Wien zuſammen— 
treten und mit den ihnen verantwortlichen Reichsminiſtern verhandeln. 
Da die Miniſterverantwortlichkeit ſehr ſcharf normirt iſt und keiner 
der Reichsminiſter zugleich cis- oder transleithaniſcher Landesminiſter 
ſein darf, wäre mit den Delegationen wol ein parlamentariſches 
Räderwerk geſchaffen, wenn das Elaborat nicht beſtimmte, daß jede der 
beiden Körperſchaften — aus je 40 Abgeordneten- und je 20 Herren— 
hausmitgliedern des peſter Reichstags und des wiener Reichsraths 
zuſammengeſetzt — ſtreng für ſich berathen und der Verkehr zwiſchen 
ihnen nur ein ſchriftlicher ſein ſoll. Blos wenn auf dieſem Wege 
eine Einigung nicht zu erzielen iſt, treten alle 120 Delegirte zu einer 
Geſammtſitzung zuſammen, um die ſtreitige Frage durch eine gemein— 
ſame Abſtimmung zu entſcheiden. In einer ſolchen Sitzung aber darf 
außer der Frageſtellung kein Wort geſprochen werden. Ja, das den 
Parlamentarismus ausſchließende Princip der Parität wird ſo ſtarr 
behauptet, daß, wenn in Einer Delegation einige Mitglieder fehlen, 
die andere vor dem Scerutinium ebenſo viele ausloſen muß. Was die 
Staatsſchuld anbelangt, ſo iſt Ungarn bereit, „mit den andern Ländern 
als freie Nation mit einer freien Nation in Verhandlungen zu treten“. 
Wenig wie das war, ließ ſich doch aus dem Gange der Verhandlungen 
ſchon ziemlich klar entnehmen, daß mehr nicht zu erzielen ſein werde. 
Denn vier Mitglieder der Funfzehner-Subcommiſſion, darunter Tiſza 
und Ghyczy, brachten einen Minoritätsantrag ein, welcher nicht nur 
die gemeinſamen Angelegenheiten auf „einige Theile“ des auswärtigen 
und Kriegsdepartements beſchränkte, ſondern auch als Behandlungsmodus 
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das „gegenſeitige Einvernehmen“ der beiden Regierungen und Legislativen 
aufſtellte. Reichsminiſter ſollte es mithin ebenſo wenig geben wie 
Delegationen. Reichsrath und Reichstag hätten ſich wie die beider— 
ſeitigen Miniſter — denn ſogar dem Miniſter des Auswärtigen ſollte 
der bei dem Kaiſer in Wien acereditirte Miniſter gleichberechtigt zur 
Seite ſtehen — „von Fall zu Fall“ zu verſtändigen. Bezüglich der 
beiden Repräſentativkörperſchaften wäre das durch die Entſendung von 
Deputationen zu erleichtern, die aber nichts ſelbſtändig entſcheiden, 
ſondern immer nur nach Wien und Peſt an den Reichstag und Reichs— 
rath referiren dürften. Der eine Satz, daß, wenn man ſich bezüglich 
der indirecten Steuern nicht principiell einigen ſollte, „nichts übrig— 


bleibe, als die rechtlich ohnedies niemals aufgehobene Zwiſchenzollinie 


als abſchließende Trennungsſchranke wiederherzuſtellen“, charakteriſirt 
das Minoritätsvotum zur Genüge! Am Tage nach Einreichung dieſer 
Anträge bei dem Siebenundſechziger-Comite — am 26. Juni wurde 
der ungariſche Landtag wegen der Kriegsereigniſſe auf unbeſtimmte 
Zeit prorogirt. Das betreffende Reſcript datirte vom 24. Juni, war 
alſo ein Zwillingsbruder der Schlacht von Cuſtozza. Durch die öffent— 
liche Meinung aber und durch die Blätter ging ein vernehmliches 
Rauſchen: „Erſter Sieg, letzter Landtag!“ 

Es iſt wol ein unverdächtiges Zeugniß, wenn wir dem k. k. General 
ſtabsberichte über die Campagne von 1866 die zermalmenden Worte 
entlehnen: „Offenbar wäre es Sache der auswärtigen Politik geweſen, 
den Staat vor einer Lage zu bewahren, in der er ſich mit Erfolg kaum 
zu behaupten vermochte.“ Aber Graf Eſterhazy, der namentlich mit 
der ſteigenden Kriegsgefahr ſich zum eigentlichen advocatus diaboli 
des Siſtirungsregiments emporſchwang, wußte die militäriſche Situation 
noch verzweifelter zu geſtalten, indem er es durch ſeine Hartnäckigkeit 
glücklich dahin brachte, daß das Cabinet, das ſich mit Preußen und 
Italien herumzuſchlagen hatte, gleichzeitig im Innern einen Krieg bis 
aufs Meſſer mit ſämmtlichen Stämmen des Reichs führte. Nachdem 
man die Deutſchen bis aufs Blut erbittert, griff man heitern Sinnes 
zum Schwerte, obſchon der Faden der Verhandlungen mit den Magyaren 
ſchon wieder ſo gut wie abgeriſſen war — durfte die Regierung ſich wundern, 
als alle deutſchen Kronlandshauptſtädte, Wien voran, nach dem Tage 
von Königgrätz nur darauf bedacht waren, die Niederlage Beleredi's 
zu einem Siege Oeſterreichs über die Feudalen und Klerikalen auszu— 
beuten; und als die Gemeinderäthe wie die Bevölkerung ſelbſt den 
gouvernementalen Aufforderungen zur Anſpannung aller Kräfte paſſiven 
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Widerſtand, ja trotzigen Ungehorſam entgegenſetzten? War man doch 
mit Ungarn ſo weit, daß dem altconſervativen Gouvernement ſogar 
der Spuk mit der Legion Klapka's in preußiſchen Dienſten einen Schreck 
einflößen konnte! Wie wenig aber andererſeits die Slawen befriedigt 
waren, zeigte die völlige Erfolgloſigkeit der Bemühungen des Grafen 
Starzenſki, ein polniſches Freicorps in Galizien zu werben; und der 
Jubel, mit welchem die Czechen die (man ſagt vom Polizeidirector 
Stieber eingegebene) prager Proclamation des preußiſchen Generals 
Roſenberg-Gruczynſki „an die Bevölkerung des glorreichen Königreichs 
Böhmen“ begrüßten, weil dieſelbe ihnen die Erfüllung ihrer „nationalen“ 
Wünſche in Ausſicht ſtellte. Nicht das Waffenunglück von Königgrätz 
markirt den Gipfelpunkt der harten Prüfungen, die über Oeſterreich 
hereingebrochen, ſondern jene Zeit, wo die Czechenblätter unter dem 
Schutze des vom Hradſchin wehenden ſchwarz-weißen Banners die Deutſch— 
Oeſterreicher mit Koth bewarfen und ſelbſt dem Grafen Beleredi offen ins 
Geſicht ſagten, Graf Bismarck werde ihnen verleihen, was er ihnen 
aus Augſt vor der Centraliſtenclique nicht zu geben ſich getraue, während 
der Staatsminiſter in Wien den deutſchen Journalen, welche die Fahne 
der Monarchie hoch hielten, dabei aber freilich in erſter Linie den 
Rücktritt des Cabinets verlangen mußten, mit dem Belagerungszuſtande 
den Mund ſtopfte. Dreimal griff mit verhängnißvoller Hand der 
Jeſuitengeneral in die Geſchicke Oeſterreichs zu der Zeit ein, wo der. 
deutſche Krieg ſich vorbereitete. Was bei dem franzöſiſchen Kriege 
nachweisbare Thatſache iſt, daß es ſich bei der Gleichzeitigkeit der 
Kriegserklärung Napoleon's und der Proclamirung des Unfehlbarkeits— 
dogmas auch um einen Kampf der Curie gegen die Ketzer handelte, 
das hat auch ſchon bei dem deutſchen Kriege einen hohen Grad von 
Wahrſcheinlichkeit für ſich. Zu klar erkennbar tritt der Finger Roms 
hervor, als der Knoten geſchürzt ward, dann wieder im Augenblicke 
der Kriſis, endlich nach der Kataſtrophe kurz vor dem Friedensſchluß. 
Eine zu dictatoriſche Rolle ſpielte während dieſer ganzen Schreckens— 
zeit die diplomatiſche und militäriſche Jeſuitenelique in Oeſterreich, 
als daß man nicht ahnen ſollte, wie die Fäden im Vatican zurecht— 
gelegt wurden. Wo ein warnender Kaſſandraruf in Wien ertönte, da 
war ein Jünger Loyola's zur Stelle, um ihn zu erſticken; wo ein 
Freund das „Mene Tekel“ an die Wand ſchrieb, da ſtand ein Send— 
ling des Pater Beckx, die Schrift auszulöſchen. Als die Streitig— 
leiten, die Bismarck Tag für Tag über das Condominium Oeſterreichs 
in den Herzogthümern, über die Deutung des Gaſteiner Vertrags, 
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über die Competenz des kaiſerlichen Statthalters in Holſtein vom Zaune 
brach, keinen Zweifel mehr über Preußens Abſichten ließen, mit der 
ſchleswig-holſteiniſchen Frage zugleich die Bundesreform im Sinne der 
hohenzollernſchen Hegemonie zum Austrage zu bringen; als im Laufe 
des Mai ſich deutlich zeigte, daß Mensdorff's Verſuch, ſich jetzt in 
Itzehoe den Ständen, wie in Frankfurt dem Bunde gegenüber wieder 
auf jene Linie der Bundestreue zurückzuziehen, die Rechberg im De— 
cember 1863 aufgegeben, von ſeiten Preußens mit einem Appell an 
die Waffen beantwortet werden würde: da eilte der Miniſter zum 
Kaiſer und ſetzte demſelben auseinander, was vielleicht nur ein Graf 
Mensdorff ihm ſagen durfte. Die Armee ſei nicht ſchlagfertig, ſodaß es 
am gerathenſten ſei, den Krieg überhaupt zu verhüten; am allerwenig— 
ſteu aber dürfe man ſich gleichzeitig im Norden und Süden engagiren; 
ſei der Kampf mit Preußen unvermeidlich, ſo müſſe man Italien durch 
die Abtretung Venetiens entwaffnen. Die Rede des Generals und 
Miniſters machte großen Eindruck auf den Monarchen, den er mit der 
Hoffnung auf Erhaltung des Friedens verließ. Allein wo ein Jeſuit 
im Cabinet ſaß, konnte natürlich die Unterredung kein Geheimniß blei— 
ben. Unmittelbar darauf erbat der Jeſuit Baron Biegeleben, jedenfalls 
von Eſterhazy inſtruirt, eine Audienz bei Sr. Majeſtät und begann 
mit dem blinden Eifer des Convertiten gegen ſeinen Chef zu plaidiren. 
Seine traditionelle Politik in Italien, den Stuhl Petri zu ſchützen, 
habe das Haus Habsburg noch nie zu bereuen gehabt; mit der Ceſſion 
Venetiens würde es dieſelbe aufgeben, was für Thron und Reich von 
den gefahrvollſten Folgen fein könne. Umgekehrt gewinne die Mon— 
archie durch die bloße Thatſache, daß ſie das Papſtthum ſtütze, eine 
Bürgſchaft des Beſtandes. Die Preisgebung Venetiens wäre alſo 
nichts anderes als eine kampfloſe Verzichtleiſtung auf die eigene Macht— 
ſtellung. Von den Jeſuiten in der, Generaladjutantur, namentlich vom 
Grafen Codenhoven, mit reichem Material ausgerüſtet, bewies Herr 
von Biegeleben, daß die öſterreichiſche Armee ebenſo kampffähig ſei, 
wie die italieniſche und die preußiſche, in der die Landwehr nur auf 
den gelegenen Zeitpunkt warte, um in hellen Haufen zu deſertiren, 
unfertig zum Schlagen wären. Noch am Tage ſeiner Unterredung 
mit dem Kaiſer erhielt Mensdorff den Auftrag, ſich in den Noten an 
Preußen keine Reſerve aufzuerlegen; ſeine Vorſchläge zur Wahrung 
des Friedens ſeien als unannehmbar erkannt worden.“) 

„) Enthüllungen des „Neuen wiener Tageblatt“ bei Biegeleben's Tode im 
September 1872, denen Aufzeichnungen des gleichfalls verſtorbenen Fürſten 
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Die übrigen Miniſter waren voll echten Cavaliermuthes; und 
namentlich Graf Lariſch floß von einer Selbſtzufriedenheit über, die 
nach den Erfahrungen bei der Novemberanleihe geradezu unbegreiflich 
erſcheinen mußte, wenn man nicht eben wüßte, daß Oeſterreich von 
ſeinen Magnaten und Eminenzen nach dem Grundſatze Gentz' regiert 
wird: „Nun, mich und den Metternich hält's ſchon noch aus!“ In 
dem Vortrage, mit dem er zu Neujahr das octroyirte Budget für 
1866 begleitete, hatte der Finanzminiſter — angeſichts des caudiniſchen 
Zochs, das Baron Becke hatte paſſiren müſſen, um in Paris Geld 
zu erhalten — den traurigen Muth, wörtlich zu ſagen: er ſei „gewiſſer— 
maßen ſtolz“ darauf, daß ſein Präliminare nur ein Deficit von 
40 Millionen aufweiſe, während der Rechnungsabſchluß des Vorjahres 
das Doppelte ergebe, und könne „mit hoher Befriedigung“ melden, 
daß pro 1865 der Voranſchlag im Ausgabenetat mit aller Genauigkeit 
eingehalten ſei. Wenn trotzdem das von Plener auf 7 Millionen 
veranſchlagte Deficit bis auf 80 Millionen geſtiegen, ſollten blos 
Steuerausfälle, die unterbliebene Veräußerung von Staatsgütern und 
das Ueberſehen großer fälliger Schuldpoſten im Etatsgeſetze für 1865 
die Schuld tragen. Der wunderbaren Begeiſterung des Miniſters 
war nur entgegenzuſetzen, daß er einerſeits mit der Siſtirung des 
Reichsraths jede Möglichkeit zu einer Controlirung ſeiner Behauptungen 
in Betreff der Ausgaben ſelbſt abgeſchnitten; jedenfalls war es auf— 
fallend, daß die erſte Publication in der „Wiener Zeitung“ vom 
3. October 1865 über die Einhaltung des Erfordernißetats für das 
dritte Quartal 1865 auch die letzte der Art blieb, und daß man den 
wiederholten Mahnungen der Blätter mit unerſchütterlichem Schweigen 
begegnete. Andererſeits waren die 40 Millionen Abgang für 1866 
doch auch nur ein Voranſchlag, alſo nicht mit dem Gebarungsreſultate 
für 1865, ſondern mit den 7 Millionen Deficit des vorjährigen 
Finanzgeſetzes in Parallele zu ſtellen. Aber von dergleichen Erwägungen 
ließen ſich der „Stolz“ und die „hohe Befriedigung“ des Grafen 
Lariſch keinen Augenblick anfechten. „Wenn man vergleichend auf nur 
einige Jahre zurückſieht, wo ein Disagio von 30 Procent und eine 
koloſſale Staatsſchuld an die Nationalbank wie ein Alp auf alle Ver— 
hältniſſe drückte, äußere Gefahren die Monarchie bedrängten und einen 
foloffalen Militäraufwand hervorriefen, im Innern auch nicht Ein 


Mensdorff — der Graf erhielt ſpäter dieſen Titel — über jene denkwürdige 
Audienz zu Grunde liegen ſollen. 
Rogge, Oeſterreich, II. 92 
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Ausgangspunkt für die Entwirrung der Verhältniſſe zu finden war, 
ſo kann“ — ſchloß der Bericht des Miniſters — „nur ein durch 
Verzagtheit oder Parteileidenſchaft getrübter Blick die Wendung zum 
Beſſern verkennen. Das Ausland hat auch ſchon begonnen, die neue 
Sachlage in politiſcher, finanzieller und commerzieller Beziehung zu 
würdigen; weniger das Inland, wo der Same des Mistrauens zu 
reichlich ausgeſtreut wird, als daß ſofort eine billige und unbefangene 
Beurtheilung der Verhältniſſe hätte platzgreifen können. Insbeſondere 
iſt das Finanzminiſterium ſeit meinem Amtsantritte maßloſen Angriffen 
ausgeſetzt, denen ich keine Erwiderung zutheil werden ließ, weil ich die 
Thatſachen ſprechen laſſen wollte. Ich glaube auch fernerhin bei dieſem 


Syſtem bleiben zu ſollen, und hoffe damit durchzudringen, weil bei 


dem gefunden Sinne der Bevölkerung die öffentliche Meinung, unbeirrt 
vom Parteigetriebe, ſich ſelbſtändig ihr Urtheil bildet.“ Wir wiſſen 
natürlich nicht, ob es dem Miniſter Ernſt mit dieſen Dithyramben 
war, in denen er ſogar die Verdienſte des Reichsraths, Beſſerung der 
Valuta und Ordnung des Verhältniſſes zur Bank, für ſich in Anſpruch 
nehmen will. Jedenfalls aber laſſen die nachfolgenden Ereigniſſe ſeine 
Hallucinationen im Lichte der Selbſtperſiflage erſcheinen, ſo ſchnell und 
ſo furchtbar iſt dieſer Hochmuth zu Falle gekommen. Emporſchnellen 
des Disagios und Zerreißung der Bankacte, alſo recht eigentlich 
Wiederherſtellung des „Alps“, den die Schmerling'ſche Epoche doch 
wenigſtens theilweiſe beſeitigt hatte, das waren die Leiſtungen der 
Siſtirungsperiode in wirthſchaftlicher Beziehung. Die Keime dazu 
ſahen wir ein halbes Jahr, ehe von Kriegsgefahr auch nur die Rede 
war, legen. Wenn nachher der Krieg die böſe Saat üppig ins Unkraut 
ſchießen ließ, ſo wird wol niemand leugnen, daß die volle Verantwortung 
dafür ebenfalls dem „Drei-Grafen-Miniſterium“ gebührt, deſſen aus- 
wärtige Politik der k. k. Generalſtabsbericht ſo kurzweg verdammt, 
und deſſen Behauptung, es habe „für die Entwirrung der Verhältniſſe 
im Innern einen Ausgangspunkt gewonnen“, indem es mittels der 
Siſtirungspolitik auf der „freien Bahn“ einen Hexenſabbat der 
Nationalitäten eröffnete, welchem es dann rathlos wie Goethe's Zauber- 
lehrling gegenüberſtand, doch wirklich kaum aus naiver Selbſttäuſchung 
erklärt werden kann. Schon am 24. April mußte Graf Lariſch ſich 
durch ein octroyirtes Geſetz ermächtigen laſſen, eine zweite Anleihe im 
Nominalbetrage von 60 Millionen Gulden in Pfandbriefen gegen 
Verpfändung von Domänen aufzubringen. Am 5. Mai, am ſelben 
Tage, wo Erzherzog Albrecht zur Uebernahme des Oberbefehls nach 
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Verona abging, und 24 Stunden vor Erlaß des Befehls, die Nord— 
armee an der böhmiſchen Grenze zu concentriren, erfolgte eine neue 
Finanzmaßregel, die den Staat in die Lage ſetzen ſollte, „den durch die 
äußern Verwickelungen und Kriegsdrohungen geſteigerten Anforderungen 
Genüge zu leiſten“. Der Staat ſollte die Banknoten zu Appoints 
von 1 und 5 Gulden im Betrage von 112 Millionen übernehmen, 
ſie für Staatsnoten mit Zwangscurs erklären und ſich den Betrag, 
der höchſtens bis auf 150 Millionen geſteigert werden dürfe, in Noten 
höherer Appoints von der Bank vergüten laſſen. So wie die Dinge 
einmal lagen, blieb der Regierung, die ſich glücklich ſo weit verfahren 
hatte, kaum ein anderes Auskunftsmittel übrig als ausgiebigſte Be— 
nutzung des Preßbengels. Allein die Bankacte war durch die Ausgabe 
von Staatsnoten natürlich zerriſſen, und es widerſprach den That— 
ſachen, wenn die officiöſen Galopins beweiſen mußten, daß dies nicht 
der Fall ſei; ja wenn der Eingang des Geſetzes dem Publikum ein— 
reden wollte, daß auf dieſe Art „die bisherigen, mit großen finanziellen 
und wirthſchaftlichen Opfern erzielten Erfolge in Anbahnung einer 
feſten Landeswährung thunlichſt (J) erhalten blieben“. Weil die Bank— 
acte eigentlich keine Appoints unter 10 Gulden geſtattete, weil die 
Exiſtenz der Einſer und Fünfer geſetzlich nur ein, aus dem italieniſchen 
Feldzuge her datirender Abuſus waren, ſollte die Concurrenz von 
Staatsnoten in Appoints unter 10 Gulden geſtattet ſein! Als ob 
dadurch irgendetwas an der Thatſache geändert würde, daß die 
Nationalbank mit dem unverzinslichen Darlehn an den Staat, wie 
die Bankacte daſſelbe 1862 normirte, eben das ausſchließliche Privi— 
legium der Zettelemiſſion mit Zwangscurs erkauft! Auch blieb man 
hierbei nicht ſtehen. Nachdem man, um die reichsräthlichen Errungen— 
ſchaften „thunlichſt“ zu wahren, die Kaufleute ein paar Monate lang 
durch eine Ueberſchwemmung des Verkehrs mit Einſern und Fünfern 
zur Verzweiflung getrieben, erkannte man, daß dieſe Finte nur dem 
Handel und Wandel zu dem Uebel der Devalvation noch die Unbe— 
quemlichkeit, der paſſenden Tauſchmittel entbehren zu müſſen, auferlege, 
und gab deshalb ein gut Theil der 150 Millionen in Appoints zu 
50 Gulden aus, als man die zu Staatsnoten erklärten Banknoten 
durch wirkliches Staatspapiergeld erſetzte. Noch wurde durch Verordnung 
vom 25. Mai das von der Notenfabrikation nicht betroffene Venetien 
mit einer Zwangsanleihe von 12 Millionen belegt und die Ziffer der 


in Papier circulirenden Scheidemünze — der ſogenannten „Papier- 
zehnerln“, dieſer widerlichſten Erſcheinung des öſterreichiſchen Geld 
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marktes, auf deren Ausrottung der Reichsrath gedrungen — wieder, 
dem Geſetze vom November 1863 entgegen, von 4 auf 12 Millionen 
Gulden erhöht. Bereits am 11. Mai hatte die k. k. Staatsſchulden— 
Controlscommiſſion einſtimmig einen offenherzigen Bericht an den 
Kaiſer abgefaßt, in welchem ſie dieſe Finanzmaßregeln einer ſehr ſcharfen 
Kritik unterzog. Derſelbe ſchloß mit den Worten: „Wenn ſich ſchon 
hierdurch die Ueberzeugung aufdrängen mußte, daß in Oeſterreich die 
Mitwirkung der Volksvertretung, deren Wirkſamkeit ohnehin von 
Ew. Majeſtät nur zeitweilig ſuspendirt wurde, bei der Verwaltung der 
Reichsfinanzen durch längere Zeit ohne die ſchwerſten Nachtheile nicht 
mehr entbehrt werden könne, ſo wird dieſe Ueberzeugung geradezu 
unwiderſtehlich angeſichts der Verwickelungen, die gegenwärtig den 
Frieden bedrohen, und der im Drange der Verhältniſſe ergriffenen 
finanziellen Maßregeln.“ Allerdings verlieh auch das Geſetz vom 
October 1865 der Commiſſion das Recht, ihre Berichte an den 
Kaiſer zu publiciren; allein das Drei-Grafen-Miniſterium kannte, ſelbſt 
ſeinen eigenen Octroyirungen gegenüber, nur die Opportunität, nicht 
die Legalität, und ſo vergingen über 14 Tage, ehe das perſönliche 
Einſchreiten des Commiſſionspräſidenten, Fürſten Colloredo-Mansfeld, 
bei dem Kaiſer den Abdruck des Documents in der „Wiener Zeitung“ 
vom 27. Mai erwirkte. Das Amtsblatt begleitete die Wiedergabe 
mit einem Commentar, der dem Rufe nach Herſtellung der Februar— 
verfaſſung mit der bündigen Erklärung begegnete: „Was die Controls— 
commiſſion anzuführen unterließ, ſoll hier ausgeſprochen werden, daß 
nämlich die Möglichkeit eines lebensfähigen Verfaſſungszuſtandes nur 
durch die Einigung der Völker gegeben und dieſe nimmermehr durch 
ein Zurückgreifen auf Formen erzielt wird, die thatſächlich den Zwie— 
ſpalt unter den Völkern genährt haben.“ Da tags vorher Benedek 
ſein Hauptquartier ſchon nach Olmütz verlegt, kann man nicht leugnen, 
daß der Moment für dieſes „Nimmermehr!“, womit die Regierung 
offen erklärte, wie ſie den Staatsſtreich gemeint, als ſie vor acht 
Monaten nur von der Suspenſion der Verfaſſung geſprochen, mit 
jenem ſeltenen Takt gewählt war, welcher alle Schritte des Cabinets 
und des Grafen Lariſch insbeſondere kennzeichnet. Am 9. Juni ließ 
der letztere noch einen Bericht an den Kaiſer in der „Wiener Zeitung“ 
publiciren, in welchem er ſich gegen die bittere Kritik der Commiſſion 
mit der Berufung auf die Nothwendigkeit zu rechtfertigen ſuchte, aber 
ganz zu erwähnen vergaß, in wie hohem Grade er und ſeine Collegen 
ſelber jene Nothwendigkeit verſchuldet, und wie jedenfalls der Umſtand, 
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daß die Verantwortlichkeit dafür auf ihnen allein laſtete, ausſchließlich 
ihr Werk war! Auch brachte das Amtsblatt gleichzeitig ein Hand— 
ſchreiben des Monarchen an den Fürſten Colloredo, welches der Com— 
miſſion die Befriedigung des Kaiſers über die Ordnung im Staats— 
ſchuldendienſte ausſprach und es ihrer patriotiſchen Abſicht zugute hielt, 
daß fie „geſetzlich ſanctionirte Finanzmaßregeln in Erörterung gezogen 
habe, um daran politiſche Erwägungen zu knüpfen“. Die weitere 
Verſicherung, daß das Recht der Völker, „durch ihre legalen Vertretungen 
bei der Geſetzgebung und Finanzgebarung beſchließend mitzuwirken“, 
gewahrt bleiben ſollte, konnte keinen günſtigen Eindruck machen, ſeitdem 
das Spiel, das die Regierung mit dem Ausdruck „legale Vertreter“ 
getrieben, denſelben in Miscredit gebracht hatte. 

Während die Regierung es unter ihrer Würde hielt, die Völker— 
ſchaften des Reichs durch irgendwelche Conceſſionen für den bevor— 
ſtehenden Kampf zu begeiſtern, und zur Beſchaffung der finanziellen 
Mittel durchaus kein anderes Mittel als die mit Dampfkraft arbeitenden 
Druckerpreſſen kannte, ſcheint ſie in vollem Ernſte geglaubt zu haben, 
das Bündniß Italiens mit Preußen laſſe ſich durch die kleinlichſten 
Palliative verhindern. Der Neujahrstag hatte den Venetianern eine 
Amneſtie der ſeit 1859 Ausgewanderten gebracht, die jetzt ſtraffrei 
zurückkehren und die Verwaltung ihrer ſequeſtrirten Güter wieder ſelbſt 
übernehmen durften. Gleich darauf waren dem Königreiche und ins— 
beſondere der Stadt Venedig allerlei Freiheiten nach der Schablone 
der Belcredi'ſchen „Autonomie“ angeboten worden, Aufhebung der 
Diſtrictscommiſſariate und Erhebung Venedigs zur unmittelbaren Reichs— 
ſtadt außerhalb des Provinzialverbandes, die indeſſen ſo voller Hinter— 
thüren waren, daß der Stadtrath und die Congregationen die gemachten 
Offerten ablehnten. Das Ende vom Liede beſtand in geſteigerten 
Reibungen, da die Regierung zum Danke für ihre ſchönen Sächelchen 
begehrte, der Gemeinderath ſolle das Fenicetheater durch eine Geld— 
unterſtützung zur Aufnahme der Vorſtellungen vermögen. Das wurde 
rundweg verweigert, und am 12. Februar trat der Municipalrath in 
corpore zurück, während der Podeſta Graf Bembo, wol der ſchwarz— J 
gelbſte Mann in Venetien, ſeine Entlaſſung einreichte. Dieſelbe ward 
ohne Bedenken in Wien angenommen; aber am 11. April erfolgte 
Bembo's Wiederwahl auf ſeinen Poſten mit großer Majorität. Auch 
die italieniſche Raſſe hatten mithin die Maßregeln des Miniſteriums 
nur in eine verſchärfte Oppoſition getrieben. Was aber den König 
Victor Emanuel anbelangt, ſo waren ſeine Beziehungen zu dem Grafen 
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Bismarck denn doch ſchon viel zu weit vorgeſchriten, als daß ſie durch 
die ſchwächlichen Annäherungsverſuche, welche Graf Mensdorff endlich 
Mitte Februar und Mitte März an das Cabinet von Florenz machte, 
noch irgendwie beeinflußt werden konnten. An und für ſich war gewiß 
nichts dagegen einzuwenden, daß Oeſterreich den Handelsvertrag mit 
Sardinien von 1851 auf ganz Italien ausdehnte und bei ſich zu 
Hauſe den Conſuln der einverleibten italieniſchen Staaten die bisher 
belaſſene Befugniß entzog, die Gerichtsbarkeit über Fahrzeuge, Mann— 
ſchaften, Paſſagiere, Waaren der annectirten Länder auszuüben. Allein 


was dies Zugeſtändniß allenfalls Gutes in politiſcher Beziehung hätte 


wirken können, ward vollends vereitelt durch die ebenſo überflüſſige wie 
herausfordernde Bemerkung der betreffenden Depeſchen: „Dieſe Ver— 
fügungen ſeien lediglich zur Belebung des Handelsverkehrs erlaſſen, 
und werde das ſtaatliche Verhältniß zur Regierung des Königs Victor 
Emanuel dadurch nicht berührt.“ Ausdrücklich hielt mithin Oeſterreich 
ſein feindſeliges Legitimitätsprincip gegenüber von Italien aufrecht, 
und der erweislich von Italienern angelegte Brand, der am 3. Mai 
in den Docks von Pola die Fregatte Novara ergriff, zeigte denn auch, 
wie man auf der andern Seite der Alpen ſich ganz klar bewußt war, 
daß der Amtsantritt der Feudalen den Conflict womöglich noch zuge— 
ſpitzt habe. Trotz alledem fand dieſes Cabinet den bewundernswerthen 
Muth, noch am 11. März 1866, als Napoleon ſchon ſo arg von 
Waſhington aus bedrängt war, daß er vier Wochen darauf die Räumung 
Mexicos in drei Terminen von November 1866 bis November 1867 
verſprechen mußte, eine Convention mit dem Kaiſer Maximilian ab- 
zuſchließen, laut welcher bis incl. 1870 für die öſterreichiſche Legion 
in mexicaniſchen Dienſten jährlich 2000 Mann, für das laufende 
Jahr ſogar das Doppelte in Oeſterreich angeworben werden und die 
erſten 1000 Rekruten noch im April abgehen ſollten. Am 19. März 
jedoch erließ Seward an den amerikaniſchen Geſandten in Wien, 
Mr. Motley, eine kategoriſche Depeſche des Inhalts: „Die Vereinigten 
Staaten müßten die von öſterreichiſchen Unterthanen in Mexico be— 
gangenen Feindſeligkeiten als einen Krieg zwiſchen der Republik Mexico 
und Oeſterreich anſehen, in welchem Falle ſie ſich nicht verpflichten 
könnten, neutrale Zuſchauer zu bleiben.“ So erlebte denn am 12. Mai 
Oeſterreich die Demüthigung, daß der Hafencommandaut von Trieſt 
dem franzöſiſchen Dampfer Tampico den Befehl ertheilen mußte, die 
ſchon eingeſchifften „Freiwilligen“ wieder ans Land zu ſetzen! Ja, 
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am 3. Mai geſtattete des Grafen Lariſch Factotum, Baron Becke, 
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die ſtille Sammlung von Subſcriptionen für eine neue päpftliche An— 
leihe; und Graf Belcredi als Polizeiminiſter beſtätigte dieſe Entſcheidung 
durch ein eigenes Circular, dem er eine Aufforderung des Nuntius 
Monſignore Falcinelli an den Didcefanklerus zur thätigen Hülfs— 
leiſtung bei dem Werke beilegte. 

Mit dem Gefühle ſtarren Entſetzens erkannten die Völker Oeſter— 
reichs am 17. Juni aus dem kaiſerlichen Kriegsmanifeſt, daß das Drei— 
Grafen-Miniſterium ſogar ohne die kleinſte Nachgiebigkeit gegen Ungarn 
in den Kampf auf Leben und Tod auszuziehen gedachte. Freunde wie 
Gegner der Siſtirungspolitik waren gleichmäßig verblüfft, als ſie in 
dem Document die Verfaſſungsfrage mit dem Satze abgethan fanden: 
„Doppelt ſchmerzt es mich, daß das Werk der innern Verſtändigung 
noch nicht ſo weit gediehen iſt, um in dieſem ernſten Augenblicke die 
Vertreter aller meiner Völker um meinen Thron verſammeln zu kön— 
nen. Dieſer Stütze für jetzt eutbehrend, iſt mir jedoch meine Regenten— 
pflicht um jo klarer, mein Entſchluß um ſo feſter, pieſelbe meinem 
Reiche für alle Zukunft zu ſichern.“ Der Sieg von Cuſtozza am 
24. Juni hob natürlich die Zuverſicht der Militärpartei um ein Be— 
deutendes. Als Benedek nach den erſten verlorenen Schlachten in 
Wien telegraphiſch auf Friedensſchluß drang, griff daher zum zweiten 
male die Jeſuitenpartei in die Zukunft Oeſterreichs mit verderben— 
Ihwangerer Hand ein. In der Nacht vom 2. auf den 3. Juli traf 
der dem Orden Loyola's als Affiliirter angehörende General Baron 
Baumgarten in Benedek's Hauptquartier aus Wien mit der ſtricten 
Ordre ein, die Bataille bei Königgrätz um jeden Preis zu ſchlagen. 
Noch in derſelben Nacht proclamirte Baumgarten ſich an Stelle der 
inzwiſchen abgeſetzten Generale Henikſtein und Krismanic, die dem 
Stabe und der Operationskanzlei vorſtanden, als Alterego Benedek's 
und traf alle Vorbereitungen zur Schlacht, die am 3. Juli gegen den 
Willen des Chefcommandanten geſchlagen ward.“) Vom reinen Sol— 
datenſtandpunkt aus — mit militäriſcher Entrüſtung den bloßen Ge— 
danken zurückweiſend, als könnten politiſche und nationale Factoren den 
Geiſt der k. k. Armee beeinflußt haben — würdigten zwei Broſchüren 
den Feldzug, deren eine: „Der Nebel von Chlum“, zur Vertheidigung 
des Generals Clam-Gallas geſchrieben iſt, während die andere: „Rück— 
blicke auf den Krieg von 1866“, den Zweck verfolgt, Benedek rein zu 


) Aufſchlüſſe der „Deutſchen Zeitung“ im Auguſt 1872 über die geheime 
Geſchichte des Hauptquartiers der Nordarmee von „competenter Seite“. 
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waſchen. Beide Autoren ſind daher wol claſſiſche Zeugen, wenn ſie 
wider ihren Willen zu der Concluſion gelangen, „die Urſache der 
Kataſtrophe in den Verirrungen des Staats zu ſuchen“ und die Haupt— 
ſchuld nicht der Armeeführung, ſondern der Staats- und Armeemoral 
aufzubürden. „Wenn man berückſichtigt, daß das fortſchrittsfeindliche 
Concordat die öſterreichiſche Volkserziehung in erſter Linie beeinflußt, 
daher die tiefe Civiliſationsſtufe verſchuldet, die zunächſt den ein— 
ſeitigen Dienſtbetrieb im Heere veranlaßt“ — ſagte der „Eine von 
der Nordarmee“ — „ſo hat die öffentliche Meinung nicht eben unrecht, 
daſſelbe als einen Hauptmitſchuldigen an der Niederlage von Königgrätz 
in Anklageſtand zu verſetzen.“ Der andere, gleichfalls ein activer 
Offizier, ſchreibt das Verdienſt an den preußiſchen Siegen in erſter 
Linie „nicht Bismarck's Staatskunſt und nicht Moltke's Strategie, 
ſondern dem epochemachenden parlamentariſchen Kampfe Roon's gegen 
die Landtagsoppoſition zu, der Moral und Geiſt der Armee bis zum 
Paroxysmus geſteigert und das Volk die kriegeriſchen Tugenden des 
Heeres erſt kennen gelehrt. Nichts ſei geeigneter, die Heere zu be— 
geiſtern, als die Tribüne; ſie jubeln ihren dort ſiegreichen Generalen 
viel lieber zu als Volksvertretern, die ſich ihrer annehmen, um ſie zu 
ihren Intereſſen zu misbrauchen“. Gerade die Tribüne aber hatten 
die Grafen Beleredi und Eſterhazy in Oeſterreich wieder umgeſtürzt; 
gerade jene kümmerlichen Funken, die der in Preußen allmächtige 
Staatsgedanke auch hier geſprüht, wieder auszutreten, hatten ſie als 
ihre Hauptaufgabe betrachtet! „Wenn Oeſterreich ſich zum Frieden 
bekehrte“, ſchließt daher der Verfaſſer, „ſo geſchah es weniger aus 
Beſorgniß vor der preußiſchen Machtentfaltung an der Donau, als 
aus Befürchtung einer Invaſion Ungarns durch die Italiener.“ Was 
von einer ſolchen Conſtellation in der That zu erwarten geweſen wäre, 
nachdem die Regierung bis zum letzten Moment den Magyaren wie 
den Deutſchen gegenüber unerſchütterlich geblieben, das hatte ſchon am 
25. Juni die Verſammlung der ungariſchen Prälaten in Ofen bewieſen, 
wo die Biſchöfe beſchloſſen, ſich mit einer lächerlich geringen Spende 
von 200000 Gulden für die Verwundeten zu begnügen. Die Idee, 
dem Staate eine erkleckliche Anleihe zu gewähren, lehnten ſie ab, weil 
das Concordat ihnen nicht geſtatte, Kirchengut ohne Erlaubniß des 
Heiligen Stuhls zu verpfänden. Der Klerus hätte Oeſterreich ge— 
rettet, wenn ihn nicht das Concordat daran gehindert hätte! Die 
Weltgeſchichte gefällt ſich mitunter in einer beißenden Ironie. Die 
Stimmung Ungarns documentirte ſich aufs neue, als bei den Gerüchten 
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von Aushebungen nach dem Tage von Königgrätz die Comitate kein 
Hehl daraus machten, daß ſie ſich den vom Landtage nicht bewilligten 
Rekrutirungen zu widerſetzen gedächten. Dieſe Ueberzeugung rief dann 
das Manifeſt des Kaiſers vom 7. Juli hervor, das, an die „ange 
ſtammte Treue“ der Magyaren appellirend, die Hoffnung ausſprach, 
daß „Ungarns kampftüchtige Söhne freiwillig unter die Fahnen eilen 
würden“. Da dieſe Proclamation der Verfaſſungsfrage mit keiner 
Silbe erwähnte, erwies ſie ſich als ein vollſtändiger Schlag ins Waſſer. 
Ein ſtärkeres Verdammungsurtheil über die Siſtirungspolitik iſt denn 
doch wol kaum denkbar, als daß dieſer Aufruf an „die wiederholt 
bewährte Opferwilligkeit Ungarns“ bei einem ſo patriotiſchen und ſo 
kriegeriſchen Volke vollſtändig ſcheiterte, obſchon der Kaiſer ſich darauf 
ſtützte, daß „auch der Ungarn Vaterland unmittelbar bedroht“ ſei. 
Lediglich weil ſie nicht anders konnte, genehmigte die Regierung am | 
9. Juli, daß Ungarn fein Contingent an Mannſchaft durch Freiwillige 
decken dürfe; allein es ſtellte ſich faſt niemand! Wenn man das an 
dem vielgehätſchelten Ungarn erlebte, war es da zu verwundern, daß 
ſich in der deutſchen Bevölkerung, die ſich ſeit Jahr und Tag aller 
ihrer Rechte beraubt und ſogar in ihrer Nationalität ernſtlich bedroht 
ſah, noch ganz andere Symptome geltend machten? Die Stimmung, 
die in Wien herrſchte, war eine grauenerregende! Die Maſſe wühlte 
mit einer Art von Wolluſt in den blutenden Wunden, es war wie 
eine entſetzliche Traveſtie auf jenen berliner Straßenjungen, der den 
Vorübergehenden ſeine erfrorenen Finger wies mit den Worten: „Es 
iſt meinem Vater ſchon recht, warum hat er mir keine Handſchuhe 
gekauft!“ Das Staatsſchiff vom Sturme faſt zerſchellt, die Bemannung 
zwiſchen bleicher Todesfurcht und verzweifelter Ergebung in ihr Schick— 
ſal getheilt, am Steuer aber theils unfähige Doctrinäre, theils Feudale 
und Römlinge, die nur an ihre Sonderintereſſen dachten, als Lenker! 

Nachdem am 24. Juni nur die eine Reiterbrigade Pulz zur 
Verfolgung der Italiener über den Mincio gegangen und darauf hin 
ſofort aus den Tuilerien in der Hofburg eine telegraphiſche Anfrage 
eingelaufen war, welche die augenblickliche Rückbeorderung jenes Detache— 
ments auf venetianiſches Gebiet von Wien aus, ebenfalls auf telegra— 
phiſchem Wege, zur Folge gehabt, ließ ſich wol mit Sicherheit annehmen, 
daß der Mann, der ſolche Eile gehabt, den Sieg von Cuſtozza mit 
Unfruchtbarkeit zu ſchlagen, überhaupt mit den Gegnern Oeſterreichs 
unter einer Decke ſpielte. An dem Grafen Eſterhazy ging auch dieſe 
Lection verloren. Durch den Fürſten Metternich über die Stimmung 
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Napoleon's ebenſo mangelhaft wie zu Hübner's Zeit unterrichtet, war 
die wiener Regierung von der feſten Ueberzeugung durchdrungen, mit 


der Ceſſion Venetiens an Frankreich die Hülfe des letztern in der 


Taſche zu haben. So viel bildete ſich das Drei-Grafen-Miniſterium 
auf dieſen Genieſtreich ein, daß es den Kopf hoch trug wie nach einem 
Siege. War es denn nicht eine ausgemachte Sache, daß nunmehr 
die Tricolore Frankreichs am Mincio Wache halten mußte; daß Defterreich 
daher ſeine Südarmee nach Olmütz werfen konnte und Preußen, gleich— 
zeitig mit einem Angriffe am Rhein bedroht, froh ſein mußte, wenn 
es mit heiler Haut den Rückzug fand? Ja, man nährte dieſe Illuſionen 
nicht nur, man nahm auch nicht den geringſten Anſtand, dem Publikum 
fromme Wünſche in der Form vollendeter Thatſachen zu bieten. Schon 
am 9. Juli meldete die Abendbeilage der „Wiener Zeitung“: „Die 
franzöſiſche Flotte iſt nach Venedig unterwegs; der franzöſiſche Commiſſar 
General Leboeuf iſt angewieſen, ſich in das venetianiſche Gebiet zu 
begeben; gleichzeitig iſt General Froſſard in das preußiſche Hauptquartier 
mit dem Auftrage entſendet, die bewaffnete Mediation Frankreichs an— 
zukündigen.“ “) Wie vollſtändig wurde jede dieſer, in das Gewand 
von faits accomplis gekleideten Hoffnungen zu Schanden! Napoleon 
war es ein beſonderes Vergnügen, den Italienern die Straße durch 
Venetien bis vor die Thore von Görz und Trient freizumachen! So 
erlebte die Bevölkerung das troſtloſe Schauſpiel, im Zeitraum von 
vier Wochen die ganze Südarmee vom Iſonzo an die Donau und 
dann — nachdem hier aus der „bewaffneten Mediation“ Frankreichs 
nichts geworden und man am 22. Juli Waffenruhe, am 26. Juli die 
Nikolsburger Präliminarien abgeſchloſſen — wieder in fliegender Haſt 
nach Venetien und dem Feſtungsvierecke hinunterdirigiren zu ſehen, da 
auch dort die erwartete moraliſche Cooperation Napoleon's ſo voll— 
ſtändig verſagte, daß die Italiener die nach der Niederlage von Liſſa 
(20. Juli), am 25. Juli abgeſchloſſene Waffenruhe am 1., dann wieder 
am 9. Auguſt alle Luſt zu kündigen hatten und erſt am 11. Auguſt 
im Waffenſtillſtande von Cormorns einwilligten, die beſetzten Theile 
von Welſchtirol und des Küſtenlandes zu räumen! Nach Unterbindung 
der Nord- und ungariſchen ſowie der Weſtbahn durch die Preußen 
war es denn eben dieſe vierwöchentliche ausſchließliche Occupation der 


Hochofficiöſe wollen freilich wiſſen, der Zuſatz „bewaffnete“ fei nicht 
Metternich'ſcher Provenienz, ſondern erſt im wiener Preßbureau des auswärtigen 
Amtes hineincorrigirt worden. 
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Südbahn durch Mililärtransporte, welche die vollſtändige Abſperrung 
der Reichshauptſtadt durch einen ununterbrochenen Ring von Bajonneten 
zum Abſchluß brachte. Genug, daß das Miniſterium wieder muthig. 


in die Zukunft ſah, ſeitdem Napoleon am 5. Juli ſo gütig geweſen 
war, ihm Venetien abzunehmen, das nun wie herrenloſes Gut des 


Beſitzergreifers harrte; und Graf Lariſch ſich am 7. Juli das Recht 
vetroyirt hatte, 200 Millionen durch eine Anleihe oder durch Vermehrung 
der Staatsnoten zu ſchaffen, worauf die Bank ihm ſofort 60 Millionen 
in Banknoten vorzuſchießen habe, mit welcher Verordnung denn auch 
das alte unſelige Verhältniß aus der Bach'ſchen Zeit, das die 
Nationalbank zum Hausjuden des Staats machte, glücklich wiederher— 
geſtellt war. Noch das Manifeſt des Kaiſers, das am 10. Juli in 
der Hauptſtadt affichirt war, ſpiegelte die Täuſchungen wider, in 
denen die Rathgeber der Krone ſich bewegten, indem es ſich auf 
„das bereitwilligſte Entgegenkommen des Kaiſers Napoleon“ berief. 
Die Jeſuitenclique ließ aber um keinen Preis und unter keinen Um— 
ſtänden von ihrer Vorliebe für das Tuileriencabinet, von ihrem tiefen 
Haſſe gegen alles Deutſche: und bei den Friedensverhandlungen griff 
ſie zum dritten mal unheilvoll in die Entwickelung der Dinge für 
Oeſterreich ein. Am 12. Juli waren die Preußen in Brünn ein— 
gerückt, und bald darauf ließ Bismarck den Bürgermeiſter der Stadt 
Dr. Giskra zu ſich bitten.“) Er erſuchte denſelben, nach Wien zu 
gehen und dort die Friedensverhandlungen anbahnen zu helfen, deren 
Inhalt der preußiſche Miniſter dahin formulirte: Friedensſchluß in 
Brünn; Integrität des öſterreichiſchen Gebiets mit Ausſchluß von Ve— 
netien; keine Kriegsentſchädigung; freie Hand für Oeſterreich, ſich mit 
Deutſchland ſüdlich vom Main nach eigenem Ermeſſen zu arrangiren — 
alles unter der Einen Bedingung, daß Frankreichs Vermittelung aus— 
geſchloſſen bleibe. Giskra, ſelbſt mit der Bequartierung der Preußen 
in Brünn vollauf beſchäftigt, betraute den Handelskammerpräſidenten 
Baron Herring mit dieſer Miſſion, die in Wien hohen Orts „ſehr 
gnädig, ſehr befriedigt und angenehm überraſcht über das unerwartete 
Anerbieten, ſogar mit Enthuſiasmus über die unerwartete Wendung“ 
aufgenommen ward. Allein wiederum wußte die Jeſuitenclique bei 
der Abfertigung Herring's den Reſſortminiſter Mensdorff, diesmal 


) Giskra's Rede in der Deputirtenſitzung vom 30. Januar 1871. Die 
„vollftändige Wahrheit“ dieſer Enthüllungen „verbürgte“ der Redner, und nie— 
mand hat ſeitdem widerſprochen. 


>. 
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durch den Grafen Eſterhazy, beiſeite zu ſchieben. Von dieſem Diplo— 
maten gleich anfangs kühl aufgenommen, mußte Herring 36 Stunden 
warten, ehe er endlich die ausweichende Antwort erhielt: Preußen müſſe 
eine officielle Einladung ergehen laſſen, weil man ſich in Wien nicht 
der Gefahr ausſetzen könne, einen auf private Aufforderung entſendeten 
Unterhändler zurückgewieſen zu ſehen. Da Herring's Gegenvorſtellun— 
gen vergeblich blieben, fuhr er zwei Paar Pferde zu Schanden, um 
rechtzeitig in das bereits nach Nikolsburg verlegte Hauptquartier König 
Wilhelm's zu gelangen. Dennoch kam er dort vier Stunden ſpäter 
an als der franzöfifche Geſandte Benedetti aus Berlin und empfing 
die misliche Antwort: „Eine Stunde zu ſpät! eine Stunde früher 
hätten die Verhandlungen einen andern Gang genommen! Jetzt haben 
wir die Intervention Frankreichs ſchon angenommen und können ſie 
nicht mehr ablehnen!“ 

Obſchon die Bewegung für die Verfaſſung in den Erblanden 
bereits am 7. Juli mit einer Adreſſe des Gemeinderaths von Salzburg 
begonnen, die kurz und bündig die ſofortige Einberufung des Reichs— 
raths begehrte, erwähnte das Manifeſt vom 10. Juli der ſtaatsrecht— 
lichen Frage doch mit keiner Silbe. Gleich dem vom 7. Juli an 
Ungarn appellirte es lediglich an den Opfermuth der Völker, den es 
mit den Worten zu enthuſiasmiren ſtrebte: „Nie werde ich in den 
Abſchluß eines Friedens willigen, durch den die Grundbedingungen 
meines Reichs erſchüttert würden. In dieſem Falle bin ich zum Kampfe 
bis aufs äußerſte entſchloſſen und hierin der Zuſtimmung meiner 
Völker gewiß. Alle verfügbaren Truppen werden zuſammengezogen; 
durch die angeordnete Rekrutirung und die zahlreichen Freiwilligen, 
welche der neuauflebende patriotiſche Geiſt zu den Waffen ruft, er— 
gänzen ſich die Heereslücken.“ Leider fielen dieſe Mahnungen auf 
einen um ſo ſteinigern Boden, als einerſeits das hartnäckige Schweigen 
Beleredi's über die innere Politik nun wie in Ungarn, jo auch in den 
Erblanden die noch glimmenden Fünkchen des „patriotiſchen Geiſtes“ 
gründlich ausgetreten, und andererſeits wahrlich die zerfahrene, optimi— 
ſtiſche Haltung des Gouvernements nicht geeignet war, durch Reſpect 
vor ſeiner Kraft das Gefühl der Hingebung zu erſetzen. Die Truppen 
wurden, wie bemerkt, weniger „zuſammengezogen“ als hin- und her- 
gewürfelt. Wie es um die „Rekrutirung“ ſtand, haben wir geſehen. 
Die Anwerbung von „Freiwilligen“ in Wien durch den Gemeinderath 
hat kein zurechnungsfähiger Menſch je für etwas anderes angeſehen, 
als für ein gelindes Mittel der Abſchäumung, um durch das Hand— 
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geld die „catilinariſchen Exiſtenzen“ der Großſtadt für alle möglichen 
Eventualitäten unter Kriegsgeſetz beiſammen zu haben. Das Gegen— 
ſtück dazu — eine ebenfalls offenbar nur auf den Schutz des Eigen— 
thums, nicht gegen den Feind berechnete Maßregel — war der Beſchluß 
des Gemeinderaths vom 17. Juli, aus Steuerzahlern und Beamten 
eine Bürgerwehr von 20000 Mann zu errichten, die natürlich in den 
neun Tagen bis zum Abſchluſſe der Präliminarien nicht über die Wahl 
ihrer Offiziere hinauskamen. Einen ſo troſtloſen Eindruck machte das 
Manifeſt durch ſein Schweigen über das, was alle Welt als die 
Hauptſache betrachtete, daß man unter den, die Plakate umſtehenden 
Haufen oft genug im ſchönſten lerchenfelder Dialekt den Ausruf ver— 
nehmen konnte: „Sollen nur kommen, die Preußen, goldene Brücken 
wollen wir ihnen bauen!“ Gerade am Tage des Manifeſtes acceptirte 
auch der grazer Gemeinderath eine Loyalitätsadreſſe um Wiederher— 
ſtellung der Verfaſſung und um Aenderung des ganzen Regierungs— 
ſyſtems. Die Antwort der Reſidenz auf das Manifeſt aber war, daß 
gleich am 10. Juli Bürgermeiſter Zelinka den Kaiſer in einer Privat— 
audienz erſuchte: Wien nicht den Gefahren eines Kampfes auszuſetzen, 
namentlich aber „bezüglich der ſtaatsrechtlichen und politiſchen Ver— 
hältniſſe jene Aenderungen eintreten zu laſſen, welche geeignet ſeien, 
die Gemüther auch für die Zukunft zufrieden zu ſtellen“. Der Monarch 
erwiderte auf die letzte Anſpielung nichts, im übrigen verſicherte er, 
Wien ſolle als offene Stadt behandelt werden und Se. Majeſtät werde 
es als letzter mit der Armee verlaſſen; aber Oeſterreich dürfe nicht 
durch wehrloſe Preisgebung der Donaulinie den Vorwurf der Feigheit 
auf ſich laden. Der Gemeinderath Wiens blieb jedoch dabei nicht 
ſtehen, ſondern nahm am 17. Juli eine Adreſſe an, des Inhalts: 
„daß die gegenwärtige tiefernſte Lage des Reichs weniger durch die 
letzten Miserfolge im Felde, als durch die unglückliche Politik herbei— 
geführt worden ſei .., möge Ew. Majeſtät zu dem ſegensreichen 
Entſchluſſe gelangen, zur Leitung der Staatsgeſchäfte ſolche Männer 
zu berufen, deren entſchiedene Thatkraft und politiſche Geſinnung den 
Völkern Oeſterreichs die Gewähr einer beſſern Zukunft zu geben geeignet 
iſt“. Der Empfang der Adreſſe, der am 23. Juli ſtattfand, war ein 
ziemlich ungnädiger: „Se. Majeſtät anerkenne den Ausdruck der 
Loyalität, doch mögen die Thaten den Worten entſprechen; ſie wolle 
davon abſehen, daß die Adreſſe in den Wirkungskreis des Gemeinde— 
raths nicht gehöre, und dieſelbe nur als Aeußerung einzelner Mitglieder 
der Verſammlung anſehen; auch ſie hege den wärmſten Wunſch, die 


conſtitutionelle Thätigkeit baldigſt wieder ins Leben treten zu ſehen, 
doch könne hierbei nicht der Wunſch Wiens allein, es müßten die Be— 
dürfniſſe des ganzen Reichs in Betracht gezogen werden“. Am nächſten 
Tage begab Zelinka ſich abermals zum Kaiſer, um demſelben Meldung 
zu machen von der Beſtürzung, die in der Bevölkerung durch obigen 
Beſcheid hervorgerufen ſei. Der Monarch beruhigte den Bürger— 
meiſter durch die Verſicherungen, niemals an der Loyalität der Wiener 
gezweifelt zu haben. Am Abend machte Zelinka dem Gemeinderath 
Mittheilung von dieſer Audienz, und die Verſammlung ging lautlos 
auseinander, da das nahende Ereiguiß bereits feine Schatten vor ſich 
her warf. Am 26. Juli früh nämlich wurde, um die Discuſſion der 
innern Fragen abzuſchneiden und unter Berufung auf die „vielen 
fremden Elemente“ in der Stadt, der Belagerungszuſtand über Wien 
verhängt — wohlgemerkt an demſelben Tage, wo zu Nikolsburg die 
Präliminarien unterzeichnet wurden. Die Discuſſion der Verfaſſungs— 
frage konnte alſo unmöglich mehr dem Staale, ſondern nur noch der 
Siſtirungspolitik gefährlich werden, die Graf Beleredi jetzt ſo recht 
u son aise mit friſchen Kräften dem durch die letzten Aderläſſe furcht⸗ 
bar geſchwächten Patienten zu appliciren gedachte. Bedurfte es doch, 
da Erzherzog Albrecht noch als Generaliſſimus aller operirenden Armeen 
fungirte, nur einer Interpretation des betreffenden Deerets, um den 
Kriegszuſtand auf ganz Inneröſterreich und die anſtoßenden Theile 
Ungarns auszudehnen. Auch ward die Preſſe aller Kronlande aus— 
drücklich aufgefordert, ſich das gegenwärtig zu halten, ſodaß die moraliſche 
Wirkung der über Wien verhängten Maßregel ſich auf die ganze 
Monarchie erſtreckte. 

War doch die Stimmung überall die gleiche! In Wien lebte man 
ſeit dem Tage von Königgrätz wirklich wie auf einem Vulkan. Nie 
wird, wer Augenzeuge davon geweſen, die Auffahrt Grammont's nach 
der Hofburg vergeſſen, als er die Abtretung Venetiens entgegennahm. 
Mit allen feinen Orden auf der breiten Bruſt, ein infolent triumphi— 
rendes Lächeln auf dem Geſicht, ſaß der Geſandte in einem Fiaker, 
der an der Ecke der Herrengaſſe im Schritt durch die angeſtaute Men— 
ſchenmaſſe fahren mußte. Hier aber fiel des Herzogs Blick auf ſo 
finfter dreinſchauende Geſtalten, daß er ſich unwillkürlich in die tiefſte 
Ecke des Wagens drückte und das Fenſter aufzog, durch deſſen Oeff— 
nung er früher gar gemüthlich das verdutzte Wien ſich betrachtet, und 
ſein Autlitz plötzlich in die ernſteſten Falten legte. Ein echtes wiener 
Kind aber, um ſeiner geſelligen Talente willen ebenſo bekannt wie ge— 
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ſchätzt, ein Mann in mittlern Jahren aus den beiten Ständen, ſchwang 
ſich auf einen Prellſtein und rief in die Maſſe hinein: „Steht denn 
keiner hier auf einem Pflaſterſteine? Wir wären ja alle gleich dabei, 
meine Herren!“ Gar erbaulich auch war es, um die Kaſernen, in 
denen zwei italieniſche Regimenter, damals die einzige Garniſon Wiens, 
lagen, zu hören, wie am 3. Juli „sta bene“ die Loſung bildete, wäh— 
rend an den Tagen von Cuſtozza und Liſſa die freudigen Geſichter 
trübſelig geworden waren und ein „sta male“ durch die Reihen lief. 
Dann die „Freiwilligen“, die mit Fetzen als Fahnen halb angetrunken, 
für das Vaterland „fechtend“ im Prater von einem Wirthshauſe zum 
andern zogen, um weiter zu ſaufen und zu brüllen! Um das Bild 
des Entſetzens voll zu machen, fehlten nur noch die beiden Junker— 
Miniſter, die am Vormittag des 4. Juli Arm in Arm über den Kohl— 
markt und Graben bummelten, ſich göttlich amuſirend über das ſtarre 
Entſetzen des Bürgerpacks, das, dichtgedrängt um die friſch affichirten 
Plakate mit den Unglücksdepeſchen Benedek's, ſeinen Schaden beſah. 
„Ca sent le sapin!“ pflegt der Franzoſe in ſolchen Situationen zu 
ſagen: und wie in Wien, ſo war es allerwärts. Nicht nur folgten 


viele Gemeinderäthe in den Provinzhauptſtädten dem Beiſpiele ihrer 


Collegen in Salzburg, Graz und Wien, ſondern als am 17. Juli der 
Landſturm in Ober- und Niederöſterreich, Kärnten, Krain und Steier— 
mark aufgeboten ward, remonſtrirte die Bevölkerung geradezu gegen 
die Maßregel. Die Handelskammer von Klagenfurt ſchickte eine Adreſſe 
an den Kaiſer, in der ſie in patriotiſcher Sprache erklärte, die Politik 
der Regierung greife in das materielle Leben ſo vielfach und ſo heil— 
los ein, daß auch ſie, obſchon eine nichtpolitiſche Körperſchaft, nicht 
länger ſchweigen dürfe. Das Schriftſtück ging ihr, ohne dem Kaiſer 
vorgelegt zu ſein, wieder zu; an der Stelle, wo die Kammer ſich als 
eine nichtpolitiſche Körperſchaft bezeichnete, fand ſich von der Hand des 
Staatsminiſters die Marginalbemerkung: „Ebendeshalb hat ſie ſich 
nicht um Politik zu kümmern.“ Allein die Kammer ſchickte die Adreſſe 
zum zweiten male an den Handelsminiſter ab, mit der Bitte, ſie dem 
Kaiſer vorzulegen und nicht zu dulden, daß der Staatsminiſter ſich 
zwiſchen den Monarchen und deſſen Unterthanen dränge, am aller— 
wenigſten in Dingen, die gar nicht zu ſeinem Reſſort gehören! Ja, 
in Graz ſprachen die Gerichte den „Telegraph“ frei, der wegen Auf— 
regung zu Misvergnügen belangt war, und motivirten ihr Urtheil 
damit, daß der Angeklagte, weit entfernt die Lage zu ſchwarz gemalt 
zu haben, wie der Staatsanwalt behauptet, im Gegentheil mit all 
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feinen düſtern Schilderungen noch hinter der nackten Wahrheit zurück— 
geblieben ſei. Den Kärntnern und Steierern ſaß der Stachel im 
Fleiſche, wie Beleredi mittels der Slowenen Krain zugerichtet. Sie 
mußten fürchten, daß von der neuen Slowenenburg in Laibach nun 
auch die Slawiſirung ihrer beiden Provinzen ernſtlich in Angriff ge— 
nommen werde, daher der tiefe Haß, der die Grazer im Juli und 
Auguſt in die Stimmung verſetzte, daß alle Welt in fieberhafter Erregung 
nur auf ein Signal aus Wien hoffte. Jetzt aber hatte denn endlich 
die Siſtirungspolitik wieder Ruhe für ihre fernern Experimente. Das 
Drei-Grafen-Miniſterium ſah der Zukunft um ſo ſorgenloſer entgegen, 
als es die Nothwendigkeit, ſich Geld für die Kriegscontribution an 
Preußen zu ſchaffen, benutzte, um ſich durch Octroyirung vom 
25. Auguſt eine neue Papiermine zu eröffnen. Von der 200 Millionen- 
Anleihe des 7. Juli hatte die Bank 60 Millionen vorgeſchoſſen; nun— 
mehr ſollten 50 Millionen in fünfprocentigen Staatsſchuldverſchreibungen 
und 90 Millionen in Staatsnoten zu J und 5 Gulden ausgegeben werden. 
Dadurch ſtieg der Betrag der Staatsnoten und für Staatsnoten er— 
klärten Banknoten auf 300 Millionen, und der Geſammtbetrag der 
ſchwebenden Schuld incl. der 100 Millionen Salinenſcheine (ein Steuer— 
anticipationspapier, das auf die Staatsſalinen fundirt iſt) auf 
400 Millionen Gulden. Graf Lariſch proclamirte feierlich, eine noch 
umfangreichere Thätigkeit der Staatsdruckerei auf Grund des September— 
patents über jene 400 Millionen Gulden hinaus nicht eintreten laſſen 
zu wollen. Freilich wurde die praktiſche Bedeutung dieſer Zuſage 
dadurch einigermaßen geſchmälert, daß Oeſterreich mit dem Fiſchzug, 
den Graf Lariſch im Auguſt 1866 gethan, bis über Neujahr 1868 
gereicht, die Siſtirungspolitik alſo noch ziemlich anderthalb Jahre vor 
ſich gehabt hätte, ehe ſie durch ihr Verſprechen geſtört worden wäre. 
Andererſeits bewies der Zuſatz, welcher die Erklärung wegen der 
„Unüberſchreitbarkeit“ jenes Maximums an „die Herſtellung eines ge— 
ordneten Friedenszuſtandes“ knüpfte, daß man ſich auch für den Fall 
ein Hinterthürchen offen hielt, wo man dieſes Geld verbraucht, ehe 
die beſte Verfaſſung entdeckt war: dann brauchte man nur den „ge— 
ordneten Friedenszuſtand“ für bedroht zu erklären, und das September— 
patent mußte aufs neue ſeine Dienſte thun. 

Nicht um Eines Haares Breite ließ Beleredi ſich von ſeiner 
Siſtirungspolitik abdrängen. Wagten doch die Trabanten des Staats- 
miniſters in der Preſſe zu fragen, was denn das für eine Logik ſei, 
daß ein Syſtem, welches in ſo kurzer Zeit ſo handgreifliche Reſultate 
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geliefert, aufgegeben werden ſolle, weil am 3. Juli der Nebel den 
Pulverdampf auf der Anhöhe von Chlum zu ſehr herabgedrückt habe? 
Vergeblich hatte Deak am 17. Juli im „Naplé“ geſchrieben: „Ungarns 
Wünſche verlangen raſche Befriedigung; die gefährliche Lage der Mon- 
archie geſtattet kein Zögern. Ein beträchtlicher Theil des Reichs iſt 
von feindlichen Heeren überſchwemmt, nur Ungarn ſteht noch frei da. 
Aber Ungarn iſt todt. Mit Ungarn kann alles oder mindeſtens vieles 
gethan werden. Aber Ungarn ſelber kann nichts thun, denn ihm ſind 
die Hände gebunden. Was ſeine Hände freimachen und ihm wieder 
Leben einhauchen kann, das iſt einzig und allein eine parlamentariſche 
Regierung. Wenn Ungarn für die Monarchie noch etwas thun kann, 
ſo iſt dies nur dann möglich, wenn an ſeine Spitze eine Regierung 
geſtellt wird, welche der Ausfluß des Nationalwillens iſt und in wel— 
cher die Nation eine Garantie ihrer Rechte erblickt.“ Tags darauf 
war der alte Herr ſelber nach Wien gereiſt, um mit Beleredi über 
die Einſetzung eines verantwortlichen Miniſteriums zu verhandeln. 
Alles vergebens! Der Urheber des Septemberpatents ſtand, wie Archi— 
medes in dem erſtürmten Syrakus, den hereinbrechenden Kataſtrophen 
gegenüber, unter deren dröhnenden Keulenſchlägen die Grundfeſten der 
Monarchie wankten und das ganze Gebälk in allen Fugen krachte, voll 
Freude, daß ihm nach dem Abſchluſſe des Friedens unter dem Schutze des 
Belagerungszuſtandes niemand mehr die Cirkel ſeiner Siſtirungsdoctrin 
ſtören könne! Denn am 23. September hatte der Prager Friede mit 
Preußen nicht blos die Abtretung Venetiens regiſtrirt, ſondern auch, 
in directem Gegenſatze zu Bismarck's brünner Anerbietungen, die voll— 
ſtändige Ausſchließung Oeſterreichs aus ganz Deutſchland proclamirt 
und eine Kriegsentſchädigung von 40 Millionen Thalern ſtipulirt, wo— 
von allerdings die Hälfte für Oeſterreichs Anſprüche an Schleswig— 
Holſtein und für die freie Verpflegung der preußiſchen Armee bis zum 
Abmarſche verrechnet ward. Nach Art. 4 mußte Oeſterreich „ſeine 
Zuſtimmung geben zu einer neuen Geſtaltung Deutſchlands ohne Be— 
theiligung des Kaiſerſtaats“; den Nordbund anerkennen und ſich ein— 
verſtanden erklären, „daß die Staaten ſüdlich vom Main in einen 
Bund zuſammentreten, deſſen nationale Verbindung mit dem Nord— 
bunde der nähern Verſtändigung zwiſchen beiden vorbehalten bleibt“. 
Zehn Tage ſpäter ſanctionirte am 3. October der Wiener Friede mit 
Italien „die Vereinigung des lombardo-venetianiſchen Königreichs mit 
dem Königreiche Italien“, deſſen officielle Anerkennung von ſeiten 
Oeſterreichs alſo hiermit ausgeſprochen war. Nach Art. 5 übernahm 
Rogge, Oeſterreich. II. 23 
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Italien den ganzen, im Züricher Frieden bei Defterreich verbliebenen 


Schuldenreſt des Monte Lombardo-Veneto, wie er ging und ſtand, 
ſowie die Zahlung von 35 Millionen Gulden Silber auf Rechnung 
des venetianiſchen Antheils von dem 1854er Nationalanlehn. Graf 
Beleredi aber fand, es habe ſich durch dieſe beiden Friedensſchlüſſe 
weiter nichts verändert, als daß eine Provinz weniger da ſei; um 
ſo leichter müſſe es daher ſein, das zum Tode verwundete Reich 


den Feudalen und Ultramontanen in die Arme zu werfen, die von. 
Deutſchland losgeriſſenen Deutſchöſterreicher den ſlawiſchen Föderaliſten 


in die Hände zu ſpielen. Wie während des Kriegs Benedek's welt— 


hiſtoriſcher „Plan“, ſo ward jetzt des Staatsminiſters „Plan“ für die 


Reorganiſirung der Monarchie zum Gegenſtande beißender Spöttereien 
voll verzweifelter Reſignation. Allein wie leicht es dem Grafen auch 
war, einen „Plan“, der nur auf gänzliche Planloſigkeit hinauslief, in 
undurchdringliches Geheimniß zu hüllen, zwei entſcheidende Punkte leuch— 
teten dennoch gleich Sternen aus dem Dunkel der Nacht hervor. Die 
„ſiſtirte“ Verfaſſung glaubte Beleredi auf dem Blachfelde von König— 
grätz für immer los geworden zu ſein, und mit dem deutſchen Bürger— 
thume brauchte er, ſeiner Meinung nach, jetzt weniger denn je zu 
rechnen. Laut höhnten die officiöſen Organe: „Solange die Centraliſten 
an der Februarverfaſſung feſthalten, verhandelt niemand mit ihnen; 
und geben ſie dieſelbe auf, ſo haben ſie kein Recht mehr, zu verlangen, 


daß man überhaupt mit ihnen verhandle.“ Und wieder ging die 


Dreiſtigkeit der Regierungsblätter ſo weit, daß ſie zu erzählen wußten, 
wie der Staatsminiſter Deputationen aller möglichen ſlawiſchen Stämme 
ermahnt habe, jetzt nicht zu arg auf den Deutſchen Holz zu hacken, 
da die armen Teufel es ohnedies durch den Prager Frieden ſchwer 
genug hätten. Die Deutſchen auf die Großmuth, auf die Herablaſſung, 
auf das Mitleid der Czechen und Slowenen angewieſen! Die Deut— 
ſchen als die alleinigen Opfer des Tages von Königgrätz hingeſtellt, 
der im Gegentheile den Slawen und der regierenden Clique die Herr— 
ſchaft über die Monarchie als herrliche Morgengabe eingebracht! 
Kaum daß der Abſchluß der Friedenspräliminarien und die Verhän— 
gung des Belagerungszuſtandes über Wien der Regierung nach außen 
Luft geſchafft und den Deutſchöſterreichern die Zunge geknebelt, als 


Miniſter und Slawen ſich auch ſchon anſchickten, an dem verheerenden 


Brande, der über das Reich hereingebrochen, ihre Suppe zu kochen. 
Vom 9. bis 11. Auguſt fand im Hotel „Zur Stadt Frankfurt“ in Wien 
eine von den Führern der Czechen inſcenirte Reunion ſtatt, die ſich 


RE 

SE 
5 n 
1 * 


onventikel in Wien. 355 


7 | 8 
2 — vr. 


Slawene 


ſelber gar pompös einen „Slawencongreß“ zu taufen beliebte; aber 
allerdings, zu Beleredi's großem Verdruß, nur die abſolute Unmög— 
lichkeit darlegte, die flawifchen Stämme unter Einen Hut zu bringen, 
geſchweige denn fie als ein Gegengewicht zu Gunſten der Staatseinheit 
wider die magyariſchen Prätenſionen in die Wagſchale zu werfen. 
Außer Rieger und Palacky hatte ſich Biſchof Stroßmayr aus Agram 
eingefunden; auch Graf Goluchowski wohnte Einer Sitzung bei. Aber 
die Polen, zu allen Zeiten die Diplomaten ſpielend, ſeparirten ſich 
alsbald und gingen ihre Wege für ſich, da ſie darauf ſpeculirten, bei 
der täglich mehr hervortretenden Ungeberdigkeit der Czechen an deren 
Stelle die Lieblinge Beleredi's zu werden. Die Kroaten, denen der 
peſter Centralismus auf dem Nacken ſaß, verlangten ihrerſeits in einen 
wiener Reichsrath einberufen zu werden, wo fie mit den Czechen, - 
Polen und Slowenen die Deutſchen zu majoriſiren verſprachen. Die 
Corporation, in die ſie ein Luſtrum hindurch ſich einzutreten geweigert, 
ſollte ihnen jetzt, wo die Regierung von einer ſolchen Verſammlung 
nichts mehr hören wollte, Schutz gegen die Magyaren gewähren. Ge- 
wiß auch iſt, daß Belcredi mit dieſem Plane kokettirte, obſchon er 
ſelbſtverſtändlich an deſſen Ausführung nicht im Traume denken konnte, 
ohne ſich mit Ungarn und ſelbſt mit feinem eigenen Collegen Majlath 
auf offenen Kriegsfuß zu ſtellen. Die Czechen begehrten einen Reichs- 
ſenat mit drei Generallandtagen für Böhmen, Mähren, Schleſien als 
Länder der Wenzelskrone, für Galizien mit der Bukowina und für 
Inneröſterreich. Dieſe Zumuthung jedoch empörte die wackern Slo 
wenen dermaßen, daß ſie der Einladung nach der „Stadt Frankfurt“ 
gar nicht Folge leiſteten, denn ſie verlangten einen Generallandtag in 
Laibach für Krain, Görz, Iſtrien und Trieſt — das war ihr „Plan“, 
mit dem, als die Waſſer des „Slawencongreſſes“ ſich längſt verlaufen, 
der Bürgermeiſter Dr. Coſta von Laibach ſich in aller Stille zum 
Staatsminiſter auf den Weg, dort aber ein gelindes Fiasco machte. 
Das czechiſche Project dagegen ward im Staatsminiſterium unverhohlen 
mit günſtigen Augen betrachtet. Graf Beleredi nahm es entgegen und 
ſeine Blätter vertheidigten es eifrig. Wenn trotzdem von dieſem 
Slawen-Conventikel her das Zerwürfniß des Staatsminiſters mit den 
Czechen datirt, ſo lag der Grund darin, daß dieſelben, ſtatt das ge— 
wünſchte Gegengewicht für die Magyaren abzugeben, jetzt dem ge— 
ſchwächten Reiche gegenüber doppelt feſt an der Forderung hielten: die 
Wenzelskrone dürfe nicht um Ein Haar breit weniger unabhängig von 
Wien geſtellt werden als die Stephanskrone. Rieger muß ſchon ſehr 
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verſtimmt vom „Slawencongreß“ fortgegangen fein; denn bereits am 
25. Auguſt ſuchte er ſich in einem Briefe an den oberöſterreichiſchen 
Autonomiſten Wiſer mit dieſer Partei in Verbindung zu ſetzen. Da 
er ihr Goluchowski als einen „gar nicht ſo reactionären Mann“ empfahl 
und für den Föderalismus plaidirte, der ſich „nicht mit blind nach— 
gebeteten conſtitutionellen Formeln, wie occidentale Bedürfniſſe ſie ge— 
ſchaffen, begnüge“, hörte man ſelbſtverſtändlich nicht auf ihn. Jetzt 
vollſtändig verbittert, nahmen die Czechen keinen Anſtand mehr, mit 
ihren letzten Planen und ihrer offenen Feindſeligkeit gegen Beleredi 
ans Licht zu kommen. Im Laufe des September ſtellten Bezirksver— 
tretungen, wie die von Melnik und Weißwaſſer, das Begehren, der 
projectirte prager Generallandtag müſſe das Steuer- und Rekruten— 
bewilligungsrecht erhalten, auch ein eigenes verantwortliches böhmiſches 
Miniſterium ſich gegenüber haben — und wurden aufgelöft, weil fie 
für dies Programm durch Mittheilung an andere Bezirksvertretungen 
Propaganda machten. Die prager Journale „Politik“ und „Naxodni 
Listy“ waren nunmehr die eifrigſten, auf den Rücktritt des Staats— 
miniſters zu dringen; ſelbſt vom Septemberpatent wollten ſie nichts 
mehr wiſſen und feierten ſeinen Jahrestag nur durch die Klage, daß 
jene Haupt- und Staatsaction für das Czechenthum keine „freie 
Bahn“ eröffnet habe. Auch nahm die Bewegung, welcher die Siſti— 
rungspolitik ſo leichtfertig in Böhmen die Schleuſen aufgezogen, mehr 
und mehr einen huſſitiſchen Charakter an, der es Beleredi immer 
ſchwieriger machte, nach oben hin die Czechen als Stützen des Reichs 
darzuſtellen. Es war ſchon ein harter Schlag geweſen, als der Bür— 
germeiſter von Brünn, Dr. Giskra, den Anfeindungen, die er wegen 
ſeines Benehmens während der preußiſchen Occupation zu erdulden 
hatte, mit einem Schreiben entgegentrat, das Major Caprivi im 
Namen des Generals Voigts-Rheetz abgefaßt und in dem es wörtlich 
hieß: „In Brünn ſind wir während dieſes Feldzugs zum erſten 
male Bürgern begegnet, denen man es anſah, daß das Unglück ihres 
Vaterlandes auf ihnen laſtete, und die mit männlicher Würde, aber 
ſchwerem Herzen ihrer Pflicht, der Stadt die Laſten feindlicher Be— 
ſatzung zu erleichtern, genügten.“ Dann kam das Land und nament— 
lich ſeine Hauptſtadt ſeit dem Friedensſchluſſe und Abzuge der Preußen 
aus der Aufregung der Krawalle und politiſchen Proceſſe gar nicht 
heraus. Mitte September begannen die Straßenſcenen damit, daß in 
Prag und dem benachbarten Karolinenthal der Pöbel jene Vorräthe 
an Lebensmitteln plünderte, welche Bürger der Stadt den abmar— 
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ſchirenden Preußen abgekauft hatten und bei deren Einbringung ſie von 
preußiſchen Patrouillen nur läſſig geſchützt wurden. Wüſter Patrio— 
tismus gab den Vorwand ab: der „nationale“ Haß gegen die, das 
deutſche Bürgerthum und theilweiſe die verachteten Ifraeliten reprä— 
ſentirenden Händler war das eigentliche Motiv. Die Hetzjagd ent— 
ſprang genau derſelben Quelle wie jener przibramer Spectakel, der im 
Februar eine Art hiſtoriſcher Berühmtheit erlangt und zu dem fa— 
moſen Stribro-(Silber-)Geſchrei Anlaß gegeben. Arbeiter und Werk— 
führer in den Staatsbergwerken zu Przibram waren jahrelanger, groß— 
artiger Unterſchleife bezüchtigt worden; das beuteten die „Nationalen“ 
zu einem Generalſturm auf ihre beiden „bétes noires“, die wiener 
Regierung und die Juden, die bei dem Betruge als Hehler fungirt, 
aus. So ward Stribro für die Judenhetzen des Frühjahrs ein um 
ſo beliebterer Schlachtruf, als darin alle roh huſſitiſchen Leidenſchaften 
der Czechen, incluſive der Geldgier verkörpert und mit einem politi— 
ſchen Anſtrich übertüncht erſchienen. Den Beſitzenden ward dermaßen 
angſt, daß, als die Preußen am 18. September um 11 Uhr nachts 
Prag verließen, ein öſterreichiſches Bataillon noch vor Tagesanbruch, 
nach den getroffenen Anordnungen, einrücken mußte. Ende September 
begannen dann die Krawalle gegen die Jeſuiten, die ſich, aus Italien 
vertrieben, wie überall ſo auch in Prag einniſteten und dort Geld zur 
Gründung von Gymnaſien ſammelten. Man warf ihnen die Fenſter 
ein und demonſtrirte in den Kirchen, wo ſie predigten. Der Superior, 
den eine Deputation prager Bürger um die Entfernung des Ordens 
erſuchte, erwiderte, er ſei vom Cardinal Fürſten Schwarzenberg auf 
die Bitte vieler hoher Adelichen ins Land gerufen worden — und 
lächelte herablaſſend, als man ſich anheiſchig machte, ihm eine Gegen— 
petition mit 300000 Unterſchriften für die Ausweiſung der Jünger 
Loyola's in kürzeſter Friſt zu unterbreiten. Endlich kamen Anfang 
October Urlaubermeutereien hinzu, bei denen allerdings auch wieder 
die Tüchtigkeit der öſterreichiſchen Adminiſtration in wunderbarem Lichte 
erſchien. Es wurden z. B. Urlauber von böhmiſchen Regimentern, die in 
Wien ſtanden, erſt nach Prag befördert, um dann dort mit 20 Kreuzer 
(etwa 3 Sgr.) Abfertigung nach ihrer Heimat in Ungarn entlaſſen 
zu werden — das verworrene Verhältniß der Truppenkörper zu ihren 
Depots trug die Schuld daran. Währenddeſſen nun wurden die Pro— 


ceſſe wegen der Märztumulte in Schüttenhofen, Hoſtomic u. ſ. w. 


(ſ. II, 309) abgeſchloſſen und die Monſtreanklage in Sachen des 
przibramer Silberdiebſtahls ſowie die Unterſuchungen in Betreff der 
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Septemberſkandale vorbereitet. Das alles warf düſtere Schatten auf 
jenes Kronland, auf das Graf Beleredi in erſter Linie gerechnet, um 
gleichzeitig gegen Ungarn und das Deutſchthum Front zu machen! 
Zum entſprechend grellen Abſchluſſe fehlte nichts mehr als jenes Attentat 
gegen das Leben des Kaiſers, welches ein übereifriger, wichtigthueriſcher 
Engländer Palmer bei der Anweſenheit Sr. Majeſtät in Prag (wäh— 
rend der erſten Novembertage) entdeckt haben wollte. Die Auklage 
zerfloß in Nichts; es blieb nur der Ruin eines armen Teufels von 
Schneider, Namens Puſt. Welche Fortſchritte aber die Ausſöhnung 
der Nationalitäten unter dem Siſtirungsrégime gemacht, das trat in 
wahrhaft bengalifcher Beleuchtung hervor, als auf die erſte Nachricht 
von dem ſogenannten Attentate, das der Monarch mit den Worten an 
den prager Gemeinderath: „Machen Sie ſich nichts daraus, meine 
Herren!“ am richtigſten kennzeichnete, die Journale in Wien, voll 
Todesangſt, zu welchen extremen Maßregeln gegen das Deutſchthum 
der Vorfall führen könne, gleich hervorhoben, daß der vermeintliche 
Schuldige ein Gzeche ſei! 

So mußte denn für die wankende Freundſchaft der Czechen, die 
um ſo unſicherere Bundesgenoſſen für ein feudales Cabinet wurden, 


als die Jeſuitentumulte auch die Maſſe der „Nationalen“ bei den 


Kirchenfürſten und Magnaten in übeln Ruf gebracht, ein Erſatz ge— 
funden werden; daher kam es, daß die Polen und Graf Goluchowski 
das Fett von der flawiſchen Suppe abſchöpften, die im Hotel „Zur 


Stadt Frankfurt“ gebraut war. Beleredi mußte die drei Provinzen 
9 zen, 


auf die er ſich hauptſächlich ſtützen konnte, Galizien, Böhmen und 
Tirol mit ſeinen Glaubenseinheitlichen, möglichſt feſt in die Hand zu 
bekommen ſuchen, da ſich im Miniſterium denn doch bedenkliche Zer— 
ſetzungsſymptome kundgaben. Bereits am 7. September hatte der 
Kriegsminiſter von Franck wegen Kränklichkeit ſeinen Abſchied genom— 
men und den Feldmarſchallieutenant von John, Generalſtabschef des 
Erzherzogs Albrecht bei Cuſtozza, zum Nachfolger erhalten. Dieſe 
Gelegenheit nun benutzte Graf Beleredi, um am 22. September ſich 
durch die Wiederherſtellung des Armeeobercommandos, an deſſen Spitze 
Erzherzog Albrecht trat, neue Stützen in der Generalität zu gewinnen. 
Wenig kümmerte ihn dabei, daß es für die Intereſſen der Monarchie 
kaum etwas Verhängnißvolleres geben konnte als die Reſtaurirung 
dieſer Inſtitution, die aus den Schrecken des Bürgerkriegs hervor— 
gegangen war und mit der ſelbſt die Altconſervativen weiter zu wirth— 
ſchaften ſich ſchon vor ſieben Jahren eutſchieden geweigert hatten. Die 
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Czechen ſollten gezügelt werden, indem Böhmen (28. September) den 
Grafen Rothkirch-Panthen zum Statthalter bekam. Die Wahl be— 
deutete, daß Belcredi, ohne ſich den Deutſchen zu nähern, doch den 
Czechen ein Avis geben — vor allen Dingen aber feinen wichtigſten 
Stützen bei Hofe, den Ultramontanen, ein neues Pfand bieten wollte, 


wie die Regierung feſter denn je entſchloſſen ſei, die Jeſuiten zu 


Herren des Staats zu machen. Letztere Abſicht gab bei allen wich— 
tigen Ernennungen während des Herbſtes in erſter Linie den Ausſchlag 
und zieht ſich, wie ein rother Faden, durch die geſammte Politik des 
Staatsminiſters nach dem Prager Frieden. Durch die rührendſte 
Sorgfalt für die aus Italien vertriebenen Jünger Loyola's glaubte 
Beleredi ſich das an Einfluß zu erſetzen, was er doch vielleicht bei 
Königgrätz eingebüßt. Graf Rothkirch, ein Mann von 59 Jahren, 
der die Beamtencarriere in Böhmen und der Bukowina durchgemacht, 
dann Ende 1863 von Schmerling zum Oberſtlandmarſchall erhoben 
war, hatte durch die Art, wie er den Landtagsdebatten während der 
letzten Seſſion präſidirt und die Deutſchen in ihren verfaſſungsmäßigen 
Rechten verkürzt, genugſam bewieſen, daß er kein Freund ſeiner Lands— 
leute ſei. Die Czechen wieder hatten nach dem Kriege denn doch ganz 
andere Prätenſionen, als daß ihnen ein Cavalier genehm geweſen wäre, 
mit dem ſelbſt Schmerling noch zur Noth ausgekommen. Sie erinnerten 
ſich jetzt, daß Se. Excellenz nur ſehr wenig czechiſch radebreche und 
daß, als 1848 davon die Rede geweſen, den Grafen zum Statthalter 
Böhmens zu machen, die czechiſchen Blätter mit ſchwarzem Rande 
erſchienen ſeien. Daher waren die Deutſchen zwar troſtlos, um ſo 
mehr als die gleichzeitige Ernennung des Grafen Noſtitz zum Oberſt— 
landmarſchall, von welchem Poſten ihn Schmerling November 1863 
wegen ſeiner gar zu prononcirt czechiſch-feudalen Geſinnung abberufen, 
ihnen deutlich zeigte, was ſie zu erwarten hätten. Aber auch die 
Czechen ſahen jetzt klar, daß die „Nationalen“ nur die Schultern her— 
halten ſollten, um den Gaugrafen zur Herrſchaft zu verhelfen. Graf 
Belcredi war zufrieden, als der neue Statthalter ſofort die energiſch— 
ſten Maßregeln gegen jede Störung der Jeſuiten ankündigte. Ja, der 
Staatsminiſter betrachtete es als einen abermaligen poſitiven Gewinn, 
daß in den erſten Octobertagen die prager Univerſität eine ihrer 
ſchönſten Zierden, den gefeierten Romaniſten Brinz, verlor, der den 
Siſtirungsmännern in der Eigenſchaft eines „aus dem Reiche“ herein— 
berufenen Aufgeklärten und eines wackern Kämpen für das Deutſch— 
thum im böhmiſchen Landtage wie im Abgeordnetenhauſe ein doppelter 
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Greuel war. Vergebens hatte der Profeſſor dem Staatsminiſter er— 
klärt, wie ſchwer er ſich von Oeſterreich trenne und wie ungern er 
dem Rufe nach Tübingen folge; vergebens hatte die wiener Univerſität 
ſich bei Sr. Excellenz erboten, ihm ein Katheder einzuräumen. Der 
Staatsminiſter erwiderte, das alles vornehm ignorirend, er fände es 
„nur natürlich“, daß Brinz nach Tübingen gehe, und gedenke dem— 
ſelben „kein Hinderniß“ in den Weg zu legen. 

Seine ganze, in den Ländern der Wenzelskrone ſo übel vergoltene 
Liebe wandte Beleredi nunmehr den Polen zu. Die Ruthenen begriffen, 
daß ſie vollſtändig geopfert waren, als am 23. September Graf 


Goluchowski mit den ausgedehnteſten Vollmachten, die Verwaltung 


Galiziens von allen nichtpolniſchen Elementen zu purificiren, mehr 
zum Vicekönige als zum Statthalter in Lemberg ernannt ward. Aus 
allem, was ſeither geſchehen, ergibt ſich, daß Goluchowski, damals 
54 Jahre alt, nur unter Bedingungen acceptirte, die ihn eher zum 
Herrn als zum Diener des Miniſteriums ſtempelten; aber Graf Bel- 
credi konnte in ſeiner Lage nicht wähleriſch ſein, ſondern mußte es 
eben darauf ankommen laſſen, ob er den Polen nicht einen neuen 


Wielopolski lieferte. Den Anſchein hatte es ganz; denn dieſelbe „Ga- 


zeta Narodova“, die Goluchowski 1849 als Statthalter Oſtgaliziens 
unterdrückt, begrüßte ihn heute mit einem Jubel, über deſſen verſteckte 
Tendenz ſich niemand einer Täuſchung hingeben konnte. Von polniſcher 
Seite wurde eine ganze Geſchichte der Ernennung Goluchowski's zum 
beſten gegeben, der wir zwar ein „valeat quantum“ vorausſchicken 
müſſen, die aber jedenfalls ſehr viel des Wahren enthält. Beleredi 
hatte ſchon längſt daran gedacht, ſich durch Preisgebung der Ruthenen 
und Deutſchen in Galizien bei den Polen zu inſinuiren. Allein Mens- 
dorff's Einſprache, die in dieſem Falle um fo mehr galt, als der 
Graf unmittelbar vor ſeiner Ernennung zum Miniſter Statthalter in 
Lemberg geweſen, verhinderte jeden Schritt in der Richtung; die beiden 
Statthaltereiräthe Summer und Wohlfarth, die für das Regiment in 
Galizien maßgebend und daher die erſten Opfer Goluchowski's waren, 
blieben auf ihren Boten. Erſt dem für das Siſtirungsrégime in fo 
vielen Punkten nicht unvortheilhaften Tage von Königgrätz dankte es 
Beleredi, daß er auch in Galizien freie Hand bekam. Revertera be— 
richtete aus Petersburg über ruſſiſche Umtriebe; ähnliche Warnungen, 
als denke Fürſt Gortſchakow an eine Theilung Oeſterreichs, ſollen von 
Napoleon aus Paris eingelaufen ſein, und das putzte man nun in 
Wien ſo auf, als ſei Gefahr im Verzuge, wenn die Ruthenen nicht 
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eiligſt durch ein ſtarkes polniſches Nationalregiment im Zaume gehalten 
würden. So zog denn Goluchowski faſt wie ein Souverän in Lemberg 
ein, nachdem er noch von Wien aus telegraphiſch Ordre gegeben, zu 
dieſem Zwecke die Staatscarroſſe von Krakau nach Lemberg zu bringen 
und das Statthaltereipalais ſo gründlich zu renoviren, daß der Tape— 
zierer allein 8000 Gulden erhielt. Der Empfang war ein ungemein 
feierlicher und ſolches Prunks würdig — nur von ſeiten der Ruthenen 
betheiligte ſich außer ihrem Metropoliten Litwinowicz niemand daran. 
Auch die Iſraeliten, eingedenk ihrer Auſtrengungen, Goluchowski's 
Wahl in den Landtag zu verhindern, ſchickten Vertrauensadreſſen. Ja, 
jo hoch gingen die Wogen des Enthuſiasmus, daß Graf Beleredi noch 
im September das ſeit langen Jahren nicht verliehene Ehrenbürger— 
recht der Stadt Lemberg erhielt, wofür in der Angſt ihres Herzens 
ſogar die Ruthenen im Gemeinderathe ſtimmten, während die Juden 
ſich des Votums enthielten. Für ſo viel Gunſt ſich dankbar zu er— 
weiſen, trieb den Grafen Goluchowski ſchon ſein eigenes Herz an; er 
ſiedelte die vertriebenen Jeſuiten nicht nur in Tarnopol an, ſondern 
übergab ihnen auch ſeine eigenen Söhne zur Erziehung. Der dritte 
Bundesgenoſſe Belcredi's war der frühere Handelsminiſter Graf 
Toggenburg, der disponibel gewordene Statthalter Venetiens. Toggen— 
burg kam als Statthalter von Tirol nach Innsbruck, wo ihm der 
freiſinnige Fürſt Lobkowitz Platz machen mußte; war letzterer doch von 
Schmerling dorthin geſchickt worden, um dem Proteſtantenpatente Bahn 
zu brechen! Auch in Tirol war das Zeichen, in dem es zu ſiegen 
galt, daſſelbe wie in Prag und Lemberg; auch Graf Toggenburg ließ 
es ſeine erſte Sorge ſein, den Jeſuiten nicht nur in Tirol, ſondern 
auch in Vorarlberg ein warmes Neſt zurechtzumachen — daß die Er— 
bitterung darüber, namentlich in dem „Cantönli“, in Meuterei aus— 
zubrechen drohte, war ihm ſehr gleichgültig. Kamen doch in Trieſt, 
in Görz, in Schleſien und wo nicht? — ähnliche Scenen vor! Ging 
doch der Miniſter ſelbſt aus einem ganz analogen Kampfe in Wien 
ruhmbedeckt hervor! In der richtigen Ueberzeugung, daß es vor allen 
Dingen die „überlegene Intelligenz“ geweſen, die auf den Schlacht— 
feldern Böhmens geſiegt, beſchloß der patriotiſche Gemeinderath der 
Reichshauptſtadt, auf eigene Koſten ein Lehrerſeminar nach preußiſchem 
Muſter zu errichten. Allein die hohe Geiſtlichkeit, den Cardinal 
Rauſcher an der Spitze, erhob ein Zetergeſchrei, man wolle die from— 
men Wiener in eine Bande von „Strolchen und Mordbrennern“ ver— 
wandeln, und der Staatsminiſter „ſiſtirte“ die Ausführung des Be— 
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beſtehenden Geſetze“, d. h. des Concordats! Das geſchah Ende Sep⸗ 
tember, und ebenſo reſultatlos blieb drei Wochen ſpäter die mit allen, 
gegen drei geiſtliche Stimmen gefaßte Reſolution der Commune wider 
die Anſiedelung der Jeſuiten in Wien. Selbſt nach dem Concordate 
war die Regierung hier zum Einſchreiten berechtigt, da deſſen Art. 18 
die Ordensanſiedelung durch die Biſchöfe ausdrücklich von dem „Ein— 
verſtändniſſe“ der weltlichen Macht abhängig erklärt. Aber Graf 
Wimpffen hatte bei den Friedensverhandlungen mit Italien nur das 
Eine Ziel im Auge, einen Paragraphen nach Art desjenigen im Züricher 
Vertrage durchzuſetzen, der in der Lombardei allen von Italien nicht 
geduldeten Orden die freie Verfügung über ihr bewegliches und unbe— 
wegliches Eigenthum zuſicherte. Das Beſtreben, diesmal Aehnliches 
für Venetien zu erzielen, mislang; indeſſen nahmen Loyola's kluge 
Jünger Geld genug mit, um ſich in Oeſterreich anzukaufen, wo das 
Siſtirungsminiſterium keine wichtigere Aufgabe kannte, als den wider— 
ſtrebenden Bevölkerungen die verhaßten Coloniſten aufzuzwingen. Da— 
von verſprach Belcredi ſich eine Conſolidirung feines Syſtems — und 
hiergegen konnte unmöglich in Betracht kommen, daß Graf Wimpffen 
über feine Sorge für die Jeſuiten bei den Negociationen mit Menabren 
ganz vergaß, die den tapfern Tirolern gemachte Zuſage zu halten, 
wonach bei der Grenzregulirung ihnen mehrere zur Landesvertheidi— 
gung unentbehrliche und erſt durch die öſterreichiſche Verwaltung zu 
Venetien geſchlagene Päſſe reſervirt werden ſollten. Auch die Rückſicht 
auf Süddeutſchland fiel nicht in die Wagſchale, obſchon ſich eben da— 
mals in den Kammern von München und Stuttgart das Schickſal des 
Südbundprojects entſchied, deſſen Realiſirung möglicherweiſe Oeſterreich 
einen Theil des zu Prag Verlorenen wieder hätte einbringen können. 
Was ging es die Grafen Eſterhazy und Beleredi an, wenn ſogar ein 
treuer Freund Oeſterreichs, der würtembergiſche Abgeordnete Hölder, 
ausrief: „Lange genug habe ich am großdeutſchen Programm feſt— 
gehalten; aber jetzt kann von Oeſterreich nicht mehr die Rede ſein, 
wo es auch nach Königgrätz, ſtatt an die Regulirung ſeiner Verfaſſung 
zu gehen, nur an die Inſtallirung der Jeſuiten denkt!“ 

Die Verfaſſung ſollte warten, bis Eſterhazy und Beleredi mit 
ihren Goluchowski, Rothkirch und Toggenburg, mit den Jeſuiten und 
dem Concordate, mit der Generalität und den ungariſchen Altconſer— 
vativen das Heft wieder ſo feſt gepackt, daß es thöricht war, in dieſem 
Reiche überhaupt noch von Verfaſſung zu ſprechen! Ein Uebelſtand 
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war es freilich, daß die Regierung ſich am Ende doch entſchließen 
mußte, den über Wien aus Rückſicht auf die „Kriegsereigniſſe“ ver— 
hängten Belagerungszuſtand, den ſie auch beibehalten, nachdem Erz— 
herzog Albrecht die Truppen in die „Friedensgarniſonen“ entlaſſen 
(16. September), am 4. October nach dem Abſchluſſe des Friedens 
mit Italien aufzuheben. Aber von einer Wiederaufnahme der Ver— 
faſſungsarbeiten war darum noch ſo wenig die Rede, daß ſelbſt das 
kaiſerliche Handſchreiben vom 13. October, welches „den Völkern die 
dankbarſte Anerkennung für die Beweiſe der Treue und edeln Auf— 
opferung“ ausſprach und den Landtagen bei ihrem nächſten Zuſammen— 
tritte mitgetheilt werden ſollte, der großen ſtaatsrechtlichen Frage mit 
keiner Silbe erwähnte. Noch andere Umſtände trugen zur Vervoll— 
ſtändigung der allgemeinen Entmuthigung bei, indem ſie klar bewieſen, 
daß es die Loſung des Miniſteriums war, immer und überall der 
öffentlichen Meinung ins Geſicht zu ſchlagen. Drei Namen wurden 
aus dem letzten Kriege neben dem des Siegers von Cuſtozza mit 
Enthuſiasmus, mit Genugthuung, mit inniger Theilnahme genannt: 
der Tegetthoff's, des Helden von Liſſa; Gablenz', der den erſten Tag 

von Trautenau gewonnen; und Benedek's. Mitte September nun 
ward Gablenz ohne Auszeichnung in Disponibilität verſetzt — man 
jagt, er habe ſchonungslos darauf verwieſen, daß er nach dem däni— 
ſchen Feldzuge auf die abſolute Nothwendigkeit der ſofortigen Einfüh- 
rung von Hinterladern gedrungen, ohne Gehör zu finden. Vierzehn 
Tage ſpäter ward Tegetthoff des Escadrecommandos enthoben „mit 
der Beſtimmung für eine andere Dienſtesverwendung“; die Ungnade 
lag hier um fo offener vor, als der neucreirte Poſten eines Flotten— 
inſpectors gleichzeitig nicht an den Admiral, für den er doch wie ge— 
ſchaffen erſchien, ſondern an den General der Cavalerie Erzherzog 
Leopold vergeben ward. Auch war der Grund nicht weit zu ſuchen 
für jeden, der ſich erinnerte, daß der Tagesbefehl, mit dem Tegetthoff 
ſeinerzeit das Commando übernommen, mit den Worten anhub: „End— 
lich nach langem Bedenken hat man ſich in Wien entſchloſſen, mir 
den Oberbefehl anzuvertrauen.“ Desgleichen war es bekannt, daß er 
bei Liſſa gegen Befehl geſchlagen. Schließlich hatte er drei Tage 
vor ſeiner Enthebung in einem Tagesbefehle an ſein Geſchwader auf 
der Rhede von Faſana mit nachdrücklichſtem Selbſtbewußtſein die „ſpät 
begonnenen Vorbereitungen, die allen Schiffen ohne Ausnahme karg 
zugemeſſen“, hervorgehoben und die volle Ehre des Tages ausſchließ— 
lich dem „vortrefflichen Geiſte“ der Mannſchaſten vindicirt. Als Ge: 
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nugthuung für Königgrätz nahm das Publikum (21. October) die ein— 
fache Penſionirung Benedek's, ſeines Generalſtabschefs Henikſtein und 
des Chefs feiner Operationskanzlei Krismanie ſchweigend hin. Allein 
tief verſtimmend wirkte, daß vorher am 13. October die „Wiener 
Zeitung“ ein kaiſerliches Genugthuungsſchreiben an den Hauptgegner 
Benedek's, den dieſer noch vor Königgrätz vom Commando ſeines 
Armeecorps entfernt, an den General der Cavalerie Grafen Clam— 
Gallas brachte. Daß derſelbe vom Kriegsgerichte abſolvirt war, be— 
fremdete niemand; daß aber der Kaiſer ihm in ſo feierlicher Weiſe 


ſeine „vollſtändige Schuldloſigkeit“ atteſtirte und der Freude darüber 


Ausdruck gab, ſich einen „tapfern General“ voll „wahrer Hingebung 
makellos erhalten“ zu ſehen — das ſchrieb man nur den hohen Ver— 
bindungen dieſes Heerführers in feudalen und klerikalen Kreiſen zu. 
Dank hatte übrigens die Regierung auch von der andern Seite keinen, 
denn der General ließ nunmehr ein Memorandum gegen Benedek los, 
das, geſtützt auf die kaiſerlichen Lobſprüche, einen unerhörten Ton an— 
ſchlug. Die „Wiener Zeitung“ mußte, um weitern Spectakel zu ver— 
hindern, eiligſt allen Betheiligten Stillſchweigen auferlegen. Erſt am 
4. December nahm der ärgerliche Handel ein Ende, indem Se. Majeſtät 
befahl, von einer kriegsgerichtlichen Unterſuchung gegen Benedek, Henik— 
jtein und Krismanie Abſtand zu nehmen, obſchon der oberſte Militär— 
juſtizſenat erklärte, daß zu einer ſolchen hinlängliches Material vor— 
liege. Der Leſer kann ſich leicht denken, welchen Eindruck der, dieſe 
Erledigung begleitende Commentar der „Wiener Zeitung“ machen mußte, 
da derſelbe, um Benedek's zerknirſchten Seelenzuſtand zu veranſchau— 
lichen, erzählte, der Feldzeugmeiſter habe verſichert, für ſein Ver— 
ſchulden gegen den oberſten Kriegsherrn jede über ihn verhängte 
Strafe „mit reglementsmäßigem Danke entgegennehmen“ zu wollen .. ., 
als ob Staat und Volk bei der Kataſtrophe nur paſſive Zuſchauer 
geweſen wären! 

Dem Grafen Beleredi war inzwiſchen ein neues Mittel geboten 
worden, ſich in ſeiner Stellung zu befeſtigen, indem er den Kaiſer auf 
deſſen Rundreiſe nach Mähren, Böhmen und Schleſien (18. October 
bis 9. November) begleitete. Eine ſolche Conſolidirung war um ſo 
nothwendiger für ihn, als es denn doch kein Geheimniß war, daß der 
bisherige spiritus rector des ganzen Cabinets, Graf Eſterhazy, ſchon 
aus Rückſicht für Ungarn über Bord geworfen werden müſſe. Anderer— 
ſeits war Graf Mensdorff es nicht nur herzlich müde, im Auswärtigen 
Amte fremde Intentionen auszuführen und den Sündenbock für die 
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Miserfolge fremder Staatsweisheit abzugeben. Zu ſeiner Ehre muß 
man ihm auch nachſagen, daß er alles aufbot, was in ſeinen Kräften 
ſtand, um den deutſchfeindlichen Beſtrebungen des Staatsminiſters 
entgegenzutreten. Nicht minder war es ein offenes Geheimniß, daß 
ſeit dem 3. Juli bereits von Baron Beuſt als dem zukünftigen Lenker 
der auswärtigen Politik Oeſterreichs viel geſprochen wurde, und daß 
neben dem Grafen Mensdorff auch der Kronprinz von Sachſen thätig 
war, um dem Deutſchenhaſſe der Siſtirungsmänner ein Paroli zu 
biegen. Ende September und Anfang October waren daher ſowol 
Baron Beuſt als auch Graf Andraſſy in Iſchl bei dem Kaiſer ges | 
weſen, und letzterer, der prädeſtinirte Conſeilpräſident Ungarns, lag 
ſeit dem Prager Frieden eigentlich immer auf der Landſtraße zwiſchen 
Peſt und Wien, um eine Einigung zwiſchen der Deak-Partei und 
Beuſt zu Wege zu bringen. So klammerte ſich denn die letzte Hoff— 
nung der Deutſch-Oeſterreicher an Beuſt, deſſen Privatfreunde überall 
laut verſicherten: nie und nimmer werde er in ein Cabinet Beleredi 
eintreten. Auch dieſe Zuſage ſollte ſich als trügeriſch erweiſen. Die 
prager Reiſe — das begriff jedermann — mußte den Ausſchlag in 
dem Gewirre von Portefeuilleintriguen geben, in die ſich auch von 
Paris her Metternich zu Gunſten des eigens von Rom herbeieilenden 
Hübner, des bei jeder Kriſis ſich als „verfügbar“ präſentirenden 
Staatsmannes, einmiſchte. Ein ſehr böſes Omen für die Deutſchen 
war es ſchon, daß nur der Staatsminiſter und nicht der abſolutiſtiſch, 
aber entſchieden deutſch geſinnte Erzherzog Albrecht, wie es anfangs 
im Plane lag, den Kaiſer auf ſeiner Rundreiſe begleitete. Als ein 
noch größerer Triumph Beleredi's mußte es betrachtet werden, daß 
Niederöſterreich von dem Itinerarium des Monarchen ausgeſchloſſen 
blieb, obgleich auf dem kleinen Raume dieſer Provinz doch wochenlang 
nahezu die geſammte feindliche Armee gelagert. Endlich aber ging 
nun gar die trübſte Ahnung in Erfüllung, als infolge des Miniſter— 
raths, der telegraphiſch auf den Hradſchin nach Prag beordert war, 
am 30. October Baron Beuſt als Miniſter des Auswärtigen und 
wenige Tage darauf auch als Miniſter des kaiſerlichen Hauſes an 
Mensdorff's Stelle trat, und den Ungarn zu Liebe wol Eſterhazy 
ziemlich ungnädig entlaſſen ward (der Mann empfing, nach allem was 
vorgefallen, den Befehl, ſofort um ſeine Dimiſſion einzukommen, mit 
dem naiven Staunen des Unglaubens!), Beleredi dagegen in Amt und 
Würden verblieb. So war denn das Undenkbare geſchehen; der Pro— 
teſtant, der Sachſe war College des czechiſchen Concordatsminiſters 
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geworden! Und in drei Artikeln (4. bis 6 6. November) enthüllte die 


redſelige „Abendpoſt“ die Politik des friſch conſolidirten Siſtirungs— 
regimes. In der Verfaſſungsfrage bleibe es bei dem bisherigen Syſtem, 
das nur in ein „beſchleunigteres“ Tempo trete. Im Finanzprogramm 
ſang der unverwüſtliche Graf Lariſch ſein altes Lied: nur der „Peſſi— 
mismus“ könne die Lage gar ſo ſchlimm finden, da wir ja jetzt gegen 
eine „Ueberſchwemmung mit Papiergeld“ geſichert ſeien! Das hatte 
der Miniſter das Herz niederzuſchreiben in dem Moment, wo ſelbſt 
die k. k. Staatsſchulden-Controlscommiſſion die Ueberwachung der 
Notenausgabe, wie ſelbige prakticirt ward, für völlig illuſoriſch erklärte 


und mit ihrem Rücktritte drohte, wenn ihr nicht die Möglichkeit ge⸗ 


boten werde, die Ablieferung des Notenpapiers an die Staatsdruckerei 
zu beaufſichtigen, da mit der bloßen Mitſperre für die bereits fertigen 
Noten nichts gethan ſei; die Controle der Emiſſion nütze nichts, wo 


dem Miniſter die Anfertigung und heimliche Ausgabe a la Bruck frei- 


ſtehe! Ein vorübergehendes Intereſſe erregte blos die Erklärung des 
Kriegsminiſters: „Die höchſte Sorge der Militärbehörden müſſe ſich 
jetzt dem geiſtigen Zuſtande der Armee zuwenden; denn der Geiſt ſei 
die wirkſamſte Waffe des Heeres und daher die Vermehrung der In— 
telligenz in der Armee mit allen Mitteln anzuſtreben.“ Ein Kriegs— 
miniſter, dem es Ernſt war mit ſolchen Worten, hätte denn doch vor 
allen Dingen Proteſt einlegen müſſen gegen Beleredi's offenkundiges 
Bemühen, die Gymnaſien wieder in die vormärzliche Verkommenheit 
jeſuitiſcher Lateinſchulen zurückzuführen! Mußten doch ſeit dem Prager 
Frieden die Zöglinge aller Klaſſen bei Strafe täglich eine halbe Stunde 
vor Beginn des Unterrichts ſich in der Kirche zum Gottesdienſte 
verſammeln, von wo ſie zur Schule geführt wurden! Ein Bild ſo 
troſtloſer Niedergeſchlagenheit, wie bei der Rückkehr des Kaiſers am 
9. November abends, hatte daher Wien kaum am Tage nach der 

Schlacht von Königgrätz dargeboten. Trotz der polizeilich angeſagten 
Illumination waren die Straßen von dem Nordbahnhofe nach Schön⸗ 
brunn, mit Ausnahme der ärariſchen Gebäude, faſt ganz dunkel, auch 
hatte ſich zum Empfange außer den officiellen Perſönlichkeiten beinahe 
niemand eingefunden: die dynaſtiſch-loyalſte Bevölkerung der Welt 
enthielt ſich jedes begrüßenden Zurufs, und unter düſterm Schweigen 
rollten die Hofequipagen durch die Jägerzeile und Ringſtraße dahin. 
War doch das Erſuchen des niederöſterreichiſchen Landesausſchuſſes, 
welches deſſen Präſident, Landesmarſchall Fürſt Colloredo, dem Staats- 
miniſter auf der Rückfahrt überbracht: Se. Excellenz möge den Mon— 
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archen bewegen, bei der Heimkehr auch in die Kriegsſchäden und 
Bedürfniſſe der Provinz unter der Enns aus eigener Anſchauung einen 
Einblick zu gewinnen, da ja der Beſuch in Schleſien gezeigt, daß die 
kaiſerliche Fürſorge nicht blos den Schlachtfeldern, ſondern auch allen 
vom Feinde occupirt geweſenen Kronlanden gelte, ſo gut wie vergeblich 
geblieben. Das waren die Auſpicien, unter denen am 29. November 
die Landtage zuſammentraten. 

Was Graf Belcredi ſich eigentlich bei dieſer Landtagsſeſſion ge— 
dacht, wird er wol als tiefes Geheimniß mit ſich ins Grab nehmen. 
Nicht nur wurde über die Verfaſſungsfrage das unbedingteſte Still— 
ſchweigen beobachtet; auch an Geſetzvorlagen fehlte es ſo vollſtändig, 
daß es doch wirklich beinahe wie abſichtliche Ironie ausſah, wenn z. B. 
dem niederöſterreichiſchen Landtage nur der Entwurf einer neuen Waſen— 
meiſterordnung unterbreitet wurde. Durfte die Regierung ſich wundern, 
wenn man ihr einerſeits die unbeſchreiblichſte Rathloſigkeit, anderer— 
ſeits die jetzt offenkundig hervortretende Abſicht vorwarf, unter dem 
Deckmantel der Siſtirung zum perennirenden Abſolutismus zurückzu— 
lehren? Nur muß man ſich nicht einbilden, daß die parlamentariſchen 
Trümmer der Reichsrathsepoche dem Cabinet an haltloſeſter Zerfahren— 
heit etwas nachgaben! Wohl hatte ſchon am 10. September zu Auffee | 
in Steiermark eine Verſammlung deutſch-öſterreichiſcher Abgeordneter 
ſtattgefunden, an welche, wie erwähnt, Rieger und Goluchowski ſich 
vergeblich zu drängen verſuchten. Dieſelbe beſtand aus jenen Reichs— 
rathsdeputirten Steiermarks und Oberöſterreichs, die immer der 
Länderautonomie das Wort geredet, ſowie aus derjenigen Gruppe der 
Centraliſten, welche ſtets gegen die Anwendung der Verwirkungstheorie 
auf Ungarn plaidirt hatte: Kaiſerfeld, Rechbauer, Wiſer, dann Berger 
und Schindler. Gegen das auſſeer Programm ließ ſich nichts Ver— 
nünftiges einwenden: Dualismus, begrenzt durch die gemeinſame 
parlamentariſche Behandlung der wirklich gemeinſamen Augelegenheiten, 
Verwerfung des Föderalismus und daher Vereinbarung mit Ungarn 
nicht durch die Landtage, ſondern durch den Reichsrath der Erbländer. 
Wäre letzteres Organ zur Hand geweſen, ſo hätte, Ungarn gegenüber, 
mindeſtens noch ein Kampf für die Einheit der Monarchie verſucht 
werden können. Da aber das Septemberpatent mit klugem Vorbedacht 
eben das Rad, ohne welches es in Ungarn ſowie in der Weſthälfte 
der Monarchie unmöglich war, aus dem Abſolutismus herauszukommen, 
entfernt hatte, ſo war der nervöſe Kaiſerfeld, der ſeine politiſchen 
Programme mit derſelben fieberhaften Haſt wie Eötvös wechſelt, 
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14 Tage ſpäter bereits dahin gelangt, in dem Kernpunkte der Frage 
der „gemeinſamen parlamentariſchen“ die conſtitutionelle Behandlung 
der gemeinſamen Angelegenheiten zu ſubſtituiren. Damit war denn 
glücklich die kaum gewonnene Klarheit wieder gründlichſt verwiſcht und 
ein klaffender Riß in der deutſchen Partei ſelber unrettbar bloßgelegt. 
Denn „conſtitutionell“ wollten ja auch die Magyaren ſein, indem ſie 
das Reich in zwei Theile zerriſſen; nicht minder die Föderaliſten, in- 
dem ſie den Reichsrath in Generallandtage zerfetzten; am allermeiſten 
aber die Feudalen und Jeſuiten, indem ſie mit Phraſen vom „wahren 
Conſtitutionalismus“ im Gegenſatze zu „todtem Formelkrame“, die ſie 
dem Rundſchauer der „Kreuzzeitung“ abgelauſcht, Wappenbuch und 
Concordat zum Inbegriff der Verfaſſung ſtempelten. Am 4. October, 
wo der Belagerungszuſtand in Wien aufgehoben wurde, hatten dort 
centraliſtiſche Abgeordnete aus Mähren, Böhmen, Niederöſterreich, die 
den Hauptaccent auf ein Reichsparlament legten, bei Skene eine erſte 
Zuſammenkunft gehalten. Ihr wohnten unter anderm die ehemaligen 
Collegen Schmerling's, Hein und Pratobevera bei. In einem zweiten 
Meeting kam es am 18. October zur Vereinbarung eines vom Profeſſor 
Hasner entworfenen Manifeſtes, in welcher die Fraction „Feſthalten 
an dem Maße der in der Reichsvertretung gegebenen gemeinſamen 
Angelegenheiten und an deren gemeinſamer parlamentariſcher Behandlung 
in einer Reichsvertretung“ auf ihre Fahnen ſchrieb. Jedes „Abweichen 
von dieſen legalen Bahnen in Delegirtenverſammlungen und Landtags- 
voten“ ward gleichmäßig perhorreſeirt. Die Verſöhnlichkeit gegen Ungarn 
fand nur einen homöopathiſchen Ausdruck in der Verſicherung „loyaler 
Bereitwilligkeit zu Zugeſtändniſſen jenſeits dieſer Grenze“, und zwar 
nur dort „wo dieſelben in einer bis auf unſere Tage fortlaufenden 
Geſchichte ihren Ausgangspunkt nehmen“. Durch letztere Clauſel wurde 
der Einfall zurückgewieſen, die Ferdinandea Böhmens oder vielmehr 
die Rechte, welche Böhmen vor der Schlacht am Weißen Berge und 
vor der „verneuerten Landesordnung“ beſeſſen, auf Eine Stufe mit 
Ungarns „avitiſcher“ Verfaſſung zu ſtellen. Da dieſer alte Schmerling'ſche 
Standpunkt, gleichzeitig den Magyaren zu trotzen und den Slawen 
die Fauſt zu zeigen, nach Königgrätz unhaltbarer denn je war, ſo 
zogen ſich viele einſichtige Schmerlingianer von dem Meeting zurück. 
Wie wenig Ernſt überhaupt bei der ganzen Sache war, zeigte am beſten, 
daß Hasner, der Urheber des Programms, gleich darauf ſein Mandat 
als Mitglied des prager Landtags niederlegte, obſchon er wußte, daß 
jeder weitere Verluſt einer deutſchen Stimme für ſeine Landsleute in 
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Böhmen der Gnadenſtoß war. Die deutſch-öſterreichiſche Partei war 
mithin in einen jo chaotiſchen Brei aufgelöſt, daß ihre, vier Tage vor 
Eröffnung der Landtage in Wien zuſammentretenden Delegirten ſich 


nur im allgemeinen darüber verſtändigen konnten, in den zu erlaſſenden 


Adreſſen alle Angriffe auf die Siſtirungspolitik zu concentriren, ein— 
müthig die ſofortige Berufung des Reichsraths zu verlangen und jede 


Verletzung Ungarns zu vermeiden. Da mußte denn freilich die volle 


Kraft der Initiative an die Magyaren übergehen und der Dualismus, 
dem Oeſterreich zutrieb, bedeutend weniger „gemäßigt“ ausfallen, als 
die Deutſchen ihn mit einer Bezeichnung von claſſiſcher Unbeſtimmtheit 
wünſchten. Die Officiöſen jedoch hatten dafür keinen Sinn, daß an 
der Impotenz der Deutſchen die Einheit des Reichs in Trümmer ging: 
ſie jubelten nur darüber, daß jene Ohnmacht eine Stütze für den 
Grafen Beleredi abgab. 

Septemberpatent, Concordat und Jeſuiten, das waren die drei 
großen Themata für die deutſchen Landtage: und hier bietet der nieder— 
öſterreichiſche das beſte Spiegelbild, wie der Haß gegen das feudal— 
ultramontane Treiben ſich ſeit der vorigen Seſſion bis zur Verachtung 
und hart aus Revolutionäre ſtreifenden Wuth geſteigert. „Oeſterreich 
und die Türkei haben Ein Regierungsſyſtem, das der Willkür!“ rief 
einer der Redner; und vom Concordat ſprechend, fügte ein wiener 
Abgeordneter hinzu: „Wir wollen nicht, daß unſere Söhne unter der 
Herrſchaft des Krummſtabes zu einer Menagerie von Trotteln aus— 
arten; wir wollen nicht, daß die Dynaſtie des Hauſes Habsburg mit 
Rudolf dem Kinde ausgeht!“ Erſchreckt und voll Entſetzen brach daher 
auch Cardinal Rauſcher die Verbindung ab, die er aus inſtinctiver 
Furcht vor Ungarn in der vergangenen Seſſion noch mit den Liberalen, 
weil ſie zugleich Centraliſten waren, aufrecht erhalten. Dennoch ward 
am 28. November mit allen gegen blos acht Stimmen eine Adreſſe 
angenommen, welche die wachſende Zerklüftung der Nationalitäten, das 
Umſichgreifen eines zerſetzenden Peſſimismus, die in erſchreckender 
Progreſſion zunehmende Zerrüttung der Finanzen, die Hervorrufung 
allgemeiner Todtenſtille als das Werk der Siſtirungsära kennzeichnete; 
dagegen hervorhob, daß die Verſtändigung mit Ungarn „um kein Atom 
gefördert“ und Rettung nur in der „ſchleunigen Wiederherſtellung der 
verfaſſungsmäßigen Zuſtände“ zu ſuchen ſei. Am 3. December folgte 
Oberöſterreich, deſſen Adreſſe ausdrücklich betonte, daß „volle unge— 
ſchminkte Wahrheit ein unabweisliches Gebot der Pflicht“ geworden 
ſei; die Räthe der Krone „reichsverderberiſcher Rath- und Thatloſigkeit“ 
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zieh; außer der Verfaſſungsfrage aber auch „das Zurückbleiben Oeſter— 
reichs auf geiſtigem Gebiete, insbeſondere im Volksunterrichte“ brand— 
markte und „die endliche durchgreifende Umgeſtaltung der Monarchie 
in einen freien Culturſtaat der Neuzeit“ begehrte. Natürlich war man 
denn hier auch mitten im Concordat- und Jeſuitenſtreite, den Hann, 
Wiſer, Figuly mannhaft durchfochten, während der linzer Biſchof 
Ruidiger und der von Beleredi abgeordnete Regierungscommiſſarius 
um die Wette das Concordat vertheidigten, den Jüngern Loyola's ein 
Loblied ſangen und die Zuſtimmung des Miniſteriums zu dem neuen 
Gymnaſium, das den Jeſuitenſchulen ein Paroli biegen ſollte, rundweg 
verweigerten. Beiläufig bemerkt, dieſer Commiſſarius, Weihbiſchof 
Kutſchera, fungirte zugleich in der Abtheilung des Staatsminiſteriums 
für Cültus und Unterricht als vortragender Miniſterialrath in allen, 
auch den proteſtantiſchen Schulangelegenheiten! Waren in Linz nur 
acht Stimmen, ſo war in Troppau am 6. December nur Ein Votum 
gegen die verfaſſungstreue Adreſſe, welche „die Siſtirung als die 
wichtigſte Urſache des vaterländiſchen Unglücks“ an den Pranger ſtellte; 
und einmüthig proteſtirte der Landtag Schleſiens zwölf Tage darauf 
gegen die Anſiedelung der Jeſuiten in dieſer Provinz. Am 6. December 
reclamirte Salzburg die „Reichsvertretung“; am 10. December proteſtirte 
Graz, „daß die Bahnen des Septemberpatents vollſtändig verlaſſen 
werden müſſen“. Am 14. December erklärte Kärnten, daß es „an 
der Rechtscontinuität feſthalte“ und daß „die gemeinſchaftliche parla— 
mentariſche Behandlung der gemeinſamen Angelegenheiten geradezu 
eine unabweisliche Nothwendigkeit für den Fortbeſtand des Reichs“ 
ſei; und am gleichen Tage faßte der vorarlberger Landtag eine Reſolution, 
daß er noch immer ganz derſelben Anſicht ſei, wie er ſie in ſeiner 
vorjährigen Adreſſe ausgeſprochen habe, die wegen Mangel an Ehr— 
erbietung gegen die Krone nicht angenommen worden war. Im Lande 
der Glaubenseinheit machte die Regierung kein größeres Glück. Zu— 
nächſt wurden bei den Neuwahlen im Trentino überall die gouverne— 
mentalen Candidaten geſchlagen und die im Sinne der Italianiſſimi 
ernannten Deputirten erſchienen abermals nicht in Innsbruck. So 
mußten die Anhänger des Septemberpatents auf dem tiroler Landtage 
ruhig den Hohn einſtecken, daß ja nach ihren Grundſätzen dieſe Ver— 
ſammlung durch das Ausbleiben der Welſchtiroler ebenſo zu einer 
bloßen „Fiction“ herabgedrückt ſei, wie der Reichsrath durch die Renitenz 
der Magyaren. Aber obwol des Beiſtandes ihrer italieniſchen Geſinnungs— 
genoſſen beraubt, hielten die deutſchen Liberalen dennoch den Kopf hoch. 


r A ZI 
n 2 8 


Die gemiſchten Landtage. 371 


Laut proclamirte Baron Ingram ſeinen „Abſcheu“ vor dem Abſolutis— 
mus, als den ſich das Septemberpatent entpuppt . . . es ſei, als höre 
man an einem Sarge hämmern. Den Ruf nach „Beſeitigung des 
Concordats“ wagte Univerſitätsrector Geyer: „Ueberall in den Regierungs— 
kanzleien herrſcht Todtenſtille“, fügte er hinzu, „nur die Notenpreſſe 
arbeitet Tag und Nacht.“ Als nun die klerikale Majorität zwei Tage 
hintereinander dem Landtage die Annahme einer Adreſſe aufzwingen 
wollte, die nach der Charakteriſtik des wackern Bürgermeiſters von 
Bozen, Streiter, „Glaubenseinheit, Rothfrackſtände und Poſtulaten— 
landtage“ begehrte; als Beleredi endlich im Begriffe ſtand, infolge 
ſeiner vollſtändigen Hingabe an die Ultramontanen nun auch aus 
Innsbruck den erſehnten Dank für das Septemberpatent einzu— 
heimſen, von dem Streiter ſagte, es habe „die Zerfahrenheit und 
den Nationalitätenhader“ auf den Gipfel getrieben: da machte die 
liberale Minorität durch Abſentirung (19. und 20. December) den 
Landtag beſchlußunfähig und erzwang deſſen Schließung durch die 
Erklärung, ſich jedesmal entfernen zu wollen, ſobald dieſe Adreſſe 
wieder auf die Tagesordnung geſetzt werde. Auch auf den vier 
ſlawiſch-italieniſchen Landtagen (Iſtrien, Görz, Dalmatien, Trieſt) 
machte die Regierung die alte Erfahrung, daß dieſe Körperſchaften 
ſich nur um ihre Privatangelegenheiten kümmerten und im übrigen 
allenfalls nach Italien hinüberſchielten, wie denn der trieſter Landtag 
die Errichtung einer juriſtiſchen Facultät mit italieniſcher Unterrichts— 
ſprache beantragte. Blos der Landtag von Parenzo erließ (4. December) 
eine Adreſſe, die aber ebenſo wenig des Septemberpatents wie der 
Februarverfaſſung erwähnte, ſondern die ausgedehnteſte Autonomie und 
„Achtung vor den geheiligten ſäcularen Rechten der Völker“ begehrte 
und die „Nothwendigkeit einer conſtitutionellen Regierung mit ernſthaft 
verantwortlichen Organen“ betonte. In Krain hielten Deutſche und 
Slowenen ſich die Wage wie das vorige mal, ſodaß gar keine Adreſſe 
zu Stande kam und Graf Auersperg (Anaſtaſius Grün) beim Seſſions— 
ſchluſſe (29. December) dieſelbe durch eine Rede über die Lage des 
Reichs erſetzte. Auch in Brünn hielt die Mittelpartei des Grafen 
Mittrowsky und Staatsanwalts Chlumetzky, ganz wie vor einem Jahre, 
das Zünglein der Wage zwiſchen Deutſchen und Czechen haarſcharf in 
der Schwebe. Mit Einer Stimme Mehrheit wurde am 29. November 
ein Antrag des Czechenführers Prazak auf Abänderung der Wahlordnung 
zum Nachtheile des deutſchen Elements abgelehnt. Die Adreßdebatte 
(4. bis 6. December) endete mit Verwerfung des deutſchen wie des 
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czechiſchen Antrags und mit der Annahme einer völlig farbloſen 
Lohyalitätsadreſſe, die nur auf den kaiſerlichen Dank für die während 
des Kriegs bewieſene Treue erwiderte, aber weder die Reichsverfaſſung, 
noch das Septemberpatent, noch ſonſt eine politiſche Frage berührte. 
Desgleichen wurde mit drei Stimmen Mehrheit am 21. December 
ein Antrag zu Falle gebracht, der die Möglichkeit, die Wahlordnung 
mit einfacher Majorität zu revidiren, auch noch über die, gegenwärtig 
zu Ende gehende erſte Legislaturperiode hinaus aufrecht erhalten ſollte. 
Für Mähren war durch die Verfaſſungsſiſtirung die Geſetzgebung zu 
einem abſoluten Stillſtande verdammt! Eine entſchiedene Niederlage 
dagegen erlitt die Regierung auf dem Landtage der Bukowina, der 
ſich vor zwölf Monaten ganz in der Atmoſphäre des lemberger bewegt 
und ohne weiteres den Dank für das Septemberpatent votirt hatte. 
Diesmal aber acceptirte ſogar das Majoritätsvotum der czernowitzer 
Adreßcommiſſion den Dualismus, wie das Miniſterium ihn in dem 
Reſcript zur Eröffnung des ungariſchen Landtags ſoeben auf ſeine 
Fahnen geſchrieben, und das Minoritätsvotum forderte ausdrücklich 
die Wiederherſtellung der ſiſtirten Verfaſſung. Im Plenum nahmen 
dann 15 gegen 11 Stimmen die Minderheitsadreſſe an. 

In Böhmen verhinderte allerdings die feudal- klerikale Partei noch 
den Ausbruch offener Feindſeligkeiten gegen die Siſtirungspolitik, da 
die jungezechifche Fraction der „Naxodni Listy“ ſich zu ohnmächtig 
fühlte, ſobald ſie ſich von den Prälaten und Großgrundbeſitzern tren— 
nen wollte. Inſofern alſo drang Graf Leo Thun durch, als er beim 
Beginn der Adreßdebatte ausrief, dieſelbe dürfe ſich nicht zu einem 
Generalſturme auf das Miniſterium geſtalten. Auch wurde am 6. De— 
cember der Entwurf der czechiſchen Commiſſionsmajorität mit 126 
gegen 91 Stimmen angenommen und jener der deutſchen Minderheit, 
der ſich genau an das auſſeer Programm anſchloß, verworfen. Aber 
die Majoritätsadreſſe ſelber enthielt am Ende nur ſchlechten Troſt für 
den Grafen Beleredi: denn um die Mehrheit zu gewinnen, hatte Graf 
Clam-Martinitz als Verfaſſer dem ſtarr nationalen Standpunkte Con— 
ceſſionen machen müſſen, deren Unerfüllbarkeit ebenſo ſehr auf der 
Hand lag, wie ihr craſſer Widerſpruch zu der jüngſten Politik des 
Miniſteriums. Während dieſes in dem Eröffnungsreſcript des peſter 
Landtags eine bedeutende Schwenkung zum Dualismus hin vollzogen 
und das Octoberdiplom mit ſeiner Abgrenzung der gemeinſamen An— 
gelegenheiten über Bord geworfen, hielt die böhmiſche Adreſſe als 
Conſequenz dieſer Wandlung feſt, daß Ungarn keine Coneeſſion ge— 
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macht werden dürfe, die nicht auch ipso facto der Wenzelskrone zu- 
fiele. Daß ein jungczechiſcher Randaleur gleich die auf das Kronland 
entfallenden Steuern bewilligen laſſen wollte, blieb wol eine vereinzelte 
Erſcheinung. Aber auch die Adreſſe beſtand zwar noch auf dem Octo— 
berdiplom, legte jedoch den Hauptaccent auf die Krönung und darauf, 
daß unter den „legalen Vertretern“, welche bei der Reconſtruction des 
Reichs für die Länder der Wenzelskrone mitzuwirken hätten, nur der 
böhmiſch-mähriſch-ſchleſiſche Generallandtag verſtanden werden könne. 
Das war nun bei der Haltung Mährens und Schleſiens eine offen— 
kundige Unmöglichkeit, ſodaß auf die klaffenden Wunden, welche die 
Reden Plener's und Herbſt's dem Siſtirungsregimente, insbeſondere 
der Finanzwirthſchaft deſſelben, ſchlugen, die Adreſſe nur ſehr ſpär— 
lichen Balſam träufelte. Miniſterium und Landtag ſchieden daher in 
großer Verſtimmung voneinander, nachdem die Verſammlung, weitere 
Zugeſtändniſſe in Betreff ihrer Zuſammenſetzung nicht mehr erwar— 
tend, noch am 20. December den Antrag des Grafen Thun angenom— 
men, daß auch in der zweiten Legislaturperiode die einfache Majorität 
zur Reviſion der Wahlordnung genügen ſolle. Die geſchäftsordnungs— 
widrige Behandlung des Antrags hatte einen Proteſt der deutſchen 
Partei in der Stärke von 96 Abgeordneten unter Herbſt zur Folge, 
auf den die Czechen mit einem Gegenproteſt von Fürſt Lobkowitz und 
Genoſſen antworteten. Vollends aber hatte Beleredi es mit den Jung— 
czechen verſchüttet, deren Interpellation über die Jeſuitenwirthſchaft 
der Statthalter in der Schlußſitzung dahin beantwortete, daß er ſie 
dem Staatsminiſter überſendet habe! Noch viel wilder als zwiſchen 
Böhmen und Deutſchen in Prag war im lemberger Landtage, dem 
derzeitigen Steckenpferde des Grafen Beleredi, der Kampf zwiſchen 
Polen und Ruthenen entbrannt. In dieſer Körperſchaft, wo vor einem 
Jahre den Urhebern des Septemberpatents ein Weihrauchwirbel ent— 
gegenqualmte, wurde jetzt eine regierungsfreundliche Adreſſe, die gar 
viel von Lahmlegung der Centraliſation und einer mit der Auferſtehung 
Polens zuſammenfallenden Miſſion Oeſterreichs radotirte, nur noch mit 
84 gegen 40 Stimmen votirt. Die Ruthenen petitionirten in ihrem 
Gegenentwurfe zur Abwechſelung wieder einmal um die Herſtellung der 
Februarverfaſſung und um die Abſonderung des galiziſchen Landtags 
in eine rutheniſche und eine polniſche Curie. Die Antwort war, analog 
dem Sprachengeſetze, das den Czechen in der vorjährigen Seſſion be— 
ſchert war, die unmittelbare Centraliſation des ganzen Königreichs 
unter dem Statthalter Goluchowski. Schmerling hatte bekanntlich auf 
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Bitte der Ruthenen Ende 1861 eine beſondere Statthaltereiabtheilung 
in Krakau für Weſtgalizien bewilligt. Jetzt wurde der Landtagsbeſchluß, 
der dieſelbe aufhob und das polniſche wie das rutheniſche Galizien, in 
74 Kreiſe getheilt, direct der lemberger Statthalterei unterſtellte, 
ſanctionirt. Graf Beleredi that das um ſo lieber, als dabei eine 
Menge deutſcher Beamten brotlos wurden, wie denn auch der galiziſche 
Landtag in dieſer Seſſion zum erſten male ſeit ſeinem Beſtehen in 
polniſcher, ſtatt in deutſcher Sprache eröffnet worden war. Einmal 
der ihnen drohenden Behandlung inne geworden, ſetzten die Ruthenen 
ſich nun aber auch mit ganz anderer Urwüchſigkeit zur Wehre als die 
Deutſch-Böhmen, und die Art, wie Landmarſchall Fürſt Sapieha fie 
behandelte, mußte ſie völlig aus Rand und Band bringen. Als es 
am 21. December zur Abſtimmung über einen Antrag kam, der den 
bäuerlichen rutheniſchen Bezirken 12 Vertreter entzog, um ſie den 
ſtädtiſchen, d. h. polniſchen Repräſentanten zuzulegen, votirten 42 Ru— 
thenen gegen 82 Polen. Die erforderliche Zweidrittelmehrheit war 
alſo nicht vorhanden und der Geſetzentwurf gefallen. Sobald in dieſer 
Ueberzeugung ein Ruthene eines Bedürfniſſes wegen den Saal ver— 
laſſen, ließ aber Sapieha die zweite Leſung (1) vornehmen, die nun— 
mehr 41 gegen 82 Stimmen ergab, und als der Ruthene, ſofort 
wieder hereingeholt, bei der dritten Leſung das alte Verhältniß her— 
ſtellte, proclamirte der Fürſt den Antrag als angenommen, weil die 
dritte Leſung reine Formſache ſei! Noch kam ein neues Schulgeſetz 
zur Debatte, das einerſeits durch Einſetzung eines eigenen galiziſchen 
Unterrichtsraths das Königreich von Wien emancipirte, aber auch den 
großen Vorzug hatte, durch die Art, wie dieſer Schulrath organiſirt 
wurde, die Oberherrlichkeit des Klerus über das Schulweſen, welche 
das Concordat geſchaffen, zu brechen; andererſeits die rutheniſche 
Sprache lediglich auf die Volksſchulen beſchränkte und ſchon von den 
Mittelſchulen ausſchloß. Am 27. December verhinderten die Ruthenen 
einen Beſchluß, indem ſie die Verſammlung beſchlußunfähig machten. 
Am 31. December aber ſchrie der Landesmarſchall, als ſie ſich wieder 
erhoben und ehe ſie, ihre Sachen zuſammenraffend, durch die Saal— 
thür verſchwinden konnten, wie ein Auctionator: „Angenommen in 
erſter, zweiter, dritter Leſung!“ und unter entſetzlichem Tumult ward 
die Seſſion geſchloſſen. 

„Nun, Sie ſehen, ich lebe noch!“ meinte Graf Beleredi zu 
einem ſeiner Bekannten nach überſtandener Landtagscampagne. Dennoch 
mußte er ſich ſagen, daß er nicht nur nirgends Boden gewonnen, 
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ſondern in der Steigerung der Erbitterung und des Nationalitäten— 
haders großartige Fortſchritte gemacht. Selbſt in Tirol hatte er kein 
Terrain erobert: dafür aber hatte er die Bukowina verloren und die 
Ruthenen zu tödlichen Feinden, während gleichzeitig ſeine Stellung zu 
den Czechen und Polen ſich derartig umgekehrt, daß er nicht mehr der 
Führer, ſondern der Geſchobene war. Noch bedenklicher war es, daß 
von ſeinen neuerworbenen Freunden, den Jeſuiten, weder die Czechen 
noch die Polen etwas hören wollten. Am allerſchlimmſten aber er— 
ſchien, daß er, Ungarn gegenüber, die in der Thronrede vom 14. De— 
cember 1865 und in dem Reſcript vom 3. März 1866 feierlich ver— 
kündeten Principien, gemeinſame conſtitutionelle Behandlung der Ge— 
ſammtſtaatsangelegenheiten innerhalb der Grenzen, die das October— 
diplom feſtgeſtellt, ſowie Verweigerung jeder parlamentariſchen Son— 
derregierung für die Länder der Stephanskrone, weit von ſich ge— 
worfen. Indeß er, um ſich zu halten, drüben den einheitlichen Par— 
lamentarismus für die eine Hälfte der Monarchie zugab, wuchs ihm 
in der weſtlichen Reichshälfte der Föderalismus, in welchem jedes 
Partikelchen die Magyaren zu copiren trachtete, über den Kopf. Auch 
hatte der Graf durch ſeine Fügſamkeit nicht das Mistrauen der Ungarn 
erſchüttert, ſondern nur ihr Vertrauen, ihn mitſammt ſeinen altcon— 
ſervativen Collegen zu ſtürzen, um ein Beträchtliches gehoben. Bei 
Eröffnung des Reichstags erklärte „Naplö“: „man ſei nach zwei 
traurigen Friedensſchlüſſen allem Anſchein nach von einer conſtitutio— 
nellen Entwickelung weiter als je entfernt“ . . . ein trübſeliges Be— 
kenntniß für eine Partei, deren Werk das ganze Siſtirungsminiſterium war. 
Eötvös ſagte gleich darauf im Unterhauſe, über die gegenwärtige Re— 
gierung denke er gerade ſo wie der Vorredner Tiſza (von der Linken), 
dennoch würden die Wünſche des Landes bald in Erfüllung gehen, 
aber freilich nicht unter dieſer, ſondern unter der nachfolgenden Re— 
gierung. Deſſenungeachtet war das Eröffnungsreſeript vom 17. No— 
vember, als Antwort auf die Apriladreſſe, dem Landtage unzweifel— 
haft um einen gewichtigen Schritt entgegengekommen. Daſſelbe be— 
zeichnete nämlich das Elaborat der Funfzehner-Subcommiſſion „als 
geeigneten Anknüpfungspunkt für das Zuſtandekommen des Ausgleichs“ 
unter der Bedingung, daß darin noch Vorſorge für die Wahrung des 
einheitlichen Heeres-, Zoll-, Staatsſchulden- und indirecten Steuer— 
weſens getroffen würde. Ja, es gab auch weiter zu, daß die detaillirte 
Verwirklichung dieſer Bedenken ſowie die Modification der im März— 
reſcript als reviſionsbedürftig bezeichneten 1848er Artikel erſt „im 


Wege eines verantwortlichen Miniſteriums“, alſo nach Ernennung 
deſſelben vollzogen werde. Alles, was die Regierung noch verlangte, 
war mithin die principielle Erklärung des Landtags, bereitwillig auf 
ihre Forderungen eingehen zu wollen, nachdem die factiſche Wieder— 
herſtellung der Verfaſſung erfolgt ſein werde. Aber der Landtag be— 
harrte dabei, gar nicht eher über die Abänderung der 1848er Geſetze 
zu verhandeln oder das Elaborat über die gemeinſamen Angelegen— 
heiten vor das Plenum gelangen zu laſſen, als bis er ſich ein ungari— 
ſches Miniſterium gegenüberſah. Hinter der Weigerung der Siſtirungs— 
männer, in einem Streite nachzugeben, der durch ihre jetzige Schwen— 
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war, vermuthete der Reichstag nicht ohne guten Grund die verſteckte 
Abſicht, die Deakiſten nur erſt einmal zur Darreichung des kleinen 
Fingers zu bewegen, der dann ſchon die ganze Hand nach ſich ziehen 
werde. Sagte doch Tavernikus Sennyey bei der Adreßdebatte im 
Oberhauſe ganz offen: „Zwei parlamentariſche Regierungen unter 
Einem Fürſten betrachte er als nahezu unmöglich.“ Ein offenherziges 
Geſtändniß für eine Partei, die eben die Anſätze zu einem einheitlichen 
Parlament zerſtört und jetzt den parlamentariſchen Dualismus in das 
Gebiet der Chimären verwies! Myſtiſch, aber ganz im Sinne des 
Reſeripts, das nur die Entſcheidung auf die lange Bank ſchieben 
wollte, fuhr der Baron fort: „Nicht der Ausgangspunkt, nur der 
Schlußſtein der Verfaſſung könne das ungariſche Miniſterium werden.“ 
Da leuchtete denn doch der Wink klar hervor, nur die „freie Bahn“ 
offen und alles in der Schwebe zu erhalten, bis der Feudalismus und 
das Concordat nach Ueberwindung der Niederlage von Königgrätz 
wieder auf feſten Beinen ſtänden. „Ungarn“, fügte der Redner hoch— 
trabend hinzu, „muß moraliſch der Schwerpunkt des Reichs werden, 
weil es den andern Ländern die Fackel der Verfaſſungsmäßigkeit vor— 
angetragen.“ Aber in beiden Hälften der Monarchie war man ſich 
darüber klar, daß es die Feudalen und Altconſervativen geweſen, die 
1865 wie 1851 nicht die Fackel des Lebens, ſondern die ausgelöſchte 
Fackel des Todes für Oeſterreichs conſtitutionelle Beſtrebungen ge— 
tragen. 

Im Unterhauſe hatte Tiſza ſchon 107 Stimmen für ſich, als er 
beantragte, den Faden der Verhandlungen für abgeriſſen zu erklären, 
da die Forderungen der frühern Adreſſen unerfüllt geblieben ſeien. 
Doch ſiegte Deak mit 227 Stimmen, indem er vorſchlug, in einer 
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neuen Adreſſe zwar die alten Gravamina und namentlich die ſofortige 
Wiederherſtellung der Verfaſſung zu urgiren; zugleich aber zu ver— 
ſprechen, daß der Landtag ſeinerzeit, wenn die Siebenundſechziger— 
Commiſſion das Elaborat des Funfzehner-Ausſchuſſes dem Plenum 
unterbreiten werde, die Bemerkungen des Reſcripts über die gemein— 
ſamen Angelegenheiten in Erwägung ziehen wolle. Schon am 15. De— 
cember wurde eine Adreſſe in dieſem Sinne angenommen, die jedoch, 
um die Majorität zu erlangen, einen ungemein barſchen Ton an— 
ſchlagen mußte. Von der Reviſion der 1848er Artikel war mit keiner 
Silbe die Rede. Die Bemerkungen zu der Vorlage über die gemein— 
ſamen Angelegenheiten könne der Reichstag gegenwärtig nicht in Ver— 
handlung ziehen, da die betreffende Ausarbeitung erſt den Siebenund— 
ſechziger-Ausſchuß paſſiren müſſe: dieſen Theil des Reſeripts werde 
der Landtag mithin nur dann beantworten, „wenn er in der Lage ſein 
werde, über den ganzen Entwurf zu berathen“. In hundert Wen— 
dungen nun wiederholte die Adreſſe, daß daran gar nicht zu denken, 
ehe nicht durch Einſetzung eines ungariſchen Miniſteriums die factiſche 
Wiederherſtellung der Verfaſſung vollzogen ſei. „Abſolute Gewalt auf 
der einen Seite und auf der andern Seite eine ihrer verfaſſungs— 
mäßigen Freiheiten beraubte Nation werden nimmermehr zum Aus— 
gleiche gelangen“, dieſer Satz bildete den Angelpunkt des ganzen 
Schriftſtücks. Nachdem das Oberhaus am 19. December der Adreſſe 
beigetreten, ward fie am 23. in Wien dem Kaiſer übergeben, der 
Antwort durch ein Reſeript verhieß. An demſelben Tage wurde auch 
die kroatiſche Adreſſe in der Hofburg unterbreitet. Wie wenig es der 
Regierung gelungen war, auch nur die Slawen für ſich zu gewinnen, 
darüber hatte ſie auf dem agramer Landtage eigenthümliche Erfah— 
rungen gemacht. „Unter dem Einfluſſe dieſes Miniſteriums“, rief der 
Führer der Nationalen, Biſchof Stroßmayr, „werden wir nicht das 
kleinſte Geſetz zu Stande bringen, weil es aus Männern beſteht, die 
weder politiſchen Charakter noch irgendeine politiſche Bedeutung haben.“ 
Im übrigen trieben die Kroaten ihr altes Spiel, deſſen man aber 
nachgerade in Wien nicht minder überdrüßig geworden war als in 
Peſt. Wie 1848 ſchoben ſie die Reichseinheit vor, ſobald ſie ſich durch 
die Magyariſirungsgelüſte Ungarns bedroht ſahen, um dann, wie erſt 
jüngſt unter Schmerling, dem Reiche hinterdrein ein Schnippchen zu 
ſchlagen. Aber auf dieſe Leimruthe gingen die Deutſch-Oeſterreicher nach 
den Erfahrungen von 1861 nicht mehr, um ſo weniger, als die 
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agramer Herren denn doch auch dem Deak zu gut abgeſehen, „wie er 
ſich räuspert und wie er ſpuckt“, um nicht ſelbſt ihre dürftigen 
Scheinanerbieten zu Gunſten des Geſammtſtaats durch kindiſche Nach— 
äffung der peſter und prager Forderungen bezüglich ihrer eigenen 
Selbſtändigkeit gleich lahm zu legen. Das zeigte ſich ſowol bei der 
Adreßdebatte wie bei der Discuſſion des Berichts jener Regnicolar— 
deputation, die vor dem Ausbruche des Kriegs in Peſt mit den Dele— 
girten des ungariſchen Landtags verhandelt hatte. Die Adreſſe ſowie 
die Reſolution bezüglich der Stellung zu Ungarn hielten ſtarr an dem 
alten Standpunkte feſt, und wurden daher auch beide Angelegenheiten 
zuſammen am 17. bis 19. December abſolvirt. In der Adreſſe for— 
derte der Landtag natürlich wieder Dalmatien, die Militärgrenze, und 
diesmal auch noch die Quarneriſchen Inſeln; wenn er die gemeinſamen 
Angelegenheiten in dem Sinne des Octoberdiploms bemeſſen wollte, 
ſo war dies Zugeſtändniß um ſo werthloſer, als jetzt nicht blos jenes 
Diplom längſt zerriſſen war, ſondern Kroatien ſelbſt die zu dem 
Diplom wie die Fauſt aufs Auge paſſende Forderung hinzufügte, 
gleich den Ländern der Wenzels- und der Stephanskrone müßten auch 
die der „Zwonimirs“-Krone ſtatt der alten Dicaſterialregierung ihr 
verantwortliches Miniſterium bekommen. In Betreff Ungarns be— 
wegte ſich der Landtag auf dem Boden des Artikels 42 von 1861, 
der die Bande zwiſchen den Magyaren und Kroaten für zerriſſen er— 
klärte: das „dreieinige Königreich“ habe nicht den entfernteſten Beruf, 
den peſter Reichstag zu beſchicken, und werde ſein Verhältniß zum Ge— 
ſammtſtaate direct mit der Krone ohne Theilnahme Ungarns ordnen. 
Mit dieſen Documenten nun fand die Adreßdeputation in der Hofburg 
eine ungemein kühle Aufnahme. Der Kaiſer erwiderte auf Stroßmayr's 
lange kroatiſche Anſprache deutſch, was die Herren beſonders kränkte: 
er werde das Weitere veranlaſſen. Beuſt, den ſie mit einer Ausein— 
anderſetzung über die Wichtigkeit der Südſlawen für die orientaliſche 
Frage beehrten, dankte ihnen ironiſch für ihre „intereſſanten“ Auf— 
ſchlüſſe. Bei dem Hofkanzler Kuſſevic aber, der ihnen reinen Wein 
darüber einſchenkte, daß ſie jetzt Ungarn werden müßten, kam es gar 
zu einer förmlichen Scene mit dem Baron Jellacic, einem Vetter 
des 1848er Banus. Ihn erinnerte der Kanzler, daß der Hof nach den 
Begünſtigungen, die der Familie Jellacic widerfahren, das Recht habe, 
ſich von ihm einer regierungsfreundlichen Haltung zu verſehen. Der 
Baron replicirte, indem er auf die Verdienſte ſeines verſtorbenen 
Couſins um die Monarchie hinwies, und der Hofkanzler entgegnete 
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ſehr barſch, daß man über dieſe ſogenannten „Verdienſte“ heute anders 
denke als vor 18 Jahren. Tief verſtimmt kam die Adreßdeputation 
nach Agram zurück, und der Landtag nahm ſofort am 31. December 
eine Wahlordnung an, welche dem kroatiſchen Elemente für immer 
das Uebergewicht über das maghariſche ſichern ſollte; proteſtirte auch 
im bangen Vorgefühle der Dinge, die da kommen ſollten, gegen jede 
Octroyirung eines Wahlgeſetzes: ward aber eben dieſer Haltung wegen 
und auch, weil er ſich bei der Rekrutirung ſtörriſch bewies, am 10. Ja— 
nuar 1867 vertagt. 

Baron Beuſt war mittlerweile am 21. December in Peſt ge— 
weſen, um ſich in directe Verbindung mit den Führern der Deak— 
Partei zu ſetzen, die zugleich die zukünftigen Miniſter ſowie die leiten— 
den Perſönlichkeiten des Siebenundſechziger-Ausſchuſſes waren. Er 
ward in Peſt ſehr gut aufgenommen; und hier wurden zu jenen Ver— 
einbarungen die Grundſteine gelegt, die dann im Laufe des Januar 
vom Grafen Andraſſy zu einem vollſtändigen Programm ausgearbeitet 
wurden. Die Deakiſten erklärten präcis, welche Conceſſionen fie ſowol 
im Sinne des Novemberreſeripts an dem Siebenundſechziger-Elaborat 
als auch bei der Reviſion der 1848er Geſetze machen könnten. Man 
verſtändigte ſich, und Graf Andraſſy machte ſich anheiſchig, die von 
der Regierung verlangten Abänderungen in dem großen Verfaſſungs— 
ausſchuſſe durchzuführen. Sobald dies geſchehen, ſollte das ungariſche 
Miniſterium inſtallirt werden, um das amendirte Elaborat ſowie die 
Reviſion der 1848er Artikel vor das Plenum zu bringen. Um aber hier 
ſeines Erfolges ſicher zu ſein, begehrte Graf Andraſſy eine durchaus 
einheitliche Zuſammenſetzung des Miniſteriums, das ein ſtreng parla— 
mentariſches Majoritätscabinet ohne jede Beimiſchung altconſervativer 
Elemente ſein müſſe. Ohne Widerſpruch zu finden, hat Baron Beuſt 
ſpäter im Reichsrathe erklärt, daß Graf Beleredi dieſen Abmachungen 
nicht fremd geweſen ſei. Andererſeits ſteht es nicht minder feſt, daß 
Beuſt, und das mit allergrößtem Rechte, ſeine Reiſe nach Peſt mit 
dem durchſchlagenden Grunde motivirte: der Zielloſigkeit der Verhand— 
lungen müſſe einmal ein Ende gemacht werden, denn ihm komme es 
vor, als ob man eine Verſtändigung gar nicht wolle; ſonſt müßte man 
anerkennen, wie das Siebenundſechziger-Elaborat neben ungeheuer viel 
dummem Zeuge, unter einem Wuſte von Klagen, Bitten, Remi— 
niſcenzen, hiſtoriſchen Deductionen, doch auch einige fruchtbare poli— 
tiſche Gedanken enthalte. Längſt hatten Trefort und Deak der Regie— 
rung daſſelbe geſagt: mußten doch Beleredi und Majlath fühlen, daß 
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ſie verloren waren, ſobald die Liberalen dies- und jenſeits der Leitha 
ſich die Hand reichten. Nach der erwähnten Ausſage Beuſt's im Ab— 
geordnetenhauſe hebt ſich daher die Situation, wie ſie ſich um die 
Jahreswende geſtaltete, ziemlich durchſichtig dahin ab: Belcredi ließ 
ſeinen Buſenfreund Majlath fallen und verzichtete vorläufig, wenigſtens 
ſcheinbar, auf die Ausrottung des Parlamentarismus in Ungarn. Noch 
ſaß Beuſt nicht ſo feſt im Sattel, als daß der Vater der Siſtirungs— 


politik nicht hätte hoffen ſollen, ſich durch dieſe Conceſſion um fo. 


freiere Hand für fein feudal-ultramontan- nationales Régime in den 
Erblanden zu ſichern. Auf einem kleinen Umwege ließ ſich doch vielleicht 


noch der vorgeſteckte Zweck erreichen. Wenn die Liberalen in Peſt ans 


Ruder gelangten, was half es ihnen, falls Beleredi dafür ſorgte, daß 
mittlerweile in Wien eine flawiſch-klerikale Föderaliſten- und Gau— 
grafenverſammlung das Heft in die Hand bekam und höhniſch den 
angebotenen Ausgleich zurückwies? Beuſt wiederum mag ſich darauf 
verlaſſen haben, daß, ſobald nur erſt in Ungarn ein deakiſtiſches Mi— 
niſterium regiere, das Deutſchthum in den Erblanden von Tag zu 
Tag erſtarken und die peſter Regierung ſelbſt begreifen müſſe, wie 
ſie in kürzeſter Friſt verloren ſei, wenn auf der andern Seite der 
Leitha ſlawiſches Regiment herrſche und einerſeits mit Concordätlern 
und Altconſervativen, andererſeits mit den Slowaken, Serben, Kroaten, 
Rumänen Ungarns ein Bündniß abſchlöſſe. So wirft die Erklärung 
Beuſt's, daß Belcredi mit den peſter Decemberpunktationen einver— 
ſtanden war, nur ein um ſo helleres Licht auf die unbeſtreitbare That— 
ſache, daß von jetzt ab der Krieg bis aufs Meſſer zwiſchen beiden 
Staatsmännnern begann. Gleich am 31. December wurde denen, die 
an der Ausſöhnung mit Ungarn arbeiteten, ein tüchtiger Knüppel 
zwiſchen die Beine geworfen in Geſtalt einer Verordnung, welche der 
ganzen Monarchie die allgemeine Wehrpflicht octroyirte. Dieſe noch— 
malige Anwendung des Septemberpatents auf Ungarn, ſozuſagen dicht 
vor Thoresſchluß, rief in Peſt einen wahren Sturm des Unwillens 
hervor: darin, daß die Ordonnanz allen weſentlichen Beſtimmungen 
gleich Geſetzeskraft verlieh, den gleichgültigen Reſt aber als eine Vor— 
lage für eine nicht exiſtirende Reichsvertretung „der verfaſſungsmäßigen 
Behandlung vorbehielt“, erblickte man nur eine Ironiſirung des con— 
ſtitutionellen Princips. Im Unterhauſe beantragte Madaraſz von der 
äußerſten Linken eine Reſolution des Inhalts, daß die Verordnung 
vom 31. December „ungeſetzlich, ungültig und unausführbar“ fei, 
ſowie, daß „jeder Ungar, der zu ihrer Realiſirung mittelbar oder 
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unmittelbar hülfreiche Hand leiſte, ſich den geſetzlichen Strafen aus— 
ſetze“, die einzeln aus dem ungariſchen Corpus juris aufgezählt wur— 
den. Auch Tiſza von der Linken war empört, daß „der Landtag nur 
als conſtitutioneller Deckmantel für abſolutiſtiſche Zwecke benutzt werde“; 
wenn das Einſchreiten gegen dieſe Octroyirung ohne Erfolg bleibe, 
müſſe die Verſammlung auseinandergehen. So wurde denn am 
15. Januar im Unterhauſe mit allen Stimmen gegen die Madaraſz', 
und am 17. bei den Magnaten einſtimmig eine Adreſſe Deak's ange— 
nommen, deren Quinteſſenz ſich in den Stellen abſpiegelt: „Heben 
Ew. Majeſtät dieſe Verordnung und überhaupt alle Verfügungen auf, 
die mit Verletzung unſerer Verfaſſung durch die abſolute Gewalt er— 
laſſen ſind, und ſtellen Ew. Majeſtät factiſch ehemöglichſt unſere Ver— 
faſſung wieder her. Das Ziel, welches die Sicherheit und die geiſtigen 
wie materiellen Intereſſen des Reichs erheiſchen, kann nur erreicht 
werden, wenn die Verfaſſungsmäßigkeit ſowol in Ungarn als auch in 
Ew. Majeſtät übrigen Ländern vollkommen und in klarer Wirklichkeit 
ins Leben tritt.“ Am 22. Januar wurde dieſe Adreſſe in Wien über— 
geben und die betreffende Deputation vom Kaiſer freundlich dahin 
beſchieden: er hoffe, daß ein demnächſt zu erlaſſendes Reſcript allen 
Beſchwerden ein Ende machen werde. Allein die Wirkung des Schrift— 
ſtücks war nicht blos auf Ungarn beſchränkt, ſie erſtreckte ſich auch 
auf die Erblande. Die Anſpielung auf die Verfaſſungsmäßigkeit in 
den deutſch-flawiſchen Kronländern war ein Wink mit dem Zaun— 
pfahle, daß, wie groß auch die Zurückhaltung Ungarns bei allen nicht 
in ſeinen Bereich gehörigen Fragen geweſen, der peſter Landtag ſich 
denn doch nicht der Cognition darüber enthalten könne, ob dasjenige 
Organ, mit dem er über die gemeinſamen Angelegenheiten werde pac- 
tiren müſſen, die legale, zum Abſchluſſe berechtigte Vertretung der 
Erblande ſei. Und Graf Andraſſy ließ in Wien ſo manches Wort 
fallen, daß jener ſlawiſche Reichsrath, an deſſen Herſtellung der 
Staatsminiſter ſeit Neujahr arbeitete, von dem peſter Landtage als 
legitimer Bevollmächtigter der Erblande nicht werde anerkannt werden. 
So beſtätigte ſich Beuſt's Rechnung, daß ihm Succurs aus Ungarn 
nicht ausbleiben werde. 

Am 2. Januar nämlich hatte Beleredi durch einen wahren Meiſter— 
ſtreich der bisherigen Siſtirung der Februarverfaſſung deren Beſeitigung 
ſubſtituirt, indem er mittels kaiſerlichen Patents auf den Trümmern 
des engern Reichsraths eine ſlawiſche Beſeda errichtete und dieſer Fö— 
deraliſtenverſammlung die Abgabe jenes „gleichgewichtigen Votums“ 
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übertrug, welches das Septemberpatent den „legalen Vertretern“ der 
Erblande bezüglich des Ausgleichs mit Ungarn vorbehalten. Baron 
Beuſt's Unterſchrift auf dieſem Patent konnte allerdings kaum ehr— 
licher gemeint ſein als die Zuſtimmung des Staatsminiſters zu deſſen 
Vereinbarungen mit Andraſſy. Deſſenungeachtet mußte der bloße Um— 
ſtand, daß jene Signatur daſtand, die Deutſchen vollſtändig an Beuſt 
irremachen. Kein Wunder, wenn man bedenkt, daß in dem Moment, 
wo die Herſtellung der Verfaſſung in Ungarn ſo gut wie ein fait 
accompli war, Beleredi mit Beuſt's Hülfe durchſetzte, was ihm allein 
ſelbſt in der Fülle ſeiner Macht nicht gelungen. Jubelte nicht das 
„Vaterland“, jetzt endlich entſchließe ſich die Regierung, den Liberalen 
zu ſagen, daß die „Siſtirung“ identiſch mit Aufhebung ſei, eine Lehre, 
die man ihnen ſchon vor anderthalb Jahren hätte ertheilen ſollen? 
Frohlockte nicht Rieger, deſſen Erwartungen vor vier Monaten ſchon 
ſo weit gedämpft waren, daß er mit den deutſchen Autonomiſten ver— 
handelte: „Richtig benutzt, entſcheidet dieſer Moment über die ſlawiſche 
Zukunft Oeſterreichs?“ Einer der ſpätern Collegen Beuſt's ſagte da— 
mals von ihm: „Das iſt ein ſehr gefährlicher Mann, der durch ſeine 
Manier, die Dinge auf die leichte Achſel zu nehmen, großes Unheil 
über Oeſterreich bringen kann!“ Das Januarpatent vernichtete durch 
Einen Streich die Februarverfaſſung, indem es die berechtigten An— 
ſprüche der Erblande auf eine cisleithaniſche Centralvertretung zu er— 
füllen vorgab, gleich jenem Maler, der mit Einem Pinſelſtriche ein 
lachendes Geſicht in ein weinendes verwandelte. Die 17 Landtage 
wurden aufgelöſt und die regelmäßigen Neuwahlen ausgeſchrieben. 
Die auf den 11. Februar einberufenen neuen Landtage ſollten dann 
die Wahlen für einen „außerordentlichen“ Reichsrath vornehmen, wobei 
es in ihr Belieben gegeben war, entweder das in der Februarverfaſ— 
ſung vorgeſchriebene Gruppenſyſtem einzuhalten, oder frei aus dem 
Plenum zu wählen. Das ſolchergeſtalt gebildete Abgeordnetenhaus 
ſollte dann über die Propoſitionen des peſter Landtags „berathen“, 
wobei ihm als Erſte Kammer einfach das Schmerling'ſche Herrenhaus 
an die Seite geſetzt ward. Mit andern Worten: nachdem Beleredi 
in Ungarn den Dualismus acceptirt, geſtand er nunmehr, wie die 
Siſtirung des engern Reichsraths, für welche er ſo ſchöne Phraſen 
von Autonomie und Völkerrecht ins Feuer geführt, gar keinen andern 
Zweck gehabt habe, als in dem Abgeordnetenhauſe den Slawen, Gau— 
grafen und Jeſuiten die unbedingteſte Majorität zu ſichern, ſodaß die 
Reviſion der Februarverfaſſung nur in dem Sinne des Concordats, 
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des Feudalismus und der „Nationalen“ erfolgen konnte, womit denn 
auch der Hebel gegeben war, einen heilſamen Dämpfer auf den Par— 
lamentarismus der Ungarn zu ſetzen. Dafür aber, daß Beleredi in 
ſeinem „Außerordentlichen“ nicht nur die Mehrheit, ſondern ſogar die 
zur Verfaſſungsreviſion erforderliche Zweidrittelmajorität hatte, war 
ausreichend geſorgt. Wenn die neugewählten Landtage einfach aus 
dem Plenum wählten, ohne an die verfaſſungsmäßigen Gruppen ge— 
bunden zu ſein, ſo war es klar, daß die unzweifelhaften czechiſchen 
Majoritäten in Prag und Brünn nicht Einen Deutſch-Böhmen oder 
Deutſch-Mährer, die polniſche Majorität in Lemberg nicht Einen Ru— 
thenen, die ſloweniſche in Laibach nicht Einen krainer Deutſchen, die 
„glaubenseinheitliche“ in Innsbruck nicht Einen Liberalen in den „Außer— 
ordentlichen“ ſandte. Damit hatte Beleredi vollauf die Mehrheit, und 
dieſelbe war leicht bedeutend zu ſteigern, weil einerſeits noch die De— 
putirten der kleinen ſlawiſchen Landtage dazu kamen, andererſeits ſich 
vorausſehen ließ, daß gerade die feindſeligen deutſchen Landtage ſich 
an das verfaſſungsmäßige Gruppenſyſtem halten würden. Dadurch 
ward dann ſo mancher ganz verfaſſungstreue Landtag, ſelbſt der nieder— ö 
öſterreichiſche gezwungen, aus der Großgrundbeſitzer-Curie ein paar 
Feudale von echtem Schrot und Korn in den „Außerordentlichen“ zu 
ſchicken: denn dafür, daß bei dieſen Neuwahlen das gemäßigt liberale 
Element aus den Landtagsboten des Großgrundbeſitzes allenthalben faſt 
ganz ausgeſchieden wurde, ſorgte die Regierung ſchon. So trefflich 
waren die Würfel präparirt, daß, wie ſie auch geſchüttelt werden 
mochten, ſie immer auf die feudal-ultramontane Seite gegen das con— 
ſtitutionelle Bürgerthum, für die „intereſſanten“ Nationalitäten wider 
die Deutſch-Oeſterreicher fallen mußten. Ein wirkſames Mittel der 
Gegenwehr war nicht leicht zu finden. Wählten die deutſchen Land— 
tage gar nicht, ſo drohte die Regierung mit Ausſchreibung directer 
Wahlen: und daran, daß die Deutſch-Oeſterreicher etwa, gleich den 
Magyaren und Szeklern Siebenbürgens, oder den Italienern Süd— 
tirols, jahrelang nicht müde geworden wären, immer auf der Walſtatt 
zu erſcheinen und immer per majora denſelben, das Mandat nicht 
benutzenden Abgeordneten ihre Stimmen zu geben, war natürlich nicht 
zu denken: bei dem erſten Anlaufe wären Minoritätswahlen zu Stande 
gekommen. Es mußte alſo gewählt werden, aber mit dem Zuſatze: 
für den regelmäßigen Reichsrath, ſobald Se. Majeſtät ihn einberufen 
würde; nicht für den „Außerordentlichen“ — nur ſo konnte man die 
unmittelbaren Wahlen abſchneiden. Dann aber ſtellte ſich Kaiſerfeld's 
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Bedenken als richtig heraus, daß gerade die nach Gruppen wählenden 
Landtage ihrer Abgeordneten am wenigſten ſicher ſeien: denn ſie muß— 
ten Großgrundbeſitzer wählen; ſie durften denſelben keine Inſtructionen 
ertheilen, weil das Januarpatent und die Februarvexfaſſung dies gleich— 
mäßig verboten. Mithin wäre vielleicht kein einziges Kronland ganz 
unvertreten geblieben, da es kaum wahrſcheinlich iſt, daß die adelichen 
Herren ſich lange geweigert hätten, das ihnen für den geſetzmäßigen 
Reichsrath übertragene Mandat auch im „Außerordentlichen“ auszu— 
üben, wenn der Kaiſer es anbefahl. Der Troſt alſo, daß eine Re— 
präſentanz ohne Deutſche von vornherein mit Unfruchtbarkeit geſchlagen 
ſei, war nicht viel werth. Denn außer dieſen Großgrundbeſitzern und 
den „glaubenseinheitlichen“ Tirolern tragen ja die ärgſten Czechomanen 
unter den Magnaten in Brünn und Prag rein deutſche Namen; ja 
auch unter den bürgerlichen Elementen der Czechen und Slowenen 
kommen ſo urdeutſche Benennungen wie Brauner, Grünbaum, Zeit— 
hammer, oder Bleiweis und Einſpieler häufig genug vor. Nominell 
hätte es mithin gewiß in dem „Außerordentlichen“ an Deutſchen nicht 
gefehlt. Was alſo beginnen? Man konnte eben nur das relativ Beſte 
thun; und da war es denn ſchon ein Gewinn, daß Kaiſerfeld, der 
diesmal mit einer Erklärung die Initiative ergriff, wenigſtens die un— 
glückſelige Idee beſeitigte, etwa gar auf Grund des Jannarpatents 
für den „Außerordentlichen“ zu wählen und dieſen dann unter Proteſt 
zu verlaſſen. „Das Patent ſchlägt unſerer Verfaſſung den Boden 
aus“, ſchloß das Manifeſt der ſteiriſchen Deputirten, „proteſtiren wir 
nicht durch Wahlverweigerung, ſo waren alle unſere Adreſſen nur eitle 
Renommage und wir politiſche Kinder. Geben die Deutſchen nach, ſo 
iſt es für lange um ſie geſchehen, ohne daß ſie Oeſterreich gerettet 
haben werden.“ Demgemäß beſchloß denn auch eine, von Ober- und 
Niederöſterreich, Steiermark, Böhmen, Mähren, Schleſien, Salzburg, 
Krain beſchickte Deputirtenconferenz, die am 13. Januar in Wien bei 
dem Baron Pratobevera abgehalten ward und der ſich die Liberalen 
von Kärnten, Tirol und Vorarlberg brieflich anſchloſſen: die Wahlen 
für den „Außerordentlichen“ abzulehnen und auf Grund der Februar— 
verfaſſung die Wahlen für die Landesausſchüſſe ſowie für den legalen 
Reichsrath vorſchriftsmäßig zu vollziehen. 

Alles kam mithin für den Grafen Beleredi darauf an, die Wahlen, 
welche Ende Januar und Anfang Februar ſtattfanden, feſt in die Hand 
zu nehmen. Und da entfaltete der Staatsminiſter nun eine praktiſche 
Energie und Rückſichtsloſigkeit in der Anwendung ſeiner Mittel, daß 
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es denen wie Schuppen von den Augen fiel, die ihn bis dahin für 
einen doctrinären Träumer voll Sanftmuth und Milde genommen. 
Ja, indem er den Adel, den Klerus und die Bureaukratie für ſich 
aufbot, entwickelte er einen Preſſionsapparat, der an dem Ausgange 
des Kampfes von vornherein nicht den leiſeſten Zweifel geſtattete. 
Gleich am 2. Januar ging ein förmlicher Ukas Beleredi's an die 
Statthalter ab. Der Mann, der verbriefte Verfaſſungen als „Fictionen“ 
behandelte, klagte darin, daß „die Zeit ein unheilvolles Gepräge tiefer 
Erſchütterung der Autorität an ſich trüge“ und hielt der Beamtenwelt 
als ihre „heiligſte Pflicht“ vor, bei den Wahlen „das Beiſpiel treueſter 
Pflichterfüllung zu geben“. Dieſem Erlaß zufolge „geſtatteten die 
heiligſten Intereſſen des Thrones und des Staates nicht, ein Auf— 
treten, das im Kampfe gegen die Intentionen der Regierung iſt, ja 
auch nur ein rath- und thatloſes Zuſehen bei den Wahlen zu dulden“. 
Graf Toggenburg in Tirol ſecundirte dem Miniſter ſofort mit einem 
Circular, das den Beamten mit dürren Worten anbefahl, „in keinem 
Falle bei den Landtagswahlen Männern, die für die Nichtbeſchickung 
des Außerordentlichend votiren würden, ihre Stimmen zu geben“. 
Daß man es hier mit keinen leeren Drohungen zu thun habe, ſah die 
Bureaukratie, als Beleredi einen der einflußreichſten Führer jener 
Mittelpartei, die bisher auf dem mähriſchen Landtage den Ausſchlag 
gegeben, den Staatsanwalt-Subſtituten Chlumetzky aus Brünn, nach 
Wien beſchied und ihm die Alternative ſtellte, auf jede Theilnahme 
an der Wahlbewegung oder auf ſein Amt zu verzichten. Chlumetzky 
that ſofort das letztere: für alle ſeine Collegen aber war es ein 
Memento mori, daß ſelbſt einem untergeordneten richterlichen Functionär 
nicht mehr eine ſo gemäßigte Oppoſition geſtattet ſein ſollte wie die 
der mähriſchen Mittelpartei, die doch jede Demonſtration für wie gegen 
das Septemberpatent hintangehalten hatte. Gleichzeitig arbeitete die 
ungeſtempelte Kreuzerpreſſe, welche der Miniſter ſeit November illegaler— 
weiſe in Wien, Prag, Graz und andern großen Städten gegründet, 
um die unabhängigen Volksblätter, die allein 1 Kreuzer Stempel zahlen 
müſſen, todt zu machen, mit offenen Denunciationen gegen Beamte, 
die ſich „wider den Willen des Kaiſers“ auflehnten. Desgleichen 
publicirten Beleredi und Komers in der zweiten Jauuarhälfte eine 
Reihe von Verordnungen „über die Reform der politiſchen Verwaltung“ 
für die einzelnen Kronlande, wie Salzburg, Galizien, Krain, Kärnten 
u. ſ. w., wobei neben dem offenkundigen Zwecke, Einführung der 
Gemeindeautonomie und Trennung der Juſtiz von der Adminiſtration, 
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immer noch die geheime Abſicht verfolgt ward, mittels der Reorganiſation 
die neuen Bezirke ſo zu legen, daß in den Ländern mit gemiſchter 
Bevölkerung die Deutſchen den Slawen geopfert wurden. Vortrefflich 
bewährte ſich die Liga der Regierung mit dem Klerus. Selbſt dem 
Cardinal Rauſcher war in der letzten Landtagsſeſſion bei den Angriffen 
auf das Concordat ſein Centralismus dermaßen abhanden gekommen, 
daß er Hirtenbriefe zu Gunſten des „Außerordentlichen“ erließ. Allein 
ſeine wunderbare Vollkraft konnte dies Bündniß erſt da entfalten, wo 
der Staatsminiſter durch den Curatklerus auf dem Lande zugleich über 
die „Nationalen“ gebot. So in Krain, wo die Bauern unter Führung 
des Pfarrers und mit Kirchenfahnen zur Wahlurne förmlich wall— 
fahrteten, ſelbſt in den paar Städten die Wahlverſammlungen durch 
Invaſionen vom Lande terroriſirt und außerhalb der Großgrund— 
beſitzercurie lauter Slowenen in den Landtag gewählt wurden. In 
Mähren wurde eine vom olmützer Kapitel ausgehende Wahlbroſchüre 
in czechiſcher Sprache durch Regierungsbeamte colportirt, worin geradezu 
die Rechtstitel Franz Joſeph's auf die Thronfolge beſtritten wurden, 
ſolange er die Privilegien der Wenzelskrone nicht anerkannt habe. 
Wenn der Staatsminiſter ſpäter erklärte, dieſem Unfuge fern geſtanden 
zu haben, ſo beweiſt das eben nur, daß ihm die Zügel des Regiments 
in Mähren bereits ebenſo wie in Krain entſchlüpft und in die Hände 
des Klerus übergegangen waren. Denn daß dies Pamphlet von den 
Staatsdienern eifrigſt verbreitet wurde, ſteht feſt; Bürgermeiſter Giskra 
in Brünn ließ noch in aller Eile eine Ueberſetzung davon für den 
Erzherzog Albrecht nach Wien beſorgen, der es vielleicht zuzuſchreiben 
iſt, wenn in der mähriſchen Großgrundbeſitzercurie die Bevollmächtigten 
der dort angeſeſſenen Erzherzoge gegen die feudal-nationale Liſte 
ſtimmten. Im übrigen that auch das Bündniß mit dem Adel allent— 
halben ſeine Schuldigkeit: überall, Wien voran, ſtimmten die mit dem 
Hofe zuſammenhängenden Magnaten für die gouvernementale Liſte, 
ſodaß die Großgrundbeſitzercurie der meiſten Landtage jetzt faſt nur 
aus geſunden Gaugrafen beſtand, womit denn namentlich in Böhmen 
und Mähren der Regierung eine zermalmende czechiſch-feudale Majorität 
geſichert war. Freilich gibt es, beiläufig bemerkt, auch wieder Kron— 
länder, wo gerade der Großgrundbeſitz das freiheitlichere Element ver— 
tritt, weil er nur behäbigen, meiſt bürgerlichen Wohlſtand, kein 
Magnatenthum repräſentirt und ſich dabei, ſei es wie in Tirol durch 
den Kampf gegen „glaubenseinheitlichen“ Stumpfſinn, ſei es wie in 
Krain durch das Ringen deutſcher Cultur mit floweniſcher Roheit, 
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zum Hort aufgeklärten Freiſinns durchgearbeitet; aber da bildete denn 
auch eben die Großgrundbeſitzercurie eine Inſel, die von der regctionären 
Brandung der andern Curien vollkommen überflutet ward. Der 
Staatsminiſter mochte ſich daher mit gerechtem Stolze ſagen, daß er 
geleiſtet, was irgend zu leiſten war, und daß er alle Urſache habe, 
mit dem Ergebniſſe zufrieden zu ſein. Allein er hatte auch noch ein 
Uebriges gethan, indem er ſich durch ein äußerſt gewandtes Kunſtſtück den 
Weg mitten ins feindliche Lager bahnte. Wer den Deutſch-Oeſterreicher 
nicht kennt, der ſollte es für unmöglich halten, daß unter den obwaltenden 
Umſtänden eine Bewegung in Gang gebracht wurde, welche mit einem 
gewiſſen Erfolge die Loſung proclamirte: „Der eigentlich Freiſinnige 
iſt Beleredi, weil er uns das «gleichgewichtige Votum) Ungarn gegen— 
über wahren will, während Beuſt die Erblande willenlos nach der 
Magyarenpfeife tanzen läßt! Die eigentlichen Reactionäre ſind jene, 
die nach der Februarverfaſſung rufen, obſchon wir deren Nichtsnutzigkeit 
unter Schmerling zur Genüge erprobt; während wir vielmehr den 


ſlawiſchen Brüdern die Hand reichen ſollten, um den KAußerordent- 
lichen» zu einer Conſtituante emporzuheben und uns dann die kremſierer 


Verfaſſung zurückzuerobern!“ Dennoch glückte es Beleredi, eine ſolche 


Agitation in Gang zu bringen. Den Anfang machte am 8. Januar 
eine Amneſtie, die allen unter Schmerling verurtheilten föderaliſtiſchen 


Journaliſten die Rechtsfolgen des Spruchs nachſah, d. h. ihnen ihr 
Wahlrecht wiedergab. Dann wurde im ſtillen vielen 1848er Ver— 
urtheilten ihr Wahlrecht reſtituirt, weil ſie doch jedenfalls für die 
kremſierer Verfaſſung eintraten und dadurch natürlich praktiſch nur 
das eine Reſultat herbeiführten, der Februarverfaſſung eine Reihe von 
Stimmen zu entziehen. Allerdings fehlte es nicht an Männern, die 
nicht Luſt hatten, die Demokratie zur Handlangerin des Feudalismus 
zu erniedrigen; der bekannte Dr. Fiſchhof erklärte in den Zeitungen, 
daß er gar nicht daran denke, von dem Wahleertificate Gebrauch zu 
machen, das der Miniſter ihm ins Haus geſchickt. Dagegen ſtimmte 


Schuſelka feine Wochenſchrift „Reform“ nach dem miniſteriellen Diapaſon; 
der zurückgekehrte ungariſche Emigrant Franz Pulßky ließ ſich von 


Beleredi zu Unterhandlungen mit den Parteiführern der Liberalen bei 


Pratobevera misbrauchen, bis dieſe ihn fpazieren ſchickten; es bildete 
ſich in Wien eine deutſch-föderale Fraction, die aus einigen, freilich 


nur theilweiſe deutſchen Bürgern und Gemeinderäthen, mit dem letzten 

wiener vormärzlichen Cenſor Umlauf an ihrer Spitze, beſtand und 

den Slawen Brüdergruß und Freundſchaft im Namen der wahren 
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Demokratie bot. Abwechſelnd drohte und ſchmeichelte Beleredi, wie er 
dem Abgeordneten Schindler ſagte: „Die Deutſchen thun nicht gut 
daran, mich im Stiche zu laſſen; die Czechen treten mit Forderungen 
an mich heran, denen ich iſolirt auf die Dauer kaum werde wider— 
ſtehen können!“ In den wiener Wählerverſammlungen arbeiteten 
radicale Redner als kryptogame Agenten der Siſtirungspolitik, und ſie 
drangen wirklich in einem der demokratiſchſten Bezirke durch. Was 
konnte Graf Beleredi mehr verlangen? 

Einen Kummer hatte der Staatsminiſter allerdings inzwiſchen 
erlitten: Graf Lariſch war am 21. Januar von dem Poſten des 
Finanzminiſters zurückgetreten und hatte feinen Sectionschef, Baron 
Becke, zum proviſoriſchen Nachfolger erhalten. Noch am 30. December 
hatte Lariſch ſeinen unverwüſtlichen Humor bewieſen, indem er die 
Veröffentlichung des Finanzgeſetzes für 1867, welches ein Deficit von 
78 Millionen präliminirte, mit einem Motivenberichte begleitete, worin 
es unter anderm wörtlich hieß: „Eine beſonnene und leidenſchaftsloſe 
Erwägung der Sachlage könne nicht verkennen, daß das beharrlich 
angeſtrebte Ziel der Herſtellung eines völligen Gleichgewichts zwiſchen 
Ausgaben und Einnahmen bereits nahe gerückt ſei.“ Aber das hatte 
ihn denn doch etwas aus dem Gleichgewichte gebracht, daß er am 
8. Januar endlich in die auszugsweiſe Veröffentlichung jenes Berichts 
vom 14. September hatte willigen müſſen, in dem die Staatsſchulden— 
Controlscommiſſion mit ihrem Rücktritt drohte, falls ihr nicht die 
Mittel geboten würden, die Fabrikation der Staatsnoten erfolgreich 
zu überwachen. An demſelben Tage wurde ein Geſetz publicirt, wonach 
jede Anweiſung des Miniſters zur Anfertigung oder Herausgabe von 
Notenpapier der Gegenzeichnung ſeitens der Commiſſion bedurfte und 
die Excellenz unter Ueberwachung ihrer eigenen Subalternbeamten ge— 
ſtellt wurde, indem dieſe „bei perſönlicher Verantwortlichkeit und Haftung“ 
angewieſen wurden, eine etwaige Ordre des Grafen Lariſch ohne Con— 
traſignatur der Commiſſion „auf keinen Fall in Vollzug zu ſetzen“. 
Das war ſelbſt für einen Lariſch zu ſtark! Jedenfalls indeſſen ſtand 
Belcredi's Partie vortrefflich, hundertmal beſſer als diejenige Beuſt's: 
da erfuhr Wien nach zwei Feiertagen am 3. Februar plötzlich, der 
Staatsminiſter habe ſeine Dimiſſion eingereicht und dieſelbe ſei ange— 
nommen worden. Der Mann, der den Jammer von Königgrätz über— 
lebt, mußte jetzt ohne andern ſichtbaren äußern Anſtoß, als den 
Widerſtand der von ihm ſo verachteten Deutſchen, weichen, mußte 
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weichen in eben dem Momente, wo er plein pouvoir erhalten, ſeinen 
Schlachtplan dieſſeits der Leitha ganz nach eigenem Ermeſſen durchzu— 
führen und wo er ſich zu dem Behufe in einer Weiſe das Terrain 
geebnet und die Figuren zurechtgelegt, daß, wenn auch nicht ſein eigener 
Erfolg geſichert, doch der ſeiner Gegner mindeſtens ganz gewaltig viel 
ſchwerer war als vor dem Erlaſſe des Januarpatents. 


Berichtigung und Zuſatz. 


Seite 155, Zeile 9 v. u., ſtatt: 1863, lies: 1862 

Seite 105. Das Februarpatent und die Landesſtatute bezeichuete Kuranda 
in einer Rede über die Vermehrung der Abgeordneten Wiens am 6. December 
1872 im niederöſterreichiſchen Landtage als eine „Improviſation“ des Hofraths 
und Creditanftalt- Divectors Baron Mayrau, der als Cajetan Mayer im 48er 
Reichstage bis zum Staatsſtreiche von Kremſier geſeſſen (ſ. I, 78). Der Redner 
nannte keinen Namen; aber der Fingerzeig war für Eingeweihte deutlich genug. 
Die Wahlordnungen, fügen wir aus authentiſcher Quelle hinzu, waren von 
Laſſer, Mayrau und dem Verfaſſer aller Schmerling'ſchen Staatsſchriften, Mi— 
niſterialrath Perthaler, ausgearbeitet — natürlich in dem Sinne, das ſteuer— 
fähige und eulturtragende Element der 7½ Millionen Deutſchen in den Erb— 
landen gegen Ueberflutung durch die 10 Millionen Nord- und Südflawen zu 
ſichern, die mit Ausnahme der Czechen ſelbſt finanziell von den Deutſchen über 
Waſſer gehalten werden müſſen. Eine Beſchickung des Abgeordnetenhauſes durch 
den peſter Landtag lag für die erſte Zeit auch nicht einmal im Wunſche der Re— 
gierung, die zunächſt nur durch ein weſentlich deutſches Parlament alle, für die 
Reichseinheit bedenklichen Fragen erledigen laſſen wollte, ehe ſie allmählich 
die Magyaren und die Slawen der ungariſchen Reichshälfte in den Reichsrath 
einfügte. 
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